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(A) 


(C) 


219. Sitzung 


Bonn, den 5. Juni 1986 


Beginn: 8.00 Uhr 


Vizepräsident Stücklen; Die Sitzung ist eröffnet 

Ich rtife Zusatzpunkt 2 der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Stunde 

Haltung der Bundesregierung zum Störfall 
im Hochtemperaturreaktor in Hamm-Uen- 
trop (THTR 300) 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat gemäß Nr. 1 c der 
Anlage 5 unserer Geschäftsordnung eine JVktuelle 
Stunde zu dem genannten Thema verlangt Ich er- 
öffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Schulte (Menden). 

(B) Schulte (Menden) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Am 4. Mai ereignete 
sich ein Störfall im Hochtemperaturreaktor bei 
Hamm, genau zu jener Zeit als die Strahlenwolke 
aus Tschernobyl Nordrhein-Westfalen erreicht hat- 
te. Um den Reaktor herum wurden extrem hohe 
Strahlenwerte gemessen. Die Bevölkerung war be- 
sonders erregt und besorgt. Trotzdem waren weder 
die Betreiber des THTR noch die SPD-Landesregie- 
rung bereit, die Öffentlichkeit über den Störfall zu 
informieren. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das ist doch nicht 
wahr!) 

Dies ist weniger auf fehlende Sensibilität der Atom- 
lobby und der SPD- Politiker zurückzuführen, son- 
dern ist vielmehr ein ungeheuerlicher Vertu- 
schungsversuch im Windschatten von Tschernobyl. 

(Beifall bei dön GRÜNEN) 

Allzu gerne wollte man eine öffentliche Diskus- 
sion über den Reaktortyp vermeiden, der technisch 
dem Katastrophenreaktor von Tschernobyl am mei- 
sten gleicht 

(Frau Hönes [GRÜNE]: So ist es!) 

und als Lieblingskind des Kandidaten Rau bezeich- 
net werden muß. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Genau!) 

Deshalb wurde der Unfall in Hamm-Uentrop von 
den Betreibern zunächst auch geleugnet. Dieselbe 
Atomlobby, dieselben verantwortlichen Politiker, 
die sich über die lückenhafte Informationspolitik 
der Sowjetunion aufregen, verheimlichten gleich- 


zeitig den betroffenen Menschen diesen Störfall 
und die Freisetzung von Radioaktivität. Meine Da- 
men und Herren, heuchlerischer geht es nicht 
mehr! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ohne den Mut von Beschäftigten, Informationen 
weiterzuleiten, und ohne Untersuchungen durch un- 
abhängige Wissenschaftler wäre dieser Störfall 
nicht bekanntgeworden. 

Und es kommt noch schlimmer, denn am 21. Mai 
ereignete sich ein weiterer Störfall in dem Hammer 
Pannenreaktor, und wieder einmal haben die Be- 
treiber abgewiegelt und erst gestern den Vorfall zu- 
gegeben. Was nützen uns eigentlich Unter suchungs- (D) 
kommissionen der Landesregierung, was nützen 
uns die Sprüche des NRW-Wirtschaftsministers Jo- 
chimsen von lückenloser Aufklärung, wenn wieder 
einmal nur auf öffentlichen Druck hin die Wahrheit 
ans Licht kommt? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Solange die Atomlobby und die mit ihr verfilzte 
Landesregierung unter sich bleiben, bleibt der Ein- 
druck bestehen, daß lebenswichtige Interessen der 
Bevölkerung unter den Teppich gekehrt werden. 

Meine Damen und Herren, die Konsequenz kann 
nur lauten: Der Hochtemperaturreaktor muß für 
immer abgeschaltet bleiben. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Deshalb werden wir hierzu heute nachmittag einen 
Antrag einbringen, und ich hoffe, zumindest viele 
Sozialdemokraten — auf der rechten Seite des Hau- 
ses sind ja sowieso Hopfen und Malz verloren — 
werden genauso wie der Stadtrat in Dortmund aus 
dem falschen Konzept des THTR aussteigen und 
einsehen, daß dieses Konzept der Kohleverflüssi- 
gung gescheitert ist 

Meine Damen und Herren, das Atomkraftwerk 
bei Hamm wird zeigen, wie ernst die Sozialdemo- 
kraten es tatsächlich mit dem Ausstieg aus der 
Atomenergie meinen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: So ist es!) 



16852 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 219, Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Juni 1986 


Schulte (Menden) 

(A) Die Frage, ob der Hochtemperaturreaktor seinen 
Betrieb wieder aufnimmt, wird zum entscheidenden 
Glaubwürdigkeitstest für die SPD, 

(Stahl (Kempen] [SPD]; Das sind doch 
Phrasen!) 

denn beim THTR ist ganz konkret die Möglichkeit 
des Ausstiegs vorhanden. Da die Unfälle zunächst 
abgestritten wurden und mindestens ein Störfall 
nicht ordnungsgemäß gemeldet wurde, ist die vor- 
geschriebene Zuverlässigkeit der Reaktorbetreiber 
nicht gegeben 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

— Sie wissen ganz genau, daß diese Zuverlässigkeit 
in § 7 des Atomgesetzes vorge schrieben ist — , so 
daß die Landesregierung, aber auch die Bundesre- 
gierung die Pflicht hat, den Betreibern die Betriebs- 
erlaubnis zu entziehen. Die endgültige Stillegung 
des THTR ist sicherheitspolitisch das Gebot der 
Stunde und energiewirtschaftlich ohne jede 
Schwierigkeit machbar. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Genau!) 

Für die Stromversorgung in NRW spielt dieses 
Atomkraftwerk überhaupt keine Rolle. Das weiß 
auch die SPD-Landesregierung. Wenn sie ange- 
sichts dieser Situation dennoch grünes Licht für 
den Weiterbetrieb des Hochtemperaturreaktors ge- 
ben sollte, wäre dies nicht nur kriminell, sondern 
auch das Ende ihrer Glaubwürdigkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Alles sozialdemokratische Gerede vom Ausstieg aus 

(B) der Atomenergie entpuppte sich als taktisches 
Sonntagsgeschwätz. 

(Dr, Schierholz [GRÜNE]: Und dabei for- 
dern die, daß das so schnell wie möglich 
geschehen soll! — Weiterer Zuruf von den 
GRÜNEN: Das ist es ja auch!) 

Damit es nicht so weit kommt, möchte ich die Bau- 
ern und Atomkraftgegner aus meiner Heimat er- 
muntern, ihre Blockade vor dem Reaktor fortzuset- 
zen und zu verstärken. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Hamm-Uentrop muß der Beginn des Ausstiegs 
aus der Atomenergie sein. Mag diese Bundesregie- 
rung die surrealistischen Horrorszenarien der 
Atomindustrie über die Folgen eines Ausstiegs aus 
den AKWs noch so drastisch überziehen, immer 
mehr Menschen wollen aus dieser teuflischen 
Atomtechnologie raus, immer mehr Menschen wis- 
sen, daß dies technisch machbar, umweltpolitisch 
und energiepolitisch sinnvoll ist. 

Deshalb rufe ich alle Bürgerinnen und Bürger im 
Namen der GRÜNEN auf, am Samstag in Brokdorf, 
Wackersdorf und in Hamm gegen die wahnsinnige 
Atompolitik der Regierung gewaltfrei zu demon- 
strieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Stahl [Kem- 
pen] [SPD]: Alles Phrasen!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, die 
Aktuelle Stunde ist kein Platz für Aufrufe zu De- 
monstrationen. 


Das Wort hat der Herr Abgeordnete Boroffka. (C) 


Boroffka (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Als Galileo Galilei 

(Catenhusen [SPD]: Damit fangen Sie im- 
mer an!) 

— das ist das zweite Mal, 

(Heiterkeit bei der SPD und den GRÜ- 
NEN) 

und man kann es nicht oft genug wiederholen — 

(Catenhusen [SPD]: Sehr wahr!) 

leise das Wort vor sich hinflüsterte — damals aus 
Angst — „Und sie bewegt sich doch“, war die Zeit in 
einem Umbruch. 

(Duve [SPD]: Boroffka, der Galilei des 
Deutschen Bundestages!) 

— Ach, wissen Sie, Herr Duve, bei Ihren Zwischen- 
rufen denke ich immer an das schöne deutsche 
Sprichwort: Das schlechteste Rad am Wagen knarrt 
immer am lautesten. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und den 
GRÜNEN — Dr. Schierholz [GRÜNE]: Wei- 
ter so!) 

Im Mittelalter galt, meine Damen und Herren, die 
geoffenbarte Erkenntnis. Wer an diese Wahrheit 
nicht glaubte, wurde mit Scheiterhaufen und Folter 
verfolgt. In der Neuzeit gilt die naturwissenschaft- 
lieh gesicherte Erkenntnis als Wahrheit. In diesem ' ^ 
Sinne haben Kepler und Kopernikus, Newton und 
Leibnitz die Gesetze des Makrokosmos entdeckt, 
fußend auf einer alten europäischen Entwicklung. 

Der Atombegriff ist bereits 447 vor Christus von 
Leukipp geprägt und von Epikur und Demokrit wei- 
terentwickelt worden. 

(Zuruf von der SPD: Aber jetzt müssen Sie 
sich beeilen!) 

In diesem Sinne haben die Becquerels und Curies, 
haben Niels Bohr und andere die Gesetze des Mi- 
krokosmos entdeckt, 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Sagen Sie etwas zu 
den Atomkraftwerken!) 

hat Albert Einstein seine geniale Formel von der 
Verbindung von Masse und Energie als zwei Er- 
scheinungsformen des gleichen Seins geprägt. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Mein Gott, ich bin 
doch nicht in der Physikstunde!) 

Dies war eine der wesentlichen Grundformen des 
Menschseins: erkennen wollen. Wer dies verteufelt, 
wer dieses leugnet, verletzt Menschheit. 

Weiter: Die andere Seite der Forschung war im- 
mer ihre praktische Nutzanwendung. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Übernehmen Sie 
sich nicht! Sagen Sie etwas zu Hamm-Uen- 
trop!) 

Die Dampfmaschine von James Watt, der Genera- 
tor von Siemens, die Motoren von Otto und Diesel 
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Boroffka 

(A) haben der Menschheit ganz ungeheure Freiheits- 
räume eröffnet 

(Dr. Vogel [SPD]: Hiroschima! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

— Herr Kollege Vogel, als der erste Reaktor 1942 
unter der Leitung von Fermi in Chicago kritisch 
wurde, ist eine neue Energieform hinzugekommen. 
Niemand leugnet, daß das Risiko damit eine neue 
Dimension, eine ganz andere Dimension gewonnen 
hat Aber der richtige Weg ist damals wie heute der, 
die Maschinen zu verbessern, sie sicherer zu ma- 
chen, nicht sie zu stürmen. 

Wenn der Wirtschaftsminister von Nordrhein- 
Westfalen auf Grund eines Ereignisses, das kein 
Störfail war, 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Sagen Sie 
bloß, der wäre ein Maschinenstürmer!) 

Wochen nachdem dies von seiner Behörde geprüft 
und als nicht meldepflichtig beurteilt wurde, unge- 
sicherte Meldungen aufgreift und in einer unver- 
antwortlichen Weise sofort an die Öffentlichkeit 
geht so daß TASS von einem Tschernobyl auf deut- 
schem Boden sprechen und von seiner eigenen Ver- 
antwortung ablenken kann, so daß in Frankreich 
Meldungen von der Unsicherheit deutscher Kern- 
kraftwerke die Runde machen, 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Panikmache!) 

dann verletzt dieser Mann mindestens dreierlei. Er 
verletzt erstens die Forschung, die in der Bundesre- 
publik existentiell ist, in Erkennenwollen wie in der 

(B) Nutzanwendung. Zweitens. Er verletzt die Interes- 
sen der am und im Reaktor tätigen Menschen. Drit- 
tens. Er verletzt die Rechte der Bürger unseres Lan- 
des, die gesicherte, abgesicherte und richtige Infor- 
mation brauchen, ein Recht darauf haben. Er han- 
delt wie der Inquisitor, der bereits auf Grund von 
Gerüchten Scheiterhaufen errichten läßt. Mittelal- 
terlich! 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Jetzt ist es aber 
gut!) 

Meine Damen und Herren, von Ikarus bis zu 
Giotto, der Sonde, die den Haileyschen Kometen 
beobachten sollte, ist ein weiter Bogen. Von Leu- 
kipp und seinem Atombegriff bis zum Hochtempe- 
raturreaktor ist auch ein langer Bogen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Bleiben Sie auf der 
Erde, Herr Boroffka!) 

Wer aus diesem aussteigt, steigt aus 2500 Jahren 
europäischer Geschichte aus. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 

und der FDP — Dr. Vogel [SPD]: Bieden- 
kopf will auch aussteigen! Was wollt ihr 
denn?) 

Wir hatten das schon oft Die versammeln sich dann 
und ziehen als marodierender Haufen durch die 
Lande. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Stückien: Das Wort hat der Herr 
Staatsminister für Wirtschaft, Mittelstand und 


Technologie des Landes Nordrhein-Westfalen, (C) 
bitte. 


Minister Dr. Jochimsen (Nordrhein-Westfalen): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der Geist von Galilei und Dostojewski weht 
hier durch dieses Hohe Haus. Es handelt sich um 
einen nüchternen Vorgang, Ich will versuchen. Ih- 
nen den zu schildern. 

Am Vormittag des 30. Mai gingen im Wirtschafts- 
ministerium Anfragen ein, die sich auf eine Störung 
im THTR am 3. und 4. Mai bezogen. Der fragliche 
Zeitraum war bereits einmal, und zwar am 7. Mai, 
Gegenstand einer amtlichen Überprüfung. Am 
3. Juni wurden von meinen Fachleuten erneut alle 
vom Betreiber seit dem 8. Mai übermittelten Anga- 
ben überprüft. Dabei ergab sich ein diffuses Bild. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 

Das Diffuseste sind Sie!) 

Ich stelle hier amtlich fest: Wir müssen heute 
davon ausgehen, daß es sich um eine Freisetzung 
gehandelt hat. Die Darstellungen des Betreibers 
waren jedoch zunächst so, daß der zuständige Be- 
amte den Eindruck gewinnen mußte, es handle sich 
um eine Abgabe. Eine Abgabe wäre nur dann mel- 
depflichtig gewesen, wenn dabei ein Grenzwert 
überschritten würde. Eine Freisetzung ist dagegen 
in jedem Fall meldepflichtig. 

(Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört!) (D) 

Es war und ist eindeutig Aufgabe des Betreibers, 
den Sachverhalt so aufzuklären, daß zweifelsfrei 
feststeht, ob es sich um eine Abgabe oder um eine 
Freisetzung handelt. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Es gibt keinen 
Grenzwert bei Radioaktivität!) 

Dieser ganze Vorgang zeigt, daß die einschlägi- 
gen Vorschriften des Bundes und der Lander, die 
im übrigen zum 1. Oktober des vorigen Jahres ver- 
ändert worden sind, erheblich praxisnäher werden 
müssen. Ich sage hier, daß die Hochtemperaturge- 
sellschaft nunmehr am 3. Juni erklärt, daß die Ursa- 
che der Emission in einer Fehlsteuerung der Be- 
schickungsanlage bestanden hat Nach Bekannt- 
werden der näheren Umstände dieses Vorkommnis- 
ses wurde von der atomrechtlichen Aufsichtsbe- 
hörde eine besondere Untersuchung eingeleitet. 
Diese Untersuchung ist noch im Gange. Bei der Ein- 
sichtnahme des Schichtbuches, der Betriebsablauf- 
und Meßprotokoile sowie nach Anhörung des Be- 
triebspersonals ergaben sich folgende Fragen, die 
vor der Fortführung des Versuchsleistungsbetrie- 
bes, auch um eine erneute unplanmäßige Emission 
von radioaktiven Aerosolen und damit eine weitere 
Gefährdung zu vermeiden, einer Klärung bedürfen: 
Höhe der tatsächlichen Freisetzung am 4. Mai, Aus- 
sagefähigkeit der Messungen über die täglichen Ae- 
rosolabgaben, Befolgung der Festlegung des Be- 
triebshandbuches durch das Betriebspersonal, Ur- 
sachen der Emission, Sicherheit der Verriegelun- 
gen in der Beschickungsanlage gegen Fehlbedie- 
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Minister Dr. Jochimsen 

(A) nungen mit dem Ziel, den Austritt radioaktiver 
Stoffe zu verhindern. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Und die Zu- 
verlässigkeit der Betreiber!) 

Diese Untersuchung wird gegenwärtig durchge- 
führt und so bald wie möglich abgeschlossen wer- 
den. 

Meine Damen und Herren, Nordrhein-Westfalen 
hat diese Hochtemperaturreaktortechnologie im- 
mer gefördert 

(Zuruf von den GRÜNEN: Leider wahr!) 

und sich — anders als beim SNR — an der Finan- 
zierung dieser Linie beteiligt. Dessen haben wir uns 
nicht zu schämen. Ich füge an, was der Ministerprä- 
’ sident von Nordrhein-Westfalen gesagt hat: Inner- 
halb der Kernenergie, die wir noch für eine be- 
grenzte Zeit brauchen, 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das ist nicht wahr! 

Wir brauchen sie nicht!) 

hat der Hochtemperaturreaktor wegen seiner koh- 
lepolitischen und seiner chemiepolitischen oder 
chemieindustriellen Verwendbarkeit Vorrang. Ich 
warne davor, diese Störung jetzt zu nutzen — ich 
will es einmal in der Fußballersprache sagen — , um 
hier abzustauben und sie für ganz andere politische 
Zwecke zu verwenden. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Allerdings, Herr Kollege Lammert, auch ge- 
wünschte Technologien müssen den Sicherheitsvor- 
schriften voll genügen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sprechen Sie mal 
in der Sprache der Physik!) 

Sie haben keinen Anspruch darauf, daß über Stö- 
rungen der Mantel der Liebe gedeckt wird, im Ge- 
genteil. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Laufs [CDU/ 
CSU]: Das ist aber eine schwache Vorstel- 
lung gewesen! — Erhard [Bad Schwalbach] 
[CDU/CSUj: Eine diffuse Vorstellung!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Laermann. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, wir 
alle sind uns darüber einig, daß die Sicherheit Vor- 
rang vor allen anderen Überlegungen hat. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das muß bezwei- 
felt werden!) 

Dies gilt mit Sicherheit auch für den THTR. Ich 
möchte hier darauf hinweisen dürfen, deiß dieser 
THTR eine Fortentwicklung des Versuchsreaktors 
in Jülich ist, der schon über eineinhalb Jahrzehnte 
positive Ergebnisse erbringt und gut funktioniert. 

(Duve [SPD]: Aber die Dimension ist an- 
ders!) 

Es hat dort nie Schwierigkeiten gegeben. Nur, der 
THTR ist ein Prototyp, eine Vergrößerung, bei dem 
es sich allerdings auch noch in gewissem Sinne um 
ein Versuchsobjekt handelt, bei dem auch Erfah- 


rungen gemacht werden müssen. Aus diesen Erf ah- (C) 
rungen muß man lernen, und diese Erfahrungen 
dürfen allerdings nicht zu Belastungen führen, die 
wir nicht vertreten können. 

Ich halte es in Anbetracht der Entwicklungen 
und der Abläufe, sie sich in Hamm-Uentrop nach 
meinen Informationen ergeben haben, für unver- 
antwortlich, den Vorgang bei der Beschickung des 
Reaktors mit Brennelementen in irgendeinen Zu- 
sammenhang mit den Vorgängen in Tschernobyl zu 
stellen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich sehe hier überhaupt keinen Zusammenhang. 

Ich halte das für unverantwortlich, und zwar auch 
im Hinblick darauf, daß unsere Bevölkerung ver- 
ständlicherweise besorgt, verängstigt ist durch das, 
was sich an Folgewirkungen aus Tschernobyl erge- 
ben hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Gerade in diesem Zusammenhang ist es uner- 
hört, was in der Öffentlichkeit über das, was sich in 
Hamm-Uentrop ergeben hat, diskutiert wird. Ich 
kann es überhaupt nicht verstehen — ich vertrete 
das auch nicht — , Herr Minister Jochimsen, wenn 
Ihr Ministerkollege Heinemann in diesem Zusam- 
menhang von einer „unglaublichen Sauerei“, die da 
passiert sei, spricht. Ich halte das nicht für akzepta- 
bel. 

(Roth [SPD]: Das ist die treffende Sprache 
des Reviers!) 

Herr Minister Jochimsen, bis zu den Behauptun- 
gen des Öko-Instituts Freiburg am 30. Mai verlief 
alles doch in sachlichen Bahnen; es wurde sachlich 
diskutiert. Ich frage mich: Warum haben Sie mit 
dem Ökö-Institut geredet, und warum haben Sie 
nicht, wie Sie es jetzt tun — ich begrüße das aus- 
drücklich — mit dem Betreiber gesprochen? Warum 
haben Sie nicht die Gespräche geführt, die Sie jetzt 
führen? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Dr. Vogel [SPD]: Hat er doch!) 

— Ich begrüße es ausdrücklich, daß diese Gesprä- 
che jetzt geführt werden. 

Herr Minister Jochimsen, auch folgendes macht 
keinen Sinn. Juristisch, rechtlich ist es in Ordnung, 
wenn man zwischen Abgabe und Freisetzung unter- 
scheidet. Nur — lassen Sie mich das sagen — , in der 
öffentlichen Diskussion spielt diese juristische, aka- 
demische Komponente überhaupt keine Rolle. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Aber sie ist unge- 
heuer aussagekräftig!) 

Abgabe und Freisetzung sind in den Wirkungen — 
jedenfalls was die Emissionen betrifft — gleich; ent- 
weder können wir sie akzeptieren oder wir können 
sie nicht akzeptieren. 

(Beifall bei der FDP und den GRÜNEN) 

Wichtig ist letzten Endes das, was an Emissionen 
freigesetzt wird und was hier zu Beeinträchtigun- 
gen führen kann, was zu besorgen ist. Dann spielt 
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Dr.-Ing. Laermann 

(A) es wirklich keine Rolle, ob es juristisch mit dem 
Begriff Abgabe oder Freisetzung belegt wird. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Herr Laermann, 
jetzt machen Sie mal einen Punkt!) 

Die Messungen der Abluft erfolgen kontinuier- 
lich. Das, was freigesetzt worden ist, ist ja meß tech- 
nisch noch nicht einmal nachweisbar gewesen, weil 
es zu wenig war. Es mußte aus den Filterausmes- 
sungen zurückgerechnet werden, was an zusätzli- 
chen Emissionen aufgetreten ist Mitte Mai wurden 
11000 bis 19000 Becquerel pro Quadratmeter ge- 
messen. Man sagt, normalerweise seien im Boden 
ohnedies 500 bis 600 Becquerel pro Quadratmeter — 
je nach Landschaft — zu messen. Dann wurden 
angeblich 50000 Becquerel gemessen. Die Frage ist: 
Was ist denn nun wirklich gemessen worden, und 
worauf ist das zurückzuführen, wenn das, was an 
Emissionen aus dem Abluftkamin herauskam, noch 
nicht einmal meßbar war, sondern — ich wieder- 
hole das — aus den Filtern zurückgerechnet wer- 
den mußte? Und das, meine ich, ist eine Frage. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Wir wissen inzwischen, daß das offensichtlich auf 
einen Fehler in der Reaktoranlage, nicht im Reak- 
tor selbst zurückzuführen ist, auf einen Fehler in 
der Beschickungsanlage. Es ist also kein eigentli- 
cher Fehler am Reaktor, 

Es ist erfreulich — das unterstützen wir nach- 
drücklich — , daß diese Erfahrungen jetzt umgesetzt 
werden. Ich bin auch dafür, den Betrieb erst dann 
. . wieder fortzusetzen, wenn diese Verbesserung in 
^ ' Richtung auf mehr Sicherheit durchgeführt worden 
ist 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Dazu ist es ja schließlich gewissermaßen ein Ver- 
suchsprojekt Dieses Wort richte ich auch an die 
Betreiber. Dazu ist es eben ein Prototyp, das wie- 
derhole ich. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich hoffe nicht, Herr Minister Jochimsen, daß Ihr 
Verhalten und die Kabinettsentscheidung auf die 
neue Ausstiegsphilosophie der SPD zurückzufüh- 
ren ist. Sie haben es hier wiederholt — ich unter- 
stütze auch dieses nachdrücklich — : Nordrhein- 
Westfalen hat jahrzehntelang die Entwicklung des 
Hochtemperaturreaktors gefördert. Wir haben dies 
seitens der FDP auch immer unterstützt und unter- 
stützen dies auch weiterhin. Das möchte ich aus- 
drücklich sagen. Das Kohleland Nordrhein-Westfa- 
len braucht die HTR-Linie für seine künftige Ent- 
wicklung. In diesem Sinne hoffe ich, daß wir ver- 
nünftigerweise — alle Beteiligten zusammen, in ei- 
nem Boot sitzend — diese Entwicklung weiterför- 
dern und im Interesse der Sicherheit auch alle not- 
wendigen Maßnahmen ergreifen, die zu jeder mög- 
lichen, denkbaren Verbesserung führen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 


Vizepräsident Stückien: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Catenhusen. 


Catenhusen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen (C) 
und Herren! Auch die Ausführungen der Redner 
der GRÜNEN und der Union lassen für uns keinen 
Zweifel daran, daß wir den Wirtschaftsminister des 
Landes Nordrhein-Westfalen in dem Bemühen un- 
terstützen, daß die Vorgänge um den Hochtempe- 
raturreaktor in Hamm in den letzten Wochen rück- 
haltlos aufgeklärt werden müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Darauf haben insbesondere die Bürger in der Um- 
gebung des Reaktors, die ohnehin durch die Strah- 
lenbelastung infolge des Reaktorunfalls von 
Tschernobyl zu Recht besorgt und sensibilisiert 
worden sind, einen Anspruch. Ich meine, daß die 
Betreibergesellschaft und die Genehmigungsbe- 
hörde Aufklärung auch über das gesetzlich Ver- 
pflichtende hinaus geben sollten; denn nur rück- 
haltlose Aufklärung und Öffentlichkeit kann wie- 
der Sachlichkeit in der Auseinandersetzung um die 
Vorgänge um den Hochtemperaturreaktor in 
Hamm bringen. 

Es wäre aberwitzig — lassen Sie mich das aus- 
drücklich sagen — , die bisher bekannten Vorgänge 
in Hamm in einen Zusammenhang und in eine 
Reihe mit dem Reaktorunfall in Tschernobyl stellen 
zu wollen, 

(Sehr richtig! bei der SPD und der CDU/ 

CSU — Beifall bei der SPD) 

Und ich sage dieses: Ich halte es für ebenso aberwit- 
zig, wie es die sowjetische Propaganda versucht, 
nun hier unterschwellig vom Versagen in der So- 
wjetunion ablenken zu wollen. ^ ' 

(Zurufe von der CDU/CSU: Auf wen bezie- 
hen Sie denn das?) 

Ich halte es auch für sehr problematisch, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da ist der Anlaß 
dazu gegeben worden!) 

die Vorgänge in Hamm unterschwellig zu einem 
Wahlkampf knüppel vor der Landtagswahl in Nie- 
dersachsen zu machen. Ich denke, der Beitrag der 
GRÜNEN war nicht ganz frei davon, 

(Dr. Schier holz [GRÜNE]: Davon reden Sie 

jetzt zum erstenmal! — Zuruf von den 
GRÜNEN: Das waren Sie!) 

— Ich rede doch nicht zum erstenmal im Bundes- 
tag. Das ist ja wohl ein Witz, Herr Schierholz, Sie 
sind noch nicht so lange hier, um das feststellen zu 
können. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Hochtemperaturreaktor, meine Damen und 
Herren, ist aber auch ein Kernkraftwerk, Er ist ein 
Reaktortyp, der in kleinen Größen sicherlich Si- 
cherheitsvorteile aufweist. Aber auch für diesen Re- 
aktortyp gilt, daß Restrisiken bestehen und daß 
Störfälle mit erheblichen Gefahren nicht vollstän- 
dig ausgeschlossen werden können. Der größte an- 
zunehmende Unfall bei diesem Reaktortyp ist nicht 
wie beim Leichtwasserreaktor der Kernschmelzun- 
fall, sondern das ungehemmte Auf heizen des Reak- 
torkerns etwa durch den Druck des Primärkreis- 
laufs. Bei Luft- oder Wassereinbruch in den Reak- 
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Catenhusen 

(A) torkern könnte Wasserstoff oder Kohlenmonoxid 
entstehen, explodieren und die Radioaktivität des 
Reaktorkerns freisetzen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Graphitbrand!) 

Wir Sozialdemokraten sind entschlossen, schritt- 
weise die Voraussetzungen für den Verzicht auf 
Kernenergie zu schaffen. Das schließt den Verzicht 
auf den Hochtemperaturreaktor ein. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Wann? 2000? 

2015?) 

— Meine Damen und Herren, diese Diskussion von 
Ihrer Seite zeigt doch, deiß Sie an einer ernsthaften 
Diskussion, wie wir aus der Kernenergie heraus- 
kommen, gar nicht interessiert sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit Ihrer Abschaltpolitik wollen Sie doch im Mo- 
ment nur parteipolitische Süppchen kochen. Lassen 
Sie uns doch sachlich darüber diskutieren, wie wir 
da herauskommen. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Schrittweise 
vergrößern! — Nichts tun! — Weitere Zu- 
rufe von den GRÜNEN) 

Da muß man ganz deutlich sagen: Natürlich haben 
viele Sozialdemokraten lange Hoffnung auf diesen 
Reaktortyp als denkbare Alternative zum Schnel- 
len Brüter gesetzt, als Technik, die der Kohle eine 
sichere Zukunft sichern könnte, indem etwa aus 
Kernkraft die Prozeßwärme zur Kohleveredelung 
gewonnen werden könnte. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Nur, man muß heute fragen, ob wir nicht nach 30 
Jahren wissen, daß dieser Reaktor eigentlich nur 
zur Stromerzeugung geeignet ist. So hat der Vorsit- 
zende von BBC vor einigen Monaten deutlich er- 
klärt: 

Weil der Bedarf an Prozeßwärme, die durch die 
Kohleveredelung entstünde, nicht so hoch ist, 
um in unserem Land eine eigene Linie aufzu- 
bauen, kann der HTR nur als Elektrizitätsher- 
steller gesehen werden. 

Es bestehen nach wie vor grundsätzliche Proble- 
me, überhaupt Prozeßwärme in der benötigten 
Höhe aus dem Hochtemperaturreaktor dauernd 
auskoppeln zu können. Es beruhigt mich keines- 
wegs, wenn Herr Knizia vor einigen Monaten vor- 
geschlagen hat, als eleganten Ausweg aus dem 
Werkstoffengpaß Natrium zu verwenden. Ich mei- 
ne, die Natriumtechnologie — das zeigen die Vor- 
gänge von Kalkar — weist eine Reihe von Sicher- 
heitsproblemen auf, die wir bisher nicht lösen kön- 
nen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: So ist es!) 

Deshalb: Der Verzicht auf die Weiterentwicklung 
von Reaktorlinien kann auch die Demonstration 
unseres Willen sein, Technik in unserem Land ver- 
antwortbar zu machen und unser Know-how, un- 
sere technischen Ressourcen auf die Fragen zu kon- 
zentrieren, auf die es in den nächsten Jahrzehnten 
ankommt, nämlich rationellen Umgang mit der vor- 
handenen Energie, und alles zu versuchen, neue 


Technologien zu entwickeln, mit denen wir die (C) 
Kernenergie überflüssig machen können. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Weiffenschmidt. 

Dr. Waffenschmidt, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Inneren: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst, Herr 
Kollege Schulte, zu Ihnen einen Satz. Wenn wir hier 
Ihre Aufrufe zu Demonstrationen hören, dann zeigt 
das ja leider, daß es Ihnen nicht um neue Aufarbei- 
tung eines Vorgangs geht, sondern daß Sie Emotio- 
nen anheizen wollen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich finde, das ist ein trauriger Mißbrauch des Deut- 
schen Bundestages für Aktionen, die Sie planen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Sie mißbrauchen die Sorge der Bürger. Das weisen 
wir mit allem Nachdruck zurück. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Minister Jochimsen, nachdem wir seitens 
der Bundesregierung von Ihnen einen Bericht an- 
gefordert hatten, hatte ich eigentlich gedacht, daß 
Sie heute hier stichhaltig Ihr Verhalten begründen. 

Das haben Sie nicht getan. Sie reden sehr oft von 
dem diffusen Verhalten der Betreiber. Was die Lan- 
desregierung in Düsseldorf in den letzten Wochen (D) 
gezeigt hat, war wahrlich ein diffuses Verhalten zu 
diesem ganzen Vorgang. Das weisen alle Aktivitä- 
ten und Tatbestände aus. 

(Zurufe von der SPD) 

Herr Minister Jochimsen, wenn Sie hier heute 
auch die positiven Aspekte des Hochtemperaturre- 
aktors hervorheben — ich teile ja diesen Part Ihrer 
Aussage — , dann muß man leider feststellen, daß 
Sie mit Ihrer Öffentlichkeitsarbeit und dem diffu- 
sen Bild, das Sie erzeugt haben, dieser Technologie 
einen Bärendienst erwiesen haben. Das ist ein 
Trauerspiel, das wir hier heute feststellen müssen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Was haben Sie 
denn gemacht?) 

Nun will ich in kurzen Sätzen nochmal festhalten, 
was tatsächlich vorging. Wir haben ja vom Bundes- 
innenministerium bei Ihnen, bei der Landesregie- 
rung, einen Bericht angefordert. Es wurde in einem 
Zwischenbericht einiges noch einmal festgehalten. 

Ich sage es nochmal: Am 7. Mai 1986 schickte der 
Wirtschaftsminister Jochimsen den TÜV zum Hoch- 
temperaturreaktor. Der TÜV-Befund war negativ. 

Das Ministerium in Düsseldorf gab noch am selben 
Tag eine Pressemitteilung heraus, der THTR ar- 
beite ordnungsgemäß. Das wollen wir mal feststel- 
len. Dann kam der nächste Tag. Die Radioaktivität, 
die abgegeben wurde, woirde als eine solche festge- 
stellt, die unterhalb der genehmigten Werte lag. 
Dann kam der 15. Mai. Sie haben erneut beraten. 
Dann kam der 20. Mai. Der Sicherheitsbeirat trat 
zusammen. Bis zu diesem Zeitpunkt — es ist wich- 
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Pari. Staatssekretär Dr. Waffenschmidt 
(A) tig, das noch einmal festzustellen — bestand offen- 
bar zwischen dem Betreiber, dem TÜV und der Auf- 
sichtsbehörde Übereinstimmung darüber, daß die- 
ses Ereignis nach den Vorschriften nicht melde- 
pflichtig war. 

(Boroffka [CDU/CSU]: So ist es! — Schulte 

[Menden] [GRÜNE]: Verheimlicht werden 
soll!) 

Auch wenn förmlich — ich will das mal sagen, weil 
wir uns mit dem Vorgang sehr intensiv befaßt ha- 
ben — keine Meldepflichten bestanden, hatte doch 
der Betreiber im Rahmen seiner Zusammenarbeit 
mit der Aufsichtsbehörde dieses Ereignis unverzüg- 
lich nach dessen Erkennen zunächst mündlich und 
später schriftlich angezeigt. Ich weiß jetzt nicht, bei 
welchen Dienststellen das dann weiter bearbeitet 
worden ist, ob das bei den Beamten war, Herr Mini- 
ster Jochimsen, die erst später wieder aus dem Ur- 
laub eingeflogen werden mußten. Das können Sie ja 
aufklären. 

Auf jeden Fall ergibt sich hier doch die Frage, 
warum die Aufsichtsbehörde am 31. Mai 1986, also 
drei Wochen nach dem Ereignis, ihre Meinung über 
die Bedeutung des Ereignisses plötzlich geändert 
und dann mit großem publizistischen Aufwand eine 
Untersuchungskommission eingesetzt und weitere 
Aktionen unternommen hat. Der Bericht, Herr Mi- 
nister Jochimsen, den Sie uns gegeben haben, weist 
darüber überhaupt nichts aus. 

Die kurze Begründung, die Sie dann für die An- 
ordnung der einstweiligen Abschaltung des THTR 

(ß) gegeben haben, ist nach dem, was da aufgezeichnet 
ist, ohne weiteres gar nicht nachvollziehbar. Ich 
sage hier ganz deutlich, Herr Minister Jochimsen: 
Es ist auch gegenüber der Bundesregierung und 
dem Bundestag notwendig, daß eine klare Darle- 
gung und eine nachvollziehbare Begründung dieses 
aufsichtsbehördlichen Handelns erfolgt. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich fasse zusammen. Es steht fest, daß die Aus- 
wirkungen der radioaktiven Abgaben des THTR am 
4. Mai 1986 in der Umgebung vernachlässigbar wa- 
ren und die Auswirkungen der Katastrophe des 
weit entfernten Tschernobyl bei weitem nicht er- 
reichten. Eine Gefahr ist von dem Hochtemperatur- 
reaktor also zu gar keinem Zeitpunkt ausgegan- 
gen. 

Ich will hier sagen: Über die Motive für die aufge- 
regten, dann später gekommenen Alarmrufe in An- 
betracht dieser Sachlage zu einem Zeitpunkt, zu 
dem die Öffentlichkeit leider durch vielerlei Vor- 
gänge ohnehin verunsichert und teilweise verständ- 
licherweise auch verängstigt war, will ich hier nicht 
spekulieren. Ich meine nur, das Verhalten der Lan- 
desregierung war an dem Punkt und in dem Zeit- 
punkt des Verfahrens weder sachgerecht noch 
überzeugend, meine Damen und Herren. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Unverantwortlich! 

— Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 

Nicht zu verantworten war es!) 

Es war, Herr Minister Jochimsen, gerade im Blick 
auf Ihre Öffentlichkeitsarbeit nicht zu verantwor- 


ten. Ich meine, gerade weil wir alle auf gerufen sind, (C) 
im Hinblick auf diesen schwierigen Aufgabenbe- 
reich besonnen zu handeln, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das hätten Sie mal 
Herrn Zimmermann sagen müssen, Herr 
Waffenschmidt!) 

haben Sie die Sensibilität für die Ängste und Sor- 
gen der Bürger bei Ihrem Vorgehen vermissen las- 
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Stahl [Kempen] [SPD]: Das ist nun schon 
eine Unverschämtheit, was Sie da erzäh- 
len!) 

Wir wollen uns mal über die Wirkungen unterhal- 
ten. Auf jeden Fall haben ja die Aufgeregtheiten um 
den THTR z. B. zur Folge gehabt — wir konnten das 
gestern in den Medien hören — , daß jetzt etwa die 
Prawda das Ereignis bei dem THTR und die Reak- 
torkatastrophe von Tschernobyl in eine Linie stel- 
len wollte, nach dem Motto: Aktivitätsabgabe ist 
Aktivitätsabgabe. Ich bin den Kollegen im Hause 
sehr dankbar, die heute dies hier nachdrücklich zu- 
rückgewiesen haben, und ich will von dieser Stelle 
auch für die Bundesregierung sagen: Ich weise 
nachdrücklich die fadenscheinigen Ablenkungsma- 
növer in der Sowjetunion zurück, mit denen von 
den Fehlern der Sowjetunion im Hinblick auf die- 
sen Vorgang abgelenkt werden soll, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das ist richtig!) 

der mit Tschernobyl überhaupt nicht vergleichbar (D) 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Catenhusen 
[SPD]: Sie hatten dasselbe mit Ihrem 
Dienstherren!) 

Ich will an dieser Stelle noch einmal deutlich zu- 
sammenfassen: Die Bundesregierung erwartet, 

Herr Minister Jochimsen, einen endgültigen Be- 
richt der Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Den kriegen Sie 
doch!) 

über die Analyse der Vorgänge, über die Bewertung 
der Vorgänge und über die stichhaltige Begründung 
dazu, nicht nur über Annahmen und angebliche Be- 
sorgnisse; denn auch hier gilt der Verwaltungs- 
grundsatz der Verhältnismäßigkeit der Mittel, den 
wir anzuwenden haben. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Bei der Sicher- 
heitsfrage gilt die Verhältnismäßigkeit? — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Ich meine ein Zweites. Gerade hier ist es notwen- 
dig, daß wir alle aus den Vorgängen lernen, beson- 
nen gegenüber den Aufgaben zu reagieren, die an- 
stehen. Ich will deutlich sagen: Wer überzieht, wer 
an einer Stelle, wo es nicht angebracht ist, mit gro- 
ßem Publizitätsaufwand die Öffentlichkeit zusätz- 
lich in einer Weise beunruhigt, 

(Catenhusen [SPD]: Das haben Sie doch 
getan!) 
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Pari. Staatssekretär Dr. Waffenschmidt 
(A) die von der Sache her nicht notwendig ist, der wird 
der Aufarbeitung aller anstehenden Fragen nicht 
gerecht. 

Wir rufen heute morgen dazu auf, diesen Fragen- 
komplex in der Bezogenheit auf die tatsächlichen 
Vorgänge mit Besonnenheit und Augenmaß zu be- 
arbeiten. Das haben Sie, Herr Minister Jochimsen, 
leider vermissen lassen. Die Bundesregierung wird 
sich darum bemühen, daß auch in diesem Punkt 
alles aufgeklärt und der Sicherheit und Gesundheit 
der Bürger gedient wird. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Minister für Wirtschaft, Mittelstand und 
Technologie des Landes Nordrhein-Westfalen. 


(B) 


Minister Dr, Jochimsen (Nordrhein-Westfalen): 
Herr Kollege Waffenschmidt, ich weise Ihre Vor- 
würfe ausdrücklich und in vollem Umfange zurück. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Nennen Sie doch 
bitte einmal die Fakten! Welche Mengen an 
Radioaktivität sind z. B. freigesetzt wor- 
den?) 

— Ich bin ja dazu bereit. Ich habe das hier nicht 
ausführlich dargestellt, weil ich dazu gestern im 
Landtag von Nordrhein-Westfalen die Gelegenheit 
hatte. Aber wenn Sie es möchten, will ich dazu 
gerne etwas sagen. 

(Schmidbauer (CDU/ CSU]: Da haben Sie 
gesagt, es sei keine Zeit!) 

Der eine Punkt ist der: Erinnern wir uns doch der 
Sensibilität nach dem Reaktorunfall in Tscherno- 
byl, der unsere Bevölkerung beunruhigte und in 
Hamm und Umgebung zu Meßwerten geführt hatte, 
die dringend einer Aufklärung bedurften. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe am 7. Mai 1986 eine besondere atomrecht- 
liche Überprüfung angeordnet, Herr Waffenschmidt 
hat das gesagt. Der TÜV ist eingeschaltet worden; 
meine Aufsichtsbeamten haben auch mit dem 
Kraftwerksleiter telefoniert. Und am 7. Mai 1986 ist 
uns nachmittags um 16.40 Uhr nochmals ausdrück- 
lich bestätigt worden, daß nichts vorliege. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Aber nicht we- 
gen des Störfalls, sondern weil ein anony- 
mer Anruf gekommen war!) 

— Sehen Sie, genau das ist jetzt die Frage: Wie ist 
in einer sensibilisierten Umwelt nach dem Reaktor- 
unfall von Tschernobyl die Pflicht des Betreibers 
gegenüber der aufsichtsrechtlichen Genehmigungs- 
behörde zu sehen? Damals ist uns nichts gesagt 
worden. Ja, der Betreiber hat am 12. Mai 1986 sogar 
noch einmal wiederholt — ich darf Ihnen das vorle- 
sen — in einem Schreiben an alle Landtagsabge- 
ordneten von Nordrhein-Westfalen: 


Gerüchte, durch ein Leck am THTR 300 sei es 
zur erhöhten Freisetzung von Radioaktivität 
gekommen, entbehren jeder Grundlage. Eine 
sofort auf Weisung der atomrechtlichen Auf- 


sichtsbehörde vorgenommene amtliche Über- (C) 
Prüfung hat ergeben, daß der THTR 300 ord- 
nungsgemäß arbeitet. Ein Zusammenhang der 
Meßwerte mit dem Betrieb des Kernkraftwer- 
kes kann also völlig ausgeschlossen werden. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist doch zutref- 
fend!) 

— Aber das widerspricht doch genau dem, was der 
Kollege Laermann eben gesagt hat, daß das näm- 
lich nachgerechnet werden mußte. 

(Dr. Laufs [CDU/CSUj: Weil es nicht meß- 
bar war!) 

Ich bitte Sie, auch den Hintergrund der Erörterung 
zu sehen — das hat die Bundesregierung zu verant- 
worten — , daß nämlich nach dem Reaktorunfall von 
Tschernobyl gesagt wurde: Es besteht bei uns kein 
Anlaß, etwas zu überprüfen; bei uns ist alles sicher, 
und unsere Technologie ist wesentlich besser als 
die anderer. 

Wir stehen auf dem Standpunkt: Das ist eine 
kerntechnische Anlage; sie muß den Sicherheitsvor- 
schriften genügen. Also mußte erwartet werden, 
daß uns der Betreiber zum frühestmöglichen Zeit- 
punkt darüber unterrichtete, daß es hier zu einer 
Störung gekommen ist, bei der man nahe an die - 
Grenzwerte herangekommen ist, was die Halbjah- 
reswerte angeht. Was die Tageswerte angeht, so 
sind sie immer noch nicht abschließend gemessen. 

Der Fachbeamte kann sich nur auf den Informa- 
tionsstand stützen, den das Kraftwerk und der TÜV 
ihm vermitteln. Als sich zeigte, daß nach einem (D) 
erneuten Bericht, der am 30. Mai 1986 im Ministe- 
rium vorlag, dieses Bild diffus und uneinheitlich 
war, Diskrepanzen zwischen Informationen und Be- 
wertungen bestanden, ja, Defekte aufgeklärt wer- 
den mußten, mußte ich eine Untersuchungskom- 
mission einsetzen. Die Untersuchung hat ja zu dem 
Ergebnis geführt — daß ist jetzt deutlich geworden 
— , daß die Anlage nachgerüstet werden muß. 

Heute steht fest, daß die Beschickungsanlage seit 
dem 5. Mai 1986 nicht mehr in Betrieb ist. Warum 
hat uns der Betreiber das nicht am 7. Mai 1986 
gesagt? Warum hat er am 12. Mai 1986 an den Land- 
tag noch ein solches Schreiben geschickt? Da warne 
ich die Bundesregierung, so zu tun — wie ich schon 
am Montag in der „Welt“ lesen mußte — , 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

als wüßte sie schon alles, obwohl auch sie noch auf 
den endgültigen Bericht wartet. Hier ist ein Stück 
Glaubwürdigkeit der Bundesregierung verlorenge- 
gangen, indem sie nämlich immer Freisprüche ver- 
kündet hat, 

(Boroffka [CDU/CSUj: Unglaublich! — Dr. 

Laufs [CDU/CSUj: Jetzt hören Sie aber ein- 
mal mit diesem Unsinn auf! Es ist wirklich 
schlimm, was Sie sich hier leisten! — Er- 
hard [Bad Schwalbach] [CDU/CSUj: Sowas 
nennt sich Minister! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

— Nein, das ist kein Unsinn. Ich bin doch bei dem 
Gespräch mit dem Bundesminister des Innern über 
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Minister Dr. Jochimsen (Nordrhein-Westfalen) 

(A) die Frage dabeigewesen, ob ein Anlaß besteht, kern- 
technische Anlagen erneut zu überprüfen. Da ist 
gesagt worden, es bestehe kein Anlaß. Ich habe ge- 
sagt, es bestehe auf Grund der bisher vorliegenden 
Ereignisse kein akuter Anlaß. Wir möchten, daß die 
kerntechnischen Anlagen überprüft werden. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Aber Sie wollen sie 
ja alle abschaffen!) 

— Verwechseln Sie doch nicht ständig die Schlacht- 
felder. 

Meine Damen und Herren, ich wiederhole: Es 
muß aufgeklärt werden. Wiederholungsmöglichkei- 
ten für ungeplante Austritte müssen beseitigt wer- 
den. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ungeplant, was 
soll das heißen?) 

— Herr Kollege Waffenschmidt^ werfen Sie doch 
nicht mit Nebelkerzen. Selbstverständlich bekom- 
men Sie den Bericht, sobald er vorliegt. Wir haben 
da eine gute Zusammenarbeit, so daß ich mich wun- 
dere, mit welchem Mut Sie bereits heute Folgerun- 
gen ziehen. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Stückien: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Schmidbauer. 


Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Minister 
Jochimsen, was Sie hier betreiben, ist in der Tat 
eine Vernebelungsstrategie. Es ist ein Ausdruck der 
Schwäche, daß es Ihnen nicht einmal gelungen ist, 
innerhalb eines Monats die Fakten klar auf den 
Tisch zu legen. Sie lenken ab. Auch in Ihrem Be- 
richt an die Bundesregierung gehen Sie nur darauf 
ein, daß Sie am 7. Mai eine Überprüfung angeordnet 
hätten. Diese Überprüfung wurde aus einem ganz 
anderen Grunde veranlaßt. Es ging damals nicht 
um die Störung bei der Beschickung des Hochtem- 
peraturreaktors. 

Wenn wir alle Fakten zur Hilfe nehmen — sämtli- 
che Unterlagen, über die wir heute verfügen, Ihre 
Aussage gestern in der Debatte des Landtags und 
Ihre Ausführungen heute — , dann ergeben sich 
sehr viele Fragen an den zuständigen Minister. 
Herr Minister, Sie müssen sich fragen lassen, ob 
Ihre Handlungsweise gerade auch im Hinblick auf 
die Situation nach Tschernobyl richtig war und ob 
Sie dazugelernt haben. Sie müssen sich fragen las- 
sen, ob Sie alles getan haben, daß die Bevölkerung 
in dieser schwierigen Zeit nicht den Eindruck be- 
kam, auf ihre Sorgen und Nöte werde nicht sorgfäl- 
tig genug eingegangen. Das Gegenteil war der Fall. 
Selbst die sowjetische Presse benutzte Ihre Ausfüh- 
rungen und die Politik der Landesregierung, um 
darauf hinzuweisen, daß in Nordrhein-Westfalen 
ähnliches passiert sei wie in Tschernobyl. 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch 
Quatsch!) 


Lesen Sie das doch mal nach. Der Kollege Boroffka (C) 
ist darauf bereits eingegangen. 

(Zuruf von der SPD: Sie glauben doch wohl 
nicht der sowjetischen Presse!) 

— Werden Sie bitte nicht nervös! 

Der Minister muß sich fragen lassen, wenn er mit 
seinen Sachverständigen, die ständig vor Ort wa- 
ren, mit seinen Beamten, die am 8. Mai dieses Jah- 
res informiert wurden, am 15. Mai unter dem Tages- 
ordnungspunkt 1 „Störungen und Schäden“ den 
Vorfall, um den es geht, erneut aktenkundig und 
nachvollziehbar mit den Betreibjern diskutiert hat, 
warum er nicht früher aktiv wurde. Warum reden 
Sie, Herr Minister, heute erstmalig davon, daß die 
Fehlbedienung erst neu in die Diskussion einge- 
bracht wurde. Lesen Sie das Protokoll nach; dort ist 
der Begriff „Fehlbedienung“ zu finden. Warum ha- 
ben Sie bzw. Ihr Ministerium da nicht reagiert? 

Herr Minister Jochimsen, Sie müssen sich fragen 
lassen, warum Sie einen Monat Zeit brauchen, um 
Fragen zu klären, wenn Sie in einer atomrechtli- 
chen Anordnung vom 3. Juni dies als klärungsbe- 
dürftig erneut aufführen. 

Unstrittig ist, daß diese Fragen geklärt werden 
müssen. Aber sollte dies nicht bereits ab dem 8. Mai 
geschehen sein? Sie, Herr Minister, müssen sich 
fragen lassen, warum dies innerhalb von vier Wo- 
chen nicht möglich war, wenn — wie schon erwähnt 

— sachverständige Beamte Ihres Ministeriums 
ständig vor Ort waren, warum erst jetzt über die 
Befolgung der Festlegungen des Betriebshand- (^) 
buches durch das Betriebspersonal Erhebungen an- 
gestellt werden müssen. Sie schreiben dies am 

3. Juni. Gehört es nicht zu Ihrer ständigen Pflicht, 

Herr Minister Jochimsen, so zu handeln? Wie kom- 
men Sie erst nach vier Wochen dazu, dies als klä- 
rungsbedürftig in einer atomrechtlichen Anord- 
nung festzulegen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Herr Minister, Sie müssen sich fragen lassen, 
wenn die zuständigen Beamten Ihres Hauses vor 
Ort waren, warum sich erst nach vier Wochen die 
Frage stellt, daß die Ursachen der Emission bespro- 
chen werden müssen. Warum konnte dies nicht in 
den ersten drei Wochen geklärt werden? 

Sie müssen sich fragen lassen, warum Sie erst 
gestern im Landtag von Freisetzung gesprochen ha- 
ben, wohlwissend, daß diese Terminologie auf die 
Kriterien der Meldepflicht hinweist, und warum 
bislang unwidersprochen von allen Beteiligten da- 
von ausgegangen worden war, daß nach den Mel- 
dekriterien hier eben keine Meldepflicht bestand. 

Was gibt Ihnen die Gewißheit, daß Sie in der atom- 
rechtlichen Anordnung nach der Höhe der tatsäch- 
lichen Freisetzung fragen? Auch hier benutzen Sie 
den Begriff. 

Nennen Sie endlich einmal Ergebnisse, die Sie zu 
der Aussage veranlassen, daß es sich hier um eine 
Freisetzung handelt. Es wäre gut, wenn wir darüber 
informiert werden. Aber auch darüber können Sie 
die Bundesregierung in Ihrem Schreiben von ge- 
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Schmidbauer 

(A) Stern nicht informieren. Ihnen liegt kein Ergebnis 
irgendwelcher Überprüfungen vor. 

(Zuruf von der SPD: Dann warten Sie mal 
ab!) 

Sie haben bis heute noch keine genaue Auskunft 
über die Chronologie gegeben. 

Herr Minister, wer vorgibt, in Sorge zu handeln, 
der kann nicht so sorglos wie Sie mit diesen Fragen 
umgehen. Wer in Sorge handelt, der nimmt seine 
Sorgfaltspflicht ernst und läßt sich nicht erst durch 
die Aktivitäten von Ökoinstituten aktivieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Es ist an der Zeit, daß die Öffentlichkeit von Ihnen 
endlich umfassend informiert wird 

(Zurufe von der SPD) 

und vertrauensbildende Maßnahmen auf den Weg 
gebracht werden, daß nicht nur vollmundig darüber 
geredet wird und daß dieses heillose Durcheinander 
in Düsseldorf ein Ende nimmt. Gerade heute ist es 
wichtig, verantwortungsbewußt mit den Fragen der 
Reaktorsicherheit umzugehen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Stückien: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Müntefering. 


(B) Müntefering (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben in den letzten Tagen in den 
Zeitungen und im Fernsehen die Bilder von den 
Landwirten und anderen Frauen und Männern ge- 
sehen, die auf den Zufahrtswegen zum Thema 
THTR in Hamm-Uentrop ihren Protest dokumen- 
tieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das sind keine Spontis, und das sind auch keine 
Marionetten, die von irgendwoher gezogen sind. 
Das sind bodenständige westfälische Bauern, die 
Sorgen haben über die Dinge, die sich da tun, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Das sind Menschen, die teils gelassen, teils aber 
skeptisch diesen THTR haben entstehen sehen, 
aber alle in der Gewißheit, daß dieser THTR immer- 
hin der sicherste aller Atomreaktoren ist. Da war 
über Jahre ein Vertrauenspotential auf gebaut wor- 
den. Dieses Vertrauenspotential ist mit den Vorgän- 
gen der letzten Tage kaputtgegangen. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Durch den Mini- 
ster!) 

Das gilt nicht nur für die Landwirte und ihre Freun- 
de, sondern für die Menschen weit über Hamm hin- 
aus — mit gutem Grund. 

Meine Damen und Herren, je mehr man sich vor 
Ort umhört und je mehr man Klarheit über diesen 
Vorgang findet, um so sicherer wird man: Minister 
Jochimsen hatte recht, als er restlose Aufklärung 
des Vorfalls am 4. Mai verlangte. Wenn im angeb- 


lich sichersten aller Kernkraftwerke Zwischenfälle (C) 
auftreten, dürfen diese nicht verdrängt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das Maß zu finden, ist wichtig. Dramatisieren wäre 
falsch, aber bagatellisieren wäre kriminell. 

(Beifall bei der SPD — Gerstein [CDU/ 

CSU]: Wer hat dramatisiert?) 

Minister Jochimsen hatte recht, als er die Wieder- 
inbetriebnahme des Reaktors vorläufig untersagte. 
Vorsicht ist geboten, jedes Risiko muß vermieden 
werden. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Abschalten!) 

Minister Jochimsen hatte recht, als er den Betrei- 
ber wegen seines Verhaltens kritisierte. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Auch das Restri- 
siko ist zu hoch!) 

Denn von diesem wurde mit der Ignoranz des Bes- 
serwissers mangelhaft informiert und die Angst der 
Menschen nicht gesehen. 

Hier ist von einigen Kollegen schon festgestellt 
worden, daß das, was in Hamm geschehen ist, in 
keiner Weise vergleichbar mit Tschernobyl ist. 

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig!) 

Aber vor dem Ereignis Menetekel Tschernobyl 
müssen wir Politiker sehen, daß die Welt anders 
geworden ist, als sie vorher gewesen ist, daß die 
Menschen Angst haben vor dem, was sich in Kern- 
kraftwerken tut, was sie selbst nicht in allen Details 
beurteilen können. Sie wollen von uns wissen, wie 
es denn ist. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Und Sie schüren 
die Angst bei jeder Kleinigkeit!) 

Deshalb ist es richtig, zu sagen: Wir wollen Aufklä- 
rung. Deshalb ist es richtig, zu sagen: Dieser Reak- 
tor muß stehen, solange die geringste Gefahr über- 
haupt besteht. 

Wenn man das Mosaik der Ereignisse um den 
THTR und speziell den Zwischenfall am 4. Mai zu- 
sammenfügt, werden die Fragen verständlich, die 
die Menschen vor Ort stellen, die auch wir Politiker 
stellen müssen und die wir zu beantworten versu- 
chen müssen. Einige von den Fragen will ich Ihnen 
gerne weitergeben. 

Am 20. Mai 1986 war der Ausschuß für zivile Ver- 
teidigung der Stadt Hamm vor Ort im Kraftwerk, 
unter dem Eindruck der hohen Werte, die wenige 
Tage zuvor in Hamm gemessen worden waren. Der 
Ausschuß fragte den Betreiber: Gab es Probleme im 
THTR? Gibt es aktuell solche Probleme? Gibt es 
irgendwelche Zweifel an der Sicherheit des THTR? 

Von dem Vorgang am 4. Mai hat der Ausschuß 
des Rates der Stadt Hamm bei diesem Besuch 
nichts erfahren. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Andere und die CDU-Fraktion der Stadt Hamm ha- 
ben jetzt einen Brief an den Betreiber geschrieben 
und ihn gefragt: Wieso sagen Sie uns politisch Ver- 
antwortlichen nicht, was da geschieht? Wieso lassen 
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Müntefering 

(A) Sie uns politisch Verantwortliche im unklaren dar- 
über, was da passiert ist? Wieso geben Sie uns nicht 
die Möglichkeit, die Menschen, die uns jeden Tag in 
Hamm und in der Umgebung fragen, über das zu 
informieren, was tatsächlich vorgefallen ist? Die ha- 
ben in dem Brief nicht nach Galileo Galilei ge- 
fragt; 

(Beifall bei der SPD) 

die haben den Betreiber gefragt: Wie ist das am 
4. Mai gewesen? Was sollen wir den Menschen sa- 
gen, wenn die uns fragen: wie gefährlich wir hier 
denn überhaupt leben? 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Sagen Sie 
mal etwas zur Zuverlässigkeit der Betrei- 
ber!) 

Und endlich die Frage! Auf der kerntechnischen 
Jahrestagung am 10. April 1986 kündigte ein Mitar- 
beiter der Betreibergesellschaft an, man werde die 
erforderliche Änderung in dem Kugelzuführungs- 
bereich später vornehmen. Die Frage, die sich die 
Menschen stellen und die auch in den Zeitungen 
steht, ist: Wußte man eigentlich schon, daß da ir- 
gend etwas war, und hat trotzdem weiterlaufen las- 
sen? 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

So könnte man die Fragen komplettieren, meine 
Damen und Herren. Ich sage noch einmal: Dramati- 
sieren wäre falsch; aber wir müssen als Politiker 
bereit sein, den Menschen vor Ort die Fragen zu 
beantworten, die sie uns stellen. Der Minister 
Jochimsen ist auf dem richtigen Weg, wenn er sagt: 

(B) intensivste Aufklärung; und solange nicht alle Zwei- 
fel behoben sind, muß der Reaktor stilliegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten bekennen uns dazu, daß 
der Weg in den Ausstieg aus der Kernenergie ge- 
gangen werden muß. Dazu gehört auch, daß wir 
sagen: Auch der THTR ist ein Versuch auf Zeit 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Baum. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir diskutieren hier heftig — auch unter 
uns Kollegen — : Was ist denn nun eigentlich pas- 
siert? Wir sind nicht aufgeklärt Ich fühle mich 
heute früh nicht aufgeklärt. In einer solchen Situa- 
tion, wo wir alle mit Recht auf die Sensibilität der 
Bevölkerung hinweisen, 

(Zuruf des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

ist es doch sehr bedauerlich, daß wir ohne diese 
Aufklärung hier aus dem Raume gehen. 

Sie haben, Herr Jochimsen, mit Recht irgend- 
wann in einer Presseerklärung gesagt, das sei alles 
diffus, und Sie müßten nun etwas tun. Aber ist das 
denn dort so unübersichtlich, daß man jetzt nicht 
klar sagen kann, was geschehen ist? 

Es ist Radioaktivität ausgetreten, und zwar aus 
einem nicht bestimmungsgemäßen Verhalten. Es 


hat etwas nicht funktioniert, sage ich mal laienheift, (C) 
und dann ist Radioaktivität ausgetreten. Was ist ge- 
meldet worden? Welche Grenzwerte haben sich er- 
geben? Wir brauchen hier doch absolute Klarheit; 
sonst müssen wir dauernd solche Wortmeldungen 
wie die von Ihnen, Herr Schulte, entgegennehmen, 
der Sie uns ein Szenario aufbauen — so möchten 
Sie es ja gern, nicht wahr — : 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

unsichere Reaktoren, unzuverlässige Regierung, 
Atomlobby. Dem können Sie, Herr Jochimsen, doch 
nur entgegenwirken, wenn Sie die Dinge so schnell 
wie möglich ganz präzise und klar aufklären und 
nichts ungeklärt stehenlassen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Sie haben ja völlig recht, daß Sie pingelig sind. Im 
Zweifel würde ich immer sagen: Abschalten! 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜNEN und 
bei Abgeordneten der FDP) 

Aber Sie müssen natürlich auch darauf achten, daß 
Sie die Situation richtig einschätzen. Sie dürfen 
jetzt auch nicht ins Gegenteil verfallen, in dieser 
Situation etwas aufzubauschen und damit mögli- 
cherweise eine ganze Reaktorlinie zu diskreditie- 
ren, auf die ich noch Hoffnung setze. 

(Zuruf des Abg. Müntefering [SPD] — Zu- 
rufe von den GRÜNEN) 

Was ist denn da in dieser Frist seit dem 4. Mai 
passiert? Da waren Kommissionen dort, da war der 
TÜV beim Reaktor, und erst am 30. ist dann die 
Sache sozusagen öffentlich explodiert. Kann man 
denn Vertrauen zu diesen ganzen Expertengremien 
haben? 

(Zuruf von den GRÜNEN: Nein! — Weitere 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Ja, wenn Sie dort waren: Was funktioniert denn da 
nicht? 

Also, wir sind es doch jetzt der Öffentlichkeit 
wirklich schuldig, daß ein klares Bild entsteht. Ich 
habe gestern früh meine Zeitung, den „Kölner 
Stadtanzeiger“, gelesen. Da werden Sie kritisiert. 

Ein Beamter hat etwas erfahren, was Sie nicht er- 
fahren haben. Das muß Ihnen zugerechnet werden; 
das ist mir als Minister auch so ergangen. Da wer- 
den Sie heftig kritisiert, Sie hätten die Betreiberge- 
sellschaft angegriffen, obwohl Sie informiert gewe- 
sen seien. Der Beamte war im Urlaub, und Sie ha- 
ben ihn dann mit Interpol gesucht. Das ist ja auch 
kein gutes Bild, würde ich sagen, kein ideales Bild 
vom Funktionieren einer Bürokratie und eines Mi- 
nisteriums. 

Heute lese ich im „Stadtanzeiger“, die Sache habe 
sich entspannt. Sagen Sie uns doch: Wann geht 
denn dieser Reaktor wieder ans Netz? Tragen Sie 
doch bitte zur Klarheit und zur Nüchternheit der 
Bewertung bei! 

(Beifall bei der FDP) 

Alles, was hier an Übertreibung geschieht — nach 
der einen wie nach der anderen Seite: Aufbauschen 
wie Verharmlosen — , nützt uns in dieser Diskus- 
sion nichts. Wir sind in einer sehr ernsten Lage. 
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Baum 

(A) Tschernobyl war ein Schock für unsere Bevölke- 
rung, auch für uns. Hier können wir nur mit äußer- 
ster Ruhe, Sachlichkeit und Vernunft reagieren. 
Dies bestimmt aber nicht das Bild, das die Landes- 
regierung von Nordrhein-Westfalen mir heute hier 
zeigt. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf von den 
GRÜNEN: Ein wahrhaft verhinderter Um- 
weltminister!) 


Vizepräsident Stücklen: Ich erteile dem Herrn Par- 
lamentarischen Staatssekretär Probst das Wort 


Dr. Probst, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Forschung und Technologie: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn man dieser Diskussion aufmerksam zuhört, 
erkennt man, daß eine große Diskrepanz zwischen 
dem besteht, was man zu tun vorgibt, nämlich hier 
aufzuklären, und dem, was herauskommt Es gibt 
hehre Beteuerungen; der Herr Müntefering hat 
eine solche abgegeben. Zum Schluß kann eigentlich 
ein zuschauender Bürger nur unsicher sein. 

Die damit verbundene weitere Verängstigung ist 
nicht verantwortbar. Ich appelliere an alle Verant- 
wortlichen: Wir sollten die politische Agitation aus 
dieser Debatte heraushalten, auch wenn Wahl- 
kampf in Niedersachsen ist, und uns um die Fakten 
bemühen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Sicherheitsfragen im Zusammenhang mit 
Kernenergie sind zentrale und wichtige Fragen, die 
nicht erst seit Tschernobyl aufgeworfen sind. Sie 
sind seit 25 Jahren in akribischer Bearbeitung. Das 
gilt für Verbesserung der Sicherheitsstandards, wo 
immer es möglich ist 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Ja, dafür klopfen 
wir sogar Beifall!) 

— Herr Kollege Stahl, Sie waren früher in diese 
Fragestellungen mit einbezogen. 

Jetzt haben wir folgenden Zustand. Wir, die gro- 
ßen Parteien des Deutschen Bundestages, haben 
alle kernpolitischen Entscheidungen bis vor 
kurzem gemeinsam einheitlich und verantwor- 
tungsbewußt getroffen und getragen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das stimmt nicht! — 
Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

Jetzt sieht es so aus, als ob sich eine Seite aus rein 
politischen Gründen, 

(Gerstein [CDU/CSU]: Opportunismus!) 

aus Opportunismus schamloser Art, aus dieser Ver- 
antwortung total fortstehlen möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Hönes 

[GRÜNE]: Was heißt hier Opportunismus? 

Die Bevölkerung will etwas anderes!) 

Herr Kollege Jochimsen, ich kann nicht behaup- 
ten, daß Sie in dieser Auseinandersetzung ein be- 
sonders glückliches Bild abgeben. 

(Anhaltende Zurufe) 


Die Kommentare in den Zeitungen der Bundesre- (C) 
publik Deutschland bestätigen das. Was ist denn 
wirklich geschehen? Nach dem, was man bisher 
weiß, ist es doch so, daß die Störmeldung, die in 
Ihrem Ministerium einging, offenbar so geringfügig 
war, daß sie von Ihnen nicht als meldepflichtig ein- 
gestuft worden ist. Erst als das Öko-Institut in Frei- 
burg Zahlen im Zusammenhang mit dem Unfall in 
Tschernobyl veröffentlicht hat, sind Sie leider in 
Panik geraten. Sie hätten aber Ruhe ausstrahlen, 
die Bevölkerung aufklären und so das Ihre tun sol- 
len. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Jetzt flüchten Sie sich 

(Zurufe von der SPD) 

— Meine Damen und Herren, es hat ja fast keinen 

Sinn 

(Frau Blunck [SPD]: Damit gehen wir ve- 
hement unter! — Weitere, anhaltende Zu- 
rufe von der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her- 
ren, ich bitte, die Zwischenrufe zurückhaltender zu 
machen. Es ist unerträglich, daß permanent Zwi- 
schenrufe gemacht werden. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Der reizt uns so!) 

— Herr Abgeordneter, Sie haben das Recht, hier zu 
reden, nicht aber, ununterbrochen Zwischenrufe zu 
machen. Das geht nicht. — Bitte, fahren Sie fort 

• (D) 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Forschung und Technologie: Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren, bei dem Hochtempera- 
turreaktor handelt es sich ja schließlich und endlich 
um einen Prototyp, der eingefahren wird. Man 
müßte der deutschen Bevölkerung erst einmal sa- 
gen, daß der Leistungsbetrieb ja in einem monate- 
langen Verfahren sorgsam und stufenweise durch- 
geführt wird. Begonnen wurde das Ganze am 
6. September 1985, und wir befinden uns jetzt bei 
einer Leistungsstufe von etwa 80%. Das heißt, weil 
es ein Prototyp ist, fährt man langsam und vorsich- 
tig von Phase zu Phase mit vielfältigen Rückprü- 
fungen an, damit Sicherheit gewährleistet ist. Es ist 
doch gar nichts Unnormales, daß in dieser Anlauf- 
phase auch eine Störung passieren kann, 

(Frau Blunck [SPD]: Das ist wirklich men- 
schenverachtend!) 

über die man sich unterhält und die man dann 
selbstverständlich beseitigt. 

Sie aber flüchten sich jetzt in Begriffe, 

(Senf ft [GRÜNE]: Die Radioaktivität ver- 
flüchtigt sich nicht!) 

Herr Minister Jochimsen, in Begriffe, die Ihnen — 
ich gebe das zu — der Betreiber geliefert hat. Es ist 
anerkanntermaßen kein meldepflichtiger Vorfall 
gewesen, anerkanntermaßen! Ich habe außer Ihnen 
niemanden gehört, der das bestritten hat. Sie haben 
heute behauptet, daß es sich um eine Freisetzung 
handelt Dieser Begriff wurde — aber irrtümlich! — 
von der Betreibergesellschaft in einem Ihrem Haus 
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Pari. Staatssekretär Dr. Probst 

(A) übergebenen Entwurf einer Störmeldung verwen- 
det, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Da können Sie ein- 
mal sehen, wie dumm die formulieren und 
wie die mit den Gesetzen umgehen!) 

und auf den stützen Sie sich, obwohl inhaltlich kei- 
nerlei Grundlage dafür gegeben ist, daß dieser Be- 
griff juristisch zutreffend ist. Das heißt, Sie klären 
nicht auf, sondern retten sich politisch. Sie sind 
politisch voller Angst nach allen Seiten; Sie versu- 
chen, sich zu retten. 

(Lachen bei der SPD) 

Dieses Manöver Ihrer Rettung ist ein denkbar schä- 
biges Manöver, das nicht zur Aufklärung und nicht 
zur Sicherheit unserer Bürger beiträgt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Caten- 
husen [SPD]: Probst, bleib auf dem Tep- 
pich! — Frau Hönes [GRÜNE]: Abschalten! 

— Weitere Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Aus diesem Grunde möchte ich Sie doch noch ein- 
mal herzlich bitten, hier zur Sachlichkeit zurückzu- 
kehren, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Zur Sachlichkeit 
zurückkehren? Das sollten Sie einmal, Sie 
Störfall-Probst! — Weiterer Zuruf von der 
SPD: Den Probst abschalten!) 

also weder zu verharmlosen noch zu übertreiben, 
weil man nur so einem wichtigen Bereich unserer 
Politik gerecht wird, nämlich dem der Energiever- 

(B) sorgung, der für unsere wirtschaftliche Existenz 
und damit für eine unserer wichtigen Lebensgrund- 
lagen von zentraler Bedeutung ist. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Das sozusagen im Wahlkampfstil abzuhandeln ist 
Regierungen nicht angemessen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Stahl [Kempen] [SPD]: Fassen Sie sich ein- 
mal an die eigene Nase! — Roth [SPD]: Wir 
laden Sie zum SPD-Wahlkampf ein!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Gerstein. 

Gersteln (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Wir haben den Ausführungen des 
Wirtschaftsministers des Landes Nordrhein-Westfa- 
len aufmerksam zugehört, und ich begrüße es 
durchaus, wenn der Wirtschaftsminister nun An- 
sätze erkennen läßt, die Diskussion um den Vorfall 
in Hamm wieder in ein vernünftiges Fahrwasser zu 
bringen. Aber, meine Damen und Herren, den Vor- 
wurf, daß die Landesregierung in dieser Angelegen- 
heit durch entsprechende Bemerkungen für Panik 
und Dramatisierung eines an sich geringfügigen 
Vorfalls gesorgt hat, kann ich Ihnen auch heute 
morgen nach Ihren Einlassungen nicht ersparen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer in dieser Debatte die Betreibergesellschaft mit 
Ausdrücken wie „ausgemachte Sauerei“ oder „skan- 
dalöse Verkürzung der Informationen“ oder „Vertu- 


schung“ angegangen ist und wer den Vorwurf, daß (C) 
die Betreibergesellschaft Tschernobyl ausgenutzt 
hätte, um bewußt Radioaktivität abzugeben, im 
Raum hat stehen lassen, dem kann man den Vor- 
wurf, selbst für Panik und Dramatisierung gesorgt 
zu haben, nicht ersparen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, deswegen bleibt der 
Satz stehen: In Nordrhein-Westfalen hat nicht ein 
Reaktor versagt; 

(Zurufe von der SPD: Doch!) 

in Nordrhein-Westfalen hat die Landesregierung 
versagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
bei der SPD und den GRÜNEN) 

Durch das Verhalten der Landesregierung ist mehr- 
facher Schaden angerichtet worden. Durch das Ver- 
halten der Landesregierung ist — es wurde hier 
schon darüber gesprochen — ein neues, völlig über- 
flüssiges Element der Angst in die nach Tscherno- 
byl entstandene Diskussion über die Nutzung der 
Kernenergie eingebracht worden, sozusagen ein ei- 
genständiger, sehr gefährlicher nordrhein-westfäli- 
scher Beitrag zu dieser Diskussion. Dieses Element 
der Angst erschwert doch gerade die sorgfältige, 
emotionsfreie Diskussion um die Folgen von 
Tschernobyl, von deren Notwendigkeit ja, wenn ich 
es richtig sehe, wir alle überzeugt sind. 

Meine Damen und Herren, Schaden ist aber auch 
einer außerordentlich fortschrittlichen Technologie- ^ 
Entwicklung zugefügt worden, mit der gerade im 
Ruhrrevier doch viele Hoffnungen verbunden gewe- 
sen sind. Herr Catenhusen hat das aufgegriffen und 
hat auch ein Stück dazu beigetragen, diese Hoff- 
nungen zu zerstören, Hoffnungen vor allem auf eine 
sinnvolle gemeinsame Nutzung von Kohle und 
Kernenergie, die ja mit Hilfe des Hochtemperatur- 
reaktors in einigen Jahren entwickelt werden soll 
und kann. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Vielleicht!) 

— Gut, „vielleicht“, aber wir bemühen uns darum. 
Einverstanden! — 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Sehen Sie!) 

Der Vertrauensverlust aber — insofern greife ich 
das auf — , der durch das überzogene Verhalten der 
Landesregierung jetzt entstanden ist, macht mögli- 
cherweise auch die Hoffnung auf eine gemeinsame 
Nutzung von Kohle und Kernenergie zunichte. Dies 
wiederum bedeutet im Grunde auch für das Revier 
einen erheblichen Rückschlag, dessen Ingenieure 
und Mannschaften, gerade auch im Bereich der 
Technologieentwicklung, durch das Mißtrauen, das 
aus dem Verhalten der Landesregierung spricht, er- 
heblich beeinträchtigt werden. Gerade das Revier 
hat es doch wie keine andere Region in der Bundes- 
republik nötig, neue Technologien im Bereich der 
Energieerzeugung zu entwickeln. Und wenn eine 
Landesregierung einen Vorfall so dramatisiert, 
dann schadet sie mit dieser Dramatisierung diesen 
Entwicklungen und damit auch dem Revier und sei- 
nen Menschen. 
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Gerstein 

(A) Meine Damen und Herren, ich meine, im Falle 
des Hochtemperaturreaktors und seiner Behand- 
lung durch die Landesregierung in den letzten Wo- 
chen ist in erschreckender Weise deutlich gewor- 
den, daß diese Landesregierung überhaupt nicht in 
der Lage ist, mit den Problemen, auch mit den An- 
laufproblemen moderner Technologien, fertig zu 
werden. Damit ist einer der Gründe für die Schwä- 
chen des Landes Nordrhein-Westfalen hinsichtlich 
seiner Strukturentwicklung erneut deutlich gewor- 
den. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich damit 
schließen: Es ist zu wünschen, daß der Hochtempe- 
raturreaktor bald wieder ans Netz gehen kann und 
dann deutlich wird, welche hervorragenden Sicher- 
heitseigenschaften gerade dieser Reaktor besitzt. 

Vizepräsident Stückien: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Kübler. 

Dr Kubier (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lassen Sie mich zunächst zwei Vorbe- 
merkungen machen. Zunächst: Ihre Angriffe auf die 
nordrhein-westfälische Landesregierung, insbeson- 
dere auf Herrn Minister Jochimsen, 

(Broll [CDU/CSU]: Sind berechtigt!) 

können nicht die Situation vertuschen — somit sind 
sie zur Entlastung ungeeignet — , in der Sie mit 
Ihrem Bundesinnenminister Zimmermann stehen. 
Dies will ich hier ganz deutlich aussprechen. 

(Beifall bei der SPD — Krey [CDU/CSU]: 

Das ist doch kleinkariert, Kinderei! — Wei- 
tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Dies sind nichts anderes als Ablenkungs- und Ent- 
lastungsangriffe für das Handeln von Bundeskanz- 
ler Kohl in bezug auf das Versagen des Bundesin- 
nenministers Zimmermann. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich auch ein Zweites sagen: Wenn 
ich Herrn Kollegen Baum richtig verstanden habe, 
so hat er — ich weiß nicht, ob er noch da ist — das 
Verhalten des nordrhein-westfälischen Wirtscheifts- 
ministers durchaus für richtig gehalten, nämlich 
den Reaktor im Zweifelsfall abzuschalten, 

(Beifall bei der SPD) 

und zwar so lange abzuschalten, bis die Ursachen 
restlos geklärt sind. Ich frage die Kolleginnen und 
Kollegen der CDU, ob sie dieser Aussage „bis die 
Ursachen restlos geklärt sind“, nicht zustimmen 
können. Ich würde wirklich jeden einzelnen sehr, 
sehr gern entsprechend befragen, auch Sie, Herr 
Gerstein. 

(Krey [CDU/CSU]: Darum geht's doch gar 

nicht! — Zuruf von den GRÜNEN: Genau 
darum geht* s!) 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auf 
folgende Gesichtspunkte aufmerksam machen, die 
heute überhaupt noch nicht angesprochen worden 
sind: Mir fällt hier auf, wie stark die Kolleginnen 
und Kollegen der CDU den Hochtemperaturreaktor 
verteidigen. Ich kann mich an eine fast sechs- 
jährige Diskussion erinnern, in der wir — ich 


sage bewußt: wir — versucht haben, der Industrie (C) 
den Hochtemperaturreaktor zu Wärmenutzungs- 
zwecken anzutragen. Wenn wir ehrlich sind, müs- 
sen wir einräumen, daß der Hochtemperaturreaktor 
von der Industrie — und das ist der industiepoliti- 
sche Punkt — zu keiner Zeit echt angenommen 
worden ist. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Sie ist aber zur Zeit 
dabei!) 

— Herr Gerstein, „Sie ist zur Zeit dabei“ höre ich in 
der Tat, seitdem ich mich damit beschäftige, seit 
sechs Jahren. Wir hatten Seminare in Nordrhein- 
Westfalen. Man trug diesen Hochtemperaturreak- 
tor — ich sage dies in aller Offenheit — der Koh- 
leindustrie, der chemischen Industrie, der Stahlin- 
dustrie an. Es kam nie eine nennenswerte Reaktion. 

Es war aus damaliger Sicht ein leider totgeborenes 
Kind. Wir sollten so ehrlich sein und sagen, daß die 
industriepolitische Funktion und damit die export- 
politische Funktion und damit letztlich die techno- 
logiepolitische Funktion des Hochtemperaturreak- 
tors fast gleich null ist. Auch die energiewirtschaft- 
liche oder energiepolitische Funktion — 300 Mega- 
watt — spielt bei den Kapazitäten, die wir haben, 
keine Rolle. Deshalb wird es naheliegend sein, über 
die Frage des Weiterbetriebes auch mittelfristig 
nachzudenken. Ich habe auch in jüngster Zeit — im 
Gegensatz zu Ihrer jetzigen Aussage, Herr Gerstein 

— von niemandem gehört, daß wirklich ein indu- 
striepolitisches Interesse dahintersteckt. 

Ich gebrauche diese Argumentation bewußt, nicht 
nur, weil wir sonst nur energiewirtschaftlich und 
sicherheitspolitisch diskutieren. Ich habe hier be- 
wußt diese technologiepolitische und industriepoli- 
tische Diskussion eingeführt. Deshalb ist es sehr, 
sehr unehrlich, die Diskussion hier in dieser Form 
zu führen. 

Wir wollen noch einmal sehr ausdrücklich sagen, 
deiß wir das Verhalten der nordrhein-westfälischen 
Landesregierung für absolut richtig halten und wir 
sie dabei unterstützen wollen, die Inbetriebnahme 
allenfalls dann wieder zuzulassen, wenn wirklich 
alle Fragen restlos aufgeklärt sind, sofern man das 
überhaupt tun kann. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Krey [CDU/CSU]: 

Wenn nicht?) 

Vizepräsident Stückien; Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Lammert. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir leben in einer Gesellschaft, 
die sich völlig unabhängig von unterschiedlichen 
politischen Standpunkten zu einer Lebensweise 
entschlossen hat, die den Einsatz moderner Tech- 
nik zur unvermeidlichen Voraussetzung hat. 

(Catenhusen [SPD]: Aber nicht jeder! — 

Dr. Schierholz [GRÜNE]: Ein blauäugiger 
Satz!) 

Es mag gut sein, daß uns erst in den vergangenen 
Wochen in vollem Umfang bewußt geworden ist, 
welche Folgen, welche Kosten, welche Risiken und 
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Dr. Lammert 

(A) auch welche Verantwortung sich aus dieser Ent- 
scheidung für den Lebensstil ergeben, zu dem wir 
uns allesamt entschlossen haben. Nach den Ereig- 
nissen in Tschernobyl ist das Nervenkostüm der 
Öffentlichkeit gewiß dünner und der Bedarf nach 
Aufklärung und nach Wahrheit größer geworden. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Auch unseres, 
wenn wir es zugeben!) 

— so ist es! 

Aber man wird Vertrauen nicht wiederherstellen 
und Ängste nicht abbauen können, wenn man nicht 
bereit ist, Tatsachen zur Kenntnis zu nehmen und 
aufzuklären. 

(Catenhusen [SPD]: Das sehen wir auch 
so!) 

Es dürfen Fakten weder beschönigt noch verdrängt 
noch aufgebauscht werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen ist es unredlich und unverantwortlich, 
nun in einer aus guten Gründen sensibilisierten 
Umgebung jeden beliebigen Vorgang, und sei er 
noch so unbedeutend, über den spektakulären Lei- 
sten von Tschernobyl zu schlagen, um eines spekta- 
kulären öffentlichen Effekts willen. 

(Krey [CDU/CSU]: Das ist der Punkt!) 

Der Landesminister von Nordrhein-Westfalen hat 
auch heute morgen keine Antwort auf die Frage 
gegeben, 

.gv (Stahl [Kempen] [SPD]: Dann haben Sie 
^ nicht zugehört!) 

warum er eine ohnehin beunruhigte Öffentlichkeit 
grundlos erneut in Angst und Schrecken versetzt 
hat, obwohl er selbst in erschreckendem Umfang 
uninformiert gewesen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Catenhusen 
[SPD]: Warten Sie erst den Bericht ab!) 

Meine Damen und Herren, der Vorrang der Si- 
cherheit vor der Wirtschaftlichkeit ist weder zwi- 
schen der nordrhein-westfälischen Landesregie- 
rung und der Betreibergesellschaft umstritten noch 
zwischen Regierung und Opposition in Bonn oder 
in Düsseldorf. 

(Frau Blunck [SPD]: In Worten, nicht aber 
in Taten!) 

Deshalb hätte es gerade zu den Informationspflich- 
ten des aufsichtsführenden Wirtschaftsministers in 
Nordrhein-Westfalen gehört, deutlich zu machen, 
daß die vom Hochtemperaturreaktor freigesetzte 
Radioaktivität nur einen Bruchteil der Werte betra- 
gen hat, die gleichzeitig von dem in der unmittelba- 
ren Nachbarschaft stehenden Kohlekraftwerk emit- 
tiert werden. 

(Zuruf von der SPD: Das hat er nie bestrit- 
ten!) 

Insofern haben die zuständigen Fachbeamten in 
seinem Ministerium den von der Betreibergesell- 
schaft gemeldeten Vorfall offensichtlich zu Recht 
nicht als meldepflichtigen Störfall qualifiziert. Da- 
gegen hat der nordrhein-westfälische Wirtschafts- 


minister auf der Basis offensichtlich desolater In- (C) 
formationsverhältnisse in seinem eigenen Haus um 
eines peinlichen publizistischen Effekts willen eine 
radioaktive Mücke zu einem atomaren Elefanten 
gemacht. 

(Frau Blunck [SPD]: Eine Mücke, die viel- 
leicht sehr gefährlich ist!) 

Er hat damit mutwillig oder zumindest fahrlässig 
zur Desorientierung einer Öffentlichkeit beigetra- 
gen, die nach den Ereignissen der letzten Wochen 
aus guten Gründen eine besondere Sensibilität ge- 
genüber den Risiken der Kernkrafttechnologie ent- 
wickeln mußte. 

(Müntefering [SPD]: Diese Einschätzung 
ist falsch!) 

Meine Damen und Herren, der eigentliche Störfall 
hat nicht in Hamm, sondern in Düsseldorf stattge- 
funden. 


(Zustimmung bei der CDU/CSU — Stahl 
(Kempen] [SPD]: Aus Ihrem Munde kann 
ja gar nichts anderes kommen! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

Selbst Sozialdemokraten räumen doch inzwischen 
ein, daß es für das Ansehen und das Interesse des 
Landes Nordrhein-Westfalen vermutlich besser ge- 
wesen wäre, wenn sich in den vergangenen Tagen 
nicht der zuständige Fachbeamte, sondern sein Mi- 
nister im Ausland in Urlaub befunden hätte. 


(Catenhusen [SPD]: Wahlkämpfer Lam- 
mert! — Weitere Zurufe von der SPD: 
Haha!) 


(D) 


Nachdem die Landesregierung bis vor wenigen Ta- 
gen die Hochtemperaturtechnologie als den wich- 
tigsten Beitrag des Landes 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Das ist 
wahr!) 

zum bislang für unverzichtbar gehaltenen Verbund 
von Kohle und Kemkraft und damit zur Zukunfts- 
sicherung insbesondere des Ruhrgebietes vertreten 
hat, gefährdet sie nun durch sachlich unbegründete 
panikartige Aufgabe ihrer eigenen Position nicht 
nur die Zukunft einer voraussichtlich wirklich weg- 
weisenden Technologie, sondern die Zukunftsfähig- 
keit einer ganzen Region. 


(Zuruf von der SPD: Jetzt machen Sie doch 
die Panikmache, Herr Lammert!) 

Meine Damen und Herren, ich fürchte, es wird weit 
mehr Zeit in Anspruch nehmen, diesen Schaden zu 
beheben, als den Schaden auszuräumen, der der 
eigentliche Anlaß dieser Auftritte und dieser De- 
batte war. 


(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Stahl [Kempen] [SPD]: Das müssen Sie 
mal unseren Bauern erzählen! — Weiterer 
Zuruf von der SPD; Panikmacher Lam- 
mert!) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Vosen. 
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(A) Vosen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Baum, zuerst eine kleine Vorbemer- 
kung. Der Vorwurf, Interpol oder die Bundeswehr 
seien eingeschaltet worden, um einen Beamten zu 
holen, stimmt nicht. Er ist schlicht und einfach mit 
dem Pkw zurückgekommen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Aber er ist gesucht 
worden!) 

Die von Johannes Rau geführte Landesregierung 
von Nordrhein-Westfalen hat bei den jüngsten Vor- 
fällen beim THTR 300 große Sensibilität gezeigt 

(Gerstein [CDU/CSU]: Eine schlechte Figur 
gemacht!) 

und damit politisch ein Höchstmaß an Verantwort- 
^ lichkeit bewiesen. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Das glauben 
Sie doch selber nicht!) 

Dies, meine Damen und Herren, ist die kurze, rich- 
tige, treffende Bewertung der Vorgänge. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Die Sie selber 
nicht glauben!) 

Ich nenne Ihnen gern drei wesentliche Gründe 
für diese Bewertung. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sie müssen gut zuhören. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Vosen, ehrlich 
sein!) 

— Das bin ich; Sie kennen mich lange genug. 

' ^ Da ist erstens der technische Gesichtspunkt: Es 
ist bis zur Stunde unklar, was im einzelnen im tech- 
nischen Ablauf geschehen ist. Es ist vor allen Din- 
gen unklar, ob eine Wiederholung der technisch 
noch nicht zu Ende untersuchten Abläufe ausge- 
schlossen werden kann. Der THTR ist ein Demon- 
strationsprojekt — kein Reaktor, der wirtschaftlich 
arbeitet—, das zu Forschungs- und Entwicklungs- 
zwecken gebaut wurde und nunmehr im Probelauf 
betrieben wird. Es gehört für mich zur Bewältigung 
des Probebetriebes selbstverständlich dazu, Be- 
triebsabläufe, die nicht klappen, gründlich zu unter- 
suchen und zu dokumentieren. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das ist ja selbst- 
verständlich!) 

Schon allein die technische Neugier der Verant- 
wortlichen müßte eine sorgfältige, für die Öffent- 
lichkeit transparente Aufklärung verlangen. 

Bei einem Demonstrationsprojekt haben wirt- 
schaftliche Gesichtspunkte — besonders im Probe- 
betrieb — ohnehin völlig zurückzustehen. 

Da ist zweitens der rechtliche Gesichtspunkt: Es 
wird darüber gestritten, ob die Abgabe an Radioak- 
tivität den Tageshöchstwert überschritten hat oder 
nicht, ob der Vorfall meldepflichtig war oder nicht, 
ob er mithin überhaupt ein Störfall war. Solange 
diese Frage unklar ist — der Untersuchungsbericht 
liegt noch nicht vor — , ist im Interesse der Sicher- 
heit davon auszugehen, daß es im Zweifel ein mel- 
depflichtiger Störfall war. 

(Zustimmung bei der SPD) 


Solange diese Zweifel nicht öffentlich ausge- (C) 
räumt sind, ist ein Weiterbetrieb nicht zu verant- 
worten, 

(Zustimmung bei der SPD) 

so daß es richtig war, den Stillstand zwingend anzu- 
ordnen. Da weder die Bundesaufsichtsbehörde eine 
anderslautende Weisung erteilt noch die Betriebs- 
gesellschaft ein Rechtsmittel eingelegt hat, ist dies 
auch von daher die Bestätigung, daß das Vorgehen 
des zuständigen Landesministers Jochimsen richtig 
und zwingend geboten war. 

Schließlich bleibt dann noch der wichtigste, der 
menschliche Gesichtspunkt. Nach Tschernobyl ist 
nichts mehr so wie vorher. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Oh!) 

Die Angst der Bevölkerung und die Sensibilität der 
Öffentlichkeit haben den politischen Raum verän- 
dert. Energie und vor allem Kerhenergie ist keine 
Sache mehr nur für Experten. Die Landesregierung 
sieht sich jetzt in solchen Fragen den kritischen 
Blicken aller Menschen und nicht mehr nur der 
Experten ausgesetzt. Hierbei gilt: Die Angst der 
Bürger gilt jetzt genausoviel — wenn nicht mehr — 
wie der Forschergeist von Experten. Die Landesre- 
gierung befindet sich mit ihrem Vorgehen — neben 
der Erfüllung der technischen und rechtlichen An- 
sprüche — deshalb vor allem in Übereinstimmung 
mit den Menschen in Nordrhein-Westfalen; und das 
zählt für mich am meisten. 

Zum Abschluß, meine Damen und Herren, weise 
ich die Kritik an der Landesregierung zurück. Die 
besorgte Bevölkerung weiß es zu schätzen, daß (D) 
durch verantwortliches Handeln mögliche Gefah- 
ren beherrscht werden. Intellektuelle, im Grunde 
aber makabre Wortspiele, wie sie Herr Biedenkopf 
benutzt hat und wie sie heute auch im Bundestag 
benutzt worden sind — er sprach von einem Störfall 
der Landesregierung — , beruhigen niemanden, son- 
dern sind ein Zeichen von mangelnder Sensibilität. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Wir nehmen die Angst der Menschen ernst. Das 
sollte endlich auch die CDU tun. Bitte hören Sie auf 
den Bundespräsidenten. Er hat Ihnen wirklich emp- 
fohlen, was Sie dringend in Sachen Kernenergie 
brauchen, nämlich eine Phase der Nachdenklich- 
keit. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. 

Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Stommel. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Jetzt reicht es 
dann aber langsam!) 

Stommel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Der Thorium-Hochtemperaturre- 
aktor Uentrop liegt in meinem Wahlkreis. Ich kenne 
daher die Sorgen und die Betroffenheit der Bürger 
vor Ort, 

(Zuruf von der SPD: Ich wohne nebenan!) 
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Stommel 

(A) die das Betriebsereignis beim THTR ausgelöst hat 
Viele Bürger in meinem Wahlkreis Hamm sind aber 
auch darüber betroffen, wie die SPD und die GRÜ- 
NEN seit Tschernobyl ihr Geschäft mit der Angst 
bei der von Minister Jochimsen geführten Ausein- 
andersetzung fortsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Statt die geringfügige Aktivitätsabgabe beim THTR 
300 mit dem notwendigen Fingerspitzengefühl und 
Verantwortungsbewußtsein zu behandeln, peitscht 
er die Emotionen hoch. Ich halte das für zynisch 
und verantwortungslos. 

Der Anlaß: eine Radioaktivitätsabgabe, die sich 
' innerhalb der von Minister Jochimsen selbst festge- 
setzten Grenzwerte bewegt, genau 60 % der geneh- 
migten Tagesdosisleistung. Meine Damen und Her- 
ren, das ist ein Einemillionfünfhunderttausendstel 
dessen, was wir von Tschernobyl abbekommen ha- 
ben. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Woher wissen 
Sie denn das?) 

Dieses Betriebsereignis wurde am 15. Mai in einem 
routinemäßigen Inbetriebnahmegespräch zwischen 
der Aufsichtsbehörde TÜV und dem Betreiber im 
einzelnen diskutiert. Es wurde festgestellt, daß ein 
Bedienungsfehler vorlag. Es wurden konkrete Maß- 
nahmen angeordnet, um eine Wiederholung des Er- 
eignisses auszuschließen. 

Im Wissen um alle Umstände forderte das Mini- 
sterium keine Einstufung als meldepflichtiges Er- 
eignis. Ich wiederhole: kein /meldepflichtiges Ereig- 
nis, festgehalten in einem von der Aufsichtsbehörde 
autorisierten Protokoll. Dennoch scheute sich der 
Wirtschaftsminister Jochimsen nicht, sich nur zwei 
Wochen später mit einem angeblich jetzt erst auf ge- 
deckten Skandal — gemeint ist die der Behörde 
wohlbekannte Tatsache vom 4. Mai — als Gallions- 
figur des Öko-Institutes aufzuspielen. Durch eine 
Serie von Kurzschlußreaktionen hat Minister Jo- 
chimsen in den letzten Tagen den THTR zu einem 
kerntechnischen Sicherheitsrisiko abqualifiziert, 
den Hochtemperaturreaktor, den sein Regierungs- 
chef Rau noch vor wenigen Tagen als die sicherste 
Reaktortechnik der Welt bezeichnet hat. 

(Zuruf des Abg. Catenhusen [SPD]) 

Dabei ist in Hamm nichts außerhalb der geneh- 
migten Grenzwerte passiert. Deshalb darf beim 
THTR nicht von einem Störfall gesprochen werden. 
Für diejenigen — Kollege Dr. Lammert hat es eben 
hier schon angesprochen — , die es nicht wissen, 
sage ich: Unmittelbar neben dem Hochtemperatur- 
reaktor liegen drei Kohlekraftwerke, deren Aktivi- 
tätsabgabe im Jahr um den Faktor 6 höher liegt als 
die genehmigten THTR-Werte. 

Minister Jochimsen weiß das alles offenbar nicht. 
Er merkt auch nicht, wie er sich immer tiefer in 
einem Gewirr von Halbwahrheiten und Täuschun- 
gen verstrickt 

(Dr. Vogel [SPD]: Ach du lieber Gott noch 
mal!) 

Seine skandalöse Informationspolitik nach dem 
Motto „Erst verunsichere ich die Bevölkerung, dann 


frage ich meine Beamten“ hatte Konsequenzen, mit (C) 
denen Minister Jochimsen selbst nicht gerechnet 
hat. Nicht nur, daß sich die Betreibergesellschaft 
vehement gegen die Verunglimpfungen wehrte und 
die Betriebsräte aufbegehrten; auch bei seinen Ge- 
nossen fällt der Minister immer mehr in Ungnade. 

Sie erkennen; Jochimsen ist der einzige Störfall in 
der leidigen Angelegenheit. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ach du lieber Gott!) 

Sein Ausstieg aus der Landesregierung ist offenbar 
beschlossene Sache. Nur, Rau wagt den Hinauswurf 
noch nicht vor der Niedersachsen-Wahl. 

(Kolb [CDU/CSU]: Er glüht so schön!) 

Wer aber so leichtfertig mit der Wahrheit umgeht, 

(Dr. Vogel [SPD]: Wie Zimmermann!) 

wer so leichtfertig die Ängste der Bürger schürt, der 
ist ein politisches Sicherheitsrisiko 

(Dr. Vogel [SPD]: Hoi, Hoi!) 

und darf sich nicht wundern, wenn man fordert: 
Jochimsen? Nein, danke. Jochimsen abschalten! 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der FDP — Buh- Rufe bei der SPD — 

Frau Hönes [GRÜNE]: Das war ein schwa- 
cher Abgang!) 


Vizepräsident Stückien; Die Aktuelle Stunde ist 
beendet. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, eine 
angenehme Mitteilung. Am 17. Mai 1986 feierte 
Frau Abgeordnete Hürland ihren 60. Geburtstag. 

(Beifall) 

Das Haus beglückwünscht Sie sehr herzlich und 
dankt. Ihnen für Ihre intensive Mitarbeit als Ge- 
schäftsführerin. Damit sind einmal alle Geschäfts- 
führer in diesem Hause lobend erwähnt. — Keine 
Ergänzung, Herr Dr. Vogel, von mir. Ich habe ge- 
hört, daß Sie das nicht ganz verstanden haben. Da- 
mit wollte ich die verdienstvolle Arbeit der Ge- 
schäftsführer hier erwähnen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Mein Gehör ist völlig in 

Ördnung, Herr Präsident! Ich habe es ja 
weitergesagt!) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die Tagesordnung erweitert werden. Die Punkte er- 
sehen Sie aus der ihnen vorliegenden Liste der Zu- 
satzpunkte: 

3. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Aufhebung der WEU-Rüstungsbeschränkungen 
— Drucksache 10/5576 — 

4. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP 

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
— Drucksache 10/5575 — 

5. Beratung des Antrags der Abgeordneten Werner (Wester- 
land), Dr. Müller (Bremen) und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN 

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
— Drucksache 10/5589 — 
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(A) 6. Aktuelle Stunde 

Gesundheitliche und ökonomische Folgen des Reaktorun- 
falls von Tschernobyl für die Bürgerinnen und Bürger der 
Bundesrepublik Deutschland 

7. Erste Beratung des von den Abgeordneten Frau Fuchs 
(Köln), Frau Dr. Daubler-Gmelin, Bachmaier, Frau Blunck, 
Buschfort, Catenhusen, Delorme, Dr. Diederich (Berlin), 
Dreßler, Egert, Fiebig, Frau Fuchs (Verl), Glombig, Gilges, 
Frau Dr. Hartenstein, Hauck, Heyenn, Frau Huber, Immer 
(Altenkirchen), Jaunich, Kirschner, Dr. Kübler, Kuhlwein, 
Frau Dr. Lepsius, Frau Luuk, Lutz, Frau Dr. Martiny- 
Glotz, Frau Matthäus-Maier, Müller (Düsseldorf), Frau 
Odendahl, Peter (Kassel), Reimann, FYau Renger, Frau 
Schmedt (Lengerich), Frau Schmidt (Nürnberg), Schrei- 
ner, Sielaff, Frau Dr. Skarpelis-Sperk, Dr. Soell, Frau 
Steinhauer, Stiegler, Frau Terborg, Frau Dr. Timm, Frau 
Traupe, Urbaniak, Weinhofer, von der Wiesche, Witek, 
Wolfram (Recklinghausen), Frau Zutt, Dr. Vogel und der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Anerkennung eines Kindererziehungsjahres in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung für ältere Frauen (Trüm- 
merfr auen-Babyj ahrgesetz) 

— Drucksache 10/5571 — 

Des weiteren wird interfraktionell vorgeschlagen, 
folgende Gesetzentwürfe nachträglich dem Vertei- 
digungsausschuß zur Mitberatung zu überweisen: 

den Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung 
von Dienst- und Versorgungsbezügen in Bund und 
Ländern — Drucksache 10/5450 — , 

den Entwurf eines Gesetzes über weitere Maß- 
nahmen auf dem Gebiet des Versorgungsausgleichs 
— Drucksache 10/5447 — , 

den Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung 
von Regelungen über den Versorgungsausgleich 
— Drucksache 10/5484 — . 

Sind Sie mit der Erweiterung der Tagesordnung 
und den nachträglichen Überweisungen einverstan- 
den? — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Es 
ist so beschlossen. 


Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeord- 
neten Frau Dr. Däubler-Gmelin, Dr. Emmer- 
lich, Frau Fuchs (Köln), Bachmaier, Frau 
Blunck, Catenhusen, Dr. Diederich (Berlin), 
Egert, Frau Fuchs (Verl), Frau Dr. Harten- 
stein, Frau Huber, Immer (Altenkirchen), Dr. 
Kübler, Kuhlwein, Frau Dr. Lepsius, Lutz, 
Frau Luuk, Frau Dr. Martiny-Glotz, Frau 
Matthäus-Maier, Müller (Düsseldorf), Frau 
Odendahl, Peter (Kassel), Frau Renger, Frau 
Schmedt (Lengerich). Frau Schmidt (Nürn- 
berg), Frau Simonis, Dr. Soell, Frau Dr. Skar- 
pelis-Sperk, Frau Steinhauer, Stiegler, Frau 
Terborg, Frau Dr. Timm, Frau Traupe, Frau 
Weyel, Wolfram (Recklinghausen), Frau Zutt, 
Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 

Bundesstiftung ,, Mutter und Kind"" 

— Drucksachen 10/3343, 10/3935 — 

Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der Frak- 
tion der SPD auf Drucksache 10/5577 vor. Nach 
einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die Be- 
ratung zwei Stunden vorgesehen. Ist das Haus auch 
damit einverstanden? — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 


Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau (C) 
Abgeordnete Däubler-Gmelin. Bitte sehr! 

Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir reden heute über 
die Stiftung „Mutter und Kind"" und zugleich über 
die Erfahrungen, die Frauen mit ihr machen. Damit 
geht es uns zugleich um die Grundfrage: Was muß 
und was kann unser Beitrag dazu sein, daß schwan- 
gere Frauen, die sich auf Grund ihrer Lebensum- 
stände nicht darüber freuen können, ein Kind zu 
bekommen, daß also schwangere Frauen mit Kon- 
flikten den Abbruch von Schwangerschaften nicht 
als Ausweg in Erwägung ziehen, daß damit schließ- 
lich die Zahl der Schwangerschafts abbrüche weiter 
abgebaut werden kann? Uns allen war klar, als wir 
vor 10 Jahren die Gesamtreform in Kraft gesetzt 
haben, und uns allen ist auch heute noch klar, daß 
dieser Weg nur mit der Entscheidung der betroffe- 
nen Frauen, aber keinesfalls gegen ihren Willen 
oder gar über ihre Köpfe hinweg erreicht werden 
kann. Es liegt, wie gesagt, heute offen auf der Hand, 
obwohl viele draußen und leider auch in diesem 
Haus hier etwas von dieser Auffassung abzurücken 
scheinen. 

Die Aufforderung, meine Damen und Herren, Er- 
fahrungen zu überprüfen, immer wieder über den 
Beitrag zu einer Lösung des Problems der Schwan- 
gerschaftskönflikte nachzudenken, diese Aufforde- 
rung stellt sich für den Bundestag, die Bundesregie- 
rung und die Landesregierungen auf jeden Fall und 
so lange, wie es Schwangerschafts abbrüche gibt 
Aufgerufen, nachzudenken und zu helfen, sind aber 
auch Verbände und Kirchen, die sich in häufig vor- 
bildlicher Weise engagieren. Aber uns allen muß 
auch klar sein, daß die Aufforderung, sich für das 
Leben zu engagieren, weit über das enge Gebiet des 
Schwangerschaftsabbruchs hinausreicht. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung der 
Abg. Frau Hönes [GRÜNE]) 

Immer mehr Menschen wird heute die Bedro- 
hung menschlichen Lebens auf den verschieden- 
sten Gebieten immer klarer, daß nämlich durch im- 
mer mehr und immer tödlichere Waffen und Mas- 
senvernichtungsmittel, daß durch die schleichende 
Zerstörung unserer natürlichen Lebensgrundlagen, 
daß durch Hunger und Elend in vielen Teilen der 
Dritten Welt und daß auch beispielsweise durch 
Manipulation am menschlichen Erbgut Bedrohun- 
gen ausgelöst werden, mit denen wir nicht oder nur 
sehr schwer fertigwerden. 

(Zustimmung der Abg. Frau Blunck 
[SPD]) 

Engagement für das Leben, meine Damen und Her- 
ren — darüber sollten wir heute auch keinen Zwei- 
fel lassen — , darf sich nicht auf die Frage des 
Schwangerschaftsabbruchs begrenzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Bevölkerungspolitische Gesichtspunkte sind hier 
fehl am Platz, und sie sind peinlich und entlarvend, 
wenn sie zudem nur auf die deutsche Wohnbevölke- 
rung bezogen werden. Nein, Eintreten für eine Poli- 
tik, die das menschliche Leben insgesamt schützt 
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(A) und seinen Fortbestand auf den verschiedenen Ge- 
bieten sichert, Eintreten für eine Politik in diesem 
Sinne ist notwendiger denn je. 

(Zustimmung der Abg. Frau Blunck 
ISPD]) 

Wir beraten heute im übrigen auf der Grundlage 
der Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage von uns Sozialdemokraten und über die 
Entschließung die wir dem Bundestag heute vorge- 
legt haben. Sie soll — das ist unser Antrag — heute 
nach der Debatte an die zuständigen Ausschüsse 
überwiesen werden, damit wir dann im Herbst hier 
im Bundestag eine gemeinsame Erklärung verab- 
schieden können. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, vor 10 Jahren hat der 
Deutsche Bundestag — damals waren es in erster 
Linie Sozialdemokraten und Freie Demokraten — 
mit der Verabschiedung der Gesamtreforni zum 
Schwangerschaftsabbruch die j ahr zehntelange 
Auseinandersetzung über den Strafrechtsparagra- 
phen 218 zu einem Abschluß gebracht. Ich glaube, 
es ist gut, sich auch heute daran zu erinnern, daß 
und warum damals ein ganz neuer Weg zur Lösung 
des Problems eingeschlagen wurde. 

(Frau Blunck [SPD]: Das ist richtig!) 

Vor 1976 hat sich der Staat damit begnügt zu verbie- 
ten. Die Frage nach Ursachen, nach Verantwortlich- 
keiten, nach Hilfsmöglichkeiten wurde offiziell 
kaum gestellt, und ebensowenig kümmerte man 
sich um die entwürdigenden Begleitumstände oder 
die schrecklichen Folgen. 

Viele der jungen Menschen gerade heute können 
sich gar nicht mehr vorstellen, worum es damals 
eigentlich ging, wie es war, was das für die Frauen 
bedeutet hat und warum die Frauen damals so ver- 
bittert und entschlossen gegen eine Lage anrann- 
ten, für die der § 218 Symbol und Ursache zugleich 
war. 

(Beifall bei der SPD) 

Da war die Illegalität, da war das Verbot und die 
Strafbarkeit, das stand im Vordergrund und wurde 
dennoch massenhaft umgangen; dagegen wurde 
verstoßen. Die Zahlen der Schwangerschaftsabbrü- 
che lagen weit über den heutigen, 300 000, 400 000 
und mehr pro Jahr, so lauteten damals die Schät- 
zungen der Sachkundigen. Abtreibungstourismus 
ins Ausland war üblich, wirtschaftlich besserge- 
stellte Frauen fanden einen Arzt, die anderen, weni- 
ger begünstigten landeten beim Kurpfuscher. To- 
desfälle, schwere gesundheitliche Schädigungen, 
alle diese Folgen, die wir heute glücklicherweise 
nicht mehr kennen, gab es nicht nur vereinzelt. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Na, hören Sie mal! 

Ein bißchen seriöser! — Zuruf von der 

CDU/CSU: Einfache Vergangenheitsbewäl- 
tigung!) 

— Entschuldigung, Sie können gerne ans Mikro- 
phon gehen. Im übrigen glaube ich nicht, daß Ihre 


Zwischenrufe dem Gegenstand wirklich angemes- (C) 
sen sind. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Vogel [SPD]: 

Das ist deren Niveau!) 

Die Erpressung schwangerer Frauen, die Erpres- 
sung von helfenden Ärzten auf der einen Seite und 
auf der anderen Seite Geschäftemacherei übelster 
Sorte, Angst und ein ständiges Sich-ducken-Müssen 
der Frauen — das waren die Kennzeichen der da- 
maligen Lage. Das war der Hintergrund 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Und heute ist al- 
les in Ordnung?) 

— Sie sollten sich damit wirklich befassen, wenn 
Sie schon meinen, mitreden zu sollen — , 

(Beifall bei der SPD) 

der uns, die Mehrheit des Deutschen Bundestages, 

1976 dazu brachte, den Weg zu wählen, den wir 
heute nach wie vor für richtig halten, nämlich den 
Weg, daß der Strafanspruch des Staates im Rahmen 
der §§ 2 18 fl des Strafgesetzbuches — das sind also 
auch weiter Tötungsdelikte — gegenüber den be- 
troffenen Frauen und den beteiligten Ärzte in be- 
stimmten Fällen — den gesetzlichen Indiktationen 
nämlich — zurückgenommen wird. Dabei waren 
wir uns darüber einig — und sind es hoffentlich 
auch heute noch — , daß neben der medizinischen, 
der eugenischen und der ethischen Indikation auch 
die. schwere sonstige Notlage anerkannt werden 
mußte und anerkannt werden muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Entscheidend war damals — und ist auch heute 

— für Leute, denen es wirklich darum geht, Leben 
zu schützen und nicht nur Lippenbekenntnisse ab- 
zugeben, daß Maßnahmen, die damals als sozial 
flankierend bezeichnet wurden, eingeführt und 
durchgesetzt werden. Das heißt nämlich richtiger- 
weise, daß nur der Ursachen beseitigen kann, 
Schwangerschaftsabbrüchen abhelfen kann, der die 
Ursachen kennt und entschlossen ist, etwas gegen 
die Ursachen zu tun. Das steht und stand im Zen- 
trum unserer Regelungen, und steht auch heute im 
Zentrum unserer Überlegungen. Wir werden es des- 
halb nicht zulassen, daß die Diskussion in der Öf- 
fentlichkeit durch Leute, die nichts davon verstehen 
oder verstehen wollen, weiterhin auf die Frage re- 
duziert werden kann, ob der eine oder andere Para- 
graph des Strafgesetzbuches und der Reichsversi- 
cherungsordnung in der einen oder anderen Weise 
verändert werden soll. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hennig [CDU/ 

CSU]: Sie müssen es uns schon überlassen, 
worüber wir reden!) 

Wichtig ist es — heute wie damals — , daß die 
Ursachen für Schwangerschaftskonfiikte möglichst 
aufgegriffen und beseitigt werden, d. h., es sollte zu- 
nächst gar nicht zu ungewollten Schwangerschaf- 
ten und Schwangerschaftskonflikten kommen. Dar- 
auf haben doch gerade die Ärzte auf ihrem Bundes- 
kongreß wieder hingewiesen. Hier ist viel Raum für 
Hilfe, nicht nur durch das Geld der Bundesregie- 
rung, nicht nur durch die Unterstützung durch Or- 
ganisationen, die sich um Familienplanung küm- 
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(A) mern, sondern eben auch für Kirchen, für Verbände 
und für jeden, der damit — sei es als Lehrer oder in 
anderer Funktion — zu tun hat Wir teilen die Sor- 
ge, daß es heute noch — oder wieder — zuviel an 
Sorglosigkeit und zuviel an Leichtfertigkeit, auch 
an Unwissen gibt. Das muß bekämpft werden. 

Aber ein zweiter Punkt — darum geht es uns 
hauptsächlich, das war auch der Kern der Verände- 
rung vor zehn Jahren — ist die Notwendigkeit der 
Beratung von Frauen in Schwangerschaftskonflik- 
ten und damit untrennbar verbunden die Hilfe für 
sie. Wer über seine Konflikte, seine vielleicht auch 
nur scheinbar aussichtslose Lage, seine Schwierig- 
keiten reden kann, dem oder der kann leichter ge- 
holfen werden; jedenfalls besteht die Chance dazu. 
Dann besteht die Möglichkeit, dabei zu helfen, Kon- 
flikte da, wo sie nicht anders aus der Welt geschafft 
werden können, durchzustehen, also den Frauen 
den Rücken zu stärken. 

Aber dazu sind nicht nur Beratungsstellen not- 
wendig, sondern man muß auch Hilfen und Per- 
spektiven aufzeigen können. Deswegen sagen wir: 
Es ist Aufgabe des Staates, sicherzustellen, daß es 
genügend und gute Beratungsstellen gibt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wir sagen zum zweiten: Es muß sichergestellt 
werden — und zwar ebenfalls durch staatliche Hil- 
fen und staatliche Unterstützung — , daß die Berate- 
rinnen und Berater Zeit für die betroffenen Frauen 
. . haben, um deren Konflikte auch wirklich angehen 
' ^ und mit ihnen beraten zu können. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens müssen die Rahmenbedingungen für die 
Beratungsstellen so gestaltet sein, daß Frauen auch 
Vertrauen zu Beratungsstellen haben können. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Beratung ohne Vertrauen gibt es nicht. 

Viertens. Die Beraterinnen und Berater müssen 
in der Lage sein, den Frauen auch Hilfen anzubie- 
ten, und zwar solche Hilfen, die in den speziellen 
Konflikten, in denen sich die Frauen befinden und 
die sie den Schwangerschaftsabbruch in Erwägung 
ziehen lassen, auch tatsächlich helfen, sich — wie 
es das Bundesverfassungsgericht ja sagte — für die 
Fortsetzung der Schwangerschaft zu entscheiden. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe, daß wir in- 
soweit übereinstimmen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Viele von uns machen sich Sorgen, daß nicht nur 
durch unqualifizierte Angriffe aus den verschieden- 
sten Ecken, sondern auch durch die Politik der Bun- 
desregierung und einiger Landesregierungen die 
Praxis eben nicht so gestaltet wird, wie ich es auf ge- 
zeigt habe. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb brauchen wir in diesen Punkten eine an- 
dere Politik der Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD) 


Ich möchte nun auf das Vertrauen der Frauen in (C) 
die Beratungsstellen zu sprechen kommen. Dieses 
Vertrauen ist berechtigt Es gibt viele Männer und 
Frauen in den Beratungsstellen, die Tag für Tag 
gute Arbeit leisten. Der Bundestag sollte dies von 
dieser Stelle anerkennen und diesen Mitarbeitern 
Dank sagen, 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

egal in welchen Trägerorganisationen sie arbeiten 
und ob diese aus persönlichen oder politischen 
Gründen den Koalitionsfraktionen genehm sind 
oder nicht. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten jedenfalls danken allen, die 
in diesen Beratungsstellen arbeiten, sei es in kirch- 
lichen Beratungsstellen, sei es bei der Arbeiter- 
wohlfahrt oder Pro Familia. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Hö- 
nes [GRÜNE]) 

Ganz falsch ist es indes, so vorzugehen, wie viele 
von Ihnen aus den Koalitionsfraktionen das tun — 

Gott sei Dank längst nicht alle — , nämlich pau- 
schale Angriffe gegen Beratungsstellen wegen 
„Mißbrauchs"' oder wegen Verletzung von Gesetzen 
zu richten. Natürlich müssen Mißstände beseitigt 
werden und muß verhindert werden, daß Gesetze 
verletzt werden. Darüber braucht mit uns niemand 
zu streiten. Aber, meine Damen und Herren, die 
Angriffe auf Pro Familia aus Ihrer Ecke erwecken 
den Verdacht, daß damit eine Organisation gemeint 
ist, die der Politik der Bundesregierung kritisch ge- (D) 
genübersteht. 

(Zuruf von der SPD: Genau!) 

Dies schadet allen Beratungsstellen, und das ver- 
baut den Frauen den Weg dorthin. Das ist etwas, 
was auch Sie nicht wollen können. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 

Die stehen dem Auftrag entgegen!) 

Ich habe bereits erwähnt, daß Beratung nur dann 
erfolgreich sein kann, wenn die Berater in der Lage 
sind, Hilfen und Perspektiven im jeweils konkreten 
Einzelfall anzubieten. Hier verweisen Sie nun auf 
die Stiftung „Mutter und Kind“ bzw. auf das Erzie- 
hungsgeld, daß Sie als Nachfolgeregelung für das 
Mutterschaftsurlaubsgeld — für viele Frauen übri- 
gens mit geringeren Summen — eingeführt haben. 

Wir können heute — darum geht es uns — nicht 
mehr darüber hinwegsehen, daß die Praxis und die 
Erfahrung immer mehr die Kritik bestätigen, die 
wir von Anfang an geübt haben. Gerade die Stiftung 
„Mutter und Kind"" hat auch den Beratungsstellen 
zusätzlich gezeigt, in wie schlechten wirtschaftli- 
chen und finanziellen Verhältnissen viele junge 
Frauen gerade in den letzten Jahren leben müssen. 

Das ist völlig unbestritten. Aber wer den Frauen 
zuhört und nicht nur über sie redet und wer mit den 
Beratungsstellen redet, der weiß auch, daß z. B. 
wirtschaftliche und finanzielle Schwierigkeiten nur 
in ganz wenigen Fällen allein oder überwiegend 
ausschlaggebend dafür sind, daß Frauen den Ab- 
bruch einer Schwangerschaft in Erwägung ziehen. 

Die Zahlen bewegen sich zwischen 1 % und 4 %. 
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(A) Daraus ergeben sich unsere Forderungen. Ich 
sage das heute zum x-tenmal: Es ist notwendig, den 
Frauen mehr Geld zu geben, aber es ist ebenso not- 
wendig, ihnen einen Rechtsanspruch darauf zu ge- 
ben 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Vogel 
[München] [GRÜNE]) 

und vor allen Dingen ist es notwendig, dies nicht 
mit Schwangerschaftskonflikten zu vermischen; 
sondern die Abwicklung über die Sozialämter der 
Städte und Kreise vorzunehmen. Diese Stellen kön- 
nen das viel besser. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie diesen Emp- 
fehlungen endlich folgten, könnten Sie eine Menge 
von Problemen aus der Welt schaffen, die Sie selber 
hervorgerufen haben. 

Erstens würden Sie den wirklich unerträglichen 
Zustand beenden, daß Frauen in vergleichbaren 
wirtschaftlich schwierigen Lagen ganz unterschied- 
liche Geldbeträge ausgezahlt bekommen, je nach- 
dem, in welcher Jahreszeit sie den Antrag stellen 
müssen, wie gerade die Haushaltslage der Stiftung 
ist, in welcher Region sie wohnen oder — ganz 
besonders skandalös — ob die zwölfte Schwanger- 
schaftswoche überschritten worden ist oder nicht. 

Dies ist ein wirklich unhaltbarer Zustand, nicht 
nur für die Frauen selber und für uns als geldge- 
benden Bundestag, sondern auch für die Beraterin- 
nen und Berater in den Beratungsstellen, 

(Beifall bei der SPD) 

(B) die mit großer Sorge gerade deshalb auf den Prü- 
fungsbericht des Bundesrechnungshofes zur Stif- 
tung warten. Dieser Bericht soll ja im Herbst erfol- 
gen. 

Zweitens würden Sie dem Vorwurf entgehen, die 
eigentlich selbstverständliche materielle Absiche- 
rung schwangerer Frauen sei für Sie eine so beson- 
dere Aufgabe, daß sie nur mit Hilfe einer Stiftung 
und nicht mit gesetzlich verankerten Rechtsansprü- 
chen gelöst werden könne. Uns wäre daran sehr 
gelegen. 

Zum dritten aber würden Sie der Arbeit der Bera- 
tungsstellen helfen. Diese werden nämlich von dem 
unglaublich bürokratischen Antragsverfahren der 
Stiftung „Mutter und Kind“ zeitlich und finanziell 
erheblich belastet. Das sind großenteils ehrenamt- 
lich tätige Helferinnen und Helfer. Meine Damen 
und Herren, die Träger werden von der Stiftung 
weder für die zeitlichen noch finanziellen Belastun- 
gen entschädigt Das ist unhaltbar. Das geht den 
Frauen ab, die zu den Schwangerschaftskonfliktbe- 
ratungsstellen kommen, um ihre Probleme zu be- 
sprechen. 

Meine Damen und Herren, zum letzten Punkt. Ich 
glaube, wir müssen uns alle — und insbesondere 
Sie — dazu durchringen, daß Frauen Perspektiven, 
Chancen und Hilfen da brauchen, wo die Konflikte 
liegen. Nochmals: Wer mit den Frauen und nicht 
über sie redet, wer mit den Beratungsstellen redet 
und ihnen zuhört der wird erfahren, d€iß ganz oben 
auf der Liste der Schwangerschaftskonflikte steht, 
daß viele Frauen heute die Sorge bewegt, die Welt, 


in die sie ihre Kinder hineingebären, könne für (C) 
diese Kinder nicht mehr lebenswert sein. Deshalb 
ist das so wichtig, was ich eingangs sagte: daß wir 
nicht nur sonntags darüber reden, sondern Tag für 
Tag auf den verschiedenen Gebieten der Politik, sei 
es um Friedens- und Rüstungspolitik, sei es in der 
Umweltpolitik, sei es im Eintreten für eine Energie- 
politik ohne Atomkraft, dafür sorgen, daß das Zu- 
trauen und das Vertrauen dieser Frauen ja, aller 
Menschen in ihre Zukunft, in die Zukunft ihrer 
Kinder und in unser aller gemeinsame Zukunft wie- 
der stabilisiert werden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, als zweites sagen uns 
Frauen und Beraterinnen, daß Konflikte mit den 
Partnern, daß Konflikte mit dem Freund, dem Ehe- 
mann, der Familie, aber auch eben die Schwierig- 
keiten am Arbeitsplatz oder auf der Ausbildungs- 
stelle sehr wichtig seien. Wer Frauen den Rücken 
stärken will, diese Konflikte durchzustehen, der 
muß hier eingreifen; und Sie können das auch tun. 

Der muß sich eben öffentlich dagegen wehren, deiß 
Frauen an den Pranger gestellt werden, der darf 
sich nicht auf die üblichen Lippenbekenntnisse zu- 
rückziehen, der muß dafür sorgen, daß genügend 
Arbeits- und Ausbildungsstellen für Frauen zur 
Verfügung stehen und daß Sicherheit und Arbeits- 
schutz, Mutterschutz für diese Frauen nicht zu ei- 
nem Fremdwort werden. 

Meine Damen und Herren, wir haben ja schon 
mehrfach an dieser Stelle gerügt, daß wir Ihre Poli- 
tik der sozialen Kälte auch deshalb nicht für richtig (U) 
halten. Ich wiederhole das heute, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

In den vergangenen Wochen hatten wir die Auswir- 
kungen des Beschäftigungsförderungsgesetzes ge- 
rade auf die Frauen zu diskutieren. Jetzt frage ich 
Sie: Eine junge Frau mit einem Zeitvertrag hat kei- 
nen Mutterschutz und kein sicheres Arbeitsverhält- 
nis, auch dann nicht, wenn sie schwanger ist, auch 
dann nicht, wenn sie sich in einem Schwanger- 
schaftskonflikt befindet. Was soll denn eigentlich 
eine Beraterin einer solchen jungen Frau sägen, 
wenn sie mit diesen Problemen zu ihr in die Bera- 
tungsstelle kommt? Deswegen der Appell: Ändern 
Sie Ihre Gesetze zu Lasten der Frauen wieder! Ge- 
ben Sie ihnen auch im Bereich der Ausbildungsstel- 
len wieder mehr Chancen, mehr Sicherheit und 
mehr Perspektiven! 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich das in 
vier Punkten zusammenfassen, was uns heute we- 
sentlich ist. Wir werden nicht auf hören, den Deut- 
schen Bundestag und die Öffentlichkeit mit ihm zu 
befassen. 

Erstens. Lassen Sie uns keine Scheingefechte 
führen, wenn es um die Bewältigung der Schwan- 
gerschaftsabbrüche und unsere Hilfsmöglichkeiten 
dazu geht! 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie führen sie doch!) 
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Frau Dr. Däubler-Gmelin 

(A) — Das habe ich mir gedacht, daß ausgerechnet Sie 
so etwas sagen. — 

Lassen Sie uns etwas dagegen tun! Lassen Sie 
uns unqualifizierte Angriffe gegen Ärzte, Bera- 
tungsstellen oder auch gegen die schwangeren 
Frauen selbst zurückweisen! 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Lassen wir nicht zu, auch Sie nicht, 
meine Damen und Herren von den Koalitionsfrak- 
tionen, daß die Diskussion wieder auf Paragraphen 
verengt wird. Helfen Sie mit, wie auch die Ärzte das 
verstärkt fordern, ungewollte Schwangerschaften 
zu vermeiden durch Verbreiterung der Anwendung 
der Kenntnisse über Familienplanung und Schwan- 
gerschaftsverhütung bei Männern und Frauen! Da 
bleibt noch sehr viel zu tun, meine Damen und Her- 
ren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Drittens. Meine Damen und Herren, helfen Sie 
den Organisationen, die Aufklärungsarbeit betrei- 
ben, und vor allem: Geben Sie den Frauen wieder 
den Stand an Rechten, Chancen und Möglichkeiten 
auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt, den sie zu 
Beginn Ihrer Regierungszeit hatten! Lassen Sie uns 
dann zusammen das Erreichte ausbauen! Unsere 
Unterstützung dafür haben Sie. Nur auf diesem 
Wege werden wir gemeinsam in der Lage sein, 
Schwangerschaftsabbrüche tatsächlich zahlenmä- 
ßig weiter zu senken. 

Wenn wir uns dann zudem darauf noch verstehen 
(ß) können, auf den verschiedenen Gebieten unserer 
Politik konkrete Schritte der Lebenssicherung und 
der Lebenserhaltung durchzusetzen, dann ist nicht 
nur den Frauen gedient, sondern, meine Damen 
und Herren, dann besteht auch die Möglichkeit, die 
Zahl der Schwangerschaftsabbrüche so abzusen- 
ken, wie wir uns das alles wünschen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hennig [CDU/ 
CSU]: Nicht sehr seriös!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Schlottmann. 

Schlottmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Bundesstif- 
tung „Mutter und Kind — Schutz des ungeborenen 
Lebens“ hat sich — das zeigt insbesondere auch die 
Beantwortung der Großen Anfrage, die von der 
SPD gestellt wurde — hervorragend bewährt. Ich 
glaube, es ist sehr wichtig, daß wir diese Feststel- 
lung an den Anfang der Ausführungen stellen. 

Ich habe Ihren Antrag, Frau Dr. Däubler-Gmelin, 
hier einmal durchgelesen; er ist mir heute morgen 
zur Kenntnis gekommen. Ich muß sagen, ich bin 
enttäuscht über diesen Antrag, der ja weitestge- 
hend an der Problematik, so wie wir sie uns auch 
durch Ihre Anfrage zur Bundesstiftung „Mutter und 
Kind“ gestellt haben, vorbeigegangen ist. Sie er- 
wähnen darin — das haben Sie auch in Ihren Aus- 
führungen hier getan — die Bundesstiftung eigent- 
lich nur am Rande. Trotzdem bin ich Ihnen für 


manche Passagen recht dankbar, insbesondere (C) 
eigentlich für die Anerkennung der Bundesstiftung; 
denn von der damaligen Debatte, als wir sie ein- 
führten, wo Sie hier ja eine totale Ablehnung prak- 
tizierten, über die Debatte im letzten Jahr, wo es 
lun die Aufstockung der Mittel ging und wo Sie sich 
dann der Stimme als Opposition enthielten, bis heu- 
te, wo Sie, meine ich, schon sehr moderat waren 
und einige Vorschläge zur Verbesserung machten 
und Ihren Ausführungen diese Anerkennung zu 
entnehmen war, ist bei Ihnen eine Veränderung 
eingetreten. 

48 000 Frauen konnte durch die von uns einge- 
führte Bundesstiftung geholfen werden. Meine Da- 
men und Herren, das ist eine gute, wenn ich auch 
sagen muß, noch bescheidene Bilanz. Für die CDU/ 
CSU-Fraktion spreche ich allen Beteiligten — Sie 
haben uns dazu aufgefordert, ich hatte es vorgese- 
hen — für ihre nicht hoch genug einzuschätzende 
Unterstützung unseren herzlichsten Dank aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies gilt, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
in besonderem Maße für alle Mitarbeiter in den 
Beratungsstellen, die unsere Hilfe unter beachtli- 
chem Arbeitsaufwand weitergegeben haben. Dort, 
wo Landesstiftungen fehlten, danke ich den freien 
Trägern, so dem Caritasverband und dem Diakoni- 
schen Werk, die in Anerkennung der Notwendigkeit 
dieser Sonderhilfen, insbesondere in der Anfangs- 
zeit, enorme Arbeitsbelastungen auf sich nehmen 
mußten und, füge ich hinzu, auch noch heute auf 
sich nehmen. (D) 

(Beifall des Abg. Kroll-Schlüter [CDU/ 

CSU]) 

Die heftige Kritik an der Bundesstiftung, wie sie 
zu Beginn von der Opposition zu hören war — ich 
erwähnte es schon: sogar die Ablehnung dieser Stif- 
tung — , ist unberechtigt. Unverantwortliche Unter- 
stellungen — mir liegen sie noch in den Ohren — 
sowie abwertende Aussagen gegen die Stiftung sind 
nun — das können wir feststellen — von der Praxis 
einwandfrei widerlegt worden. Die Opposition — 
das haben Ihre Ausführungen heute gezeigt — ist 
nach wie vor ohne konkrete Alternativen. 

(Frau Blunck [SPD]: Was?!) 

Es hat sich gezeigt, daß die Bundesstiftung als ein 
wesentlicher Baustein unserer neuen Familienpo- 
litik gut in Maßnahmen eingebettet ist wie Erzie- 
hungsgeld, steuerliche Erleichterungen, der neue 
Kinderzuschlag, besondere Steuerentlastungen für 
Alleinerziehende, Erhöhung von Ausbildungsfrei- 
beträgen, Wohngelderhöhungen, Erhöhung der So- 
zialhilfe, insbesondere für Alleinerziehende mit 
Kindern, die Herabsetzung der Wartezeit für den 
Rentenbezug von 15 auf fünf Jahre und die Anrech- 
nung von Erziehungszeiten in der Rentenversiche- 
rung. Das alles muß man einmal zusammensehen. 

Das ist das, was wir unter neuer dynamischer Fami- 
lienpolitik der CDU/CSU verstehen, meine Damen 
und Herren. 

Die Koalition hat damit die in der Regierungser- 
klärung eingegangenen familienpolitischen Ver- 
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Schlottmann 

(A) sprechungen voll eingelöst Darüber hinaus haben 
wir im Sinne des Bundesverfassungsgerichtsurteils 
von 1975 konsequent gehandelt, indem wir das An- 
gebot materieller Hilfen zum Schutze des ungebo- 
renen Lebens entscheidend und im Sinne unserer 
politischen Grundeinstellung erweitert haben. Der 
Staat hat seine Verpflichtung zu einem effektiven 
Schutz des sich entwickelnden Lebens zu erfüllen, 
wobei der Leitgedanke des Vorranges vorbeugen- 
der Hilfen von großer Bedeutung ist. 

Es ist Aufgabe des Staates, in erster Linie sozial- 
politische und fürsorgerische Mittel zur Sicherung 
des werdenden Lebens einzusetzen. Diese Ver- 
pflichtung ist von der früheren SPD-Regierung 
ignoriert worden. Wir dagegen haben sofort gehan- 
delt. Mit der Stiftung wie mit unserer gesamten 
Familienpolitik haben wir zielstrebig zum Aus- 
druck gebracht, daß diese Gesellschaft wieder kin- 
der- und familienfreundlicher werden muß. 

Wir sehen es in diesem Zusammenhang als un- 
sere vorrangige Aufgabe an, den Schutzwillen für 
das Leben besonders dort, wo er verlorengegangen 
ist, wieder zu wecken und zu stärken. Meine Damen 
und Herren, ich setze hier meine Hoffnung auf ent- 
sprechende Veränderungen gesellschaftlicher 
Einstellungen und Einschätzungen, wie sie gerade 
in letzter Zeit in breiten Kreisen, insbesondere auch 
bei jungen Menschen unseres Volkes deutlich ge- 
worden ist 

Eine völlig neue Einrichtung wie die Bundesstif- 
tung bleibt sicherlich nicht von Anfangsschwierig- 
(ßj keiten verschont. Bundesregierung, Stiftungsrat, 
Landesstiftungen und freie Träger waren flexibel 
genug, diese schnell und unbürokratisch zu über- 
winden. Es ergab sich sogar die Notwendigkeit, die 
Mittel der Stiftung im Jahre 1985 für vier Jahre um 
insgesamt 40 Millionen DM aufzustocken. 

Ich erinnere dabei an die vorbildliche Haltung 
der beiden großen Kirchen, die seinerzeit zuerst 
Sonderfonds gegen materielle Not für werdende 
Mütter geschaffen haben. Es folgten in den CDU- 
regierten Ländern entsprechende Landesstiftun- 
gen, und dort, wo die SPD wie im Lande Nordrhein- 
Westfalen diese Stiftung verweigerte, kamen zahl- 
reiche Initiativen vieler CDU-geführter Kommunen 
auf. Dort wurden ebenfalls Sondermittel zur Hilfe 
für Frauen in Not eingerichtet. Meine Damen und 
Herren, wo diese Hilfen nebeneinander möglich 
sind, konnte noch wirksamer geholfen werden. 
Auch hier haben wir viel Dank zu sagen. 

Aber der Herr Ministerpräsident von Nordrhein- 
Westfalen, Herr Rau, muß sich an dieser Stelle fra- 
gen lassen, warum er die Landesstiftung permanent 
verweigert und damit in unverzeihlicher Weise den 
Schutz des ungeborenen Lebens vernachlässigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Gilges [SPD]) 

Die CDU-Fraktion in Düsseldorf beantragte kürz- 
lich zum wiederholten Male, Herr Gilges, die Ein- 
richtung einer solchen Landesstiftung nach dem 
Vorbild CDU-geführter Länder. Ich bin fast sicher, 
daß Herr Rau diesen Antrag ablehnen läßt und da- 
mit seine familienfeindliche Politik fortsetzt. Die 


Mittel für familienpolitische Maßnahmen wurden (C) 
nämlich in den letzten Jahren von Landeshaushalt 
zu Landeshaushalt heruntergekürzt, und zwar in 
vollem Bewußtsein dessen, daß hier insbesondere 
einkommensschwache Familien betroffen wurden. 

Ich glaube, daß es angebracht wäre, Frau Kolle- 
gin, wenn Sie sich mit Ihrem Appell — ich unter- 
streiche vieles darin — insbesondere an Ihre Kolle- 
gen und insbesondere an Ihren Kanzlerkandidaten, 
Herrn Rau, wendeten, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
sehr billig!) 

der — ich habe das schon einmal hier gesagt — sich 
wie im letzten Landtagswahlkampf auf Plakaten 
mit Familie abbilden läßt, hier aber permanent die 
Hilfen, die auch Sie gefordert haben, verweigert. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Dieser 
billige Wahlkampf ist dem Thema nicht an- 
gemessen!) 

Diese Hilfen werden in Nordrhein- Westfalen und 
auch in anderen SPD-geführten Ländern nicht ge- 
leistet; das gilt auch für viele Kommunen. Ich habe 
ja damals in Nordrhein-Westfalen die Kampagne 
miterlebt, als gerade die Frauenbewegung der SPD 
mit Appellen an die Kommunen herantrat, man 
solle sich nicht an der CDU-Aktion, Sonderhilfen 
für Familien in kommunale Haushalte einzubrin- 
gen, beteiligen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Machen 
Sie doch hier keinen Wahlkampf! Das ist 

doch unanständig!) (D) 

Das wurde von Ihnen abgelehnt. Da haben Sie ein- 
fach nicht mitgemacht, ohne etwas anderes anzu- 
bieten. Statt dessen wurde die perfekte Abtrei- 
bungsklinik in Essen von Ihnen, d. h. vom Lande 
und damit auch vom Ministerpräsidenten, geför- 
dert. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Pfui Teu- 
fel, Herr Schlottmann!) 

— Nein, das hat mit „Pfui Teufel“ überhaupt nichts 
zu tun, Frau Kollegin. Das ist der Tatbestand. 

(Kuhlwein [SPD]: Pfui Schlottmann!) 

Deshalb fordere ich Sie hier in aller Eindringlich- 
keit auf — ich habe das den Kollegen auch schon im 
Ausschuß gesagt — : Es wäre angebrachter, man- 
ches von dem, was Sie uns gegenüber an Kritik Vor- 
bringen, Ihren Kollegen in Düsseldorf oder in Hes- 
sen zu sagen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das eigene Haus zu be- 
stellen ist schwerer!) 

Das wäre im Interesse des Schutzes des Lebens 
viel, viel wirkungsvoller. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Dr. 
Däubler-Gmelin [SPD]: Lassen Sie doch Ih- 
ren Wahlkampf! Die Frauen merken das 
doch! — Kolb [CDU/CSU]: Das sind doch 
Tatsachen!) 

Nun zur Fraktion der GRÜNEN! Meine Damen 
und Herren, diese Fraktion steht unter dem Zwang, 
für ihre jüngsten kinder- und familienfeindlichen 
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Schlottmann 

(A) Beschlüsse von Hannover zum Abbau des gesetzli- 
chen Schutzes des Lebens eintreten zu müssen. Ich 
weiß, daß möglicherweise nicht alle von Ihnen die- 
ser Auffassung sind, aber unter diesen Zwang sind 
Sie in Hannover gesetzt worden. Wir haben von 
Ihnen hier heute — hoffentlich nicht demnächst — 
auf diesem Gebiet einiges zu erwarten. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das stimmt!) 

Dazu paßt, daß Sie — das ist ja auch bekanntge- 
worden — versuchen wollen, die Bundesrepublik 
mit einem Netz perfekter Abtreibungskliniken zu 
überziehen. Das kommt in Ihren Beschlüssen deut- 
lich zum Vorschein. Meine Damen und Herren, ich 
hoffe, daß die Bevölkerung draußen deutlich ver- 
nimmt, daß die Partei der GRÜNEN eine Antile- 
benspartei geworden ist und daß sie sich zuletzt in 
Hannover als solche entlarvt hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Leider wahr! — 

So ist das!) 

Meine Damen und Herren, wie kann man — so 
fragt die „Saarbrücker Zeitung** zu Recht — im Na- 
men der noch ungeborenen Kinder gegen die Atom- 
energie sein und gleichzeitig für die Tötung des 
ungeborenen Lebens eintreten, wie kann man für 
den Schutz des Waldes kämpfen und gleichzeitig 
dafür eintreten, daß das menschliche Leben unge- 
schützt ist? Meine Damen und Herren, ich warne in 
diesem Zusammenhang vor einer rot-grünen Fami- 
lienpolitik! 

(B) Die Bundesstiftung hat ihre Anerkennung gefun- 
den. Ich sagte schon, diese Stiftung ist erfolgreich. 
Nach vorliegenden aktuellen Informationen z. B. 
aus Nordrhein-Westfalen entfallen ein Drittel der 
gewährten Hilfen auf die Erstausstattung des Kin- 
des,, ein Viertel auf Hilfen für Wohnung und Ein- 
richtung und ein weiteres Viertel auf fortlaufende 
Leistungen, mit denen die Mutter vor und nach der 
Geburt unterstützt wird. Die übrigen Hilfen betref- 
fen die Betreuung des Kindes, Umstandskleidung, 
Hilfen für die Weiterführung des Haushalts, insbe- 
sondere nach der Geburt. Die Hilfen sind schwan- 
geren Frauen bewilligt worden, die sich in einer 
Notlage befunden haben. 

Fast 5% aller Antragstellerinnen waren minder- 
jährig, fast 20% aller Antragstellerinnen gehen zur 
Schule, studieren oder befinden sich in der Ausbil- 
dung. Nahezu 50% der Antragstellerinnen sind al- 
leinstehend, 75% von ihnen unverheiratet, 61% le- 
ben von Sozialhilfe, Arbeitslosengeld oder Arbeits- 
losenhilfe. An diesen Zahlen wird deutlich, daß die 
Sonderhilfen insbesondere von sozial besonders Be- 
dürftigen in Anspruch genommen wurden. Wir ha- 
ben — so meine ich — hier völlig richtig gehan- 
delt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind deshalb entschlossen, diesen Weg der 
besonderen Hilfe unbeirrt weiterzugehen. Erforder- 
lichenfalls müssen bei verstärkter Inanspruch- 
nahme der Stiftung, die sich allein schon durch den 
steigenden Bekanntheitsgrad dieser Stiftung ergibt, 
weitere Mittel eingesetzt werden. Andererseits muß 


beachtet werden, in welcher Weise sich das Erzie- (C) 
hungsgeld positiv — und damit rechne ich — aus- 
wirkt Es darf keinesfalls passieren — das sage ich 
allen mit aller Eindringlichkeit — , daß hilfesu- 
chende Frauen abgewiesen werden. 

Ich fasse zusammen: Die Bundesstiftung „Mutter 
und Kind — Schutz des ungeborenen Lebens** ist 
ein Teil, ein Baustein unserer neuen Familienpoli- 
tik. Sie hat sich bewährt, sie wird von den Betroffe- 
nen angenommen. Diese Stiftung braucht die Un- 
terstützung aller! Wir wollen helfen! 

Ich bedanke mich bei Ihnen, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stückten: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Wagner. 

Frau Wagner (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Herr Schlottmann, auf Ihre Diffa- 
mierung unserer Parteitagsbeschlüsse werde ich 
nicht weiter eingehen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das waren Tatsachen! 

— Link [Diepholz] [CDU/CSU] : Tatsachen 
waren das, nur Tatsachen!) 

Ich denke, das Niveau Ihrer Ausführungen spricht 
voll für sich. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es steht die Bundesstiftung „Mutter und Kind — 
Schutz des ungeborenen Lebens“, wie es so schön pj 
heißt, im Bundestag erneut zur Debatte. Wir von 
den GRÜNEN sind der Meinung, daß diese Stiftung 
die Probleme schwangerer Frauen in unserer Ge- 
sellschaft nicht annähernd gelöst hat. Ich denke, 
daß wir in diesem Punkt auch mit der SPD-Frak- 
tion einig sind. 

Aber ich will, was die vielgepriesene Familienpo- 
litik dieser Regierung angeht, für die nicht zuletzt 
Frau Süssmuth verantwortlich zeichnet, einmal 
weiter ausholen: Aus der Antwort der Bundesregie- 
rung auf die Große Anfrage der SPD geht eindeutig 
hervor, daß zwei Drittel aller Antragstellerinnen al- 
leinstehend sind. Dies sind vor allem Frauen in der 
Ausbildung, arbeitslose Frauen, die bereits von der 
deutlich geringeren Arbeitslosenhilfe leben, und so- 
zialhilfeabhängige Frauen. Der Anteil der Frauen 
mit Einkommen von weniger als 1 000 DM ist er- 
wartungsgemäß hoch. Folglich wird auch ein erheb- 
licher Teil der Stiftungsmittel für laufende Hilfen 
verausgabt. Dies zeigt doch, daß es um die mate- 
rielle Notlage von Frauen überhaupt geht. 

(Frau Zeitler [GRÜNE]: Sehr wahr!) 

Diese Situation spitzt sich dann zu, wenn ein Kind 
geboren werden soll. Es sollte also klar und deutlich 
gesagt werden, wie es um die materielle Situation 
von Frauen, insbesondere von Frauen mit Kindern 
oder ohne qualifizierte Erwerbsarbeit, bestellt ist. 

(Frau Zeitler [GRÜNE]: Da liegt es im ar- 
gen!) 

Woher kommt die Notlage schwangerer Frauen, 
von der in der Antwort der Regierung laufend die 
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Frau Wagner 

(A) Rede ist? Wir wissen aus diversen Erfahrungsbe- 
richten, daß diejenigen Frauen Stiftungsmittel in 
Anspruch nehmen, die sich ohnehin schon für eine 
Schwangerschaft entschieden haben. Sie sind also 
auf die Gelder dringend angewiesen. Denn: Ausrei- 
chende und umfassende soziale Absicherungen, wie 
wir sie fordern, existieren nicht. Die Notlage 
schwangerer Frauen hat ihren Grund in der Ausbil- 
dungs- und Erwerbssituation von Frauen überhaupt 
und in den starren Arbeitszeiten, die eine Verbin- 
dung von Erwerbsarbeit und Kinderbetreuung 
nicht zulassen. 

(Frau Zeitler [GRÜNE]: Genau!) 

Statt dessen setzt die Regierung mit ihrer Bundes- 
stiftung auf den Schutz des ungeborenen Lebens — 
von der Situation schwangerer Frauen ist an dieser 
Stelle schon gar nicht mehr die Rede — , als ob die 
Entscheidung für oder gegen ein Kind allein von 
der Zahlung einiger Stiftungsgelder abhängig 
wäre, 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Was hier von der Bundesregierung intendiert ist, ist 
schlicht eine Gebärprämie für Frauen 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Dummes 
Zeug!) 

Zusammen mit den neuen Restriktionen, die bei 
Schwangerschaftsabbrüchen abverlangt werden, 
soll das Kindergebären, ja soll die traditionelle 
Kleinfamilie wieder zu neuem Leben erweckt wer- 

(B) den. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das ist eure Sorge! — 

Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Das wird ja im- 
mer schlimmer!) 

Zusammen mit den eingeführten steuerlichen Kin- 
derfreibeträgen, welche vor allem für gutverdie- 
nende Ehemänner attraktiv sind, 

(Frau Zeitler [GRÜNE]: Das ist es näm- 
lich!) 

und dem Erziehungsgeld für verheiratete Paare 
wird die Ehe als Idealform des Zusammenlebens in 
dieser Gesellschaft weiter gefestigt, gehen alleiner- 
ziehende Frauen mit in der Regel deutlich geringe- 
rem Erwerbseinkommen oder sozialhilfeabhängige 
alleinstehende Frauen gänzlich leer aus. Neue For- 
men des Zusammenlebens werden sozialrechtlich 
blockiert. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und sanktio- 
niert!) 

An dieser Situation kann Ihr Almosenpaket für sich 
in materieller Not befindende schwangere Frauen 
nichts ändern. Ich wende mich entschieden dage- 
gen, daß hier auch nur der Eindruck entsteht, daß 
die Bundesstiftung „Mutter und Kind“ für die Be- 
troffenen eine entschiedene Verbesserung bedeu- 
tet. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich will noch etwas zu dieser Stiftung feststellen: 
Es besteht kein Rechtsanspruch auf die Gelder. Es 
entscheiden die jeweiligen Sachbearbeiter oder die 


Vergabeausschüsse; die Beträge differieren nach (C) 
Bundesländern und Vergabestellen; die Frauen tre- 
ten als Bittstellerinnen auf und müssen ihre Ein- 
kommenssituation offenlegen. Es ist zweifelhaft — 
bei diesem Punkt kann man nicht skeptisch genug 
sein — , ob die datenschutzrechtlichen Bestimmun- 
gen ausreichend eingehalten werden. Diese Art der 
Vergabe von Mitteln für schwangere Frauen in Not- 
lagen ist diskriminierend. Zudem sind die Beträge 
zu gering, um — zusammen mit dem Kindergeld — 
die Aufwendungen zu ersetzen. 

(Frau Zeitler [GRÜNE]: Davon haben die 

keine Ahnung! — Kolb [CDU/CSU]: Das 
sind kombinierte Widersprüche!) 

Die Entscheidung, Kinder in die Welt zu setzen, 
ist eine Entscheidung grundsätzhcher Art. Sie ver- 
ändert bekanntlich das Leben von Männern und 
Frauen nachhaltig. Von daher sind gesellschaftspo- 
litische Lösungen erforderlich, die sowohl für al- 
leinbetreuende Elternteile als auch für zusammen- 
lebende Eltern die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit 
und Kinderbetreuung ermöglichen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dies bedeutet zum ersten die soziale Absicherung 
von erwerbslosen Frauen und Männern. Wir haben 
hierzu bereits Vorschläge für die Mindestsicherung 
in den verschiedenen Zweigen der sozialen Siche- 
rung entwickelt. 

(Kolb [CDU/CSU]: Nur nicht über die Fi- 
nanzierung!) 

Dies bedeutet zum zweiten die Zahlung eines aus- 
reichenden Kindergeldes und die Aufhebung der 
steuerlichen Vergünstigungen. 

(Frau Zeitler [GRÜNE]: Da drücken die 
sich drum!) 

Dies bedeutet zum dritten die soziale Absiche- 
rung von nicht erwerbstätigen kinderbetreuenden 
Eltemteilen. Hier sind 600 DM Erziehungsgeld ein 
kläglicher Betrag, der für die gesellschaftliche Auf- 
gabe der Kinderbetreuung aufgebracht wird. Die 
Konzeption des Erziehungsgeldgesetzes ist genau 
auf die traditionell geschlechtsspezifische Arbeits- 
teilung zwischen Männern und Frauen und oben- 
drein auf die Idealform Ehe zugeschnitten. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSUj: Nein!) 

Dies bedeutet zum vierten — das ist ein ganz zen- 
traler Punkt, der in den familienpolitischen Maß- 
nahmen der Regierung überhaupt nicht mehr auf- 
taucht — die Veränderung der Erwerbsarbeit, ins- 
besondere die der Frauen. Es ist nicht mehr einseh- 
bar, daß Frauen in diesem unserem Lande immer 
noch einen Großteil unbezahlter Reproduktions ar- 
beit für die Gesellschaft leisten und obendrein häu- 
fig in miesen Arbeitsverhältnissen wie Teilzeitar- 
beit, Heimarbeit oder befristeten Arbeitsverträgen 
stecken 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es geht mir hier sowohl um die Ausbildung von 
Frauen in qualifizierten Berufen als auch um die 
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(A) gleichberechtigte Beteiligung der Frauen auf allen 
Hierarchieebenen des Erwerbslebens. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Alle Formen von sozial ungesicherter Teilzeitarbeit 
lehnen wir ab. 

Es muß zudem alles getan werden, um der Zu- 
nahme der Zahl arbeitsloser und sozialhilfeabhän- 
giger Frauen entgegenzuwirken. Ich meine des wei- 
teren die Gestaltung der Erwerbsarbeit nach den 
Bedürfnissen der kinderbetreuenden Elternteile. 
Dies heißt, die starre Arbeitszeitregelung zugun- 
sten von Ansprüchen auf bezahlte Freistellung mit 
vollständiger Arbeitsplatzgarantie aufzuheben. 
Dies bedeutet weiter den Anspruch auf Verkürzung 
der täglichen Arbeitszeit bei Kinderbetreuung ver- 
bunden mit Lohnersatzzahlungen. 

(Beifall der Abg. Frau Zeltler [GRÜNE]) 

Nur so ist die Neuverteilung der gesellschaftlichen 
Aufgabe der Kinderbetreuung auf beide Geschlech- 
ter und die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und 
Kinderbetreuung auch für Alleinstehende möglich. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dies, meine Damen und Herren, sind Orientie- 
rungspunkte für eine Sozial- und Beschäftigungspo- 
litik, die es schwangeren Frauen ermöglicht, ohne 
soziale Einbußen und ohne Verlust des Arbeitsplat- 
zes und ohne Dequalifizierung in ihrem Beruf Kin- 
der auf die Welt zu bringen, die es Frauen und Män- 
nern ermöglicht, Kinderbetreuung und Erwerbsar- 
beit zu vereinbaren. 

(B) Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD — Kolb [CDU/CSU]: Das 
war eine Fülle von Widersprüchen!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Segall. 

Frau Dr. Segall (FDP): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Auf die Ausführungen der GRÜ- 
NEN hier muß man wohl nichts erwidern. Sie spra- 
chen für sich selbst, oder, besser gesagt, sie richte- 
ten sich selbst. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Doch nun zu unserem Thema. Die Große Anfrage 
der SPD zur Stiftung „Mutter und Kind“ gibt uns 
die Gelegenheit, über die Erfolge dieser Stiftung zu 
berichten. Bereits im ersten Jahr seit der Gründung 
konnte über 22 000 Frauen mit zum Teil erhebli- 
chen Beträgen geholfen werden. Inzwischen ist die 
Inanspruchnahme weiter gestiegen, so daß die Mit- 
tel für die Stiftung im letzten Jahr aufgestockt wer- 
den mußten. 

Eine Familienpolitik, die es mit dem Versprechen 
für eine frauenfreundliche Politik ernst meint, muß 
sich auch dem Problem stellen, das sich daraus 
ergibt oder doch ergeben kann, daß eine Frau durch 
eine Schwangerschaft in eine Situation kommt, die 
für sie eine Notlage bedeuten kann. Wir können 
doch nicht die Augen vor der Tatsache verschließen. 


daß es trotz aller Aufklärung und dem Angebot von (C) 
sicheren Verhütungsmitteln immer noch unge- 
wollte Schwangerschaften gibt, daß aber auch bei 
vielen Wunschkindern die Erkenntnis über die Ver- 
änderungen, die ein Kind im Leben einer Frau mit 
allen, auch materiellen Auswirkungen bewirken 
kann, den Frauen häufig erst während der Schwan- 
gerschaft dämmert. Wenn wir es mit der Hilfe für 
Mutter und Kind ernst meinen, müssen wir den 
Frauen, die sich in einer bedrängten Situation be- 
finden, Unterstützung bieten. 

Seit dem 1. Januar 1986 ist das Gesetz der CDU/ 

CSU und der FDP zum Erziehungsgeld und Erzie- 
hungsurlaub in Kraft. Damit haben wir eine ganz 
neue Situation für Mütter und Kinder. Das Erzie- 
hungsgeld wird gerade in den Fällen, in denen bis- 
her keine Hilfe zu erwarten war, eine fühlbare Ver- 
besserung der materiellen Lage der Mütter bzw. der 
Familie mit sich bringen. 

Damit kann sich jetzt die Stiftung „Mutter und 
Kind“ mehr als bisher auf die Zeit der Schwanger- 
schaft konzentrieren. Denn wenn wir verhindern 
wollen, daß Frauen ihre Situation als ausweglos 
empfinden und damit ungeborenes Leben in Gefahr 
gerät, muß diesen Frauen gerade in der Zeit der 
Schwangerschaft, die auch immer eine Zeit großer 
seelischer Belastungen und psychischer Spannun- 
gen ist, die Aussicht auf die Möglichkeit einer Hilfe 
eröffnet werden. Selbstverständlich kann die Stif- 
tung dabei nur einen Teil der eventuellen Sorgen 
und Nöte von Müttern abdecken, nämlich den fi- 
nanziellen Teil. Aber auch er kann in einer schwie- 
rigen Situation mit dazu beitragen, eine Entschei- 
düng zu erleichtern, nämlich dann, wenn es aus- 
schließlich finanzielle Gründe sein sollten, die für 
die Mutter gegen die Schwangerschaft sprechen. 

Hier kann die Stiftung gezielt helfen. Insofern kann 
von einer „Geburtsprämie“ eben keine Rede sein. 

Aber auch einen anderen Effekt sollten sogar Sie, 
meine Kolleginnen und Kollegen der Opposition, 
beachten: Durch die Stiftung — auch durch ihre 
Finanzierung durch Bundesmittel, d. h. aus dem all- 
gemeinen Steuertopf — wird vielen Menschen ge- 
zeigt, daß die Gemeinschaft sie in einer speziellen 
Notlage nicht alleinläßt. Das ist ein Aspekt, dem 
Sie, wenn Sie ihn ernstlich prüfen, eigentlich zu- 
stimmen müßten. 

Die unbürokratische Form der Hilfe durch die 
Stellen, die die Mittel der Stiftung „Mutter und 
Kind“ verteilen, trägt das Ihre dazu bei. Die Be- 
hauptung in der Großen Anfrage der SPD über die 
erkennbar überbürokratische Verteilung ist eine 
Unterstellung, die nach den Berichten aus den ein- 
zelnen Bundesländern durch nichts gerechtfertigt 
ist. Gut, es gab Anlaufschwierigkeiten und tempo- 
räre Engpässe; diese sind aber bald behoben wor- 
den. Das wird jeder zugeben, der die Dinge objektiv 
betrachtet. Nachweisbar ist, daß der bürokratische 
Aufwand geringer als bei anderen vergleichbaren 
Leistungen der öffentlichen Hand ist und daß die 
Z^eiträume, in denen die Entscheidungen fallen, kür- 
zer als sonst üblich sind. 

Daß die mit der Antragstellung erfragten Daten 
dem Datenschutz unterliegen, versteht sich doch 
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Frau Dr, Segall 

(A) wohl von selbst Im übrigen sollte man eines nicht 
vergessen: Die Mittel aus der Stiftung sind öffentli- 
che Gelder. Sie dürfen nur für den Stiftungszweck 
ausgegeben werden. Dies ist bei der Entscheidung 
über den Antrag zu berücksichtigen. 

Wenn es um die Unterschiede in der Höhe der 
Auszahlung geht, so wird von der SPD nach der 
Behandlung von vergleichbaren Notsituationen ge- 
fragt Dazu wird von der Bundesregierung mit 
Recht darauf hingewiesen, daß es gerade ein Vorteil 
der Stiftung ist, individuellen Notlagen mit ganz 
individuell angepaßten Hilfen begegnen zu können. 
Insofern sind rein quantitative Vergleiche hinsicht- 
lich der Mittelvergabe kaum geeignet, qualitative 
Aussagen zu machen. Auf die Qualität des Einzel- 
falles, auf die gezielte Hilfe kommt es aber an. 

Etwas anderes ist es allerdings, wenn von Bun- 
desland zu Bundesland dadurch Unterschiede ent- 
stehen, daß die verfügbaren Mittel in jenen Bun- 
desländern geringer sind, in denen die Staatsregie- 
rungen keine eigenen Hilfen gewähren. Wenn ein 
Bundesland nicht bereit ist, eigene Mittel bereitzu- 
stellen, so kann der Nachteil in diesem Lande nicht 
oder nur teilweise durch Erhöhung der Zuwendun- 
gen aus den Mitteln der Stiftung „Mutter und Kind“ 
ausgeglichen werden, ginge dies doch zu Lasten 
derjenigen Länder, die zu eigenen Anstrengungen 
bereit sind. Diese Art der Lastenverteilung kann 
nicht das Ziel einer Politik sein. Hier sind noch 
mehrere Länder in der Pflicht. 

Leider gehört auch das Land Hessen, aus dem ich 

(B) komme, zu der Gruppe von Ländern, die noch im- 
mer keine eigenen Hilfen gewähren. Die Landtags- 
fraktionen von CDU und FDP haben mehrfach An- 
träge gestellt, aber das Land Hessen zeigt keine 
Bereitschaft, eine komplementäre Stiftung ins Le- 
ben zu rufen. Man wird den Ministerpräsidenten 
von Hessen, Herrn Börner, wohl fragen dürfen, ob 
sozialdemokratische Familienpolitik so aussieht, 
ganz zu schweigen von der Verweigerung, beim 
Schutz des ungeborenen Lebens eine helfende 
Hand zu reichen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Auch den Herrn Rau!) 

— Der gehört in dieselbe Kiste. 

Was soll man jedoch von Börners Koalitionspart- 
ner, den GRÜNEN, halten? 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Wahl- 
kampf! — Gegenruf von der CDU/CSU: Ist 
doch die Wahrheit!) 

Ich erinnere nur an den Bundesparteitag der GRÜ- 
NEN. Hier wurden wieder einmal die krassen Ge- 
gensätze in Beschlüssen deutlich, die einerseits den 
Schutz der ungeborenen Kinder vor der Atomener- 
gie und andererseits eine flächendeckende Versor- 
gung der Bundesrepublik mit Abtreibungskliniken 
fordern. 

In Anbetracht der Tatsache, daß sich das Land 
Hessen wie die anderen sozialdemokratisch regier- 
ten Länder nicht an der Hilfsaktion beteiligt, ist es 
um so dankenswerter, daß sich einige Kommunen 
und Kreise mit eigenen Hilfsfonds engagieren, wie 
z. B. die „Aktion Leben“ im Main-Taunus-Kreis. 


Besonders möchte ich aber von dieser Stelle aus (C) 
dem Caritas- Verband und dem Diakonischen Werk 
danken, die sich in den sozialdemokratisch regier- 
ten Ländern bereit erklärt haben, in die Bresche zu 
springen und auf diese Weise sicherzustellen, daß 
die Hilfe der Stiftung „Mutter und Kind“ überhaupt 
bei den Müttern ankommt. 

Für einige Projekte stehen allerdings auch in 
Hessen Mittel der öffentlichen Hand zur Verfü- 
gung, so für Pro familia und auch für die Neue Hei- 
mat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Zurufe von der SPD) 


Vizepräsident Stückien: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Weyel. 


Frau Weyel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Schlottmann, ich darf zunächst 
zu Ihren Ausführungen bemerken; Unsere Beden- 
ken, die wir gegen die Stiftung „Mutter und Kind“ 
geäußert haben, wurden durch die Antwort der 
Bundesregierung nicht ausgeräumt, sondern sie ha- 
ben sich durch die Antwort auf unsere Anfrage 
eigentlich bestätigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Grundrecht auf Leben wird von uns Sozialde- 
mokraten respektiert. Das gilt auch für die Diskus- 
sion um das ungeborene Leben. Wir wollen, daß es 
weniger Schwanger schaftsabbrüche gibt. Aber das (D) 
geeignete Mittel dazu ist nicht die Strafe durch den 
§218. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Was wir vielmehr brauchen, ist Vorbeugung, ist Be- 
ratung und vor allem Hilfe für die betroffenen Frau- 
en, Deshalb sollte sich die Diskussion auch nicht 
immer um den §218 drehen, sondern um die tat- 
sächliche Situation der Mütter und Frauen in unse- 
rer Gesellschaft. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Richtig!) 

Zur Zeit sehen wir in der Diskussion um den § 218 
eine Menge von Mißtrauen gegen die Frauen, gegen 
ihre Motive, gegen ihr Gewissen. Man wirft den 
Frauen nackten Materialismus vor. Die sagenhafte 
Frau, die ihre Schwangerschaft abbrechen läßt, weil 
sie in Urlaub fahren will, ist nirgends in der Bun- 
desrepublik zu finden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist Mißtrauen gegen die Beratungsstellen, bei 
denen man einem Teil unterstellt, sie seien gar 
nicht am Schutz des Lebens interessiert. Ich darf 
hier nur aus der Erfahrung sagen, besonders Ihnen, 

Frau Segall, denn wir kommen ja aus dem gleichen 
Bereich: Die Caritas hat mir bestätigt, daß sie vor- 
züglich mit Pro familia zusammenarbeitet. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Diese Zusammenarbeit ist gerade im Lande Hessen 
sehr fruchtbar. 

(Kolb [CDU/CSUj: Wo? In Hessen?) 
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Frau Weyel 

(A) — Das habe ich von den Beraterinnen der Caritas 
erfahren. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich glaube, denen werden Sie wohl mehr Glauben 
schenken als anderen. 

Es besteht auch häufig ein Mißtrauen gegen die 
beratenden und entscheidenden Ärzte. Auch das ist 
in keinem Fall berechtigt. Denken wir doch daran, 
wie es früher war. Da gab es eben nur die Dunkel- 
ziffer. Da gab es nur den illegalen Abbruch oder die 
Reise ins Ausland. Deswegen ist es völlig unmög- 
lich, die Verhältnisse heute mit denen vor der Öff- 
nung zu vergleichen. 

Wichtig für die dauerhafte Lösung ist vor allen 
Dingen die langfristige Absicherung von Mutter 
und Kind. Genau an dieser Stelle versagt die Stif- 
tung. Wenn eine Frau heute zu entscheiden hat, wie 
sie sich zu ihrer Schwangerschaft stellt, dann denkt 
sie nicht an ein Jahr oder an drei Jahre, sondern 
dann betrachtet sie ihre Lebenschancen und die 
ihres Kindes für die nächsten 20 Jahre; denn so 
lange ist das Kind auf sie angewiesen, 

(Beifall bei der SPD) 

vielleicht auch etwas länger, wenn sie an ihre ei- 
gene soziale Absicherung denkt. 

In der Vorbemerkung der Antwort auf unsere An- 
frage zählt die Bundesregierung auf, welche Maß- 
nahmen die Lage der Familien insgesamt verbes- 
sert haben. Prüft man aber die Situation der Frau- 

(B) en, die sich als Antragstellerinnen um Mittel aus 
der Stiftung bemühen, und ihre soziale Lage, dann 
stellt man fest, daß z. B. in Baden-Württemberg 16 % 
Sozialhilfeempfängerinnen, 20 % Arbeitslose und 
etwa 20 % in Ausbildung sind. Das sind zusammen 
also ungefähr 55 % — weit mehr als die Hälfte der 
Antragstellerinnen. Sie haben keinen Nutzen von 
der Erhöhung des Kinderfreibetrags. Sie haben 
nichts von der Verbesserung des Baukindergelds. 

(Schlottmann [CDU/CSU]: Kinderzuschlag!) 

Denen nützt die steuerliche Anerkennung der Kin- 
derbetreuungskosten überhaupt nichts. 

Und nun der Kinderzuschlag: Das ist ein beson- 
ders heikles Kapitel. Gerade diese Frauen, die den 
Zuschlag am nötigsten brauchen, bekommen ihn 
erst ein J ahr später. Denn sie müssen zunächst am 
Ende des Jahres nachweisen, daß sie im vergange- 
nen Jahr die Möglichkeiten der Steuerfreibeträge 
nicht nutzen konnten. Erst dann wird ihr Antrag 
überhaupt bearbeitet. Das heißt, sie kriegen die Lei- 
stung ein Jahr später. Das ist eine Schande, wenn 
man überlegt, in weicher Lage diese Frauen sind. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wie es mit der Situation der 20% Hausfrauen ist, 
die auch dazugehören, kann man nur aus der Ein- 
kommenslage schließen. Von den Antragstellerin- 
rien hatten 44% ein Einkommen unter 1 000 DM 
und insgesamt 70% ein Einkommen unter 1 500 DM. 
Also auch ein großer Teil der Hausfrauen ist in die- 
ser Situation, 


Nun haben sie darauf verwiesen, daß auch ein- (C) 
zelne Bundesländer Hilfen geben. Aber da muß 
man fragen: Wessen Aufgabe ist es denn eigentlich, 
hier für die soziale Sicherheit zu sorgen? 

(Kuhlwein [SPD]: Sehr richtig!) 

Dies ist eine Bundesaufgabe. 

(Beifall bei der SPD) 

Man kann nicht erst den Ländern empfehlen, aus 
eigenem Haushalt die Kosten zu übernehmen, und 
dann großzügig sagen: Jetzt kriegt ihr auch noch 
etwas dazu. 

Als ungerecht wird die Verteilung der Mittel 
empfunden, weil sie von Land zu Land sehr vonein- 
ander abweicht. Auffällig ist, daß die Durchschnitts- 
beträge je Einzelfall 1985 entscheidend gesunken 
sind, z. B. in Hamburg von 3 600 DM 1984 auf 
800 DM 1985 und in Baden-Württemberg von 
5 547 DM auf 3 147 DM. Lediglich in Bayern ist ein 
geringer Anstieg zu verzeichnen. Das hat auch da- 
mit zu tun, daß im ersten Jahr 1984 viele Beratungs- 
stellen schon sehr frühzeitig am Ende ihrer Mittel 
waren. Ich kenne Beratungsstellen, die z. B. im vori- 
gen Jahr im Mai erklärten: Unsere Mittel sind be- 
reits seit März verbraucht. 

(Schlottmann [CDU/CSU]: Sie haben doch 
die Erhöhung abgelehnt!) 

— Moment! Wir haben Ihnen ja erklärt, weshalb 
wir Bedenken gegen die Stiftung haben, auch bei 
der Erhöhung der Mittel. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — 

Schlottmann [CDU/CSU]: Dann können 
Sie doch jetzt nicht klagen!) 

Die neue Streuung, die jetzt gemacht wird, indem 
mein die Beträge pro Einzelfall senkt, um damit wei- 
terzukommen, macht genau den Mangel deutlich. 
Denn wenn ich im Einzelfall weniger Hilfe gebe, 
kann ich natürlich insgesamt zwar mehr Leute be- 
dienen, aber nur weniger nachdrücklich helfen. Das 
ist doch das Problem. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen; Frau Abgeordnete Weyel, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Frau Weyel (SPD): Immer. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte. 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Verehrte Frau Kollegin 
Weyel. Würden Sie mir zustimmen, daß selbst dort, 
wo eine Absenkung stattfände — das ist nicht in 
jedem Fall so — , sehr wohl in einzelnen Bundeslän- 
dern — leider ist Nordrhein-Westfalen nicht darun- 
ter — die Möglichkeit bestünde, hier zu unterfan- 
gen und gleichzeitig durch landeseigene Hilfen 
flankierend zur Seite zu stehen? 

(Zurufe von der SPD) 

Frau Weyel (SPD): Ich habe soeben grundsätzlich 
dazu Stellung genommen; aber ich will das für mein 
Land Rheinland-Pfalz sagen. Im Land Rheinland- 
Pfalz gibt es ja die Stiftung „Familien in Not“, die 
aber den Nachteil hat, daß sie individuelle Verhält- 
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Frau Weyel 

(A) nisse überhaupt nicht berücksichtigt, sondern daß 
hier Pauschalen gezahlt werden. Diese Pauschalen 
berücksichtigt natürlich die Stelle, die die Bundes- 
mittel vergibt, und so haben wir beispielsweise im 
Bereich der Caritas Limburg für Rheinland-Pfalz 
niedrigere Beträge aus der Bundesstiftung als für 
Hessen, weil damit gerechnet wird, daß Rheinland- 
Pfalz zusätzliche Mittel gibt. Aber das hindert nicht, 
festzustellen, daß auch da die Beträge viel zu nied- 
rig sind, wenn Sie davon ausgehen, daß im Jahre 
1985 1 600 DM im Durchschnitt je Antragsteller in 
Rheinland-Pfalz empfohlen werden. 

(Schlottmann [CDU/CSU]: Bundesdurch- 
schnitt 2 300 DM!) 

Ich frage Sie mal, was eine Frau, die kein Einkom- 
men hat, eigentlich mit 1 600 DM anfangen soll. Da- 
von kann man möglicherweise die Schwanger- 
schaftskleidung und die Babyausstattung kaufen, 
aber damit ist das eigentliche Problem der Frau 
nicht gelöst, daß sie nämlich überlegt: Wie kann ich 
in den nächsten Jahren leben? 

Ich sage Ihnen mal ein ganz deutliches Beispiel: 
Da ist eine arbeitslose junge Frau, die endlich Ar- 
beit gefunden hat und nun feststellt, daß sie 
schwanger ist. Sie weiß ganz genau: Wenn sie die- 
ses Kind behält — sie möchte es behalten — , dann 
bedeutet das für sie das Aus vom Arbeitsmarkt für 
die nächsten 20 Jahre; denn sie hat häufig noch 
nicht den Anspruch auf Offenhalten ihres Arbeits- 
platzes, und das heißt, sie hat dann als Frau mit 
einem kleinen Kind überhaupt keine Chance, wie- 
der einen Arbeitsplatz zu bekommen. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Sie sprechen 
von der sozialliberalen Zeit! Das ist längst 
überholt! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Entschuldigen Sie mal, das können Sie nicht mit 
1 600 DM ausgleichen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Kroll-Schlüter [CDU/ 
CSU]: Sie leben ja fern der Realität! — Do- 
lata [CDU/CSU] : In welcher Höhe wollen 
Sie denn ausgleichen?) 

Damit ist die Familie in einer ganz schwierigen 
Lage. 

Deswegen sagen wir weiterhin: Wir brauchen die 
bessere gesellschaftliche Anerkennung der Fami- 
lien mit Kindern, der Frauen, 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Die Sie ver- 
nichtet haben!) 

wir brauchen die Möglichkeit der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie, wir brauchen eine Verbesserung 
der Lage der Frauen auf dem Arbeitsmarkt und ein 
allgemeines gesellschaftliches Klima, das die Aner- 
kennung für die Frauen und die Familie nicht nur 
in Worten, sondern auch in der Tat bringt. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen sehen wir in der Stiftung nicht das Mit- 
tel, um die Situation der Frauen in einer Notlage 
wirklich zu verbessern, sondern einen Versuch, hier 
durch einen kleinen Geldbetrag eine Stimmung zu 


erzeugen, die den wirklichen Interessen der Frauen (C) 
nicht gerecht wird. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Männle. 


Frau Männle (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich denke, wir müssen uns mit 
dem auseinandersetzen, was die Stiftung soll — 

Frau Weyel, Sie haben den Zweck völlig ver- 
kannt — , und mit der allgemeinen Problematik von 
Schwangerschaftsabbrüchen. Das sind zwei ver- 
schiedene Themen, die eng miteinander verwoben 
sind, die aber hier von uns grundsätzlich diskutiert 
werden müssen. 

Die Bundesstiftung „Mutter und Kind — Schutz 
des ungeborenen Lebens“ besteht im August zwei 
Jahre. Sie hat in dieser Zeit rund 48 000 Frauen in 
Not geholfen. 

(Frau Zeltler [GRÜNE]: Das ist keine Hilfe, 
das ist ein Almosen!) 

Schon diese Zahl beweist, welche Art von Hilfelei- 
stung vorher gefehlt hat, um einen wirksamen 
Schutz des ungeborenen Lebens zu leisten. 

Die Finanzierungsengpässe, die in den einzelnen 
Bundesländern aufgetreten waren, konnten durch 
die Erhöhung der Mitttel um 20% im vergangenen 
Jahr weitgehend überwunden werden. Aber — dies (D) 
muß gesagt werden, und ich wiederhole es wie 
meine Vorredner — es gab und es gibt Engpässe in 
den Ländern ohne Landesstiftung und weitgehend 
auch ohne familienpolitische Landesleistungen. Fa- 
milienpolitische Leistungen sind nicht nur Sache 
des Bundes, Frau Weyel, wie Sie sagen. Wir verken- 
nen hier unser soziales System total, wenn wir alles 
auf den Bund abschieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kolb [CDU/ 

CSU]: Das Negative darf der Bund ma- 
chen!) 

Überall dort, wo keine eigene Landesstiftung be- 
steht, wo es keine familienpolitischen Landeslei- 
stungen gibt, waren die Hilfen für den Einzelfall 
von vornherein eingeschränkt. Ich wiederhole es: 
Nordrhein-Westfalen steht in diesem Zusammen- 
hang als das schon öfter zitierte Negativbeispiel 
da. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Was will die Stiftung? Was ist der Zweck der Stif- 
tung? Schnelle und unbürokratische Hilfe dort zu 
leisten, wo andere Mittel niöht ausreichen und wo 
bisher auch keine Rechtsansprüche bestehen. Ich 
möchte ein paar Beispiele bringen: Darin, daß zwi- 
schen Antragstellung und Zusage bzw. Auszahlung 
der Hilfen nur ein Zeitraum von durchschnittlich 
zwei bis drei Wochen liegt und in dringenden Not- 
fällen sogar sofortige Entscheidungen ergehen kön- 
nen, sehe ich einen wesentlichen Vorteil dieses Stif- 
tungsfonds. Das ist tatsächlich schnelle Hilfe, die 
wir anbieten. 
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(A) Flexible Hilfe schließt ein, daß es unterschiedli- 
che Höhen der Bewilligung gibt. Das ist der Flexibi- 
lität immanent. Ich sehe in der konkreten Hilfe in 
einer individuellen Notlage auch dann, wenn in dem 
einen Fall die Summe und in dem anderen Fall jene 
Summe gegeben wird, eher einen Vorteil gegenüber 
der Forderung nach Begründung eines Rechtsan- 
spruches, der wieder eine Vereinheitlichung, eine 
Gleichschaltung in diesem Bereich brächte. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Wider- 
spruch bei den GRÜNEN) 

Die Stiftungsmittel sollen zusätzlich zu Soziallei- 
stungen gegeben werden. Sie sollen Sozialhilfe kei- 
neswegs ersetzen. Sie sollen auch nicht die zahlrei- 
chen Mittel ersetzen, die heute z. B. die Kirchen 
bereitstellen. Es wäre verkehrt, wenn der primäre 
Zweck der Stiftung darin bestünde, auf einem ande- 
ren Sektor Mittel zu sparen. Auch das ist nicht Sinn 
der Stiftung. Vielmehr haben wir hier gezielt zu- 
sätzliche Mittel bewilligt. Das ist die eigentliche 
Aufgabe der Stiftung. 

(Frau Zeitler [GRÜNE]: Aber erst sind sie 
eingespart worden!) 

Die Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage belegt meines Erachtens ganz deutlich, daß 
die Bundesstiftung bisher außerordentlich erfolg- 
reich gearbeitet hat. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: So ist es in der 
Tat!) 

Wenn man einmal von den finanziellen Leistungen 

(B) absieht, die erbracht wurden, haben an dieser Ar- 
beit ganz großen Anteil die Beraterinnen und Bera- 
ter in den Beratungsstellen vor Ort, die den Hil- 
feempfängerinnen mit ihrem Rat und zusätzlich 
mit der Tat zur Verfügung standen. Sie haben die 
neue Aufgabe der finanziellen Beratung zusätzlich 
zu ihrer ohnehin nicht leichten Aufgabe übernom- 
men. Ich denke, ich spreche im Namen aller, wenn 
ich sage, daß ihnen unser ganz besonderer Dank 
gilt 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Die guten Erfahrungen mit der Stiftung zeigen, wie 
notwendig und wichtig diese Einrichtung ist 

Sie ist in Ergänzung zu sehen zu dem Erzie- 
hungsgeld. Das Erziehungsgeld, die Anerkennung 
von Erziehungszeiten in der Rentenversicherung 
und der wesentlich verbesserte Familienlastenaus- 
gleich haben eine veränderte Situation für Frauen 
und Familien geschaffen, Frau Däubler, das, was 
Sie gerechnet haben, stimmt nun einmal nicht. 
8 X 600 DM sind halt doch mehr als 4 x 750 DM. Ich 
denke, Sie sind so gut im Rechnen, daß Sie, wenn 
Sie die Gesamtsumme vergleichen, merken, daß 
heute auch die berufstätigen Frauen, die Frauen, 
für die früher nur Mutterschaftsurlaubsgeld gezahlt 
worden ist besser wegkommen. 

(Frau Zeitler [GRÜNE]: Die können das eh 
nicht in Anspruch nehmen!) 

Unsere Familienpolitik, Frau Wagner, die Sie an- 
gegriffen haben — Erziehungsgeld, Kindererzie- 


hungszeiten in der Rentenversicherung, verbes- (C) 
serter Familienlastenausgleich, Kindergeldzu- 
schlag — , wird von der Vorstellung der Partner- 
schaft geleitet Es ist nicht so, wie Sie das sagen. 
Lesen Sie die Gesetze durch. Es ist Sache der Ehe- 
partner, es ist Sache der beiden Beteiligten, wie sie 
ihre Aufgaben in Familie und Beruf regeln. Wir wol- 
len ihnen kein Leitbild vorschreiben, nach dem sie 
zu leben haben. Das haben die Partner, das hat das 
Ehepaar zu entscheiden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir schaffen die gesetzlichen Grundlagen, aber die 
Entscheidung bleibt bei den Betroffenen. Wir 
schreiben ihnen nichts vor. 

Kein Mensch hat behauptet, mit den Mitteln der 
Bundesstiftung Schwangerschaftskonflikte aufhe- 
ben zu können. Dies anzunehmen wäre vermessen. 

Und zu glauben, die Welt könne nur mit Geld in 
Ordnung gebracht werden, entspringt einer ver- 
kümmerten Seele. 

Die Gründe für einen Schwangerschaftsabbruch 
sind zweifellos vielfältiger Natur, und doch kann 
durch die Gewährung finanzieller Hilfen die Fort- 
setzung der Schwangerschaft erleichtert werden. 
Genau das und nur das wollen wir mit der Bundes- 
stiftung erreichen. Das ist der Zweck. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich nun 
einige grundsätzliche Bemerkungen machen. Mehr 
als 200 000 Abtreibungen im Jahr in unserem Lande 
sind wahrlich eine Herausforderung an die Gesell- 
schaft und an uns alle. Wenn uns das kalt läßt, dann (D) 
fehlt uns eine wesentliche menschliche Dimension. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Angesichts dieser für eine wohlhabende Industrie- 
nation beschämenden Situation, daß etwa 80 % der 
Schwangerschaftsabbrüche mit der „sonstigen 
schweren Notlage“ begründet werden und diese 
sonstige schwere Notlage heute in der Diskussion 
ausschließlich auf eine soziale, materielle und fi- 
nanzielle Notlage zurückgeführt wird — auch dies 
ist meines Erachtens eine Verkürzung — , sind wir 
gefordert, das öffentliche Bewußtsein zu ändern. 

Die Bundesstiftung versucht, finanziell etwas zu 
tun, aber wir müssen darüber hinaus ein Klima der 
Bejahung des werdenden Lebens schaffen. 

Was entscheidend not tut und nur in recht müh- 
samen Schritten vorangeht, ist die Schaffung einer 
glaubwürdigen Moral in unserer Gesellschaft Wir 
müssen das Verantwortungsgefühl für das ungebo- 
rene Leben stärken. Es kann nicht angehen, der 
nichtehelichen Mutter den gleichen geachteten 
Platz in der Gesellschaft zu verweigern. Darüber 
müssen wir nachdenken. Es darf auch nicht sein, 
daß hilfesuchende Frauen bei den Ämtern abge- 
wimmelt werden, daß sie arrogant oder herablas- 
send behandelt werden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Auch dies gehört zu einer glaubwürdigen Moral. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der SPD) 
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(A) Bedenklich ist auch, daß Mehr-Kinder-Familien in 
vielen Bereichen auf vielfältige Ablehnung stoßen. 
Auch dürfen Arbeitsplatzvergabe und Aufstiegs- 
chancen nicht vom Verzicht auf Kinder abhängig 
gemacht werden. Dies ist ebenso unmoralisch. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Unmoralisch ist es auch, Frauen, die ihr Kind zur 
Adoption freigeben, zu verurteilen, sie als Raben- 
mutter^zu bezeichnen. Es gibt also viele Bereiche, 
bei denen wir ansetzen müssen, um ein gesell- 
schaftliches Klima herzustellen, das Frauen in Not 
und Konfliktsituationen dennoch zur Fortsetzung 
der Schwangerschaft ermuntert. 

Es gibt inzwischen zaghafte Belege für eine ver- 
änderte Bewußtseinslage in der Bevölkerung. Al- 
lensbach hat jüngst ein zunehmend breites Ärger- 
nis ausgemacht, das sich gegen die Praxis und 
Handhabung der Notlagenindikation wendet. Das 
Skandalöse dieser vom Gesetzgeber nicht gewollten 
Praxis tritt allem Anschein nach mehr und mehr in 
das Bewußtsein der Bevölkerung. Gleichwohl kann 
man nicht von der Hand weisen, daß durch die 
unvertretbare Ausweitung der Indikation aus „son- 
stiger schwerer Notlage“, die zu einer Quasi-Fri- 
stenlösung geführt hat, und durch die Finanzierung 
der Abtreibung durch die Krankenkassen in weiten 
Teilen der Öffentlichkeit der Eindruck entstanden 
ist, es gäbe so etwas wie ein Recht auf Abtreibung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider! • — Zuruf 
von den GRÜNEN: Die Abtreibungen sind 
doch gar nicht mehr geworden!) 

Daß dies nicht zutrifft und daß Straffreiheit nicht 
bedeutet, Abtreibung ist erlaubt, dies müssen wir in 
der heutigen Debatte heraussteilen. 

Von daher begrüße ich diese Debatte sehr, die es 
mir ermöglicht, unsere Grundsätze noch einmal 
deutlich zu machen. Wir sind gegen die Abtreibung 
und werden es von unserem moralischen Anspruch 
her immer sein. Das kann nicht oft genug wieder- 
holt werden. Auch wir Frauen in der Union haben 
nie eine andere Haltung eingenommen. 

Wenn Sie, Frau Wagner, sagen, Ihre Parteitags- 
beschlüsse hätten uns nicht zu interessieren, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist nicht ge- 
sagt worden! Sie hätten besser zuhören sol- 
len!) 

dann sage ich. Sie werden zutiefst unglaubwürdig 
in Ihrem Eintreten für das Leben, weil Sie dann den 
Schutz des Lebens immer nur auf den Lippen füh- 
ren. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist Seelsor- 
ge!) 

Wenn, wie Ihre jetzigen Parteitagsbeschlüsse zei- 
gen, die völlige Freigabe der Abtreibung gefordert 
wird, dann frage ich mich, wo der Schutz des Le- 
bens für das ungeborene Kind bleibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Hönes 
[GRÜNE]: Die Streichung des §218 ist et- 
was ganz anderes als die Freigabe von Ab- 
treibungen!) 


Meine Damen und Herren, wer zum Beispiel ein (C) 
behindertes Kind als ein leider nicht verhindertes 
Leben bezeichnet, wer es als Zumutung ansieht, 
neun Monate lang ein Kind auszutragen, um es 
dann adoptieren zu lassen, oder wer es als seeli- 
schen Mord empfindet, ein Kind auszutragen, das 
nicht gewollt war, hat ganz offensichtlich nicht be- 
griffen, daß es noch andere schützenswerte Rechts- 
güter als die eigene Person gibt. Ich denke, daß wir 
hier noch sehr, sehr viel an dem öffentlichen Be- 
wußtsein und an unseren Vorstellungen arbeiten 
müssen. 

In unserer Gesellschaft werden Leitbilder propa- 
giert und vorgelebt, die sich ausschließlich am ein- 
zelnen Menschen, seinen Interessen und Bedürfnis- 
sen und an der Machbarkeit des eigenen Glücks 
ausrichten. Es liegt an uns, solche Maßstäbe zu set- 
zen, solche Werte in den Mittelpunkt zu stellen, die 
Kinder als Bereicherung des Lebens ansehen. Wir 
können uns nicht hinstellen und anklagen. Wir 
müssen uns engagieren. Da rufe ich jeden auf, der 
sich für den Schutz des ungeborenen Lebens ein- 
setzt, konkret zu fragen, was er in seiner speziellen 
Situation getan hat, wo er einzelnen geholfen hat, 
wo er zur Klimaverbesserung beigetragen hat. Da 
möchte ich keinen einzelnen entlassen. Es ist nicht 
nur Aufgabe des Staates, dies zu tun, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

sondern eine konkrete Aufgabe jedes einzelnen. 

Aber weder Druck noch Strafe, sondern Überzeu- 
gung und Hilfe sind in die Zukunft schauende Ant- 
worten auf den nicht hinnehmbaren Zustand der 
Abtreibungsfrage. Frauen mit Schwangerschafts- 
konflikten alleinzulassen, ist unmenschlich. 

Ich möchte insbesondere hier die Einbindung der 
Männer in diese Konflikte nennen. Dies ist notwen- 
diger denn je. Es gehören zwei dazu, um neues 
Leben entstehen zu lassen. Auch der Mann ist 
daran beteiligt, wenn Leben zerstört wird. Seine 
Mittäterschaft bleibt aber eigentlich immer uner- 
wähnt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Wir wissen aus Berichten der Wohlfahrtsverbände 
über die Beratungsarbeit, daß sich der männliche 
Partner oft jeder Auseinandersetzung mit dem Pro- 
blem entzieht, die Frau regelrecht unter Druck setzt 
und nicht selten den Schwangerschaftsabbruch mit 
der Drohung verlangt, anderenfalls die Beziehung 
aufzulösen. Es gibt diese Spielart männlicher Über- 
heblichkeit. Sie muß offengelegt und auch an den 
Pranger gestellt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Von daher meine ich, daß die Forderung mancher 
Feministinnen kurzsichtig und unangebracht ist, 
die Problematik um den § 218 allein den Frauen zu 
überlassen. Ich möchte die Männer nicht draußen 
vorlassen. 

Meine Damen und Herren, die Bundesstiftung iöt 
ein, wenn auch bescheidener, aber unverzichtbar 
gewordener Mosaikstein zur Verbesserung der 
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(A) Rahmenbedingungen für den Schutz des ungebore- 
nen Lebens. Wir müssen aber darüber hinaus einen 
Zustand erreichen, den eine betroffene Frau mit fol- 
genden Worten umschreibt: „Und wenn es so wäre, 
daß ein Kind in dieser Gesellschaft willkommen ist, 
wenn die Frau wüßte, daß dieses Kind außer von ihr 
von allen anderen auch gewollt ist, wenn sie wüßte, 
daß dieses Kind eine Zukunft hat in dieser Welt, 
dann würden Frauen sicher mit viel mehr Freude 
und Mut eine Schwangerschaft bejahen.“ Ich wün- 
sche mir, daß die hier geforderte Solidarität der 
Gesellschaft mehr als bisher gelebt wird und 
Frauen wirklich wahrnehmen, daß sie mit ihrem 
Kind in unserer Gesellschaft angenommen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stückten: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Schmude. 

Dr. Schmude (SPD): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Ich möchte mich einigen 
grundsätzlicheren Überlegungen zu unserem Ent- 
schließungsantrag zuwenden. Ich stelle mit Befrie- 
digung fest, daß auch diese Debatte wieder zeigt, 
daß sich die Abgeordneten dieses Bundestages, in 
ihrer großen Mehrheit — wenn nicht alle — darin 
einig sind, daß das ungeborene menschliche Leben 
nach Kräften und unter Einsatz aller geeigneten 
Mittel zu schützen ist. 

Unverändert stehen wir Sozialdemokraten zu der 
Entschließung, die wir gemeinsam mit der FDP 

(B) 1974 hier im Bundestag eingebracht haben. Auch 
wir empfinden Besorgnis und Bedauern angesichts 
der allen Anzeichen nach hohen Zahl von Schwan- 
gerschaftsabbrüchen in der Bundesrepublik 
Deutschland. Aber wir vergessen über den Sorgen 
der Gegenwart nicht die Not jener Vergangenheit, 
die von der Geltung des alten §218 geprägt war. 
Viele J ahrzehnte lang war dieser Paragraph gleich- 
bedeutend mit der Not unzähliger Frauen, die in 
manchen Fällen zur tödlichen Not wurde. Dorthin 
darf kein Weg zurückführen. Weil wir die bitteren 
Erfahrungen der Vergangenheit, die die Reform ge- 
radezu erzwungen haben, nicht vergessen, lehnen 
wir nachdrücklich alle Pläne und Forderungen ab, 
die Reform durch Gesetzes änderung ganz oder 
auch nur teilweise rückgängig zu machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Manche Kritiker der jetzigen Rechtslage möch- 
ten wenigstens die Reichsversicherungsordnung 
ändern, um den Beitragszahlern, wie sie sagen, die 
Gewissensbelastung zu ersparen, daß Teile des von 
ihnen gezahlten Geldes für Schwangerschaftsab- 
brüche verwendet werden. Wer so argumentiert, 
kann die Tragweite seines Vorhabens nicht ganz 
begriffen haben. Es schwächt nämlich die Verant- 
wortung des Gesetzgebers für die Verwendung des 
Beitragsaufkommens ab und schiebt den Beitrags- 
zahlern Verantwortung für die vielfältigen Verwen- 
dungszwecke zu. Davor aber müssen sie geschützt 
bleiben wie die Stromverbraucher vor der Verant- 
wortung für den Einkauf der Energie durch das lie- 
fernde Unternehmen und wie vor allem die Steuer- 
zahler vor der Verantwortung für die sehr unter- 


schiedliche Verwendung ihres Steuergeldes. Wer (C) 
anders verfährt, schafft eine unübersehbare Viel- 
zahl von Gründen für die Leistungsverweigerung, 
und er kann, was er den Beitragszahlern der Kran- 
kenversicherung gewährt, 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Hier handelt es 
sich um eine Zweckgemeinschaft!) 

dem Steuerzahler nicht versagen, der aus Gewis- 
sensgründen einen bestimmten Anteil des abzufüh- 
renden Geldes als sogenannte Wehr-Steuer einbe- 
hält. 

(Beifall bei der SPD — Werner [Ulm] 

[CDU/CSU]: Das ist doch etwas ganz ande- 
res!) 

Kennzeichnend in der öffentlichen Auseinander- 
setzung ist leider auch, daß besonders harsche Kri- 
tik an der jetzigen Rechtslage und Praxis vor allem 
von Männern, weithin ohne jede Beteiligung von 
Frauen, geübt wird. Wir dürfen es aber nicht den 
Bundestagskolleginnen und anderen Frauen über- 
lassen, sich gegen das Zurückdrehen der Reform 
zur Wehr zu setzen. Unser gemeinsames Anliegen 
muß es sein, daß nie wieder Frauen die Entschei- 
dung über Gebären oder Schwangerschaftsabbruch 
von anderen weggenommen wird, daß sie nie wie- 
der zu Objekten fremder Entscheidungen gemacht 
werden. 


Vizepräsident Stückten: Herr Abgeordneter Dr. 
Schmude, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Werner? 

Dr, Schmude (SPD): Sofort, einen kleinen Mo- 
ment, noch ein paar Sätze. 

Gewiß geht es beim Schwangerschaftsabbruch 
niemals nur um das Problem der betroffenen Frau, 
sondern stets auch um das ungeborene menschliche 
Leben. Aber wer das so sagt, darf nicht die Belange, 
Interessen und vor allem die Not der Frau beiseite 
schieben und sich nur dem Schutz des Lebens zu- 
wenden. 

Bitte schön, wenn Sie jetzt Ihre Frage stellen wol- 
len. 


Werner (Ulm) (CDU/CSU): Herr Kollege Dr. 
Schmude, würden Sie mir zustimmen, daß es sich 
bei einer Krankenversicherung im Rahmen der 
Reichsversicherungsordnung, aber auch darüber 
hinaus, um eine Zweckgemeinschaft handelt, die 
für ein ganz bestimmtes Ziel geschaffen worden ist, 
im Gegensatz zu der Steuer, die generell pauschal 
von einem jeden erhoben wird, und daß deswegen 
beide Dinge nicht miteinander vergleichbar sind? 

Dr, Schmude (SPD): Und doch besteht die Ver- 
gleichbarkeit darin, daß die Zwecke, die im einzel- 
nen mit dem Beitragsaufkommen erfüllt werden, 
vom Gesetzgeber und eben nicht vom Beitragszah- 
ler festgelegt und verantwortet werden. Man ver- 
fälscht die Verantwortungslage, wenn man den Bei- 
tragszahler hier in die Pflicht nimmt und ihm Ge- 
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Dr. Schmude 

(A) Wissensqualen einreden will. Das ist in beiden Be- 
reichen gleich. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein! — Das 

kann doch wohl nicht stimmen! — Zurufe 
von der SPD: Natürlich!) 

Meine Damen und Herren, den Wert des ungebo- 
renen Lebens hervorzuheben, die moralische Unzu- 
lässigkeit seiner unzureichend begründeten Ver- 
nichtung deutlich zu machen und so das angemes- 
sene Bewußtsein für den Rang der Entscheidung zu 
schaffen, ist Aufgabe aller staatlichen und gesell- 
schaftlichen Institutionen. Zu diesem Bewußtsein 
beizutragen — da stimme ich Ihnen Frau Kollegin 
Männle ausdrücklich zu — , sollte als Aufgabe von 
allen Menschen angenommen werden, ob sie nun 
aus christlicher oder aus anderer Verantwortung 
handeln. 

Offene und vertrauensvolle Beratung, ideelle und 
materielle Hilfe trägt im Zweifelsfall zum Lebens- 
schutz am meisten bei. Es ist vertretbar und not- 
wendig, dafür ein geregeltes und verbindliches Ver- 
fahren vorzusehen. Die Streichung der verbliebe- 
nen Strafvorschriften und ihrer Verfahrensregelun- 
gen kommt deshalb nicht in Betracht, In Betracht 
kommt aber auch nicht eine Veränderung des Ver- 
fahrens, 

(Schlottmann [CDU/CSU]: Was halten Sie 
von der Bundesstiftung?) 

die dieses zum unübersteigbaren Hindernis auf 
dem Weg zum Schwangerschaftsabbruch macht 
und damit auf Umwegen dazu führt, daß die 
schwangere Frau sich fremder Verfügung unter- 
werfen muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit der bestürzend hohen Zahl der Schwanger- 
schaftsabbrüche dürfen wir uns nicht abfinden. Sie 
ist dauernde und drückende Herausforderung, 
Schutz und Hilfe zu verbessern. Aber die Zahlen 
werden oberflächlich und unangemessen ausgedeu- 
tet, wenn man aus ihnen auf die Leichtfertigkeit 
eines großen Teiles der sich für den Abbruch ent- 
scheidenden Frauen schließt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Bevor solche abwertenden und ungerechten Urteile 
ausgesprochen werden, sollte man die in den Bera- 
tungsstellen tätigen Menschen gründlich befragen. 
Man wird von allen erfahren, daß die leichtfertig 
handelnde Frau die seltene Ausnahme ist. In aller 
Regel besteht echte Not, übrigens zumeist nicht aus 
materiellen Gründen, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr 
wahr!) 

und diese Not wird in veränderter Form nach dem 
Schwangerschaftsabbruch weiter empfunden. 

Wer Schwangerschaftsabbrüche vermeiden, wer 
ihre Zahl verringern will, darf der Frage nach der 
Vorbeugung nicht ausweichen. Alle Erfahrungen 
zeigen, daß auch heute noch Unerfahrenheit und 
schlichte Unkenntnis vielfach Voraussetzungen für 
das Entstehen ungewollter Schwangerschaften 


sind; manche Berater sagen einem, daß diese Ursa- (C) 
chen sogar noch zunehmen. Das offene Informa- 
tionsgespräch, die Sexualaufklärung, darf nicht als 
Anleitung zum verantwortungslosen Umgang mit 
der Sexualität diffamiert werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn verweigerte Aufklärung verhindert nicht den 
Sexualkontakt, sie begünstigt aber das Entstehen 
ungewollter Schwangerschaften. Dazu liegen be- 
stürzende Erfahrungsberichte aus Ländern vor, in 
denen Prüderie die herrschende Haltung und sexu- 
elle Aufklärung die Ausnahme sind. 

Diese Einsichten zu vermitteln, gehört zur Be- 
wußtseinsbildung gegen den Schwangerschaftab- 
bruch dazu. Vielfach wird das leider nicht begriffen. 
Vielfach meint man, sich allein mit der Abtrei- 
bungsproblematik auseinandersetzen zu sollen, und 
das auch noch in rigorosen Verdammungsurteilen. 

(Schlottmann [CDU/CSU]: Das tut doch 
wirklich niemand!) 

Damit wird keine Not gemildert. So wird wirksamer 
Lebensschutz nicht gewährt. Ich bin froh, daß sol- 
che Urteile hier heute nicht gesprochen worden 
sind; aber in vielen anderen Lebensbereichen höre 
und lese ich sie deutlich. Ich sage: So wird wirksa- 
mer Lebensschutz nicht gewährt. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr 
wahr!) 

Wer wirklich helfen will, muß alle Gesichtspunkte 
ansprechen und für alle Entscheidungen in diesem 
Zusammenhang die richtige Anleitung geben. Auch (d) 
dann wird er feststellen, daß sich menschliche Not, 
die immer wieder zum Schwangerschaftsabbruch 
führt, zwar in vielen Fällen mildern und beheben, 
sich aber nicht völlig abschaffen läßt. Um der Wahr- 
heit und der realistischen Planung von Hilfsmaß- 
nahmen willen dürfen wir auch diese Einsicht nicht 
verschweigen. 

(Beifall bei der SPD — Schlottmann [CDU/ 

CSU]: Was halten Sie von der Bundesstif- 
tung?!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Parla- 
mentarische Staatssekretärin Karwatzki. 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren! Frau Kollegin Däubler-Gmelin, Sie führten aus, 
daß in den letzten Jahren die Not gewachsen sei. 

Sie haben aber vielleicht vergessen, darauf hinzu- 
weisen, daß die Kirchen, bevor es die Bundesstif- 
tung „Mutter und Kind“ gab, in einem sehr hohen 
Maß diesen betroffenen Frauen Geld gegeben ha- 
ben, weil sie in einer Notlage waren. Wenn Sie, Frau 
Kollegin Däubler-Gmelin, dies wissen, dann hätten 
Sie es hier auch nennen müssen. Ich bin der Mei- 
nung, daß das, wenn man den Gesamtkomplex so 
miteinander bespricht, wie Sie es getan haben und 
wie ich es auch gern tun möchte, dazugehört. Die 
Not der betroffenen Frauen ist also nicht gewach- 
sen, zumindest nicht, Frau Kollegin Däubler-Gme- 
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Pari. Staatssekretär Frau Karwatzki 

(A) lin, was den finanziellen Rahmen angeht. Das 
wollte ich zur Klarstellung sagen. 

Vizepräsident Stückien: Frau Staatssekretärin, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit; Ja, 
selbstverständlich, immer gerne! 

Vizepräsident Stückien: Bitte sehr, Frau Dr. Däub- 
ler-Gmelin. 

Frau Dr. Däubier-Qmeiin (SPD): Frau Karwatzki, 
würden Sie so freundlich sein — vielleicht können 
Sie es im Protokoll noch einmal nachlesen — , zu 
bestätigen, daß ich gerade den Kirchen für ihr in 
vielen Fällen vorbildliches Engagement ausdrück- 
lich gedankt habe, und würden Sie dann vielleicht 
auch noch einmal nachlesen — damit wir alle es zur 
Kenntnis nehmen können und damit keine Mißver- 
ständnisse entstehen — , daß uns gerade die Bera- 
tungsstellen heute sagen, daß sie über das Ausmaß 
des Zunehmens wirtschaftlicher Not gerade bei jun- 
gen Frauen, die schwanger sind, bestürzt sind, ohne 
daß dies überwiegend oder gar ausschließlich 
Gründe für Schwangerschaftskonflikte wären, die 
Frauen den Abbruch in Erwägung ziehen lassen? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau 
Kollegin Däubler-Gmelin, ich habe eben sehr gut 

(B) aufgepaßt. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Lesen Sie 
es doch einfach noch einmal nach!) 

— Ich verspreche Ihnen auch, es noch einmal nach- 
zulesen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Gut!) 

Ich möchte nur deutlich machen, daß die Frage des 
Dankes an die Kirchen in bezug auf die Beratungs- 
dienste nicht die Ausgangsbasis meines kritischen 
Ansatzes war, und ich darf Sie wiederum bitten: 
Lesen Sie freundlicherweise einmal den ersten Teil 
Ihrer Rede nach, mit dem Sie einfach mit Behaup- 
tungen und Unterstellungen hier vor den Deut- 
schen Bundestag treten und sagen, die Not sei ge- 
wachsen, 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Das ist 
auch so!) 

ohne das andere mit zu berücksichtigen. Aber jetzt 
wollen wir uns nicht streiten; das wollen wir ja auch 
in der Sache nicht. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Doch, da 
streiten wir uns!) 

— Nein, eine weitere Zwischenfrage lasse ich jetzt 
nicht mehr zu. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Dann 

nehmen Sie bitte das Wort „Unterstellun- 
gen" zurück!) 

Frau Kollegin Weyel, ich wollte nur darauf hin- 
weisen, dciß die Bundesanstalt für Arbeit im Zuge 
eines kurzen Drahtes dem Wunsch der Frau Mini- 
ster Rechnung getragen hat, daß dieser betroffenen 


Gruppe, an die Sie denken, nämlich den Alleinste- (C) 
henden oder Alleinerziehenden, selbstverständlich 
auch der Kindergeldzuschlag das Jahr über ge- 
währt wird. Ich bedanke mich für die Gelegenheit, 
das jetzt auch gleich der Öffentlichkeit mitteilen zu 
können. 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Die Frau Kollegin Fuchs ist leider nicht mehr da. 

Sie hat vorhin durch einen Zwischenruf deutlich 
machen wollen, nur der Bund habe die Zuständig- 
keit und die Verantwortung für die betroffenen 
Frauen in Not. Wenn ich aber Ihren Entschlie- 
ßungsantrag sehe, stelle ich fest, daß Sie ja selber 
auf Seite 5 im dritten Absatz an alle Bundesländer 
appellieren, doch mehr zu tun, und damit meinen 
Sie ja sicherlich auch alle SPD-regierten Bundes- 
länder, die solche Stiftungen nicht haben. 

(Schlottmann [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Nun, meine Damen und Herren, Beratung und 
Hilfe für schwangere Frauen in Not haben einen 
zentralen Platz im Bemühen um einen besseren 
Schutz ungeborenen Lebens. Diese Erkenntnis ist 
so alt wie die Diskussion um die Veränderung der 
strafrechtlichen Bestimmungen zum Schwanger- 
schaftsabbruch. Neu ist die Berücksichtigung dieser 
Erkenntnis in der konkreten Ausgestaltung von Po- 
litik durch diese Bundesregierung. Es reicht nicht 
aus, wenn die Fraktionen der SPD und der FDP 
1974 in einem Entschließungsantrag deutlich ge- 
macht haben, daß die Beratung die schwangeren 
Frauen insbesondere über gesellschaftliche und 
staatliche Hilfsangebote unterrichten soll, die die ^ ^ 
Fortsetzung der Schwangerschaft sowie die Lage 
der Mutter selbst und des Kindes erleichtern kön- 
nen. Notwendig ist vielmehr, daß diese Hilfen auch 
tatsächlich bereitgestellt werden. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der 
CDU/CSU) 

Das ist seitens der Bundesrepublik seit Bestehen 
dieser Bundesregierung geschehen. Die Notwendig- 
keit dieser Politik ist auch von Ihnen, Frau Kollegin 
Däubler-Gmelin, in Ihrem Beitrag zur Verabschie- 
dung der jetzt gültigen Fassung des § 218 des Straf- 
gesetzbuches vor zehn Jahren noch einmal unter- 
strichen worden. 

Die von Frau Däubler-Gmelin genannten Punkte 
waren: erstens die Stärkung des verantwortlichen 
Umgangs mit Sexualität und Zeugung, zweitens die 
Klarstellung, daß Beratung und Hilfen in den Vor- 
dergrund des staatlichen Bemühens treten, wäh- 
rend die notwendigen strafrechtlichen Verbote den 
Rahmen dafür bilden sollten, und drittens der Ver- 
such, durch Reformen unsere Gesellschaft kinder- 
freundlicher und frauenfreundlicher zu gestalten. 

Dies alles hat diese Bundesregierung auf gegrif- 
fen. Deshalb wäre ich Ihnen, meine Damen und 
Herren, sehr dankbar, wenn wir uns darauf ver- 
ständigen könnten, daß die genannten Punkte als 
ein Minimum eines Konsenses über Notwendigkeit 
und Schwerpunkte für ein gemeinsames Bemühen 
aller Fraktionen des Deutschen Bundestages heute 
noch einmal festgehalten werden. Ich kann es nicht 
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(A) verstehen, wenn Sie auf der einen Seite diese Ziele 
ständig auch als die Ihren heraussteilen, anderer- 
seits aber die entsprechenden Maßnahmen der 
Bundesregierung zu diskriminieren versuchen. 

Die Bundesregierung hat ihre Bemühungen seit 
1982 darauf konzentriert, die naturwissenschaftlich 
inzwischen nicht mehr zu widerlegende Tatsache, 
daß menschliches Leben mit der Empfängnis be- 
ginnt, in der Bevölkerung bewußt zu machen, das 
durch wissenschaftliche Untersuchungen, Modell- 
vorhaben und Entwicklung von Materialien — Se- 
xualaufklärung, Familienplanung und Schwanger- 
schaftskonfliktberatung — zu verbessern und 
durch eine neue Familienpolitik grundsätzlich ver- 
änderte Bedingungen für die Entscheidungssitu- 
ation schwangerer Frauen zu schaffen. Diese Bun- 
desregierung hat damit ihre Verpflichtung, den 
Schutz des ungeborenen Lebens zu gewährleisten, 
ernst genommen. Deshalb hat sie diese Bundesstif- 
tung geschaffen, um werdenden Müttern in Kon- 
fliktsituationen zu helfen und ihnen die Fortset- 
zung der Schwangerschaft zu erleichtern, soweit 
das durch finanzielle Hilfen überhaupt möglich ist. 
Die Bundesregierung hat nie einen Zweifel daran 
gelassen, daß diese Aufgabe nicht allein durch die 
Bundesstiftung gelöst werden kann. Die Hilfen der 
Bundesstiftung haben aber ihren unverzichtbaren 
Stellenwert als ergänzende Hilfen zur neuen Fami- 
lienpolitik der Bundesregierung, d. h.: ergänzend zu 
den steuerlichen Erleichterungen für die Familie, 
zur Einführung des Kindergeldzuschlages, zur Ab- 
zugsmöglichkeit von Kinderbetreuungskosten für 

(B) Alleinerziehende, zu den Verbesserungen beim 
Baukindergeld und Wohngeld, zu den Anhebungen 
der Sozialhilfe und nicht zuletzt zur Einführung des 
Erziehungsgeldes. 

Für völlig verfehlt halte ich die Ablehung der 
Bundesstiftung» weil auf ihre Mittel kein Rechtsan- 
spruch bestehe. Meine Damen und Herren, jeder 
von uns weiß, wie vielfältig die Ursachen für die Not 
schwangerer Frauen sein können. Es ist ein unrea- 
listischer Ansatz, jede dieser Notsituationen durch 
Rechtsansprüche beruhende Hilfen auffangen zu 
wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Notwendig ist vielmehr, daß staatliche Leistungen 
wie Sozialhilfe, Wohngeld, Kindergeld und Erzie- 
hungsgeld, auf die ein Rechtsanspruch besteht, 
durch Hilfsmöglichkeiten für außergewöhnliche Si- 
tuationen ergänzt werden. 

Die Hilfen der Bundesstiftung sind auf die beson- 
dere Situation im Einzelfall zugeschnitten. Sie ge- 
ben Beraterinnen in den Beratungsstellen nach 
§ 218 b StGB die Möglichkeit, den Frauen auch dann 
noch zu helfen, wenn gesetzliche Leistungen nicht 
mehr zur Verfügung stehen. Bei den Ausführungen, 
die einige Vorredner hier soeben gemacht haben, 
habe ich geglaubt, es gebe überhaupt kein soziales 
Netz in der Bundesrepublik Deutschland, 

(Schlottmann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

als würden soziale Sicherheiten mit der Bundesstif- 
tung erstmalig, ganz aktiv und neu gewährleistet. 
Meine Damen und Herren, so kann das ja nicht 


gemeint gewesen sein. — Sie schütteln auch schon (C) 
den Kopf, Frau Däubler-Gmelin. Ich bin Ihnen au- 
ßerordentlich dankbar, daß Sie das nicht meinen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sie reden 
wieder elegant am Problem vorbei!) 

Die Bundesstiftung „Mutter und Kind — Schutz 
des ungeborenen Lebens“ hat sich — das ist die 
Bilanz dieser Bundesregierung nach fast zwei Jah- 
ren — für den Schutz des ungeborenen Lebens als 
unverzichtbar erwiesen. Frau Kollegin Männle hat 
soeben schon von fast 50 000 Müttern — genau: 

47 000 — , denen wir durch die Bundesstiftung „Mut- 
ter und Kind“ Hilfe zuteil werden lassen konnten, 
gesprochen. Frau Däubler-Gmelin: Wir können uns 
zwar in eine lange Auseinandersetzung hineinbege- 
ben, ob auf die Mittel der Stiftung ein Rechtsan- 
spruch gegeben sein soll oder nicht, aber immerhin 
50 000 Müttern, 50 000 Familien haben wir in dieser 
sehr kurzen Zeit von zwei Jahren helfen können. 

Ich meine, es ist besser, 50 000 Müttern ohne 
Rechtsanspruch geholfen zu haben, als möglicher- 
weise keiner Mutter mit einem — wie auch immer 
gearteten — Rechtsanspruch helfen zu können. 

Also, Frau Kollegin Däubler-Gmelin, ich meine, wir 
sollten uns — mit oder ohne Rechtsanspruch — auf 
den Weg begeben, im Interesse der betroffenen 
Frauen und Mütter etwas zu tun, und das, was wir 
getan haben, nicht diskriminieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hilfen für schwangere Frauen in Not und Maß- 
nahmen zum Schutz des ungeborenen Lebens sind . 
aber nicht nur — das ist soeben noch einmal deut- ' ^ 
lieh gesagt worden — Aufgabe des Bundes. Notwen- 
dig sind vielmehr auch familienpolitische Leistun- 
gen aus Landesmitteln; darauf ist hier schon ver- 
wiesen worden. Ich möchte noch einmal darauf hin- 
weisen, daß im Lande Nordrhein-Westfalen fast 
keine Hilfen mehr für solche betroffenen Mütter 
gezahlt werden. 

Ich bedaure es, daß es in den SPD-regierten Län- 
dern nach wie vor keine Landesstiftungen und weit- 
gehend auch keine ergänzenden Hilfen für Fami- 
lien und Frauen in Not gibt. Es liegt auf der Hand, 
daß in diesen Ländern werdenden Müttern und Fa- 
milien nicht so gut geholfen werden kann. Auf die 
Stellen des Caritasverbandes bzw. des Diakoni- 
schen Werkes, die in diesen Ländern die Verteilung 
und Vergabe der Mittel der Bundesstiftung über- 
nommen haben, kommen hier eine Reihe zusätzli- 
cher Aufgaben zu, die zumindest in der Anfangs- 
phase im Gegensatz zu Ländern mit einer eigenen 
Landesstiftung die Vermittlung der Hilfe erschwert 
haben. 

Gerade in den Ländern ohne Landesstiftung ist 
der Erfolg der Bundesstiftung ohne die Hilfe des 
Caritasverbandes und des Diakonischen Werkes 
nicht denkbar. Deshalb möchte ich diesen Verbän- 
den an diesen Stellen besonders danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und des Abg. 

Dr. Vogel [SPD]) 

Mein Dank gilt allen Beratungsstellen, die vielfach 
zusätzliche Aufgaben zu bewältigen hatten und dies 
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(A) mit viel Engagement, Opferbereitschaft und gro- ist beantragt, diesen Entschließungsantrag zur fe- (C) 
ßem Geschick getan haben. Nicht zuletzt ihnen ver- derführenden Beratung an den Ausschuß für Ju- 
danken wir, daß die Bundesstiftung „Mutter und gend, Familie und Gesundheit zu überweisen und 
Kind“ schon nach kurzer Zeit ihren Auftrag erfül- zur Mitberatung an den Rechtsausschuß und den 
len konnte, vielen Müttern in Not das Ja zum Kind Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung. Gibt es 
zu erleichtern. Ich danke auch den Koalitionsfrak- . dazu anderweitige Vorschläge? — Das ist nicht der 
tionen, die im vergangenen Jahr, als bei den zur Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 
Verfügung stehenden Stiftungsmitteln ein Engpaß 


erkennbar war, durch ihren Antrag im Bundestag 
eine Erhöhung der Mittel der Bundesstiftung für 
1985 und die folgenden Jahre bis 1988 um jährlich 
10 Millionen DM durchgesetzt haben. 

Unser Bemühen um den Schutz des ungeborenen 
Lebens beschränkt sich nicht auf den wirtschaftli- 
chen und sozialen Bereich. Wir wollen auch zu einer 
Veränderung des Bewußtseins der Bevölkerung 
beitragen. Das ungeborene Leben, also die schwäch- 
ste Form menschlichen Lebens, ist auf den Schutz 
des Staates und die Fürsorge aller Menschen am 
stärksten angewiesen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Humanbiologen haben unwiderlegbar nachgewie- 
sen, daß Menschsein mit der Empfängnis beginnt. 
Dieser Erkenntnis dürfen wir uns nicht verschlie- 
ßen. Um das in der Bevölkerung bewußt zu machen, 
haben wir die Broschüre „Das Leben vor der Ge- 
burt“ herausgegeben. Wir müssen die Fragen des 
ungeborenen Lebens so engagiert und verantwor- 
tungsvoll diskutieren wie die anderen Fragen, bei 
denen es ebenfalls um den Schutz des Lebens geht. 
Ob eine werdende Mutter in einer schwierigen Le- 
benssituation zu ihrem Kind ja sagen kann, hängt 
' ^ auch davon ab, wie der Mann bzw. Freund, wie die 
eigenen Eltern oder die Arbeitskollegen sich ihr ge- 
genüber verhalten. 

(Dr. Vogel [SPD]; Richtig! Sehr wahr!) 

Der Schutz des ungeborenen Lebens beginnt da- 
mit, daß es schwangeren Frauen in schwierigen Si- 
tuationen leichter gemacht wird, ihrem Kind das 
Leben zu schenken und mit dem Kind eine gemein- 
same Zukunft aufbauen zu können. Wir dürfen 
nicht länger übersehen, daß es vielen schwangeren 
Frauen durch ihre nächste Umgebung schwerge- 
macht wird, nicht an eine Abtreibung zu denken. 
Wir alle müssen unseren Beitrag zu Werthaltungen 
und Lebensbedingungen leisten, in denen schwan- 
gere Frauen keine Angst haben müssen, nur auf 
Schwierigkeiten und Ablehnung zu stoßen, wenn 
sie ihr Kind zur Welt bringen wollen. Wir alle müs- 
sen uns für Einstellungen und Verhältnisse einset- 
zen, in denen Kinder konfliktfrei geboren werden 
und heranwachsen können. So können die Erfah- 
rungen von Mitmenschlichkeit und Angenommen- 
sein zu einer Perspektive für das Leben werden. 

Meine Damen und Herren, ich bedanke mich bei 
Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her- 
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen jetzt zu dem Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/5577. Es 


Ich rufe nun den Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord- 
neten Frau Borgmann, Frau Kelly, Schulte 
(Menden) und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Atomwaffensperrvertrag und nukleare Be- 
strebungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land 

— Drucksachen 10/3515, 10/4502 — 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

zu dem Antrag des Abgeordneten Reents und 
der Fraktion DIE GRÜNEN 

Nichtaufhebung der WEU-Rüstungsbe- 
schränkungen zu dem Antrag des Abgeord- 
neten Reents und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN 

Aufhebung der Herstellung von weitreichen- 
den Raketen und strategischen Bombern auf 
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- m\ 
land 

— Drucksachen 10/1624 (neu), 10/1685, 
10/3400 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Reddemann 

Gansei 

Horacek 

c) Beratung der Unterrichtung durch das Euro- 
päische Parlament 

Entschließung zur Bedeutung der Konferenz 
zur Überprüfung des Nichtverbreitungsver- 
trags 

— Drucksache 10/3981 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates; 

Auswärtiger Ausschuß 

d) Beratung der Unterrichtung durch das Euro- 
päische Parlament 

Entschließung zu Initiativen zur Rettung des 
Atomsperrvertrags 

— Drucksache 10/3964 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates; 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Verteidigungsausschuß 

Ausschuß für Forschung und Technologie 

e) Beratung der Unterrichtung durch die Bun- 
desregieinng 

Bericht zum Stand der Bemühungen um Ab- 
rüstung und Rüstungskontrolle sowie der 
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(A) Veränderungen im militärischen Kräftever- 

hältnis 1985 

— Drucksache 10/4094 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates; 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Verteidigungsausschuß 

Ausschuß für Forschung und Technologie 

Außerdem rufe ich den Zusatzpunkt 3 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Aufhebung der WEU - Rüstungsbeschränkun - 
gen 

— Drucksache 10/5576 — 

Zu den Tagesordnungspunkten 3 a und 3 e liegen 
Entschließungsanträge der Fraktion der SPD auf 
den Drucksachen 10/5578 und 10/5579 vor. 

Weiterhin liegen zu Tagesordnungspunkt 3 a eine 
Reihe von Entschließungsanträgen der Fraktion 
DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 10/5599 bis 
10/5604 vor, zu denen fünf namentliche Abstimmun- 
gen verlangt werden. 

Zu den namentlichen Abstimmungen möchte ich 
Ihnen sagen, daß es bis jetzt schon eine Überein- 
stimmung dahin gibt, daß wir sie direkt nach Ende 
der Debatte, also vor Eintritt in die Mittagspause, in 
einem Zuge durchführen. Wir werden Ihnen dazu 
nachher einen vereinfachenden Verfahrensvor- 
schlag machen. Sind Sie damit einverstanden, daß 
wir die namentlichen Abstimmungen am Schluß 
der Beratung dieses Tagesordnungspunktes hinter- 
einander durchführen? — Das ist offensichtlich der 
Fall, denn es gibt keinen Widerspruch. Dann ist so 
beschlossen. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak- 
tionellen Vereinbarung ist eine gemeinsame Bera- 
tung der Tagesordnungspunkte 3 a bis 3 e sowie des 
Zusatztagesordnungspunktes 3 mit einer Bera- 
tungszeit von zwei Stunden vorgesehen. — Auch 
dazu höre ich keinen Widerspruch; so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Wir gehen in der nor- 
malen Reihenfolge einer Fraktions runde vor. — 
Kein Widerspruch dazu. 

Dann hat der Herr Abgeordnete Todenhöfer das 
Wort. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Warum beginnen 
wir gleich mit der Abschreckung? — Hei- 
terkeit bei der SPD) 


Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Der Abrüstungs- 
bericht der Bundesregierung, zu dem ich Stellung 
nehmen möchte, ist ein beeindruckendes Dokument 
der Bemühungen des Westens um Abrüstung und 
Rüstungskontrolle. Die Bundesregierung ist dabei 
im Rahmen der Abrüstungsstrategie des Westens 
in den letzten dreieinhalb Jahren immer stärker 
zur treibenden Kraft innerhalb des Bündnisses ge- 
worden. Das gilt für die Verhandlungen über die 
interkontinentalstrategischen Waffen, bei denen 
sich die Bundesregierung an die Spitze jener Län- 
der gestellt hat, die für eine weitere Berücksichti- 


gung des nicht ratifizierten SALT-II-Abkommens 
eintreten. 

Entscheidend für den Erfolg dieser Bemühungen 
wird es allerdings sein, dciß die Sowjetunion endlich 
aufhört, den SALT-II-Vertrag ständig in massiver 
und nicht länger hinnehmbarer Weise zu brechen. 
Der Schlüssel für eine weitere Berücksichtigung 
von SALT II liegt bei der Sowjetunion. 

Die Bundesregierung hat gegenüber den USA 
den Wunsch, SALT II vorläufig weiter zu berück- 
sichtigen, sehr deutlich zum Ausdruck gebracht. 
Aber sie hat auch immer wieder auf die Vertrags- 
verstöße der Sowjetunion gegen SALT II hingewie- 
sen. Wann aber hat die SPD je einmal dagegen pro- 
testiert, daß die Sowjetunion diesen Vertrag ständig 
verletzt, daß sie entgegen dem SALT-II-Vertrag 
zwei neue bewegliche Interkontinentalraketen, die 
SS 24 und SS 25, aufstellt usw.? Sie von der SPD 
sehen doch immer nur den Splitter im Auge der 
USA und übersehen geflissentlich den Balken im 
Auge der Sowjetunion. Das ist Ihr Problem. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung war und ist 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Und bleibt!) 

ferner die treibende Kraft bei den Abrüstungsver- 
handlungen über die Mittelstreckenraketen größe- 
rer Reichweite, bei denen die Vorschläge, die der 
Sowjetunion am weitesten entgegengekommen 
sind, in der Regel von der deutschen Bundesregie- 
rung erarbeitet worden sind. Das gleiche gilt für die 
Problematik der Mittelstreckenraketen kürzerer 
Reichweite, also der SS 22 und der SS 23 auf der 
einen Seite und der Pershing lA auf der anderen 
Seite, deren verstärkte Berücksichtigung in der 
amerikanischen Abrüstungsstrategie ebenfalls auf 
energische Initiativen der Bundesregierung zurück- 
zuführen ist. Das gleiche gilt für die taktischen Ge- 
fechtsfeldwaffen, bei denen der Westen wiederum 
vor allem auf Initiative der Bundesregierung einsei- 
tig drastische Reduzierungen durchgeführt hat. 

Die Bundesregierung ist auch — um nur noch 
eines von vielen weiteren Beispielen aufzuzählen — 
die treibende Kraft zur Erreichung eines weltwei- 
ten, zuverlässig überprüfbaren Verbots aller chemi- 
schen Waffen. Kein Land der Welt hat konkretere 
und konstruktivere Vorschläge zur Erreichung die- 
ses Zieles eingebracht als die Bundesrepublik 
Deutschland. 

All das hat die SPD nicht daran gehindert, der 
Bundesregierung mit dem Herannahen der Bun- 
destagswahl zunehmend den Willen und die Bereit- 
schaft zur Abrüstung abzusprechen. Diese Behaup- 
tung der SPD ist nicht nur eine unredliche und 
unfaire, sondern auch eine besonders absurde Un- 
terstellung. Denn die jetzige Bundesregierung ist in 
einer Reihe wichtiger Abrüstungsfragen deutlich 
weitergegangen als die früheren SPD-Regierungen, 
Ich nenne nur zwei Beispiele. 

Erstens, ln der Bundesrepublik. Deutschland la- 
gert zur Zeit die niedrigste Zahl an Nuklearspreng- 


(C) 
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(A) köpfen seit 20 Jahren. Sowohl unter der Regierung 
Brandt 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

als auch unter der Regierung Schmidt lagerten in 
der Bundesrepublik Deutschland erheblich mehr 
Atomgefechtsköpfe als unter der Regierung Kohl. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Nennen Sie mal 
Zahlen!) 

Dieser abrüstungspolitische Erfolg der Regierung 
Kohl ist vor allem auf die Abrüstungsbeschlüsse 
von Montebello zurückzuführen, für die sich die Re- 
gierung Kohl wiederum mit besonderem Nach- 
druck eingesetzt hat. Insgesamt werden für jeden 
Atomgefechtskopf, der im Rahmen der Nachrü- 
stung eingeführt wird, fünf andere Atomgefechts- 
köpfe abgebaut. 

Zweitens. Die CDU/CSU und die Bundesregie- 
rung haben in zähen Verhandlungen mit der ameri- 
kanischen Regierung sichergestellt, daß es mit Be- 
ginn der 90er Jahre keine chemischen Waffen mehr 
auf westdeutschem Boden geben wird. Dies ist aus 
abrüstungspolitischer Sicht ein sensationeller Er- 
folg, den jahrzehntelang niemand für möglich ge- 
halten hatte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben in einem Jahr intensiver Verhandlungen 
mit den USA, die wir allerdings freundschaftlich 
geführt haben — deswegen sind wir vielleicht auch 
erfolgreicher gewesen als die SPD — , abrüstungs- 

(B) politisch in diesem Bereich mehr erreicht als die 
Sozialdemokraten in 13 Jahren Regierungsverant- 
wortung. 

Wenn nun die SPD der CDU/CSU oder der Bun- 
desregierung vorwerfen würde, daß die Bundesre- 
gierung hiermit an die äußerste Grenze des vertei- 
digungspolitisch Vertretbaren gegangen sei, dann 
ließe sich darüber noch trefflich streiten. Aber zu 
behaupten, die CDU/CSU und die Bundesregierung 
gingen in der Frage der chemischen Waffen abrü- 
stungspolitisch nicht weit genug, ist einfach politi- 
scher Nonsens. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die SPD wirft ferner der Bundesregierung die 
deutsche Beteiligung am amerikanischen For- 
schungsprogramm SDI vor. Ich glaube, daß die 
Bundesregierung mit ihrem Ja zu einer deutschen 
Beteiligung am SDI-Forschungsprogramm eine 
maßvolle und kluge Entscheidung getroffen hat. Die 
Abkommen der Bundesregierung mit der amerika- 
nischen Administration geben uns die Möglichkeit, 
in jeder Phase des SDI-Forschungsprogramms un- 
sere spezifischen, besonderen verteidigungs- und 
abrüstungspolitischen Interessen in das SDI-For- 
schungsprogramm einzubringen. 

Wer sich wie die SPD abseits stellt, kann beim 
SDI-Forschungsprogramm die deutschen Interes- 
sen nicht wahren. Die SPD steigt auch hier aus der 
Verantwortung für die Sicherheit unseres Landes 
aus. Sie sind doch sonst immer für Mitbestimmung. 
Warum haben Sie denn in dieser entscheidenden 


strategischen Frage auf die Möglichkeit einer Mit- (C) 
bestimmung unseres Landes verzichten wollen? 

(Zuruf des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Allen SPD-Prognosen zum Trotz hat sich SDI im 
übrigen inzwischen zur erfolgreichsten Abrü- 
stungslokomotive der letzten 20 Jahre entwickelt. 

Die Sowjetunion hat alle wichtigen Abrüstungsvor- 
schläge der letzten Monate in erster Linie wegen 
SDI gemacht. Wir müßten von allen guten Geistern 
verlassen sein, wenn wir jetzt, wie die SPD dies for- 
dert, mit SDI unsere beste Trumpfkarte im interna- 
tionalen Abrüstungspoker aus der Hand geben wür- 
den. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Darüber soll ja 
nicht verhandelt werden!) 

Meine Damen und Herren, wir prüfen die neuen 
sowjetischen Abrüstungsvorschläge mit großer 
Ernsthaftigkeit, Sorgfalt und Aufgeschlossenheit. 

(Lachen und Zuruf von der SPD: Aha!) 

— Ja, hören Sie doch erst einmal zu, bevor Sie 
lachen. Das ist ja an sich die Voraussetzung für eine 
Replik. 

Wir sind bereit, alle positiven Aspekte der sowje- 
tischen Abrüstungsvorschläge konstruktiv aufzu- 
nehmen: 

Erstens. Positiv ist die grundsätzliche sowjetische 
Bereitschaft zu einer tiefgreifenden Verringerung 
der Nuklearwaffen, die sich mit der amerikani- 
schen Abrüstungsphilosophie der deep cuts, der tie- 
fen Einschnitte, im Grundsatz deckt. (D) 

Zweitens. Positiv ist grundsätzlich auch die so- 
wjetische Bereitschaft zu einem separaten INF-Ab- 
kommen ohne die Vorbedingung einer Aufgabe der 
SDI-Forschung. 

Drittens. Positiv ist vor allem die grundsätzliche 
Bereitschaft der Sowjetunion, die nuklearen Abrü- 
stungsvorschläge von Generalsekretär Gorba- 
tschow vom Januar 1986 durch konventionelle Ab- 
rüstungsvorschläge zu ergänzen und der konventio- 
nellen Abrüstung, die für unser Land lebensent- 
scheidend ist, größere Aufmerksamkeit zu widmen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Da kommen bald 
neue Vorschläge!) 

Natürlich haben die sowjetischen Abrüstungsvor- 
schläge im konventionellen Bereich auch Haken 
und Ösen. Sie verlangen von den USA und Kanada, 
daß sie nicht nur einen erheblichen Teil ihrer Trup- 
pen, sondern auch ihr schweres Kampfgerät 6 000 
km über den Atlantik nach Amerika zurücktrans- 
portieren, während die Sowjets ihre zu reduzieren- 
den Truppen, ihre Panzer und ihr übriges Großge- 
rät teilweise nur einige 100 km hinter den Ural 
zurückverlagern müßten. Aber auch hier sage ich: 

Laßt uns die positiven Aspekte des sowjetischen 
Vorschlages aufgreifen und verhandeln! 

Viertens, Positiv ist auch die grundsätzliche Be- 
reitschaft der Sowjetunion zu umfangreicheren 
Verifikationsmaßnahmen bei Abrüstungsverträgen. 
Allerdings hat die Glaubwürdigkeit der Zusage Ge- 
neralsekretär Gorbatschows, in Zukunft umfangrei- 
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(A) chere Verifikationsmaßnahmen zuzulassen, durch 
das Verhalten der Sowjets bei dem Reaktorunglück 
in Tschernobyl einen schweren Schlag erlitten. Die 
Sowjetunion wird eine Menge tun müssen, um die 
Weltöffentlichkeit nach den Vorfällen in Tscherno- 
byl davon zu überzeugen, daß sie in Zukunft tat- 
sächlich zu mehr Offenheit, Transparenz und ge- 
genseitiger Kontrolle bereit ist. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Sie müssen aber 

doch jedes Unglück für Ihre Abrüstungs- 
vorschläge einspannen!) 

Den öffentlichen sowjetischen Verifikationsvor- 
schlägen müssen sehr bald sehr konkrete Vor- 
schläge an den Verhandlungstischen folgen. Natür- 
lich — trotz dieser positiven Bewertung und der 
bewußten Herausstellung der positiven Aspekte der 
sowjetischen Vorschläge — enthalten die sowjeti- 
schen Vorschläge auch in ihrer Grundphilosophie 
und in ihren politisch-militärischen Grundzielen 
nicht nur positive Aspekte, sondern auch eine ganze 
Reihe gefährlicher Fußangeln. Aber man sollte 
nicht vergessen, daß es sich hier — wie bei Tarifver- 
handlungen — um eine sowjetische Ausgangsposi- 
tion handelt, die eben noch weiter entwickelt wer- 
den muß, um für den Westen und seine Sicherheit 
akzeptabel zu sein. Auf jeden Fall müssen alle 
Chancen, trotz Fortbestehens des Ost-West-Kon- 
flikts zu mehr Abrüstung zu kommen, genutzt wer- 
den. 

Wir geben den neuen sowjetischen Abrüstungs- 
vorschlägen demonstrativ eine Chance. Aber wir 
wollen selbstverständlich auch, daß die Sowjet- 
union den vielen Abrüstungsreden nun endlich ein- 
mal Taten im Bereich der Abrüstung folgen läßt. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die CDU/CSU ist zu weitgehenden Abrüstungs- 
schritten bereit. Aber wir wollen „Abrüstung mit 
Sicherheit“. Die SPD ist leider häufig bereit, auch 
„Abrüstung ohne Sicherheit“ zu akzeptieren, wie 
ihre Abrüstungsvorschläge der letzten Monate ge- 
zeigt haben. Das ist ein weiterer Punkt, der uns von 
der SPD trennt. 

Daneben muß sich die westliche Außenpolitik 
stärker als bisher dem Ziel der Beseitigung der Ur- 
sachen der Spannungen zwischen Ost und West 
und damit der Beseitigung der Ursachen der Hoch- 
rüstung zuwenden. Die Hauptursache des Ost-West- 
Konfliktes sind nicht die Waffen, sondern die Ver- 
weigerung des Selbstbestimmungsrechts und der 
Menschenrechte durch die sowjetische Führung in 
ihrem Herrschaftsbereich und ihr nie auf gegebener 
Versuch, ihr menschenrechtsfeindliches und selbst- 
bestimmungsfeindliches System durch ihre expan- 
sionistische Außenpolitik weltweit durchzusetzen. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Wenn es eines Tages gelingt, diese Grundursachen 
des Ost-West-Konflikts zu überwinden, wird der 
Weg frei sein nicht nur zu einer friedlicheren, son- 
dern vor allem zu einer freieren Welt, einer Welt, in 
der es die Möglichkeit geben wird, zu einer radika- 
len und wirklich umfassenden Abrüstung in Ost 


und West zu kommen, einer Abrüstung, die diesen (C) 
Namen wirklich verdient. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Zuruf des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Ehmke. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die heutige ver- 
bundene Debatte setzt drei Schwerpunkte: WEÜ, 
Nichtverbreitungsvertrag und Stand der Bemühun- 
gen um Abrüstung und Rüstungskontrolle, Abrü- 
stungsbericht der Bundesregierung. Die Papiere, 
die der Debatte zugrunde liegen, sind nicht mehr 
aktuell: Die Aufhebung der WEU-Beschränkungen 
ist der Schnee von gestern, die Überprüfungskonfe- 
renz zurri Nichtverbreitungsvertrag hat bereits im 
letzten Jahr stattgefunden und der Abrüstungsbe- 
richt der Bundesregierung erschien bereits im 
Herbst letzten Jahres mit vier Monaten Verspätung 
und war schon da teilweise überholt. 

Die jüngste internationale Entwicklung hat dem 
Generalthema Wettrüsten oder Rüstungskontrolle 
allerdings besondere Aktualität verliehen. Deshalb 
begrüßt die SPD die heutige Debatte. Sie gibt uns 
Gelegenheit, erneut nach Gemeinsamkeiten zu su- 
chen, was mir in Anbetracht der jüngsten Ereig- 
nisse dringend notwendig erschien. 

Die jüngsten Entwicklungen im Bereich von Si- (£>) 
cherheitS“ und Abrüstunjgspolitik erfüllen uns mit 
großer Sorge, offenbar ganz im Gegensatz zu Ihnen, 

Herr TodenhÖfer. Wir wissen, daß diese Sorge von 
vielen anderen Kollegen aus der Regierungskoali- 
tion geteilt wird. Über die Jahre hat sich bei einer 
Mehrheit in diesem Hause ein unterschwelliger 
Konsens dahin entwickelt, an der vom Harmel- 
Bericht der NATO geforderten Politik der angemes- 
senen Sicherheit und des Dialogs mit dem Osten 
festzuhalten. Das ist gut so; denn die Aussagen des 
Harmel-Berichts sind richtig. Wir sehen uns heute 
aber mit einer Entwicklung konfrontiert, die die 
Prinzipien des Harmel-Berichts in Frage stellt. Der 
Geist von Genf, der Hoffnung auf eine zweite Phase 
der Entspannungs- und Abrüstungspolitik geweckt 
hatte, scheint nur sechs Monate nach dem histori- 
schen Treffen zwischen Präsident Reagan und Ge- 
neralsekretär Gorbatschow in Genf kaum noch prä- 
sent zu sein. Das Jahr des Friedens der UNO droht 
zu einem Jahr der Spannungen, der Rüstung, der 
gegenseitigen Verdächtigungen und Beschuldigun- 
gen zu werden. 

Die SPD fordert seit Jahren eine Politik der 
Selbstbehauptung Europas im Bündnis mit den 
Vereinigten Staaten gegenüber der Sowjetunion 
und innerhalb des Bündnisses mit den westeuropäi- 
schen Nachbarn gegenüber einer amerikanischen 
Administration, die allzu bedenkenlos die Interes- 
sen Europas ihren eigenen Weltmachtinteressen 
unterordnet 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Das ist ja uner- 
hört!) 
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(A) Heute zeigt sich, wie bitter nötig europäische Ei- 
nigkeit in sicherheitspolitischen Fragen ist. Leider 
hat die Bundesregierung ihren löblichen Erklärun- 
gen nur wenig konkrete Taten folgen lassen. Herr 
Kollege Huyn, die Stimme Europas hätte heute in 
Washington ein stärkeres Gewicht, wenn es nicht — 
wie auch so oft auf anderen Feldern bei dieser Re- 
gierung — bei bloßen Verlautbarungen geblieben 
wäre. Denn ob man sich nun den Inhalt des Abrü- 
stungsberichts der Bundesregierung oder die Be- 
mühungen des verehrten Kollegen Rühe ansieht, 
sich rüstungspolitisch ständig selber auf die Schul- 
ter zu klopfen, oder die euphorischen Darstellungen 
des Kollegen Todenhöfer ansieht — , mit der Wirk- 
lichkeit hat das alles wenig zu tun, 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Ich habe ja 
über die sowjetischen Vorschläge gespro- 
chen!) 

Der Hinweis auf Montebello z. B. kann nur Unin- 
formierte beeindrucken. Tatsache ist, daß der Ab- 
zug von atomaren Gefechtsfeldwaffen schon des- 
halb dringend erforderlich ist, weil ein großer Teil 
dieser Waifen veraltet ist. Im übrigen ist wohl auch 
den Gralshütern der Stärke inzwischen aufgegan- 
gen, daß die Vielzahl nuklearer Gefechtsfeldwciffen 
mit der im Bündnis vereinbarten Strategie kaum in 
Einklang zu bringen ist. Da ein Nuklearkrieg weder 
führbar noch gewinnbar ist, fragt sich, was diese 
Tausende von taktischen Nuklearwaffen hier ei- 
gentlich sollen. Wir brauchen den Abzug dieser 
Waffen, gemäß dem Vorschlag unseres ermordeten 
Freundes Olof Palme. Darüber sprechen wir derzeit 
(®) mit der DDR. Sie aber haben eine begrenzte quanti- 
tative Verringerung dieser Waffen mit einem Mo- 
dernisierungsprogramm verknüpft. Da wird wieder 
einmal der Teufel mit dem Beizebub ausgetrieben. 
Die USA haben inzwischen Neutronenbomben und 
-granaten hergestellt, die im Spannungsfall nach 
Europa gebracht werden. Komponenten werden 
schon vorab bei uns eingelagert. Herr Todenhöfer, 
es wäre besser, die Bundesregierung würde unse- 
ren Bürgern darüber die volle Wahrheit sagen, statt 
hier einen Abrüstungserfolg zu suggerieren. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung des 
Abg. Bastian [GRÜNE]) 

Die Bundesregierung und äuch die Koalition rüh- 
men sich, die INF-Verhandlungen und die westli- 
che Verhandlungsposition entscheidend mitbe- 
stimmt zu haben; Tatsache ist aber, daß die Ver- 
handlungen 1983 abgebrochen wurden, ohne daß 
die Kompromißchancen voll ausgelotet worden wä- 
ren. Wir haben wertvolle Zeit verloren, in der Eu- 
ropa auf beiden Seiten mit neuen Waffen vollge- 
stopft worden ist. Wir haben unter verschlechterten 
Bedingungen 1985 wieder da angefangen, wo wir 
1983 aufgehört hatten. Auf westlicher Seite hat sich 
seitdem aber überhaupt nichts bewegt. 

Im Gegenteil: Auf neue Vorschläge des sowjeti- 
schen Generalsekretärs wurde von seiten des We- 
stens die zusätzliche Forderung erhoben — anders 
als Ende 1983 — , die Zahl der in Asien stationierten 
SS 20 auf Null zu bringen. Daß es Herrn Gorbat- 
schow gelungen ist, die Vereinigten Staaten und die 
NATO im Bereich der Rüstungskontrolle in der 


Weltöffentlichkeit in die Defensive zu bringen, ist (C) 
schlimm genug. Fatal ist es, daß wir es bisher ver- 
säumt haben, mit eigenen überzeugenden Vorschlä- 
gen die Sowjets zu stellen und die Verhandlungen 
voranzubringen. 

Die Bundesregierung nimmt für sich auch als Er- 
folg in Anspruch, den Abzug chemischer Waffen 
von deutschem Boden erreicht zu haben. Tatsache 
ist, daß der Abzug veralteter chemischer Waffen der 
Vereinigten Staaten vom Boden der Bundesrepu- 
blik bis 1992 mit der Zustimmung zur Produktion 
neuer chemischer Waffen erkauft worden ist, die im 
Krisenfall ebenfalls nach Europa gebracht werden 
sollen. Es ist ja sehr interessant, daß diese Bundes- 
regierung eben nicht das macht, was Ihre konserva- 
tiven Kollegen heute in Belgien beschlossen haben. 

Sie haben beschlossen, daß chemische Waffen nie 
auf belgischen Boden verbracht werden dürfen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Das ist der Unterschied zwischen den konservati- 
ven Kollegen in Belgien und Ihnen. 

(Rühe [CDU/CSU]: Während Ihrer ganzen 
Regierungszeit haben Sie die Stationie- 
rung hier geduldet und nur große Sprüche 
gemacht, aber nichts erreicht!) 

Die Herstellung neuer binärer Waffen ist außer- 
dem weit schwerer zu verifizieren. Daher wird die 
Produktion dieser Waffen durch Amerika die Errei- 
chung des von uns ja gemeinsam angestrebten 
Ziels einer weltweiten Abschaffung chemischer 
Weiffen zusätzlich erschweren. 

(D) 

Die von der SPD gemeinsam mit der DDR und 
der CSSR erarbeiteten Vorschläge, erst einmal mit 
der Errichtung einer atomwaffenfreien Zone in 
Mitteleuropa anzufangen, sind von der Bundesre- 
gierung nicht nur nicht genutzt, sondern auch noch 
diffamiert worden. 


Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Todenhöfer. 


Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Gerne. 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Professor Ehm- 
ke, Sie waren ja eine Zeitlang Chef des Bundes- 
kanzleramts. Warum haben Sie in der Zeit Ihrer 
Regierungsfähigkeit nicht sichergestellt, daß die al- 
ten amerikanischen chemischen Waffen aus der 
Bundesrepublik Deutschland abgezogen wurden? 

(Rühe [CDU/CSU]: Er ist ein Sprücheklop- 
fer!) 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Als ich Chef des Kanz- 
leramtes wurde, stellte ich fest, daß es nicht einmal 
eine festgelegte Mitteilungspflicht oder überhaupt 
auch nur eine für uns brauchbare Information gab. 
Ich habe dafür gesorgt, daß uns die Alliierten sagen, 
was los ist. Helmut Schmidt und ich werden den 
Tag wohl nie vergessen, an dem der deutsche Ver- 
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(A) teidigungsminister zum erstenmal erfuhr — vom 
Chef des Kanzleramtes — , was die Lage war. 

(Rühe [CDU/CSU]: Keine einzige Waffe ha- 
ben Sie weggeschafft! Null!) 

Wir streiten gar nicht darüber, ob die Waffen weg 
sollen. Vielmehr sagen wir: Sie suggerieren, sie kä- 
men weg, in Wirklichkeit werden sie aber durch 
neue Waffen ersetzt, die die Verhandlungen erheb- 
lich erschweren werden. 

(Rühe [CDU/CSU]: Das stimmt doch nicht!) 

— Wenn Sie sagen, das stimme nicht, dann teilen 
Sie dem amerikanischen Senat mit, daß diese Waf- 
fen nie hierher kommen dürfen. Dann wird der 
amerikanische Senat morgen entscheiden, daß eine 
Produktion nicht erfolgt. Hören Sie mit dem Dop- 
pelspiel auf, in Amerika so und zu unseren Bürgern 
anders zu reden! Das ist unehrlich. 

(Beifall bei der SPD — Rühe [CDU/CSU]: 

Sie werden nicht stationiert werden! — 

Voigt [Frankfurt] [SPD]: Die Pläne für die 

Stationierung werden doch schon ausgear- 
beitet!) 

So sehen Ihre Erfolge in Wirklichkeit aus. 

Herr Kollege Todenhöfer, die Behauptung, die 
Bundesregierung habe die Haltung der USA in Ab- 
rüstungsfragen wesentlich beeinflußt, könnte, wenn 
sie zuträfe, ja nur als massive Selbstkritik der Bun- 
desregierung verstanden werden. Wir werfen das 
der Bundesregierung gar nicht vor. Was wir bekla- 
gen, und zwar mit Nachdruck, ist, daß die Bundesre- 
gierung gegenüber fragwürdigen Schritten der 
' Reagan-Administration deutsche und europäische 
Interessen nicht gewahrt und zur Uneinigkeit West- 
europas erheblich beigetragen hat. 

(Rühe [CDU/CSU]: Unsinn!) 

Das hat sich an der Behandlung des SDI-Pro- 
gramms besonders deutlich gezeigt. 

Vizepräsident Westphai: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine weitere Zwischenfrage des Abge- 
ordneten Todenhöfer? 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Nein, ich möchte jetzt 
fortfahren. 

Herr Todenhöfer, Sie haben vergessen, zu sagen, 
daß in dem Abrüstungsbericht vom vergangenen 
Herbst pointierte Kritik am SDI-Programm von die- 
ser Regierung geübt worden ist. Damit haben Sie 
sich noch gebrüstet: Wir sind ja ganz kritisch. Aber 
zwei Monate später sind Sie in Verhandlungen mit 
den Vereinigten Staaten über eine Beteiligung an 
diesem Programm eingetreten. Die Ergebnisse die- 
ser Verhandlungen sind bekannt. 

Die Bundesregierung hat mit ihren Vereinbarun- 
gen entgegen dem Abrüstungsbericht politische 
Mitverantwortung für das fragwürdige und selbst 
in den USA total umstrittene Rüstungsprogramm 
übernommen. Sie hat dem Versuch eine Absage er- 
teilt, eine gemeinsame westeuropäische Antwort 
auf die amerikanische Herausforderung zu formu- 
lieren. Schlimmer noch, sie hat durch Sonderverein- 
barungen über COCOM und Osthandel der deut- 


schen Industrie einen Bärendienst erwiesen. Ich (C) 
würde gern einmal alle Gespräche, die wir darüber 
mit Industriellen führen, auf Band aufnehmen. 

(Rühe [CDU/CSU]: Diese armen Leute wer- 
den von Ihnen irregeführt!) 

Glauben Sie mir, Herr Rühe, daß diese Leute ihre 
eigenen wirtschaftlichen Interessen durchaus beur- 
teilen können und auch die Unfähigkeit der Bun- 
desregierung, diese Interessen gegenüber Amerika 
wahrzunehmen, 

(Rühe [CDU/CSU]: Ohne Gesetzesände- 
rung im Parlament ist da nichts zu ma- 
chen!) 

Noch schlimmer als daß Sie der deutschen Indu- 
strie diesen Bärendienst erwiesen haben, ist, daß 
Sie auch die bewährte Praxis in Frage gestellt ha- 
ben, bei COCOM zunächst eine Abstimmung unter 
den Westeuropäern herbeizuführen, ehe man sich 
mit den aus verständlichen Gründen oft ganz an- 
ders gelagerten amerikanischen Interessen ausein- 
andersetzt. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Diese Bundesre- 
gierung gibt sich wirklich europäisch!) 

Wer sich so unsolidarisch gegenüber den westeuro- 
päischen Verbündeten verhält, gleichzeitig aber 
draußen herumläuft und von einer Stärkung des 
westeuropäischen Pfeilers der NATO spricht, der ist 
unredlich und verliert seine Glaubwürdigkeit in 
Europa. 

(Beifall bei der SPD) 

Während der Amtszeit dieser Bundesregierung, 
verehrte Kollegen Todenhöfer und Rühe, ist nicht 
ein einziges Vertragswerk im Bereich von Abrü- 
stung und Rüstungskontrolle zustande gebracht 
worden. 

(Todenhöfer [CDU/CSU]: Das ist falsch! 

Die biologische Abrüstung ist ratifiziert 
worden!) 

Und nicht nur das: In der Abrüstungspolitik hat es 
die Bundesregierung zugelassen, daß die Sowjet- 
union die Initiative übernehmen konnte. Die Vor- 
schläge Gorbatschows sind bisher nicht mit kon- 
struktiven Gegenvorschlägen getestet worden. 
Auch in Washington wird niemand glauben, mit öf- 
fentlichen Vorwürfen, die Sowjetunion breche ge- 
schlossene Verträge, betrüge in Verhandlungen, sei 
ein Koloß auf tönernen Füßen und ohnehin das 
Reich des Bösen, lasse sich ein ernsthafter Ost- 
West-Dialog führen. 

Sie sind ja auch nur der Papagei amerikanischer 
Vorwürfe, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Dr. To- 
denhöfer [CDU/CSU]: Und Sie sind eine 
Karikatur von Ulbricht!) 

wenn Sie hier etwas behaupten, was in Amerika 
umstritten ist. 

Der frühere SALT-Unterhändler Warnke hat ge- 
rade im deutschen Fernsehen gesagt, es sei sehr 
zweifelhaft, ob diese Vorwürfe zuträfen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 
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(A) Senator Kennedy, der Mitglied des zuständigen 
Ausschusses ist, hat das mit Nachdruck bestritten 
— wie der englische Geheimdienst übrigens auch. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Das ist bes- 
ser, als der Papagei Moskaus zu sein!) 

Ich las gerade heute in der Presse, daß Herr Profes- 
sor Krell gesagt hat, ein Teil dieser von Ihnen so 
leichtfertig übernommenen Vorwürfe, nämlich was 
in der Öffentlichkeit als Vertragsverletzung hinge- 
stellt werde — so sagt diese Studie — , sei auch nach 
Einschätzung der Behörden nur Vermutung, Mög- 
lichkeit oder schlicht eine von den USA uner- 
wünschte Aktion der Sowjetunion. 

(Zuruf von der SPD: Vor allen Dingen muß 
die USA erst den Vertrag ratifizieren, be- 
vor sie auf Einhaltung klagt!) 

Selbstverständlich muß man Fragen, wie z. B. de- 
nen zur Aufstellung der SS 25 nachgehen. Das ist 
klar, Deifür gibt es auch Gremien. Aber was man 
nicht kann, ist, diese Fragen aus den dafür geschaf- 
fenen diplomatischen Gremien herauszunehmen, 
eine öffentliche Kampagne damit anzufachen und 
zu meinen, damit könne man zu Verhandlungser- 
gebnissen kommen. Das geht nicht. Ich frage, was 
diese Bundesregierung getan hat, um die Entste- 
hung eines Klimas zu verhindern, in dem das Schei- 
tern der Verhandlungen heute sehr viel wahr- 
scheinlicher erscheinen muß als ihr Erfolg. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Die meinen nur, 
weil sie selber schlafen, räumt das schon 
die Spannungen aus!) 

(P) 

Statt Washington klaren Wein einzuschenken, 
daß wir anderer Meinung sind als die Reagan-Ad- 
ministration in ihrem augenblicklichen Zustand, 
was Fragen der Entspannung und der Rüstungs- 
kontrolle angeht, geht Bundeskanzler Kohl meist 
den Weg des geringsten Widerstandes. In der Frage 
eines umfassenden Atomteststoppabkommens hat 
die Bundesregierung den Positionswechsel Wa- 
shingtons mitgemacht, und nicht nur das, sie hat 
damit auch eine drei Jahrzehnte lang von allen Par- 
teien des Bundestages gemeinsam getragene Poli- 
tik für einen vollständigen Stopp von Atomtests 
verlassen. Und das nennen Sie Erfolg in der Abrü- 
stungspolitik. Ich nenne das Anpassung an Nichtab- 
rüstungspolitik. 

In Stockholm und in Wien sind neue Vorschläge 
des Westens unterbreitet worden. Die sowjetische 
Antwort steht noch aus, noch ist ein Verhandlungs- 
durchbruch nicht erzielt. Aber auch hier — darüber 
habe ich kein Wort von Ihnen gehört, Herr Toden- 
höfer — zeichnen sich nun retardierende Tenden- 
zen ab. 

Die Vereinigten Staaten haben beim Experten- 
treffen der KSZE in Bern einen Kompromißtext 
blockiert, mit dem Kanada und alle westeuropäi- 
schen Verbündeten einverstanden waren. Ein ein- 
maliger Vorgang! Ein schlechterer Auftakt für das 
nächste KSZE-Folgetreffen in Wien läßt sich kaum 
denken. Nun habe ich sehr viel Verständnis für den 
Grund der Amerikaner, daß man nämlich die For- 
derung nach Ausreise der Juden aus der Sowjet- 
union nicht durchsetzen konnte. Wir sind uns in der 


Sache alle einig. Dieses Haus hat vor kurzem einem (C) 
von meiner Fraktion eingebrachten Antrag in die- 
ser Sache zugestimmt Die Frage war nur: Kann 
man alles auf einmal erreichen, oder geht man 
schrittweise vor? Auch die Bundesregierung war ja 
dafür, dies zu machen, zumal wir Zugeständnisse 
auch der DDR hatten, was das Reisealter betrifft. 

Die USA sagen gegen 34 andere Staaten nein. Sie 
haben nur ihre Sache durchzusetzen und auf die 
anderen offenbar keine Rücksicht zu nehmen. 

Ich habe mir gestern noch notiert: Wie man in- 
tern hört, fängt jetzt in Stockholm dasselbe Spiel 
an. Heute steht das bereits in den Zeitungen. Die 
Westeuropäer schweigen dazu, voran die Bundesre- 
gierung, und passen sich einmal mehr an, statt end- 
lich die europäischen Interessen auch gegenüber 
der amerikanischen Führungsmacht laut und deut- 
lich zu vertreten. 

(Zuruf des Abg. Rühe [CDU/CSU]) 

Ja, selbst in der für den Schutz unserer Zivilbe- 
völkerung so wichtigen Frage der Ratifizierung des 
Zusatzprotokolls I zum Genfer Rotkreuz-Abkom- 
men, das zum Schutz der Zivilbevölkerung gegen 
unterschiedslose atomare Kriegsführung beschlos- 
sen und inzwischen von 69 Staaten ratifiziert wor- 
den ist, folgt die Bundesregierung dem Beispiel Wa- 
shingtons und weigert sich, das Abkommen dem 
Deutschen Bundestag zur Ratifikation zu unterbrei- 
ten. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Sie haben das 
doch damals, in Ihrer Regierungszeit, auch 

nicht gemacht!) ^ ^ 

Herr Rühe, ich sage Ihnen, statt naßforsch gegen 
die SPD zu polemisieren, sollten Sie sich die Kritik 
zu Herzen nehmen, die Ihr früherer Fraktionskol- 
lege und jetzige Präsident des Deutschen Roten 
Kreuzes in seiner ruhigen, aber bestimmten Art an 
dieser Haltung der Bundesregierung übt. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Todenhöfer 
[CDU/CSU]: Warum haben Sie denn das 
Zusatzprotokoll nicht vorgelegt, als Sie an 
der Regierung waren?) 

Wenn ich trotz der traurigen Bilanz dieser Regie- 
rung in Sachen Rüstungskontrolle am Anfang mei- 
ner Rede von Gemeinsamkeiten gesprochen habe, 
die notwendig seien, dann darum, weil die Ankündi- 
gung der Reagan- Administration, nun auch noch 
das SALT-II-Abkommen aufzugeben — das ABM- 
Abkommen ist schon durch das SDI-Programm ge- 
fährdet — , auch in der Koalition, und zwar nicht 
nur beim Herrn Außenminister, der sich heute für 
diese Debatte entschuldigen mußte, sondern auch 
bei Herrn Kollegen Rühe offenbar das Faß zum 
Überlaufen gebracht hat. 

Herr Rühe, jedenfalls scheinen mir Ihre kriti- 
schen Worte zu dieser Äußerung der Reagan- Admi- 
nistration zu zeigen, daß es auch der Union mehr 
und mehr dämmert, daß die Politik des Mitlaufens 
nicht der richtige Weg ist, deutsche und europäische 
Interessen zu wahren. Die Erklärung von Halifax, 
an der der Außenminister, wenn ich dies richtig 
herauslese, wohl maßgeblich beteiligt war, scheint 
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(A) mir zu zeigen, daß offenbar auch ein Stück europäi* 
scher Selbstbesinnung einsetzt. 

Ich weiß nicht, ob unsere Überzeugung von der 
Notwendigkeit einer gemeinsamen westeuropäi- 
schen Position in Fragen der Sicherheits- und der 
Rüstungskontrollpolitik in der Union mehrheitsfä- 
hig ist. Kollege Rühe hat neulich bei einer anderen 
Gelegenheit — es ging um die Grenzfrage — eine 
Position vertreten und gesagt, sie sei in seiner Frak- 
tion vielleicht nicht mehrheitsfähig. Aber ich weiß 
eines: Ich weiß, daß es in diesem Hause, verehrter 
Herr Kollege Feldmann, eine Mehrheit dafür gibt, 
eine zweite Phase der Entspannungspolitik einzu- 
leiten und Gorbatschow zu stellen und beim Wort 
zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Da wir nach den Äußerungen von Herrn Genscher 
wie denen von Herrn Rühe in der Bewertung des 
SALT-II-Vertrages, in der Notwendigkeit, diesen 
weiter einzuhalten, einer Meinung sind, laden wir 
die Regierungskoalition ein, unserem Entschlie- 
ßungsantrag zu SALT II zuzustimmen. Falls Sie 
sorgfältig gelesen haben, werden Sie festgestellt ha- 
ben, daß wir im eigentlichen Antragstext, ohne dies 
allerdings kenntlich zu machen, nur Sätze verwandt 
haben, die von Politikern der Koalition geäußert 
worden sind; Sie sollen also nur Ihren eigenen Wor- 
ten zustimmen. Wir möchten auch hier den Test 
machen, ob Sie über Rüstungskontrolle nur reden 
oder zu Ihren Worten auch stehen, wenn wir Ihnen 
diese zur Beschlußfassung des Bundestages vorle- 
gen. 

(B) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Rühe? 

Dr. Ehmke (SPD): Nein. Ich komme zum Ende. 

(Rühe [CDU/CSU]: Das ist wirklich ein Zei- 
chen von großer Schwäche!) 

Leisetreterei und Anpasserei an eine Entwicklung, 
in der „hardliner“ in der amerikanischen Admini- 
stration „hardliner“ in Moskau hochschaukeln, 
wäre verhängnisvoll. Eine solche Entwicklung 
würde das westliche Bündnis erheblich mehr 
schwächen, als sowjetische Politik es je könnte. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Feldmann. 

Dr. Feldmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Ehm- 
ke, keine Angst, wir werden zu unserem Wort ste- 
hen, und wir werden unseren Worten auch zustim- 
men. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Denn wir haben auch einen Antrag formuliert. 

Die jährlichen Berichte der Bundesregierung 
zum Stand von Abrüstung und Rüstungskontrolle 

haben bereits Tradition. Damit haben wir dieses für 
unser Land so wichtiges Thema der Friedenssiche- 
rung noch stärker in den Mittelpunkt der Arbeit des 


Deutschen Bundestages gerückt. Abrüstung und (C) 
Rüstungskontrolle sind für uns Liberale ein inte- 
graler und unverzichtbarer Bestandteil unserer Au- 
ßen- und Sicherheitspolitik. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Die FDP begrüßt besonders, daß die Bundesregie- 
rung den Jahresbericht 1985 um ein weiteres Kapi- 
tel „alternative Rüstungskontrollvorschläge“ er- 
gänzt hat. Wer den Frieden, meine Damen und Her- 
ren, dauerhaft sichern will, muß offen sein für Al- 
ternativen zur Friedenssicherung durch Abschrek- 
kung. 

Zu Ihren Bemerkungen zum C-Waffen-Beschluß 
des Bundestages, Herr Kollege Ehmke, gestatten 
Sie mir auch eine Bemerkung. Sicher ist dies noch 
kein direkter Beitrag zur Abrüstung. Aber diese Re- 
gierung hat erreicht, und zwar erstmals, daß C- 
Waffen aus unserem Land ersatzlos abgezogen wer- 
den. Das müssen Sie doch anerkennen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es ist, Herr Kollege Ehmke, sicher ein Souveräni- 
tätsgewinn für unser Land, daß neue Waffen nur 
dann hierher kommen, wenn wir zustimmen. Auf 
unsere Bitte und mit unserer Zustimmung, heißt 
das; das ist doch etwas; vor allem, Herr Kollege, vor 
dem Hintergrund Ihrer Schilderung dessen, was Sie 
bei Ihrem Amtsantritt angetroffen haben. Das ver- 
stärkt meines Erachtens noch die Bedeutung der 
Leistung dieser Regierung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Abrüstungsbericht 1985 ist kaum ein halbes 
Jahr alt und ist — da haben Sie recht — schon in 
großen Teilen überholt. Dieser Abrüstungsbericht 
bedarf deshalb der Aktualisierung durch die Bun- 
desregierung. 

Gestatten Sie mir, daß ich an dieser Stelle dem 
Abrüstungsbeaxiftragten der Bundesregierung und 
seinen Mitarbeitern, einer kleinen, aber effizienten 
Abteilung, meinen Dank für die geleistete Arbeit 
ausspreche. 

Ich will hier auch auf die wichtige Arbeit des 
Unterausschusses für Abrüstung und Rüstungskon- 
trolle hinweisen. Ein Gremium, das wegen der Be- 
deutung des Themas Abrüstung verdient, stärker in 
den Mittelpunkt der Parlamentsarbeit gestellt zu 
werden. 

Lassen Sie mich aber, Herr Kollege Ehmke, zu 
dem aktuellen Thema SALT kommen. Diese Verein- 
barungen — das wissen Sie — sind in den USA seit 
langem umstritten. Der derzeitige Präsident hat be- 
reits in seinem ersten Wahlkampf zu den Kritikern 
dieses Abkommens gehört. Aber es ist gut, daß er 
diese nicht ratifizierten Vereinbarungen als Präsi- 
dent dennoch respektiert hat, vor allem wohl aus 
staatsmännischer Vernunft und sicher auch aus 
dem Bemühen, dem amerikanischen Anspruch auf 
Führung und Repräsentanz der gesamten westli- 
chen Welt gerecht zu werden. Dies ist aber auch 
dem Einfluß der Europäer zu verdanken. Das dür- 
fen Sie nicht immer verdrängen. Die Europäer ha- 
ben in den NATO-Konferenzen von Estoril bis Hali- 
fax immer wieder auf den Wert von Abrüstung und 
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(A) Rüstungskontrolle als dem einen Pfeiler der Sicher- 
heitspolitik des Bündnisses hingewiesen. 

Herr Kollege Ehmke, es ist richtig — ich stimme 
Ihnen zu — , unsere gemeinsame Grundlage ist 
nach wie vor der Harmel- Bericht von 1967, in dem 
die Bündnispartner einvernehmlich gesicherte Ver- 
teidigungsfähigkeit und Entspannungsbemühun- 
gen gegenüber den Warschauer-Pakt-Staaten als 
gleichgewichtige Elemente der westlichen Sicher- 
heit und Friedenspolitik festgelegt haben. Der Ab- 
rüstungsbericht stellt deshalb auch zu Recht her- 
aus, daß sich USA und Sowjetunion im SALT-I- 
Abkommen im Jahre 1972 gemeinsam auf folgende 
Prinzipien festgelegt haben: gegenseitiger Verzicht 
auf Überlegenheit, Mäßigung, Respektierung der 
Sicherheitsinteressen der jeweils anderen Seite. 
Das sind und bleiben Grundsätze moderner Rü- 
stungskontrollpolitik, auf der unsere Politik der 
Friedenssicherung aufbaut Ich zitiere: 

Die Sicherheit, die wir für uns wollen, ist keine 
Sicherheit auf Kosten der Sowjetunion oder ei- 
nes anderen Landes. 

So die NATO-Außenminister 1984. 

.Wir wissen, daß trotz aller ideologischen, wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Gegensätze Ost 
und West in einem Boot sitzen, wenn es um die 
Sicherung des Friedens geht Die Gefahr des Ken- 
terns bedroht beide. Trotz aller Gegensätze müssen 
deshalb die Bemühungen um Kooperation in Fra- 
gen der Sicherheit verstärkt werden. 

(B) (Voigt [Frankfurt] [SPD]: Richtig! Wir müs- 
sen nur aufpassen, daß nur wir nicht ru- 
dern und die Amerikaner steuern!) 

Es ist richtig, Herr Kollege Todenhöfer, die Poli- 
tik der Rüstungskontrolle und Entspannung war 
nie frei von Rückschlägen. Die Sowjetunion hat we- 
der im politischen Bereich Mäßigung geübt, noch 
hat sie die rüstungspolitische Zurückhaltung des 
Westens ausreichend honoriert. Obwohl Rüstungs- 
kontrolle bisher nicht direkt zur Abrüstung geführt 
hat, sehen wir zu unserer Politik des Ausgleichs 
und der Zusammenarbeit mit den östlichen Nach- 
barn keine realistische Alternative; denn militäri- 
sche Verteidigungsanstrengungen allein können 
den Frieden nicht sicherer machen. 

Die SALT-Vereinbarungen haben auch nicht ver- 
hindert, daß die gegenseitige Bedrohung von Jahr 
zu Jahr zugenommen hat. Auch da stimme ich zu. 
Es wurde vielfach abgerüstet, um zu modernisieren, 
und damit eigentlich qualitativ aufgerüstet. Das ist 
aber kein Grund zur rüstungskontrollpolitischen 
Resignation. Erst recht müßte es meines Erachtens 
jetzt um Nachbesserung und Fortentwicklung der 
Vereinbarungen gehen. Herr Kollege Todenhöfer, 
wir können und wir wollen die Anzeichen für sowje- 
tische Vertragsverletzungen nicht ignorieren — 
weit gefehlt! Allerdings kann ich die Sicherheit, die 
manche in dieser Frage haben, nicht teilen. Wir Eu- 
ropäer verfügen eben nicht über eigene Mittel zur 
Aufklärung und zur Verifikation; und ich glaube, 
Sie werden mir zustimmen, wenn ich hinzufüge: lei- 
der! Dies behindert unsere eigene Bewertung der 
Vorgänge. 


Sicher ist es notwendig, daß der Westen auf so- (C) 
wjetische Vertragsverletzungen entschieden rea- 
giert, um die Substanz der Verträge zu retten. Die 
USA haben hierzu — Sie kennen das — im Juni 
1984 erklärt, im Falle der Fortsetzung der Verlet- 
zungen zu gegebener Zeit in angemessener Weise 
und unter Berücksichtigung der Verhältnismäßig- 
keit reagieren zu wollen. Mit diesen Kriterien ist 
aber, meine Damen und Herren, die Androhung der 
Aufkündigung der SALT-Vereinbarungen nicht in 
Einklang zu bringen. 

Angemessen wären das Verlangen nach Überprü- 
fung der Verdachtsmomente und die Offenlegung 
der eigenen Erkenntnisse. Geheimniskrämerei ist 
in diesem Bereich fehl am Platze. Die Aufkündi- 
gung wäre auch nicht verhältnismäßig; denn die 
Zahl der erlaubten Raketen und Sprengköpfe ist 
nicht überschritten. Das ist aber der Kern der Ver- 
einbarungen. Wenn Außenminister Shultz, wie 
heute den Nachrichten zu entnehmen ist, jetzt da- 
von spricht, die Obergrenze werde „nur ein wenig“ 
überschritten, so kann uns das als Europäer in kei- 
ner Weise beruhigen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Völlig richtig!) 

Die Aufkündigung käme auch zum falschen Zeit- 
pimkt, denn eigentlich ist doch jetzt der Zeitpunkt 
gegeben, um die umfassenden sowjetischen Vor- 
schläge auf den Prüfstand zu stellen, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
ohne das bisher Erreichte zu gefährden. 

Ich stimme Ihnen zu, Herr Kollege Todenhöfer: (D) 
Es besteht sicher noch eine große Diskrepanz zwi- 
schen den öffentlichen Vorschlägen der Sowjet- 
union und den Zugeständnissen, die an den Ver- 
handlungstischen in Genf, in Stockholm und in 
Wien gemacht werden. Wir haben das ja selber er- 
lebt, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist richtig! 

— Voigt [Frankfurt] [SPD]: Darin stimmen 
wir auch überein!) 

— Es freut mich, wenn Zustimmung von allen Sei- 
ten kommt. — Generalsekretär Gorbatschow muß 
auch erkennen, daß seine Glaubwürdigkeit hier auf 
dem Spiel steht. Wir dürfen es, so wie Sie, Herr Kol- 
lege Ehmke, es auch geäußert haben, Gorbatschow 
nicht zu leicht machen, sich diesem Glaubwürdig- 
keitstest zu entziehen. 

Ob eine Aufkündigung im amerikanischen Inter- 
esse liegt, wage ich sehr zu bezweifeln, gehören 
doch die Joint Chiefs of Staff zu den nachdrücklich- 
sten Befürwortern der SALT-Vereinbarungen. Das 
US- Außenministerium hat jetzt auf die einhellige 
Kritik von Halifax mit der demonstrativen Erklä- 
rung reagiert, die Solidarität des Bündnisses sei 
weiter stark. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Ja, aber in die- 
sem Falle gegen die USA!) 

— Dem muß ich heftig widersprechen, Herr Kollege 
Voigt! 

Wir hoffen, daß das Bündnis stark ist, aber Soli- 
darität ist nicht allein eine Sache der Erklärungen; 
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(A) sie setzt faktische Übereinstimmungen — zumin- 
dest in den Grundfragen — voraus. 

(Beifall bei der FDP) 

Solidarität ist sicher auch keine Einbahnstraße. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Sehr wahr!) 

Es muß gerade uns bedenklich stimmen, daß sich 
die USA in einem Bündnis, das für die Verteidigung 
der Demokratie steht, so eindeutig über das Votum 
aller Partner hinwegsetzen. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Das greift um 

sich! — Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das ist 
bündnisfeindliches Verhalten!) 

Die NATO versteht sich doch nicht nur als Verteidi- 
gungsbündnis; sie ist auch eine Wertegemeinschaft. 
Ich glaube, auch darin stimmen wir alle überein. 
Wir haben nicht nur gemeinsame Auffassungen in 
der Gesellschafts“ und Wirtschaftspolitik; wir sind 
auch gemeinsam der Überzeugung, daß für die Auf- 
rechterhaltung der Freiheit nichts wichtiger ist als 
der Frieden. Gemeinsames Ziel der Allianz ist es 
doch — wie schon im Harmel-Bericht ausge- 
drückt — , diesen Frieden mit immer weniger Waf- 
fen zu sichern. Hierzu bedarf es entschlossener ge- 
meinsamer Bemühungen, um das Niveau der ge- 
genseitigen Bedrohung durch Rüstungskontrolle 
und Abrüstung so weit wie möglich zu senken. Die- 
ser Grundkonsens darf nicht gefährdet, ja nicht ein- 
mal in Frage gestellt werden. 

Bei der gegenwärtigen Auseinandersetzung geht 

(B) es, wie heute Christoph Bertram in der „Zeit“ 
schreibt, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Ein sehr kluger 
Artikel!) 

nicht um zweitrangige Fragen atlantischer Sicher- 
heit; es geht um den Kern dessen, was diese Atlanti- 
sche Allianz ausmacht. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Völlig richtig!) 

Die bilateralen Sieherheitsvereinbarungen zwi- 
schen den USA und der Sowjetunion sind nicht 
allein eine Sache der Supermächte. Sie sind auch 
die Grundlage für Sicherheitsvereinbarungen in 
Europa, sei es im Mittelstreckenbereich, sei es im 
konventionellen Bereich. Europa kann es sich nicht 
leisten, zur Tagesordnung überzugehen, wenn seine 
Sicherheitsinteressen in Gefahr sind. 

Zum Schluß noch ein Wort zu dem vorhin ange- 
sprochenen amerikanischen Forschungsprogramm 
SDI: Die Bundesregierung hat in diesem Zusam- 
menhang — Herr Kollege Ehmke, ich darf darauf 
noch einmal hinweisen — klare Erwartungen geäu- 
ßert. Der Dreh- und Angelpunkt ist eine beidseitig 
konstruktive Verhandlungsführung in Genf 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das sieht man 
ja jeden Tag!) 

— die sind doch noch gar nicht fertig, Herr Kol- 
lege! — , mit dem Ziel, das Wettrüsten im All zu ver- 
hindern, es auf der Erde zu beenden und die strate- 
gische Stabilität zu festigen. Dies ist der Dreh- und 
Angelpunkt, 


Für uns Liberale heißt das vor allem, daß alles (C) 
vermieden werden muß, was die bisherigen Ergeb- 
nisse des Rüstungskontrollprozesses gefährden 
könnte. Wir haben deshalb auf unserem Parteitag 
in Hannover erneut gefordert, die SALT-II-Verein- 
barungen und den ABM-Vertrag — und zwar in sei- 
ner restriktiven Auslegung — zu erhalten. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr gut!) 

Wir haben uns auch dafür ausgesprochen, unsere 
Haltung zum SDI-Forschungsprogramm zu gegebe- 
ner Zeit einer grundsätzlichen Überprüfung zu un- 
terziehen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Die Zeit ist jetzt 
gegeben!) 

— Noch ist es nicht so weit. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Wann ist sie 
denn gegeben?) 

— Hören Sie zu: Ein entscheidendes Kriterium für 
diese Überprüfung werden der Fortgang der Rü- 
stungskontrolle und die Fortsetzung der Politik des 
Ausgleichs mit unseren östlichen Nachbarn sein. 

Ich bedanke mich für die rege Diskussion. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Kelly. 

Frau Kelly (GRÜNE): Am 23. Mai 1986 schrieb Ma- 
rion Gräfin Dönhoff in einem Leitartikel in der 
„Zeit“ unter der Überschrift „Staatsmänner unter 
Hypnose“ über Politiker, die falsche Prioritäten set- 
zen. Sie meinte: 

Man hört sehr selten, daß die Regierenden die- 
ser Welt sich den Kopf darüber zerbrechen, wie 
sie verhindern können, daß alle diese Gefahren, 
die sich so deutlich abzeichnen, zu Weltkata- 
strophen werden. Keiner hat Zeit, an die mittel- 
fristige Zukunft zu denken. Jeder ist mit gegen- 
wärtigen Sorgen ... so beschäftigt, daß er das 
Ticken der Zeitbombe überhört. 

Die atomaren Waffen wie auch die chemischen 
Waffen werden — das wissen Sie, Herr Todenhöfer 

— zielgenauer und präziser. Dies hat etwas mit der 
makabren Qualität zu tun, nicht nur mit der Quanti- 
tät; auch das hätten Sie, Herr Todenhöfer, in Ihrer 
Rede sagen sollen, 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Der von der Bundesregierung so emphatisch be- 
schrittene Weg in den Atomstaat und zu einer 
atomar gerüsteten westeuropäischen Supermacht 
findet seine perverse Entsprechung in der systema- 
tischen Stornierung jener wenigen amerikanisch- 
sowjetischen Verträge, mit denen sich die Hoffnung 
auf eine wenigstens teilweise Eingrenzung des ato- 
maren Wettrüstens verbunden hat. Nicht genug da- 
mit, daß schon der ABM-Vertrag durch das ameri- 
kanische SDI-Programm systematisch unterlaufen 
und spätestens beim Übergang von der Forschungs- 
in die Entwicklungsphase der anvisierten Raketen- 
abwehr gegenstandslos gemacht wird. Auch das 
SALT- II- Abkommen soll nun, wie Präsident 
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(A) Reagan und Weinberger erklären, mit einer provo- 
zierenden Überschreitung der darin festgelegten 
Höchstgrenzen strategischer Nuklearwaffen auf 
den Müll geworfen werden. Damit werden alle Hoff- 
nungen und Versprechungen, wenn schon nicht Ab- 
rüstung, dann mindestens einen partiellen Still- 
stand des Wettrüstens zu akzeptieren, von der west- 
lichen Führungsmacht zynisch zunichte gemacht. 
So gibt es in der Tat nicht die geringste Rechtferti- 
gung für den Bruch dieses in den USA ohnehin nie- 
mals ratifizierten Abkommens durch die immer un- 
verhüllter und provozierender auf militärische 
Überlegenheit setzende amerikanische Regierung. 
Wenn die Bundesregierung hier an Stelle des gebo- 
tenen energischen Protests Verständnis signali- 
siert, wie heute in den Tageszeitungen zu lesen war, 
dann ist das ein Skandal 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

und obendrein die Bankrotterklärung eines Kanz- 
lers, der mit dem großmäuligen Versprechen ange- 
treten ist, 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSUj: Das ist aber 
wenig damenhaft!) 

Frieden mit immer weniger Waffen schaffen zu wol- 
len. Auch bei den chemischen Waffen, den binären 
Waffen, Herr Todenhöfer, hätte man im NATO-Rat 
ein Nein sagen müssen. 

Das, was wir hier heute in dieser verbundenen 
Debatte diskutieren, sind auch der Atomwaffen- 
sperrvertrag und die nuklearen Bestrebungen der 
Bundesrepublik. Ich glaube, dies hat auch mit vie- 
' ' len falschen Prioritäten zu tun. Mit Recht meint 
Gräfin Dönhoff: 

Wir sind nicht vom Kommunismus bedroht und 
auch nicht vom Warschauer Pakt, sondern von 
unserer eigenen Unfähigkeit, die richtigen 
Prioritäten zu setzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Philosoph Hans Jonas sagt, daß der Fortschritt 
heute wie ein Irrlicht vor uns hergeistert und uns 
immer tiefer in den dunklen Wald der Zukunft hin- 
einführt. Auch ich meine, daß die Minister auf die- 
ser Regierungsbank wie auch ehemalige Minister 
der SPD uns lange genug, nahezu 30 Jahre, als Irr- 
lichter vorgegaukelt haben, deiß sich die zivile 
Atomtechnik von der militärischen Atomtechnik 
eindeutig trennen ließe. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Eine große Koalition von SPD, CDU, CSU und 
FDP hat diese Illusion nahezu 30 Jahre geschürt 
Ich gebe zu, detß wir froh sind, daß Willy Brandt sel- 
ber den bisherigen Irrweg zugibt und das Ja seiner 
Partei zur sogenannten friedlichen Nutzung der 
Atomenergie als Irrtum bezeichnet Zugleich aber 
lehnt die SPD ein sofortiges Abschalten aller Atom- 
anlagen ab und meint, es sei nur notwendig, aus der 
Plutoniumwirtschaft, also aus dem Schnellen Brü- 
ter in Kalkar und der Wiederaufarbeitungsanlage 
in Wackersdorf, auszusteigen. Aber laßt uns ehrlich 
fragen: Was heißt Einstieg in die Plutoniumwirt- 
schaft? Sogar die Deutsche Gesellschaft für Wieder- 
aufarbeitung von Kernbrennstoffen unter Vor- 


standschef Scheuten erklärte, mit dem Bau des (C) 
ersten Atomkraftwerkes sei der Eintritt in die Plu- 
toniumwirtschaft breits erfolgt, nicht erst mit dem 
Bau der WAA in Wackersdorf. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

In einer Antwort der Bundesregierung auf eine 
Kleine Anfrage der GRÜNEN steht u. a. — ich zi- 
tiere hier — : 

Wie zum Beispiel im Rahmen der Internationa- 
len Bewertung des Kernbrennstoffkreislaufes 
festgestellt wurde, kann im Prinzip mit jeder 
Reaktorart waffenfähiges Material erzeugt 
werden. 


Das sagt die Bundesregierung. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sieh an!) 

Auch die SPD muß heute zugeben, daß in der Bun- 
desrepublik mit der zivilen Atomenergie unter ihrer 
Verantwortung — egal, aus welchen Reaktoren — 
die technologischen Voraussetzungen für eine mili- 
tärische Nutzung der Atomenergie, einschließlich 
der Herstellung nuklearer Waffen, fortlaufend ver- 
bessert werden. 


Ministerpräsident und Bundeskanzlerkandidat 
Johannes Rau hält die Hochtemperatur- Reaktor- 
technik für die gegenwärtig sicherste und vorzugs- 
würdigste Technologie für die Gewinnung von 
Atomenergie. Doch er sollte wissen, daß auch bei 
diesem Reaktortyp die Spaltstoffe militärisch nutz- 
bar sind und die Möglichkeit zur Herstellung von 
Waffenmaterial bieten. Was mit diesem angeblich 
sichersten Reaktor in den letzten Wochen passiert 
ist, wissen wir. Wir wissen auch, daß Störfälle in 
diesem Lande kriminell verschwiegen werden, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es war A.T. Peasley, aus dem amerikanischen Los 
Alamos National Laboratory, das Waffen herstellt, 
der im August 1981 erklärt hat: 

Es sollte allen augenfällig sein, daß es keine 
Grenzlinie zwischen der militärischen und der 
zivilen Reaktortechnologie gibt und daß es nie- 
mals eine solche gab. 


(D) 


Die Fortentwicklung der Atomtechnik zu zivilen 
Zwecken ist, so meine ich, nichts anderes als die 
verborgene Weiterverbreitung von Atomwaffen. 
Das bedeutet, daß technisch alle nötigen Vorrich- 
tungen zur Produktion dieser Waffen zur Verfü- 
gung stehen und es „nur*‘ noch einer entsprechen- 
den politischen Situation und Entscheidung bedarf. 

Das unteilbare Atom zerfiel Anfang der 50er 
Jahre politisch in zwei Hälften: in Atome für den 
Frieden und in Atome für den Krieg. Die physikali- 
sche Atomspaltung beruht auf einem Naturgesetz. 
Doch die politische Atomspaltung beruht auf Täu- 
schungsmanöver und klammheimlicher nuklearer 
Aufrüstung. Die politische Kernspaltung in das zi- 
vile und militärische Atom, in die Atomkraftnut- 
zung ist gescheitert. Es hat sie nie gegeben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Bei den Anlagen von Nukem und Alkern in Ha- 
nau handelt es sich schon jetzt um das größte Pluto- 
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(A) niumlager — eine lange Zeit bereits unter SPD-Ver- 
antwortung — in einem sogenannten Nichtatom- 
waffenstaat. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Kritisier nicht 
den Joschka!) 

Wozu wird das Plutonium gebraucht? Will die Bun- 
desrepublik eines Tages selber Atomwaffen bauen, 
wie es der Polizeipräsident von München und CSU- 
Mitglied Kollert wiederholt gefordert hat, so auch 
Weihnachten 1985? Was haben die Pläne für eine 
Europäische Union damit zu tun? 

Auf der einen Seite sind wenigstens die wahnwit- 
zigen Energieprognosen von Bundeskanzler 
Schmidt, Minister Matthöfer und anderen wie Sei- 
fenblasen geplatzt Auf der anderen Seite sucht die 
CDU/CSU einen weiteren Weg, um massiv für diese 
Atomenergie zu werben. Herr Kohl geht sogar so 
weit, daß er behaupten mag, ein sofortiger Ausstieg 
aus dieser Atomenergiewirtschaft bedeutet Ver- 
elendung und Massenarbeitslosigkeit 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Doch trotz solcher Panikmache wächst die Oppo- 
sition in diesem Lande gegen jegliche Art von 
Volksverdummung von Tag zu Tag. Immer mehr 
Menschen begreifen, daß die Bundesrepublik auf 
dem besten Weg ist, eine zivile und militärische 
Nuklearmacht zu werden. Sie ist es schon. 

Die von Unionspolitikern wie Herrn Todenhöfer, 
Herrn Dregger und Herrn Strauß wiedereröffnete 
Diskussion über eine europäische Atomstreitmacht 
unter Ausnutzung westeuropäischer Initiativen für 
eine Europäische Union und die aktuelle Kontro- 
verse um Wackersdorf und Hanau machen das 
Thema Proliferation und die Aushöhlung des 
Atomwaffensperrvertrages zu einem aktuellen The- 
ma. 

Hier muß ich an die Geschichte des Atomwaffen- 
sperrvertrags anknüpfen. Die Bundesrepublik ist 
zwar dem Atomwaffensperrvertrag beigetreten, der 
ihr verbietet, Atomwaffen zu besitzen, doch der Bei- 
tritt war umstritten. Es waren 90 Abgeordnete aus 
Ihren Reihen, die damals gegen die Ratifizierung 
gestimmt haben, 90 Abgeordnete der CDU/CSU. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Richtig!) 

Doch es ist wesentlich auf die Intervention der BRD 
zurückzuführen, daß die Vertragsdauer befristet 
wurde. Der Atomwaffensperrvertrag läuft 1995 aus, 
wenn die WAA- Anlage in Wackersdorf in Betrieb 
gehen soll. Welch merkwürdige Kombination! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich glaube, es ist an der Zeit, in dieser Debatte 
nicht nur die CDU/CSU, die hier mit Zwischenrufen 
wie „Das war richtig!“ mitmacht, sondern auch die 
SPD ganz klar zu fragen, warum sie damals den 
Aufbau einer europäischen Atomstreitmacht expli- 
zit nicht ausgeschlossen hat, als es um die Ratifizie- 
rung des Atomwaffensperrvertrags ging. Die SPD 
muß heute ehrlich darstellen, wie damals Franz Jo- 
sef Strauß und andere Willy Brandt in der Großen 
Koalition geistig und politisch den Spielraum ver- 
schafft haben, um den Atomwaffensperrvertrag auf- 
zuweichen und darüber hinaus über eine Note der 


Bundesregierung die eigene Vertragsinterpretation (C) 
festzuschreiben. In der Zeitschrift „Wehrkunde“ 
war im Januar 1974 zu lesen, daß durch eine inter- 
pretative Erklärung von seiten Willy Brandts die 
Bundesregierung sicherstellen müsse, daß der Ver- 
trag „gemeinsame Schritte, die nach Auffassung un- 
serer Partner in der Europäischen Gemeinschaft im 
Interesse der europäischen Verteidigung notwendig 
sind, nicht behindert“. Diese diplomatischen Ver- 
renkungen der damaligen Bundesregierung bedeu- 
ten, daß die Bundesregierung unter der Mitverant- 
wortung der SPD sicherstellen wollte, daß durch 
ihren Beitritt zum Atomwaffensperrvertrag eine 
gemeinsame europäische atomare Verteidigung 
möglich sei. Die Amerikaner haben damals offen- 
sichtlich zugestanden, daß dann, wenn es je einmal 
eine solche Atomstreitmacht, wie sie Herr Todenhö- 
fer herbeiwünscht, geben sollte, alle daran beteilig- 
ten Länder automatisch zu Atomwaffenländern 
würden, ob sie dem Vertrag beigetreten sind, wie 
die Bundesrepublik, oder nicht, wie Frankreich. 

In der Antwort der Bundesregierung auf unsere 
Große Anfrage steht: 

Die Bundesrepublik Deutschland ist keine 
Nuklearmacht und strebt diesen Status nicht 
an. 

Herr Möllemann, Sie haben wiederholt verkündet, 
daß diese Idee von der Bundesregierung nicht ver- 
treten würde. Wenn dies aber so ist, Herr Mölle- 
mann, wie ist dann zu erklären, daß die Bundesre- 
publik weiterhin, ohne diesen Vertrag offen zu bre- 
chen, den Besitz großer Plutoniummengen voran- (D) 
treibt, die Voraussetzung dafür, daß fast über Nacht 
ein atomares Arsenal aus dem Boden gestampft 
werden kann? Nehmen wir einmal an, daß Herr 
Todenhöfer oder jemand anders Verteidigungsmini- 
ster werden würde. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Das wäre gut! — 

Ströbele [GRÜNE]: Gott bewahre uns!) 

Wie ist es dann zu erklären, daß die Bundesregie- 
rung und die SPD ständig von der Schaffung einer 
Europäischen Union sprechen, die zu den Grundla- 
gen der Politik dieses Landes gehöre? Wie ist es 
dann zu erklären, daß Herr Todenhöfer, Herr 
Strauß, Herr Dregger, Herr Ehmke, Herr Wörner, 

Herr Genscher, Egon Bahr und viele andere — auch 
in der SPD — immer noch ihren Traum von einer 
Europakoalition und den Vereinigten Staaten von 
Europa träumen? 

Die einen — wie Herr Todenhöfer — fordern die 
Errichtung einer europäischen Atomstreitmacht, 
die Mitwirkung der europäischen Nicht-Kernwaf- 
fenstaaten an der Ziel- und Einsatzplanung der bri- 
tischen und französischen Waffen und die positive 
und negative Mitbestimmung unseres Landes beim 
Einsatz dieser Waffen. 

Die anderen — wie Herr Wörner — erklären — 
ich zitiere Herrn Wörner aus 1976 — : 

Das Modell, das den Kritikern . . . vorschwebt, 
ist eine Europäische Atomstreitmacht, . . . Eine 
solche Europäische Atomstreitmacht wäre 
ohne jede Frage eine bedeutsame Verstärkung 
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(A) der europäischen Abschreckungslandschaft. 
Daher ist es legitim . . sie als Endziel europäi- 
scher verteidigungspolitischer Einigung anzu- 
streben. 

Und andere innerhalb der SPD sprechen ständig 
von der Selbstbehauptung Europas, doch sie lassen 
uns nicht genau wissen, was sie damit meinen. 
Wenn die SPD ernsthaft den Ausstieg aus der 
Atomwirtschaft, aus dem Atomstaat plant, so muß 
sie auch in dieser Debatte von dieser „Europavi- 
sion“ endlich Abstand nehmen. 

Helga Wex sagte am 15. Oktober 1984 vor dem 
Industrieclub: 

Voraussetzung für eine atomare europäische 
Verteidigung durch die Europäer selbst wäre 
deshalb eine Europäische Union 

— somit ist die Katze aus dem Sack — 

mit einer zentralen Regierung mit Zuständig- 
keiten für Außen- und Sicherheitspolitik. 

Deswegen müssen wir um so genauer hinhören, 
wenn die SPD von dem zweiten, dem europäischen 
Pfeiler des Atlantischen Bündnisses spricht. Nicht 
nur die jetzige Bundesregierung, auch die Sozialde- 
mokraten fordern wir auf, zu erklären, wie sie die 
deutsch-französische atomare Zusammenarbeit 
weiterhin rechtfertigen können. 

Um den Nuklearverzicht der Bundesrepublik ist 
es sehr schlecht bestellt. Wie unbefangen hat diese 
Bundesregierung — aber auch die unter Helmut 

(B) Schmidt — nach der Unterzeichnung des Atomwaf- 
fensperrvertrages mit ihrer Proliferationspolitik 
Politik gemacht. Sie hat erst recht gezeigt, wie un- 
rühmlich die Geschichte des Exports deutscher 
Atomtechnologie ist. Dafür gibt es viele Beispiele in 
der Zusammenarbeit mit Brasilien, Südafrika, Ar- 
gentinien, Indien und Pakistan. 

Die Bundesrepublik hat sich bis jetzt in erster 
Linie auf Nicht-Atomwaffensperrvertragsstaaten 
als Geschäftspartner konzentriert. Durch ihre Wei- 
gerung, die Forderung nach „full scope safeguards“ 
bei allen Exporten verbindlich festzuschreiben, ha- 
ben die Nicht- Atomwaffensperrvertragsstaaten 
Vorteile beim Import von atomaren Anlagen und 
beim Aufbau ihres Atomprogramms erhalten. So 
hat die Bundesrepublik bis jetzt — sei es unter 
Kohl oder unter Schmidt — wirtschaftlichen und 
machtpolitischen Interessen eine klare Priorität vor 
den Interessen der Nichtverbreitung eingeräumt. 

Was bringt uns die verstärkte deutsch-französi- 
sche Atomkooperation? Es war der ehemalige fran- 
zösische Verteidigungsminister Hemu, der erklär- 
te: 

Wie soll man erklären, deiß Länder ohne atoma- 
res Verteidigungsprogramm wie die BRD ... 
ein solches Interesse für unseren Reaktortyp 
Super-Phenix zeigen? 

Der Armeegeneral Thiry sagte: 

Frankreich ist in der Lage, Atomwaffen jeder 
Art zu machen. Frankreich wird mit . . . gerin- 
gem finanziellem Aufwand große Mengen da- 


von her stellen können, sobald Brutreaktoren (C) 
im Überfluß das nötige Plutonium liefern. 

Am 14. Januar 1986 ist der Bombenbrüter ans 
Stromnetz angeschlossen worden. Die Bundesrepu- 
blik ist über die RWE zu 11% an diesem Brüter, an 
diesem Bombenbrüter beteiligt. Es ist derselbe 
Bombenbrüter, der dazu beiträgt, die Atomwaffen- 
versuche im Pazifik durchzuführen. 

Mit Malville und mit Kalkar kann der materielle 
Kern für eine mögliche Europäische Atomstreit- 
macht geschaffen werden. Sollte es eines Tages ei- 
nen Bundeskanzler Rau geben, muß die SPD erklä- 
ren, wie sie dazu steht. Diese Bundesregierung wird 
aufgefordert — auch die SPD muß endlich erklären, 
ob sie dazu bereit ist — , die Beteiligung der RWE 
am Schnellen Brüter umgehend zu kündigen. Ich 
finde es unerträglich, wenn wir für die Force de 
Frappe mitverantwortlich sind und an den Atom- 
versuchen im Südpazifik mitbeteiligt werden. 

Ich komme zum Schluß. Die Opfer von Strahlen- 
belastungen — verursacht durch Atomweiffen und 
durch die Nutzung von Atomenergie — erklärten 
vor kurzem auf einem Kongreß in Köln: 

Wir sind von den Staaten und Industrien, die 
von wahnwitzigen Nuklearprogrammen be- 
herrscht werden, als Versuchskaninchen be- 
nutzt worden. Sie diskriminieren uns, unter- 
drücken unsere Stimme und mißachten unsere 
grundlegenden Menschenrechte. 

Dies hat etwas mit der Politik aller im Bundestag 
vertretenen Parteien — außer den GRÜNEN — zu 
tun. (D) 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Staats- 
minister im Auswärtigen Amt, Herr Möllemann. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Erlauben Sie mir zunächst zwei mehr tech- 
nische Bemerkungen. 

Der Bundesaußenminister hätte gern an dieser 
Debatte teilgenommen. Er leitet derzeit die Bemü- 
hungen um die Freilassung von acht in Nicaragua 
verschleppten Deutschen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wird langsam Zeit!) 

Die Angelegenheit ist in einer sehr kritischen Pha- 
se. Deswegen kann er jetzt nicht hier sein. Ich bitte 
Sie um Ihr Verständnis. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wird höchste Zeit!) 

Der Abrüstungsbeauftragte der Bundesregierung, 
dessen Präsenz hier vorhin angemahnt wurde, ist 
jetzt anwesend. Er hatte vorhin ein kurzes Ge- 
spräch zu führen. Ich bitte um Nachsicht, daß er 
nicht die ganze Zeit dabeisein konnte. Er ist jetzt 
hier anwesend. 

(Zuruf des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Meine Damen und Herren, seit der Vorlage des 
Jahresabrüstungsberichts 1985 hat es in der Rü- 
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(A) stungskontrolle einige neue Entwicklungen gege- 
ben. Diese neuen Entwicklungen werden wir in dem 
Abrüstungsbericht beschreiben, der im Sommer 
dieses Jahres zeitgerecht vorgelegt werden wird. 

Die Außenminister des westlichen Bündnisses 
haben vor einer Woche in Halifax in ihrer Ab- 
schlußerklärung das Harmel-Konzept bestätigt. Sie 
waren sich darin einig, daß sich Sicherheit in der 
heutigen Welt nicht mehr allein auf autonome Ver- 
teidigungsanstrengungen stützen kann. Verläßliche 
Kriegsverhütung erfordert vielmehr kooperative 
Lösungen. Die Botschaft von Halifax ist das ernst- 
gemeinte Angebot zu Abrüstung und Rüstungskon- 
trolle, zu verstärkter Zusammenarbeit in allen Be- 
reichen. 

Die Bundesregierung hofft, daß die Staaten des 
Warschauer Paktes bei ihrem bevorstehenden Tref- 
fen in Budapest eine positive Antwort darauf ge- 
ben. 

ln allen Rüstungskontrollfragen liegen konkrete 
westliche Verhandlungsvorschläge auf dem Tisch. 

Erstens: der umfassende amerikanische Vor- 
schlag vom 1. November letzten Jahres, der u. a. 
eine 50%ige Reduzierung der strategischen Offen- 
sivsysteme vorsieht. 

Zweitens: der westliche Vorschlag vom 24. Fe- 
bruar dieses Jahres zur schrittweisen weltweiten 
Eliminierung amerikanischer und sowjetischer Mit- 
telstreckenflugkörper größerer Reichweite. 

Drittens: der unter maßgeblicher Mitwirkung der 
^ ' Bundesregierung zustande gekommene NATO-Vor- 
schlag vom 5. Dezember 1985 zum Thema MBFR, 
also zu den ausgewogenen Reduzierungen von 
Truppen und Rüstungen in Zentraleuropa. 

Viertens: In der Konferenz über Abrüstung in Eu- 
ropa in Stockholm hat der Westen ein umfassendes 
Paket vertrauensbildender Maßnahmen vorge- 
schlagen und Wege auf gezeigt, wie das Verbot auf 
Anwendung und Androhung von Gewalt konkreti- 
siert werden kann. 

Fünftens: In der Genfer Abrüstungskonferenz 
liegt seit 1984 ein amerikanischer Abkommensent- 
wurf über das weltweite Verbot chemischer Weiffen 
auf dem Verhandlungstisch. 

Berührungspunkte zur Position der östlichen 
Staaten sind in allen Fällen gegeben. Alle ernsthaf- 
ten östlichen Vorschläge werden sorgfältig von uns 
geprüft. Beide Seiten wollen eine Halbierung der 
strategischen Waffen. Beide Seiten treten für ein 
weltweites Verbot chemischer Waffen ein. West und 
Ost bejahen die grundsätzliche Notwendigkeit ef- 
fektiver Verifikation. 

In Halifax waren sich alle Verbündeten einig, die 
Intitiativen Gorbatschows enthalten bemerkens- 
werte Gedanken. Aber der Test für praktische Fort- 
schritte sind die Verhandlungsformen, die Verhand- 
lungstische. Hier bewegt sich noch zu wenig, ob- 
wohl die Zeit drängt. Dies gilt insbesondere für den 
entscheidenden Bereich der Verifikation, der Über- 
prüfung, ob Vereinbarungen noch eingehalten wer- 
den. 


Eine konstruktive Antwort erwartet der Westen (C) 
auf sein umfassendes Angebot vom 24. Februar 
1986, das die weltweite Eliminierung aller sowjeti- 
schen und amerikanischen Mittelstreckenflugkör- 
per größerer Reichweite in drei Schritten bis zum 
Jahre 1989 vorsieht, also in einem doch sehr über- 
schaubaren Zeitraum. Fortschritte in Genf, die im 
Sinne der Gipfelabsprache vom November 1985 zu 
einer Halbierung der strategischen Waffen und zu 
einem ersten Abkommen über die Mittelstrecken- 
systeme führen, würden die Voraussetzung für ein 
zweites Gipfeltreffen mit substantiellen Ergebnis- 
sen wesentlich verbessern. 

Unser gemeinsames Ziel sind drastische Reduzie- 
rungen der nuklearen Offensivpotentiale der bei- 
den Großmächte. Absprachen über eine einschnei- 
dende Reduzierung der atomaren Potentiale wer- 
den die Frage nach der Weiterbeachtung der SALT- 
Obergrenzen gegenstandslos machen. Beide Seiten 
tragen eine hohe Verantwortung dafür, daß die Be- 
reitschaft zur Reduzierung der strategischen Rake- 
ten nicht durch deren Vermehrung über die SALT- 
II-Grenzen hinaus in Zweifel gestellt wird. 

Die Bundesregierung hat an ihrer Haltung in die- 
ser Frage keinen Zweifel gelassen. Wir messen der 
Einhaltung der Obergrenzen durch beide Seiten die 
größte Bedeutung zu. Den Willen zur Reduzierung 
ihrer strategischen Waffen haben beide Seiten in 
ihrer gemeinsamen Erklärung vom 8. Januar 1985 
und auf dem Genfer Gipfel zum Ausdruck gebracht. 
Zurückhaltung durch gegenseitiges Beispiel ist er- 
forderlich, um Verhandlungserfolge zu fördern. Sie . . 
ist auch ein Beitrag, um ein gedeihliches Klima ^ ' 
für das zweite Gipfeltreffen zwischen Präsident 
Reagan und Generalsekretär Gorbatschow zu 
schaffen. Diesem Treffen kommt für die weitere 
Entwicklung der Ost-West-Beziehungen große Be- 
deutung zu. Es wäre gut, wenn die Frage des Ter- 
mins bald geklärt würde, weil schon von einer sol- 
chen Vereinbarung konstruktive Wirkungen ausge- 
hen könnten. 

In ihrer gemeinsamen Erklärung vom 8. Januar 
haben die USA und die Sowjetunion festgestellt, 
daß Fragen der offensiven und der defensiven Waf- 
fen im Zusammenhang miteinander gelöst werden 
müssen. Hier ist eine Kernfrage der Genfer Ver- 
handlungen angesprochen. Jede Möglichkeit, die 
uns einer kooperativen Lösung in dieser entschei- 
denden Frage näherbringt, muß in den Verhandlun- 
gen genutzt werden. 

Die Bundesregierung hat wiederholt betont, daß 
drastische Reduzierungen der Offensivwaffen Ein- 
fluß auf Umfang und Notwendigkeit der Defensiv- 
systeme haben müssen. Das heißt im Klartext na- 
türlich, daß eine wirkliche weitgehende Reduzie- 
rung von Offensivsystemen Defensivsysteme, auch 
solche im Weltraum, überflüssig machen kann. Das 
ist unser Ziel. 

Die Außenminister messen dem Festhalten am 
ABM-Vertrag in seiner restriktiven Auslegung un- 
verändert größte Bedeutung bei. 

(Beifall bei der FDP und Beifall des Abg. 

Dr. Vogel [SPD]) 
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(A) Daher begrüßen wir die jüngsten Äußerungen von 
Außenminister Shultz, in denen er bekräftigt hat, 
daß sich die USA weiterhin an die Bestimmungen 
des ABM-Vertrages halten werden. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Weiß das auch 
Weinberger?) 

— Ich hoffe. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

In der für uns Europäer besonders wichtigen 
Frage der konventionellen Rüstungskontrolle in 
ganz Europa hat das Bündnis in Halifax die Ausar- 
beitung einer gemeinsamen Konzeption beschlos- 
sen. Es hat eine hochrangige Arbeitsgruppe einge- 
richtet, die, aufbauend auf den westlichen Vorschlä- 
gen bei MBFR und in Stockholm, bis zum Herbst- 
treffen der NATO geeignete Optionen vorlegen soll. 
Ein Zwischenbericht soll noch vor dem KSZE-Fol- 
getreffen in Wien fertig sein. 

Damit wird einem zentralen Anliegen der Euro- 
päer Rechnung getragen, das als deutsch-französi- 
sche Initiative nach Absprache beider Außenmini- 
ster am 22. Mai 1986 in Paris ins Bündnis einge- 
führt worden ist. Die Arbeitsgruppe wird die von 
Generalsekretär Gorbatschow am 18. April dieses 
Jahres geäußerte Bereitschaft der Sowjetunion in 
Rechnung stellen, über die Reduzierung konventio- 
neller Waffen vom Atlantik bis zum Ural zu verhan- 
deln. Wenn wir in Europa eine durchgreifende 
Wende zum Besseren erreichen wollen, müssen wir 
der konventionellen Stabilität mindestens ebenso- 
.gv viel Aufmerksamkeit widmen wie dem nuklearen 
Kräfteverhältnis. Der innere Zusammenhang zwi- 
schen allen Elementen des gesamten militärischen 
Kräfteverhältnisses muß berücksichtigt werden. 
Nur so kann das Ziel unserer Sicherheitspolitik er- 
reicht werden, jeden Krieg zu verhindern: einen 
nuklearen ebenso wie einen konventionellen 
Krieg. 

Um jede Kriegsgefahr in Europa dauerhaft aus- 
zuschließen, muß im ganzen Raum von Atlantik bis 
zum Ural bestehende Überlegenheit abgebaut und 
ein stabiles Gleichgewicht au! möglichst niedriger 
Ebene hergestellt werden. Dabei müssen auch die 
geographischen Disparitäten, die Strukturen der 
Streitkräfte und die strategischen Gegebenheiten 
berücksichtigt werden. In Wien hat der Westen am 
5. Dezember 1985 einen weitreichenden Vorschlag 
eingeführt, der in wichtigen Punkten auf den Osten 
zugeht und eine Lösungsmöglichkeit für die Daten- 
frage im Zusammenhang mit der Verifikation nach 
einem ersten Abkommen anbietet. Generalsekretär 
Gorbatschow hat am 15. Januar 1986 anerkannt, daß 
nunmehr — wie er sich ausdrückte — Konturen 
eines MBFR-Abkommens erkennbar seien. Die öst- 
liche Seite hat jedoch bisher am Verhandlungstisch 
insbesondere zur Frage der Verifikation noch keine 
konstruktive Antwort erteilt. Hier bedarf es drin- 
gend östlicher Bewegungen. 

Die KVAE ist in die entscheidende Verhandlungs- 
phase eingetreten; das ist die Konferenz in Stock- 
holm. Das umfassende westliche Paket für vertrau- 
ensbildende Maßnahmen zielt auf ein Mehr an Of- 
fenheit und Berechenbarkeit des militärischen Ver- 


haltens und soll die Gefahren eines Überraschungs- (C) 
angriffes vermindern. Die Redaktionsarbeiten an 
einem Schlußdokument müssen erheblich intensi- 
viert werden, damit unser Ziel erreicht wird, vor 
dem KSZE-Folgetreffen in Wien zu einem wirklich 
substantiellen Ergebnis zu kommen. Eine solche 
substantielle Vereinbarung über militärisch bedeut- 
same Maßnahmen, die überprüfbar sind und in 
ganz Europa, vom Atlantik bis zum Ural, angewen- 
det werden, ist eine wichtige Vorstufe für weiterge- 
hende Schritte bei der konventionellen Rüstungs- 
kontrolle im gleichen Raum. 

Im Bereich der chemischen Waffen sind die Ver- 
handlungen weit fortgeschritten. Sie müssen jetzt 
verstärkt werden, um die noch offenen Fragen, vor 
allem die Überprüfung der Nichtproduktion und die 
Verdachtskontrolle zu lösen. Eine konstruktive Hal- 
tung aller Beteiligten ist erforderlich, damit die 
Überprüfungsfrage nach gleichen und adäquaten 
Maßstäben geregelt werden kann. 

Das Bündnis hat in Halifax, wie die Bundesregie- 
rung es angeregt hat, in einem für das West-Ost- 
Verhältnis in der Tat wichtigen Jahr sein zusam- 
menhängendes und langfristiges Konzept für Rü- 
stungskontrolle und Abrüstung und für eine koope- 
rative politische Entwicklung aufgezeigt und den 
Willen zu praktischen Fortschritten unterstrichen. 
Kooperation ist ein Schlüsselwort in der Erklärung 
von Halifax; sie ist der Generalnenner für eine be- 
ständigere, friedliche Ordnung in Europa, wie sie in 
der Schlußakte von Helsinki angelegt ist Dazu ge- 
hören der Handelsaustausch, die wissenschaftlich- 
technische Kooperation, die kulturelle Zusammen- ^ ^ 
arbeit, die Vertrauensbildung im weitesten Sinne 
und der Gesamtbereich der humanitären Fragen, 
also auch die Menschenrechte und die Förderung 
der menschlichen Kontakte. Dazu gehören auch 
neue Aufgaben, wie der Schutz der natürlichen Um- 
welt gegen Gefahren, die allen drohen und auch 
nicht vor Staatsgrenzen haltmachen. Dies ist uns in 
den letzten Wochen deutlich geworden. 

In Halifax sind die Grundlinien für eine politi- 
sche Strategie des Westens für das KSZE-Folge- 
treffen in Wien gezogen worden. In Wien müssen 
die Teilnehmerstaaten zeigen, wie es nun in Europa 
weitergehen soll. Wegen der Bedeutung dieser Kon- 
ferenz haben sich unsere Partner in Halifax den 
deutschen Vorschlag zu eigen gemacht, das Folge- 
treffen auf politischer Ebene zu eröffnen. Die Au- 
ßenminister haben in Halifax eine, ich möchte sa- 
gen: freimütige Aussprache im Geiste der Erklä- 
rung des Bonner Gipfels von 1982 geführt, in der es 
heißt — Zitat — : 

Wir sind eine Partnerschaft von Gleichen, in 
der niemand herrscht oder beherrscht wird. Im 
Geiste gegenseitiger Achtung sind wir bereit, 
unsere Ziele und Interessen jederzeit durch 
freie und enge Konsultationen in Übereinstim- 
mung zu bringen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das war eine 
Ohrfeige für die Amerikaner!) 

Die Vielfalt der Meinungen ist ebenso wie in ei- 
nem demokratischen Staat auch in einem Bündnis 
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(A) demokratischer Staaten die Stärke dieses Bündnis- 
ses. Die Diskussion in Halifax hat gezeigt, daß die 
zunehmende Bereitschaft und Fähigkeit der Euro- 
päer, auch in sicherheitspolitischen Fragen mit ei- 
ner Stimme zu sprechen, den europäischen Pfeiler 
im Bündnis stärkt Das Bewußtsein, daß wir unsere 
gemeinsamen Ziele, die auf das Harmel- Konzept 
begründet sind, leichter erreichen können, wenn 
wir einig sind, wird die Bündnispartner beiderseits 
des Atlantik auch in Zukunft leiten. Dies gilt zumal 
in einer Zeit, in der realistische Aussichten beste- 
hen, Fortschritte auf dem Wege des politischen Dia- 
logs, der Abrüstung und der Zusammenarbeit zwi- 
schen West und Ost zu machen. 

Erlauben Sie mir zum Schluß, meine sehr verehr- 
ten Kolleginnen und Kollegen, auf zwei Vorredner 
einzugehen, die sich hier bisher geäußert haben, 
nämlich auf den Kollegen Ehmke und auf Frau 
Kelly. 

Ich finde, Herr Kollege Ehmke — Sie sind ein 
offenes Wort gewohnt, weil Sie es auch selbst nut- 
zen; Sie waren in Ihrer Ausdrucksweise wieder sehr 
herzhaft — , so leicht, wie Sie es sich hier gemacht 
haben, kann man es sich, jedenfalls wenn man es 
seriös tun will, nicht machen. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich will Ihnen das an einigen Punkten sagen. 

Erstens. Ich vermisse von diesem Platz aus von 
Ihnen die Feststellung, die Ihre Kollegen in Fach- 
gremien gelegentlich treffen, nämlich daß es zwi- 
(3) sehen der Abrüstungsrhetorik, den erklärten An- 
kündigungen des sowjetischen Generalsekretärs 
Gorbatschow, die wir hier sehr differenziert würdi- 
gen, und der praktischen Verhaltensweise der so- 
wjetischen Delegation an den Verhandlungstischen 
einen zu krassen Gegensatz gibt 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sie haben nicht 
auf gepaßt! Wir waren uns mit Herrn Feld- 
mann darüber einig!) 

Wir erwarten, daß die Sowjetunion nicht nur wohl- 
klingende, zum Teil auch hochinteressante Erklä- 
rungen bei irgendwelchen festlichen oder feierli- 
chen Anlässen abgibt, sondern daß sie ihre Delega- 
tionsleiter in Wien, in Genf und in Stockholm an- 
weist, sie auch in die Tat umzusetzen. Dann kom- 
men wir in diesen Fragen weiter. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Zweitens. Ich bin nun seit 14 Jahren in diesem 
Haus. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Viel zu lange!) 

— Sie müssen sich daran gewöhnen. — 

(Ströbele [GRÜNE]: Rotation!) 

Von diesen 14 Jahren, Herr Kollege Ehmke, haben 
wir gemeinsam mehr als zehn Jahre lang eine so- 
zialliberale Regierung getragen. Unabhängig davon, 
was Sie im Verhältnis zu Ihrem Verteidigungsmini- 
ster vorgefunden, umgesetzt haben — es war ja 
eher ein bißchen merkwürdig, wie Sie das vorgetra- 
gen haben: daß er das von Ihnen erfahren mußte; 
aber das ist egal — , ist es eine Tatsache, daß es uns 


in der damaligen Phase nicht gelungen ist, in der (C) 
Frage der chemischen Waffen ein Ergebnis zu er- 
zielen, wie wir es jetzt erzielt haben. Es bringt doch 
nichts, es ist doch keine seriöse Kritik, wenn Sie 
das konstatieren müssen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sie hätten es 
doch gar nicht gemacht!) 

— Sie, Herr Ehmke, und ich waren in der soziallibe- 
ralen Koalition nicht in der Lage, die chemischen 
Waffen von hier wegzubringen, das Mitsprache- 
recht der Bundesregierung auszuweiten. Das ist 
jetzt gelungen. Dann müssen Sie hier nicht so 
starke Töne schwingen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Zum Thema SDI. Sie sagen: Uneinigkeit in der 
europäischen Staatengemeinschaft. Ich war gestern 
in der Beratenden Versammlung der WEU in Paris. 

Ich habe dort gesprochen und mit den Abgeordne- 
ten, soweit sie da waren, diskutiert. Wir haben zu 
diesem Thema mittlerweile neun Sitzungen von Mi- 
nister- und Expertengremien auf der WEU-Ebene 
geführt. Wir haben dabei die Voraussetzungen da- 
für geschaffen, daß es in der entscheidenden Phase, 
wenn die Schlußfolgerungen zum Thema SDI zu 
ziehen sein werden, wenn Forschungsergebnisse 
vorliegen, wenn die politischen, strategischen und 
rüstungskontrollpolitischen Implikationen zu be- 
werten sein werden, ein gemeinsames europäisches 
Urteil geben wird. Ich glaube, diese Verfahrens- 
weise ist in Ordnung. 

Zum Thema Teststopp haben Sie zu Unrecht ge- (D) 
sagt — das ist schon mehrfach vorgetragen worden, 
aber offenbar muß man es wiederholen — , die Bun- 
desregierung sei in dieser Frage von ihrer Haltung 
abgewichen. Das ist unzutreffend. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Wir treten für ein Abkommen über den nuklearen 
Teststopp ein, und zwar baldmöglichst. Es gibt kein 
formales Junktim mit einer anderen Frage. Aber es 
gibt einen sachlichen Zusammenhang, den doch 
auch wir — auch in Erklärungen früherer Regie- 
rungen — immer unterstrichen haben. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Sehr wahr! — Wi- 
derspruch des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] 

[SPD]) 

— Ja, lesen Sie Ihre eigenen Dokumente nach, die 
Sie zum Teil selbst mitzuverantworten haben. 

Wir haben immer gesagt: Wir sind für ein Test- 
stoppabkommen — dafür sind wir weiterhin unver- 
ändert — , und zwar baldmöglichst. Wir haben zwei- 
tens gesagt: Es gibt einen untrennbaren sachlichen 
Zusammenhang — den Sie ja auch jeden Tag spü- 
ren können — zwischen der Bereitschaft, zu nuk- 
learer Abrüstung zu kommen, konkrete Vereinba- 
rungen zu treffen, und der Bereitschaft der Nukle- 
armächte, auch auf Tests zu verzichten. Das ist ein 
klarer Sachverhalt. 

(Zurufe von der SPD) 

Im übrigen hat diese Bundesregierung — ich 
selbst hatte das Vergnügen, das im letzten Jahr in 
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(A) Genf zu tun — einen sehr praktischen Vorschlag 
eingebracht 

(Zuruf des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Wir haben gesagt, Herr Kollege Voigt: Wenn es so 
ist, daß für ein solches Abkommen die Tatsache ein 
Hindernis ist, daß Kleinstsprengungen im nuklea- 
ren Bereich nicht hinreichend sicher erfaßt werden 
können — darüber wird gestritten — , dann schla- 
gen wir vor, ein weltweites Netz seismologischer 
Meßstationen aufzubauen, mit denen die Verifika- 
tion möglich wird. Das ist ein konkreter Beitrag, 
Das zeigt doch, daß wir ein solches Abkommen wol- 
len. 

(Beifall bei der FDP und Abgeordneten der 
CDU/CSU) 

Zum Thema des Genfer Zusatzabkommens ist 
hier mehrfach ausführlich diskutiert worden. Sie 
wissen, daß Ihre Kritik insoweit unbegründet ist 

Herr Kollege Ehmke, zwei Schlußbemerkungen 
zu Ihnen; dann zu Frau Kelly. Sie sprechen von der 
europäischen Selbstbehauptung im Bündnis. Sie 
brauchen uns, glaube ich, insoweit keine Verfah- 
rensratschläge zu geben. In einem Nebensatz haben 
Sie ja auch klargemacht, daß das Dokument von 
Halifax sehr deutlich macht, daß die Europäer ihre 
Interessen dort eingebracht und gewahrt haben. Sie 
haben zu Recht vermutet, daß sich der Bundesau- 
ßenminister dabei sehr engagiert hat. Aber ich bin 
mir nicht ganz sicher, ob es einer Partei wirklich 
gelingt, die europäischen Interessen gegenüber den 
ygv Amerikanern im Bündnis besser zur Geltung zu 
bringen — das wollten Sie doch suggerieren — , die 
einen amtierenden Ministerpräsidenten hat, der 
sagt: Raus aus diesem Bündnis, die mit Herrn von 
Bülow Vorschläge macht, die im Bündnis nur helles 
Entsetzen auslösen können 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wir regeln das 
im Januar*) 

— ja» ja — , die die Frage immer wieder abweichend 
beantwortet, was sie eigentlich gemeinsam mit Leu- 
ten machen will, die die Bundeswehr abschaffen 
und aus dem Bündnis heraus wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 

— Herr Ehmke, das sind die Kernfragen, um die es 
hier geht. An ihnen können Sie sich nicht vorbeimo- 
geln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sollten solche Begriffe wie Leisetreterei nicht 
verwenden. Wir praktizieren keine Leisetreterei, 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Zur Zeit machen 

Sie keine Leisetreterei, sondern nur Ge- 
schwafel!) 

und Ihre Lautsprecherei als Gegenstrategie ist 
ebenfalls nicht überzeugend. 

Nun zu Frau Kelly, Ich will mich nicht darüber 
auslassen, was Sie zu Hanau gesagt haben. Ich habe 
mir überlegt, wer eigentlich in Hessen regiert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Für Hanau sind 
die nicht zuständig!) 


Wenn es Ihnen dort nicht gefällt, hätten Sie doch (C) 
die Macht, das zu ändern. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das liegt doch 
an Ihrem Atomminister Zimmermann!) 

Oder könnte es sein, daß die GRÜNEN in Hessen 
das nun dulden, weil man einen Minister stellen 
will? Kommen Sie da nicht in Schwierigkeiten zwi- 
schen Anspruch und Wirklichkeit, weil Sie sich an 
der Macht beteiligen wollen? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Anhaltende 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Das ist schamloser grüner Opportunismus, was Sie 
da praktizieren. 

(Günther [CDU/CSU]: Da gibt es den 
Herrn Fischer!) 

Und noch eines möchte ich Ihnen sagen. Eine 
Partei, die auf ihrem Bundesparteitag mit den Dele- 
gierten jubelt und klatscht, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sehr vernünf- 
tig!) 

wenn die Mitteilung gemacht wird, daß Menschen 
verletzt worden sind, hat den Anspruch verloren, 
über den inneren und äußeren Frieden zu reden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Vogel [München] [GRÜNE]: Das ist eine 

Lüge, die dauernd gebracht wird! Eine Dop- 
pellüge!) 

Vizepräsident Westphai: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Verheugen. (P) 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Endlich wieder 
ein sachlicher Redner!) 

Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist schade, daß der eigentlich sehr 
abgewogene Beitrag des Auswärtigen Amtes am 
Ende durch parteipolitische Polemik etwas abge- 
wertet wurde, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und noch mit 

solchen Vorhaltungen! — Louven [CDU/ 

CSU]: Sie halten wohl für gut, was dort 
gesagt wird!) 

Es ist wirklich schade. Wir hätten sonst nämlich die 
interessanten Fronten, die sich ergeben haben, et- 
was näher beleuchten können. Ich meine die Tatsa- 
che, daß der Kollege Feldmann der CDU/CSU heute 
in einer ganz essentiellen Frage widersprochen hat 
Herr Todenhöfer hat ja in seinem abrüstungspoliti- 
schen Hurra-Patriotismus die Meinung vertreten, 
es seien nie weniger Atomwaffen auf deutschem 
Boden gewesen als jetzt. Der Kollege Feldmann hat 
genau das gesagt, was dazu gesagt werden muß, daß 
es sich nämlich um eine qualitative Aufrüstung 
handelt, die die von Ihnen zu tragende Regierung 
zu verantworten hat. 

(Sehr wahr! bei der SPD — Günther [CDU/ 

CSU]: Sie verwechseln Quantität mit Quali- 
tät!) 

Herr Kollege Möllemann, ich lasse mal den er- 
sten Teil Ihrer Darstellung weg und konzentriere 
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(A) mich auf das, was Sie zu den chemischen Waffen 
und dem Teststopp gesagt haben. 

Es ist richtig, daß es nicht möglich war, in den 
70er Jahren die hier lagernden chemischen Waffen 
wegzubekommen, von deren Existenz wir, wie Herr 
Ehmke dargestellt hat, erst ziemlich spät Kenntnis 
erhalten haben. Richtig ist aber auch^ daß das Er- 
gebnis, das jetzt erzielt wurde, überhaupt nicht ge- 
wünscht war. Es kann keine vernünftige Politik 
sein, den Teufel durch Beizebub austreiben zu wol- 
len, wie Sie es machen. Neue, binäre chemische 
Waffen werden wir bekommen, wenn das realisiert 
wird, was Sie eingeleitet haben. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Daran führt kein Weg vorbei. 

Was den Teststopp angeht, haben Sie heute in der 
Tat, Herr Kollege Möllemann, eine Modifizierung 
gegenüber früheren Positionen vorgenommen. 
Nachdem der Kollege Graf Huyn eine Auseinander- 
setzung, die wir über diese Frage in Moskau in 
Gegenwart sowjetischer Gesprächspartner führen 
mußten, an die Öffentlichkeit gebracht hat, muß 
hier auch einmal dargestellt werden, daß die Spre- 
cher der Unionsfraktionen in Moskau unter Beru- 
fung auf die Bundesregierung die These vertreten 
haben, der Teststopp sei nur ein grundsätzliches 
und langfristiges Ziel; er sei nur eine komplemen- 
täre Maßnahme und sei nur denkbar nach substan- 
tiellen Reduzierungen. Wir haben bis heute keine 
klare Stellungnahme der Bundesregierung, daß 
dies eine abweichende Position gewesen ist, was Sie 
.gv heute gesagt haben, Herr Möllemann, nämlich es 
^ ^ sei kein formales Junktim. Das heißt. Sie sehen ein 
sachliches Junktim. Das sehen wir genau nicht, son- 
dern wir vertreten unsere Position, daß der allge- 
meine Teststopp ein ganz entscheidender erster 
Schritt zum Ziel der Reduzierung von Atomwaffen 
sein kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist doch klar. Wenn keine Atomwaffen mehr 
getestet werden können, gibt es keine neuen mehr 
und werden die existierenden eines Tages veral- 
ten. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, einen 
Moment bitte. Gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Verheugen (SPD): Ja, das muß ich wohl in diesem 
Moment. 

Graf Huyn (CDU/CSU): Herr Kollege Verheugen, 
sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß so- 
wohl der Kollege Todenhöfer wie auch ich bei den 
Gesprächen in Moskau nicht nur Äußerungen von 
Herr Staatsminister Möllemann und Herrn Bun- 
deskanzler Kohl zitiert haben, die im übrigen genau 
auf der Linie lagen, wie sie Herr Staatsminister 
Möllemann heute von diesem Platz aus für die Bun- 
desregierung erklärt hat, sondern daß wir uns diese 
Äußerungen zu eigen gemacht haben? 

Verheugen (SPD): Herr Kollege Graf Huyn, ich 
bin gerne bereit, dies zur Kenntnis zu nehmen, und 
ich habe es auch bereits zur Kenntnis genommen. 


Denn dies ist ja genau der Beweis für das, was wir (C) 
bereits gesagt haben, daß die Bundesregierung von 
der bisherigen klaren Position in der Frage des 
Teststopps abgewichen ist 

(Zustimmung bei der SPD) 

Sie haben es genau klargemacht, und Sie bestätigen 
es jetzt auch wieder. 

Wir sagen es noch einmal: Wir wollen den Test- 
stopp unter einer einzigen Bedingung, nämlich un- 
ter der der Verifikationsmöglichkeiten. Die Bun- 
desregierung hat sich ja Verdienste erworben, was 
die Schaffung dieser Verifikationsmöglichkeiten 
angeht. 

Kollegin Kelly, also wissen Sie, ich kann ja nicht 
dafür, daß Sie das Thema Atomwaffensperrvertrag 
etwas zu spät entdeckt haben und jetzt auf die SPD 
sauer sind, daß wir dies früher gemacht haben. Al- 
les, was Sie gesagt haben, zeigt mir leider nur, daß 
Sie die energiepolitische Diskussion und die ener- 
giepolitischen Beschlüsse der SPD in der letzten 
Zeit überhaupt noch nicht zur Kenntnis genommen 
haben. Aber Sie haben noch nicht einmal den An- 
trag zum Atomwaffensperrvertrag gelesen, den wir 
schon Anfang vergangenen Jahres eingebracht ha- 
ben und in dem der größte Teil dessen, was Sie ver- 
langt haben, längst enthalten war. 

Nur zu einem Punkt möchte ich Ihnen noch eine 
ganz präzise Antwort geben. In der Sozialdemokra- 
tischen Partei gibt es niemanden, der eine europäi- 
sche Atomstreitmacht wünscht, sondern wir wollen 
ein atomwaffenfreies Europa. Darum geht es uns. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir sehen deshalb gar keinen Anlaß, über den theo- 
retischen Antrag zu einer hypothetischen Frage, 
den Sie hier vorgelegt haben, zur sogenannten euro- 
päischen Option, hier heute zu entscheiden. Dazu 
gibt es nicht den geringsten Grund. Keiner will 
das. 

(Ströbele [GRÜNE]: Was? Keiner?) 

Wir unterstellen auch der Bundesregierung nicht, 
daß sie das will. 

Meine Damen und Herren, über den Atomwaffen- 
sperrvertrag hatten wir zuletzt vor fünf Wochen dis- 
kutiert. Es wäre uns lieber gewesen, die Notwendig- 
keit und Dringlichkeit unseres vor fünf Wochen von 
Ihnen abgelehnten Antrages wäre durch den Unfall 
von Tschernobyl nicht in so erschreckender Weise 
bestätigt worden. Denn in diesem Antrag, den Sie 
an dem Tag, an dem der Reaktorunfall geschah, 
abgelehnt haben, stand drin, daß wir fordern, den 
Nichtverbreitungsvertrag im Hinblick auf globale 
und umfassende Überwachungsmöglichkeiten der 
Internationalen Atomenergiebehörde zu erweitern. 

Wir haben den Antrag heute neu eingebracht, um 
Ihnen die Chance zu geben, Ihr damaliges Unver- 
ständnis zu korrigieren. 

Wenn die Bundesregierung jetzt eine Konferenz 
der Staaten vorbereitet, die Kernkraftwerke besit- 
zen, dann kann man das nur begrüßen. Aber ich 
möchte sagen, daß diese Konferenz in Wahrheit be- 
reits stattgefunden hat. Das war nämlich die dritte 
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(A) Überprüfungskonferenz zum Atomwaffensperrver- 
trag. Die Bundesregierung hat es, obwohl rechtzei- 
tig dazu aufgefordert, versäumt, Vorschläge zu ma- 
chen und durchzusetzen, die den Sicherheitsstan- 
dard der Kernkraftwerke auf der ganzen Welt hät- 
ten erhöhen können. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: So ist es! Das ist 
die Wahrheit!) 

Die Bundesregierung hat diese Konferenz über- 
haupt nicht ernstgenommen und die Koalition ins- 
gesamt auch nicht, sonst hätten wir einen Antrag 
vom Anfang des vergangenen Jahres hier nicht erst 
vor fünf Wochen behandelt. 

(Dr. Rumpf [FDP]: Die Rede ist von vorge- 
stern!) 

Der Nichtverbreitungsvertrag, der ja im wesentli- 
chen ein Vertrag über die friedliche Nutzung der 
Kernenergie ist — kein Vertrag, Frau Kollegin Kel- 
ly, der die friedliche Nutzung der Kernenergie be- 
hindern will, das müssen Sie sehen—, bietet das 
politische Instrumentarium an, um die im Zusam- 
menhang mit der Katastrophe aufgekommenen 
Fragen zu regeln: bessere internationale Koopera- 
tion in der Kernenergietechnik, internationale Maß- 
nahmen zur Gefahrenvermeidung und Gefahrenab- 
wehr, internationales Kontroll- und Informationssy- 
stem. 

Wir fordern die Bundesregierung also dringend 
auf, das Instrument zu benutzen. Aber wer jetzt 
nach mehr internationaler Zusammenarbeit ruft 
und der Sowjetunion — Herr Todenhöfer, mit 
Recht, mit Recht — ein rücksichtsloses und verant- 
wortungsloses Handeln vorwirft, der muß wohl 
auch an die eigene Adresse gerichtete Kritik 
ernstnehmen. Der in dieser Woche unehrenhaft teil- 
entlassene Bundesinnenminister hat, als er für Um- 
weltschutz und Reaktorsicherheit noch zuständig 
war, auf die Sorgen unserer österreichischen Nach- 
barn wegen der Wiederaufarbeitungsanlage in 
Wackersdorf in der allerschlechtesten deutschen 
Tradition der Überheblichkeit und Arroganz gegen- 
über kleineren Nachbarn reagiert. Wer gegenüber 
Österreich auf unsere wirtschaftliche Stärke pocht, 
der muß sich wohl fragen lassen, wie er reagiert 
hätte, wenn die Sowjetunion als Antwort auf die 
deutsche Kritik an ihrem Verhalten gar mit ihrer 
militärischen Stärke gedroht hätte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weit hergeholt!) 

Meine Damen und Herren, auch der Kollege 
Baum hat einen interessanten Beitrag in einem In- 
terview mit der „Neuen Osnabrücker Zeitung“ vom 
16. Mai geliefert, worin er eine internationale Kon- 
vention zum Schutz von Kernkraftwerken vor mili- 
tärischen Angriffen fordert. Auch das kann man 
wirklich nur begrüßen. Ich muß aber darauf auf- 
merksam machen, daß die Regierung, der der Kol- 
lege Baum angehört hat, diese Konvention bereits 
erreicht hat; sie existiert; da steht in Art. 56 des 
Zusatzprotokolls I zu den Genfer Rot-Kreuz-Proto- 
kollen wörtlich, daß militärische Angriffe auf Kern- 
kraftwerke und auf militärische Ziele in der Nähe 
von Kernkraftwerken verboten sind. Es fehlt nur 


noch die Bereitschaft der Bundesregierung, diese (C) 
Zusatzprotokolle endlich ratifizieren zu lassen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: So ist es!) 

Auch im Zusammenhang mit der neuesten Ent- 
wicklung in der Kernenergie wird die Ratifizierung 
dieser Protokolle dringend und notwendig. Ich darf 
die Bundesregierung bitten, ihren Standpunkt zu 
überprüfen und uns bald zu sagen, wann sie die 
Ratifizierung einleiten will. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphai: Bevor ich das Wort in der 
Debatte weiter gebe, gebe ich dem Abgeordneten 
Vogel (München) das Wort zu einer Erklärung nach 
§ 30 der Geschäftsordnung in der direkten Erwide- 
rung auf eine Äußerung von Herrn Staatsminister 
Möllemann. 

Vogei (München) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Von Staatsminister Möl- 
lemann wurde hier zum wiederholten Male behaup- 
tet, daß es auf der Bundesversammlung der GRÜ- 
NEN in Hannover Beifall bei der Meldung gegeben 
habe, daß in Wackersdorf 150 Polizisten verletzt 
worden seien. Das ist falsch. Richtig ist, daß es auf 
der Bundesversammlung der GRÜNEN in Hanno- 
ver Beifall gegeben hat, als gesagt wurde, daß bei 
einem Widerstandscamp gegen die WAA sich 4 000 
Teilnehmer im Zeltlager befinden und 20 000 De- 
monstranten am Bauzaun demonstrieren. An dieser 
Stelle brandete Beifall auf. In diesen Beifall hinein 
wurde von der Präsidumsleiterin gesagt, ^ ' 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha! — Lachen 
und weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

daß es 150 verletzte Polizisten gegeben habe. Dies 
war jedoch nicht Auslöser des Beifalls. 

(Lachen und anhaltende Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Es wurde auch selbstverständlich klargestellt, daß 
sich der Beifall nicht auf die verletzten Polizisten 
bezieht, weil selbstverständlich 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das ist 
euch peinlich! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Ich glaube, ich habe ausreichend dargestellt, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Un- 
glaubwürdig! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

daß es hier keinen Kausalzusammenhang gegeben 
hat, und das ist wohl auch völlig ausreichend. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphai: Unter Berufung auf die 
gleiche Geschäftsordnungsbestimmung, den § 30, 
möchte der Staatsminister Möllemann etwas sa- 
gen. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 

Herr Präsident! Meine Kolleginnen und Kollegen! 

Wie alle anderen außer den GRÜNEN selbst war 
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(A) auch ich natürlich nicht auf dieser Bundeskonfe- 
renz der GRÜNEN. 

(Ströbele [GRÜNE]: Da hätten Sie hinge- 
hen sollen! Die ist öffentlich!) 

Ich habe mich in meiner Bewertung gestützt auf 
das Urteil aller deutschen Tageszeitungen, aller 
elektronischen Medien, aller Berichterstatter, die 
da waren, und es hat niemanden gegeben, der die- 
sen Sachverhalt in Zweifel gezogen hätte. Ich halte 
das für eine windige Ausflucht, die hier vorgetragen 
worden ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


Vizepräsident Westphal: Wir fahren in der Debatte 
fort. Das Wort hat der Abgeordnete Wimmer 
(Neuss). 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Also, bei dem 
wissen wir wenigstens, bei dem kommt es 
nie zur Abrüstung!) 


Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Herr Kollege Voigt, 
Sie sollen sich nicht wundern! 

Der Kollege, der hier gerade für die GRÜNEN 
gesprochen hat, sollte doch nicht in dieser Art und 
Weise vom Podium gehen, wenn er uns ernsthaft 
etwas anderes sagen will als das, was wir alle gese- 
hen haben. 

(Ströbele [GRÜNE]: Waren Sie da?) 

Dann hätte dazu gehört, Herr Kollege, daß Sie Ihr 
Bedauern darüber zum Ausdruck gebracht hätten, 
daß hier erneut mehrere hundert Polizisten verletzt 
worden sind. Dann wäre es glaubhafter gewesen als 
das, was wir auch eben von der Frau Kollegin Kelly 
gehört haben. 

Wir sind mit Sicherheit alle für den Abbau von 
Feindbildern. Das gilt insbesondere für uns, weil 
wir keine haben. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Sie rennen bei uns offene Türen ein. Aber Sie sor- 
gen doch dafür, daß ein ständig steigendes Diffa- 
mierungspotential gegen unser Land aufgebaut 
wird, und Ihr Feindbild heißt Bundesrepublik 
Deutschland; das kann man mit allem Nachdruck 
hier feststellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Nein, Ihre Politik ist 
ein Feindbild! — Weitere Zurufe von den 
GRÜNEN) 

Sie stellen sich doch mehr und mehr als eines her- 
aus: Sie werden zum publizistischen und parlamen- 
tarischen Gefechtsstand für diejenigen, die unser 
Land mit Gewalt überziehen. Sie sollten das in Ihre 
Äußerungen einbeziehen. 

Meine Damen und Herren, der Vertreter der so- 
zialdemokratischen Fraktion hat hier eben in be- 
sonderer Weise angesprochen, daß wir uns um Ge- 
meinsamkeit bemühen sollten. Das ist unsere Vor- 
stellung von der Politik, und wir haben die in den 


13 Jahren, als wir die Opposition stellten, natürlich (C) 
auch praktiziert. 

(Ströbele [GRÜNE]: Gemeinsamkeit bei 
der Aufrüstung suchen Sie!) 

Die Reputation der damaligen Bundesregierung re- 
sultierte zum großen Teil aus dieser außenpoliti- 
schen und sicherheitspolitischen Unterstützung, 
die wir ihr gegeben haben. 

Doch eines müssen wir leider feststellen: Als die 
Regierung wechselte, haben Sie sofort Ihre alten 
Reden aus der damaligen Zeit umgeschrieben und 
verweigern uns auf fast allen Gebieten der auswär- 
tigen Politik jegliche Unterstützung. Dadurch tra- 
gen Sie dazu bei, daß auch diejenigen, auf deren 
Verhandlungsführung und auf deren Verhand- 
lungserfolg wir angewiesen sind, eine derartige au- 
ßenpolitische Verunsicherung durch die Sozialde- 
mokraten natürlich in Ihr Urteil einbeziehen. Was 
Sie gerade in diesem Zusammenhang mit den Kom- 
munisten auf der anderen Seite — nicht den Vertre- 
tern der Regierungen — praktizieren, trägt mit Si- 
cherheit zu mehr bei, als wir gemeinsam in unse- 
rem Lande unter Nebenaußenpolitik verstehen. 

Wenn Sie sich um Gemeinsamkeit bemühen, 
dann bitte nicht nur auf dem Gebiet der Rüstungs- 
kontrolle und der Abrüstung. Zu dieser Gemein- 
samkeit gehört auch, daß wir uns um die Durchset- 
zung des Harmel- Beschlusses von 1967 gemeinsam 
bemühen sollten und daß Sie dann den Grundpfei- 
ler der gemeinsamen Sicherheitspolitik tragen. 
Dann muß man natürlich auch fragen: Wo war denn 
Ihre Unterstützung der auch von Ihnen vorgesehe- ^ 
nen Verlängerung des Wehrdienstes auf 18 Monate? 
Warum unterstellen Sie der NATO und der Bundes- 
wehr partielle Angriffsbemühungen? Das alles sind 
doch Dinge, die nicht dazu beitragen, den gemeinsa- 
men Pfeiler der Sicherheitspolitik zu stützen. Auf 
diesem Gebiet müssen Sie sich von der deutschen 
Öffentlichkeit mehr Fragen vorlegen lassen, als Sie 
auch nur im Ansatz beantworten können. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Die deutsche 
Öffentlichkeit weiß, wen sie fragen muß!) 

In diesem Zusammenhang müssen Sie auch eines 
vor dem Hintergrund der Punkte sehen, die Sie hier 
eingeführt haben. Sie erwähnen die Genfer Zusatz- 
protokolle. Sie müssen doch ein gemeinsames In- 
teresse mit uns daran haben, daß die Dinge, die 
dem Schutz der Zivilbevölkerung weltweit dienen 
sollen, nicht nur dazu benutzt werden, ein Diffamie- 
rungspotential gegen die Bundesregierung und die 
Bundesrepublik Deutschland aufzubauen. Wir ha- 
ben in diesem Zusammenhang zwei Interessenla- 
gen, die ich hier klar ansprechen will. 

Zunächst einmal soll es zu einem internen Ab- 
stimmungsprozeß im Bündnis kommen. Wenn Sie 
69 Staaten angeführt haben, die angeblich schon 
ratifiziert haben, dann frage ich: Warum befindet 
sich unter ihnen nicht ein Staat des Warschauer 
Pakts? Der könnte uns glaubhafter darstellen, als 
Sie es vermögen, daß ein ernster Wille dazu besteht, 
die Zivilbevölkerung weltweit zu schützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Wimmer (Neuss) 

(A) Wenn wir uns mit diesen Positionen auseinander- 
setzen, dann müssen Sie dieser Bundesregierung 
doch eines konzedieren oder wenigstens mehr ver- 
stehen, als Sie es bisher praktiziert haben. Sowohl 
in der Frage des Montebello- Beschlusses als auch 
der Überlegungen über einen Abzug der amerika- 
nischen chemischen Waffen auf unserem Territo- 
rium haben wir alles getan, um in Anbetracht des 
sowjetischen Verhaltens Abrüstungsbemühungen 
zu konkretisieren und zu stärken. 

Wir haben ein weiteres getan. Gerade diese bei- 
den Beispiele belegen deutlich, daß diese Bundesre- 
gierung im Bündnis in erster Linie daran interes- 
siert ist, die nationalen Sicherheitsinteressen zu 
wahren und Verteidigungslasten auf dem Territo- 
rium der Bundesrepublik Deutschland nur dann zu 
akzeptieren, wenn sie der gemeinsamen Sicherheit 
dienen. Mit dieser Position gehen wir auch in den 
Dialog im Bündnis. 

Sie reklamieren hier, daß wir Leisetreter seien. 
Ich glaube, gerade die solide Art und Weise, in der 
der Bundeskanzler, der Bundesaußenminister und 
der Bundesverteidigungsminister als wesentliche 
Verantwortliche auf diesem Gebiet den Dialog im 
Bündnis führen, unterscheidet sich in erheblichem 
Maße von dem, was Sie getan haben. Wir ersetzen 
Regierungshektik in Ihrer Zeit durch Regierungs- 
handeln in unserer Zeit. Das muß mit allem Nach- 
druck gesagt werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Nun gehen Sie auf die aktuelle Diskussion im 

(B) Zusammenhang mit dem SALT- 11- Abkommen ein. 
Wir gehen davon aus, daß Sicherheit und Koopera- 
tion mit den Staaten des Warschauer Pakts ein dy- 
namischer Prozeß sind. Man muß vor diesem Hin- 
tergrund auch alle vertraglichen Vereinbarungen 
sehen, die vorhanden sind und die auf Dauer ange- 
strebt werden. 

Eines ist für uns in diesem Zusammenhang von 
zentraler Bedeutung — das muß von uns mit allem 
Nachdruck unterstrichen werden — : Wir haben un- 
sere Zustimmung zum Atomwaffensperrvertrag des 
Jahres 1970 nur deshalb gegeben, weil man nach 
diesem Vertrag und den Erklärungen um ihn 
herum davon ausgehen konnte, daß die Nuklear- 
waffenstaaten zu einer erheblichen Reduzierung ih- 
rer Potentiale kommen sollten. Das ist unsere Ziel- 
vorgabe, die wir anstreben, und das muß auch im 
Zusammenhang mit SALT 11 gesehen werden. Wir 
vertreten nachdrücklich die Auffassung, daß nicht 
ohne Not etwas getan werden muß, daß aber auch 
der Partner kritisch daraufhin überprüft werden 
muß, ob er sich an die Verträge und an deren Geist 
gehalten hat. 

Die 70er Jahre und die MB FR- Verhandlungen 
waren im wesentlichen von zwei Dingen bestimmt: 
erstens vom Verhandeln, zweitens von der sowjeti- 
schen Aufrüstung. Der SALT-I- Vertrag war im we- 
sentlichen davon bestimmt, daß bis heute das 
Schicksal von etwa 40 SS-16-Raketen, zu deren Ab- 
rüstung die UdSSR sich verpflichtet hatte, unge- 
klärt ist, 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: So ist es!) 


SALT II muß doch kritisch gesehen werden, (C) 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

und das, was die Sowjets im Zusammenhang mit 
dem ABM-Vertrag tun, ist doch für uns nicht ohne 
Risiko. Deswegen sagen wir an die Adresse der 
UdSSR in Übereinstimmung mit dem amerikani- 
schen Präsidenten, 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

sie solle sich so verhalten, daß auf Dauer die ver- 
traglichen Vereinbarungen zwischen beiden Seiten 
ein stabiles Fundament für unsere Sicherheit sind. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Gansei. 

Gansei (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Dem Bundestag liegen heute unter ande- 
rem zwei Anträge vor. Die SPD-Fraktion beantragt, 
daß die Bundesrepublik auf die Produktion von 
strategischen Bombern und Flugkörpern mit großer 
Reichweite verzichtet. Die Fraktion der GRÜNEN 
beantragt die Wiederinkraftsetzung der Rüstungs- 
kontrollbestimmungen des WEU-Vertrages. 

Am 19. Mai beschloß der Bundesparteitag der 
GRÜNEN die bewußte Schwächung der NATO, die 
Forderung nach dem Austritt der Bundesrepublik 
aus der NATO und nach dem Abzug aller ausländi- 
schen Streitkräfte vom deutschen Boden. (D) 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sehr vernünftige 
Vorschläge!) 

Da ist wohl die WEU vergessen worden. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Man kann nicht die NATO verlassen und gleichzei- 
tig die WEU reaktivieren. Der Antrag der GRÜNEN 
ist unseriös, er ist unehrlich, und deshalb werden 
wir ihn ablehnen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Wer als Deutscher Außenpolitik machen will, 
muß nicht nur wissen, 

(Dr. Vogel [SPD]: Muß seine Hausaufgaben 
machen!) 

daß er sich ilie auf die „Gnade der späten Geburt“ 
berufen darf, sondern auch wissen, daß er nicht auf 
der grünen Wiese beginnen darf. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Der Boden dafür ist durch Krieg und Leid gepflügt, 
und er wird nur dann für den Frieden fruchtbar 
gemacht werden können, wenn wir uns seiner Ge- 
schichte immer bewußt bleiben. 

Der 1957 revidierte und noch heute gültige WEU- 
Vertrag setzt in Art. 4 eine funktionierende NATO 
voraus, und er setzt voraus, daß die Bundesrepublik 
Mitglied der NATO ist. 1955 war es Voraussetzung 
für die NATO-Mitgliedschaft der Bundesrepublik 
und für die Erlangung ihrer Souveränität, daß sie 
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Gansei 

(A) der Westeuropäischen Union beitrat. Das war nur 
zehn Jahre nach dem Ende des bislang schrecklich- 
sten aller Kriege. Das Deutsche Reich hatte diesen 
Krieg begonnen. Notwendig waren die totale mili- 
tärische Niederlage und die bedingungslose Kapitu- 
lation des alten Reiches. Sie mußten total und be- 
dingungslos sein, weil die deutsche Führung im 
Glauben an den Einsatz von „Wunderwaffen“ das 
Blutvergießen noch fortsetzte, als der Krieg militä- 
risch längst verloren war. Deshalb waren zehn 
Jahre später Rüstungskontrollen und -begrenzun- 
gen durch die westlichen Alliierten auch notwen- 
dige Bedingungen für das, was verkürzt „die west- 
deutsche Wiederbewaffnung“ genannt wird. 

Im WEU- Vertrag verzichtete die Bundesrepublik 
mit völkerrechtlicher Bindungswirkung darauf, ato- 
mare, chemische und biologische Waffen, also 
„Wunderwaffen“, zu produzieren. Sie unterwarf sich 
Rüstungskontrollen auf ihrem Territorium, in ihrer 
Armee und in ihrer Industrie. Sie verpflichtete sich 
zu Rüstungsbegrenzungen im konventionellen Be- 
reich. Großbritannien übernahm gegenüber den 
Mitgliedstaaten der WEU die Verpflichtung, auf 
dem Boden der Bundesrepublik in genau bezeich- 
neter Stärke die „Rheinarmee“ zu unterhalten. Das 
steht im Vertrag, meine Damen und Herren von der 
WEU! 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Von den GRÜ- 
NEN!) 

— Richtig. Das kommt von dören ständigen Reakti- 
vierungsbemühungen. Da kommt man schon durch- 
einander und muß gut aufpassen. 

Wenn in den vergangenen 30 Jahren Begrenzung 
und Kontrolle der konventionellen Rüstung für die 
Bundesrepublik Schritt für Schritt aufgehoben wor- 
den sind, so werten wir das als einen Beweis des 
Vertrauens der Verbündeten in die Bundesrepublik 
Deutschland und als Akt der Gleichbehandlung. Wir 
haben diese Verpflichtungen nie als Diskriminie- 
rung gewertet. Sie sind Teil der Last unserer Ge- 
schichte, an der wir noch lange zu tragen haben 
werden, und wer sie vergißt, verspielt Vertrauen. 

(Beifall bei der SPD) 

Bis zum 27. Juni 1984 war es der Bundesrepublik 
verboten, Raketen mit einer Reichweite von mehr 
als 70 Kilometern und strategische Bomber zu pro- 
duzieren. Alle außenpolitischen, verteidigungspoliti- 
schen und rüstungskontrollpolitischen Gründe 
sprechen nach Aufhebung dieses Verbotes gegen 
die Aufnahme einer solchen Produktion; sie würde 
Mißtrauen säen. Ein freiwilliger Verzicht würde 
Vertrauen stärken, und in diesem Sinne hat sich 
Außenminister Genscher im Juni 1984 vor der Bera- 
tenden Versammlung der WEU geäußert. Steht der 
Atißenminister weiter zu seinen Worten? 

(Dr. Feldmann [FDP]: Immer!) 

Hält die Bundesregierung weiter zu ihrem Außen- 
minister? Entsprechen ihre Erklärungen vor inter- 
nationalen Gremien auch Handlungen im nationa- 
len Bereich — eine Voraussetzung für internationa- 
les Vertrauen — , oder gibt es einen gefährlichen 


Widerspruch zwischen öffentlichen Beteuerungen (C) 
und geheimen Plänen? 

Meine Kollegin Katrin Fuchs hat der Bundesre- 
gierung im Dezember 1984 unter Berufung auf ei- 
nen der Bundesregierung nahestehenden Infor- 
mationsdienst dazu Fragen gestellt. Sie weiß als 
Mitglied des Verteidigungsausschusses inzwischen 
mehr, als sie sagen darf. Die Sache verträgt aber 
keine Geheimniskrämerei. Wir verlangen heute 
eine unzweideutige Antwort vor dem Parlament. 

Gibt es geheime Planungen der Bundesregierung, 

500 Marschflugkörper vom Typ LRSOM mit einer 
Reichweite von mehr als 400 Kilometern ab 1992 bei 
der Bundeswehr einzuführen, die nach Polen und 
bis zur Grenze der Sowjetunion reichen würden? 

Soll die Produktion solcher Lenkflugkörper mit gro- 
ßer Reichweite in der Bundesrepublik erfolgen? 

Wird ihre Entwicklung durch das Bundesverteidi- 
gungsministerium gefördert? War das der Grund 
für die Bundesregierung, 1984 die Aufhebung der 
letzten konventionellen Rüstungsbegrenzungen 
beim Ständigen Rat der WEU zu beantragen, oder 
wird eine Gelegenheit „genutzt“? 

In der Bundestagsdebatte vom 28. Juni 1984 zur 
Aufhebung der WEU-Rüstungsbegrenzungen haben 
wir diese Fragen noch nicht stellen müssen. Wir 
haben aber eine Grundsatzerklärung verlangt. Am 
8. November 1984 hat der Außenminister hier wie 
folgt Stellung genommen und für die Bundes- 
regierung folgende Erklärung abgegeben — ich 
zitiere — : 

Der Beschluß des Ständigen Rates steht in kei- 
nem Zusammenhang mit konkreten Rüstungs- 
vorhaben der Bundesrepublik Deutschland. 

(Unruhe) 


Vizepräsident Westphai: Augenblick einmal, Herr 
Abgeordneter. Ich darf Sie einen Moment unterbre- 
chen. Ich möchte Ihnen ein bißchen Ruhe schaffen. 
— Meine Damen und Herren, ich bitte gerade dieje- 
nigen Kollegen, die sich sehr spät entschlossen ha- 
ben, an dieser Debatte teilzunehmen, wenigstens 
bis zum Schluß zuzuhören und ihre Plätze einzu- 
nehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Bitte schön, fahren Sie fort. 


Gansei (SPD): Ich zitiere Außenminister Gen- 
scher: 

Der Beschluß des Ständigen Rates steht in kei- 
nem Zusammenhang mit konkreten Rüstungs- 
vorhaben der Bundesrepublik Deutschland. Die 
Bundesregierung beabsichtigt nicht die Her- 
stellung strategischer Raketen und Bomber. 
Sie hat dies bereits gegenüber dem Generalse- 
kretär der Westeuropäischen Union und den 
Partnern der Westeuropäischen Union erklärt. 

Weiß eigentlich Minister Genscher, was im Vertei- 
digungsministerium alles geplant wird? Wissen das 
die Damen und Herren am Kabinettstisch, die ihn 
zu jener Erklärung ermächtigt haben? 
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Gansei 

(A) Seine Erklärung war falsch, und falsch ist die 
Antwort auf die Große Anfrage der GRÜNEN in der 
Ziffer 2.19. Entweder ist er getäuscht worden, oder 
er hat das Parlament und die Verbündeten ge- 
täuscht 

(Jungmann [SPD]: Hört! Hört!) 

Bevor die Regierung antwortet, sollten Sie, Herr 
Staatsminister Möllemann, die Bundeswehrpla- 
nung 1987 studieren. Ich fordere Sie nicht auf, die 
Erklärung vom 8. November 1984 zu korrigieren. Ich 
fordere Sie auf, die Bundeswehrplanung zu korri- 
gieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich fordere Sie auf, den Primat der Sicherheitspoli- 
tik gegen die Rüstungspolitik durchzusetzen, den 
Primat des Politischen gegen das Militärische. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir haben mehrfach darauf hingewiesen, deiß wir 
im Rahmen unseres Konzepts der Sicherheitspart- 
nerschaft für eine strukturelle Nichtangriffsfähig- 
keit sind. Wir halten in diesem Zusammenhang 
konventionelle Abstandswaffen als eine Alternative 
zu den nuklearen Gefechtswaffen durchaus für dis- 
kutabel. 

Bei der Debatte über SDI haben wir den Einsatz 
neuer konventioneller Technologien mit reduzier- 
ten, aber ausreichenden Reichweiten zur Stärkung 
der europäischen Luftabwehr nicht ausgeschlossen. 
Strukturelle Nichtangriffsfähigkeit bedeutet eben 
auch strukturelle Verteidigungsfähigkeit. Ich wie- 

(B) derhole aber aus der Debatte vom Juni 1984: Wir 
lehnen jede Strategie und Bewaffung ab, die von 
osteuropäischen Staaten als Gefahr eines begrenz- 
ten konventionellen Krieges empfunden werden 
kann. Wir lehnen Produktion und Besitz von strate- 
gischen Bombern ab und von strategischen Rake- 
ten, die die Sowjetunion erreichen können. 

Dies ist der Sinn unseres Antrags. Er gilt um so 
mehr, als wir befürchten müssen, daß mit dem Pro- 
jekt LRSOM auch noch eine nukleare Option ver- 
bunden werden kann. Eine sozialdemokratische Re- 
gierung wird solche Produktion verbieten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Abstimmung im Bündnis ist oft kompliziert. 
Im Deutschen Bundestag ist sie einfach. Unser An- 
trag liegt auf dem Tisch. 

Da liegen nun auch einige Anträge der GRÜNEN, 
ganz plötzlich. Meine Damen und Herren, ich ge- 
höre zu den schleswig-holsteinischen SPD- Abgeord- 
neten, die vor zwei Wochen einem Antrag der GRÜ- 
NEN gegen die Inbetriebnahme des Atomkraftwer- 
kes Brokdorf zugestimmt haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir haben in Schleswig-Holstein in der SPD diese 
Forderung schon erhoben, als die GRÜNEN noch 
gar nicht da waren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Aber wir lassen uns von Ihnen hier weder verfüh- 
ren noch vorführen. Die SPD ist auf dem richtigen 


Wege. Wir haben auf dem Parteitag in Essen 1984 (C) 

beschlossen, daß Kernenergie nur noch für eine 
Übergangsfrist zu verantworten ist. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Hundert Jah- 
re!) 

Wir betreiben jetzt den planvollen Ausstieg aus der 
Kernenergie im geordneten Zeitrahmen und mit ei- 
ner geordneten Wirtschafts-, Sozial- und Energiepo- 
litik. Wir werden das Schritt für Schritt sicherstel- 
len. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Zwanzig 
Jahre lang!) 

Es gibt mit uns keine neuen Baugenehmigungen 
für Kernkraftwerke. Die Erteilung neuer Betriebs- 
genehmigungen wird ausgesetzt. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Auch län- 
ger?) 

In unserem Antrag Drucksache 10/5610 heißt es: 

Dies gilt „also auch für Anlagen in Hamm, Stade, 
Gronau, Brokdorf und Lingen“. Für eine Energie- 
versorgung ohne Atomkraft werden wir einen Stu- 
fenplan erarbeiten, Schritt für Schritt. Sie, meine 
Damen und Herren von den GRÜNEN, werden uns 
dabei nicht ins Stolpern bringen. Wir wollen raus 
aus der Kernenergie. 

(Beifall und Bravo-Rufe bei den GRÜNEN 
— Ströbele [GRÜNE]: Aber sofort!) 

Die CDU will drinbleiben. Die FDP kneift. Die GRÜ- 
NEN protestieren. Wir werden die Bundestagswahl 
zur Abstimmung darüber machen. (B) 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Und 
verlieren!) 

Ich sage Ihnen: Es wird eine Gewissensentschei- 
dung für jeden einzelnen Wähler sein. Es wird eine 
Gewissensentscheidung sein, nicht um eine edle 
Gesinnung zu verantworten, sondern um Handlun- 
gen und ihre Folgen zu verantworten. 

(Mann [GRÜNE]: Es geht nur um eines!) 

Deshalb betreiben wir mit Ernst und Voraussicht 
den Verzicht auf Atomenergie. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies wäre unsere Position auch ohne die militäri- 
schen Gefahren bei der zivilen Nutzung der Atom- 
kraft, so wie wir für die Überwindung des atomaren 
Abschreckungssystems sind, auch wenn es dabei 
keine zivilen Gefahren gäbe. Wir lassen das von 
Ihnen heute hier nicht vermengen. 

Deshalb lehnen wir die Anträge der GRÜNEN 
wie der CDU/CSU ab. Ich beantrage namens der 
SPD-Bundestagsfraktion namentliche Abstimmung 
über den Antrag Drucksache 10/5610. 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her- 
ren, wir sind am Schluß der Debatte. Es liegen 
keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich schließe die 
Aussprache und bitte um Aufmerksamkeit für et- 
was schwierige Abstimmungsvorgänge. 
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Vizepräsident Westphal 

(A) Zunächst teile ich mit, daß die Abgeordneten 
Frau Schmidt (Nürnberg) und Frau Fuchs (Verl) 
nach § 31 Abs. 2 unserer Geschäftsordnung eine Er- 
klärung abgegeben haben, daß sie sich an der na- 
mentlichen Abstimmung zu den Anträgen der GRÜ- 
NEN auf den Drucksachen 10/5599 bis 10/5604 nicht 
beteiligen wollen. Die Erklärungen liegen schrift- 
lich vor und werden in das Protokoll eingefügt*). 

Wir kommen zunächst zu Tagesordnungs- 
punkt 3a, und zwar zuerst zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 10/5578. Wer diesem Entschlie- 
ßungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Dann ist dieser Entschließungs- 
antrag mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über den Entschließungsan- 
trag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Druck- 
sache 10/5599 ab. Die Antragsteller wünschen zu 
Nr. II getrennte Abstimmung, und zwar namentli- 
che Abstimmung. Deshalb lasse ich zunächst nur 
über die Nr. I abstimmen. Die Abstimmung zu Nr. II 
erfolgt gemeinsam mit den übrigen namentlichen 
Abstimmungen am Schluß. 

Wer der Nr. I in dem Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 10/5599 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist Nr. I 
mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über Tages- 

(B) und zwar über die Beschluß- 
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses auf 
Drucksache 10/3400. Der Ausschuß empfiehlt auf 
Drucksache 10/3400 xmter Nr. 1, den Antrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/1624 
(neu) abzulehnen. Wer dieser Beschlußempfehlung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand- 
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer enthält 
sich der Stimme? — Dann ist diese Beschlußemp- 
fehlung des Ausschusses bei einer großen Anzahl 
von Enthaltungen mit Mehrheit angenommen. 

Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 10/3400 
unter Nr. 2 weiter, den Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 10/1685 abzulehnen. Wer 
dieser Beschlußempfehlung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? — Dann 
ist die Beschlußempfehlung des Ausschusses bei ei- 
ner großen Anzahl von Enthaltungen mit der 
gleichen Mehrheit angenommen. 

Zu den Tagesordnungspunkten 3 c bis 3e schlägt 
der Ältestenrat Überweisung der Vorlagen auf den 
Drucksachen 10/3981, 10/3964 und 10/4094 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. 
Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? — Das ist 
nicht der Fall. Dann sind die Überweisungen so 
beschlossen. 

Zu Tagesordnungspunkt 3 e liegen Entschlie- 
ßungsanträge der Fraktion der SPD sowie der 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP vor. 


*) Anlage 2 


Wer dem Entschließxmgsantrag der Fraktion der (C) 
SPD auf Drucksache 10/5579 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Die 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Dann ist dieser 
Entschließungsantrag mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer dem Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP auf Drucksache 10/5609 zu- 
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei- 
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Dann ist dieser Entschließungsantrag mit Mehrheit 
angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über Zu- 
satztagesordnungspunkt 3, und zwar über den An- 
trag der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/5576. 

Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage- 
gen? — Enthaltungen? — Dann ist dieser Antrag 
mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zu den Entschließungsanträ- 
gen der Fraktion DIE GRÜNEN auf den Drucksa- 
chen 10/5599 bis 10/5604 sowie der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 10/5610. Zu diesen Anträgen 
liegen gemäß § 52 unserer Geschäftsordnung Ver- 
langen auf namentliche Abstimmung vor. 

Meine Damen und Herren, ich bitte um Aufmerk- 
samkeit für einige Hinweise zum Abstimmungsver- 
fahren. Wegen der Anzahl der Entschließungsanträ- 
ge, über die namentlich abgestimmt werden soll, 
schlage ich Ihnen vor, ähnlich wie seinerzeit beim 
Bundesverkehrswegeplan zu verfahren. 

Sie finden auf Ihren Pulten einen Abstimmungs- (^) 
Zettel, der fortlaufende Nummern für die einzelnen 
Abstimmungen enthält. Ich werde Ihnen zu jedem 
Entschließungsantrag die Nummer nennen, unter 
der Sie auf dem Stimmzettel für den jeweiligen An- 
trag Ja, Nein oder Enthaltung eintragen können. 

Wenn Sie allen Anträgen gleichermaßen zuzu- 
stimmen wünschen, sie insgesamt ablehnen oder 
sich insgesamt enthalten wollen, bietet Ihnen der 
Stimmzettel in der Kopfspalte die Möglichkeit dazu. 

Sie brauchen dann nur einmal Ihr Votum anzukreu- 
zen. 

(Unruhe) 

— Ich bin noch nicht fertig mit den Erläuterungen. 

Ganz besonders muß ich Sie um folgendes bitten: 

Sie müssen Ihren Namen in deutlicher Schrift und 
unmißverständlich oben auf dem Stimmzettel ein- 
tragen. In der Kürze der Zeit war es nicht möglich, 
Stimmzettel mit bereits eingedruckten Namen vor- 
zubereiten. Die Angabe Ihres Namens ist xmum- 
gänglich notwendig — Sie kennen die Gründe — 
nicht nur für die einwandfreie Zuordnung Ihres Vo- 
tums, sondern auch wegen des Nachweises der Teil- 
nahme an der Abstimmung im Hinblick auf § 14 des 
Abgeordnetengesetzes. 

Nachdem Sie dann den Stimmzettel ausgefüllt 
haben, legen Sie ihn bitte in eine der hier vorn auf- 
gestellten Urnen. Die Auszählung wird etwas län- 
gere Zeit in Anspruch nehmen. Ich hoffe, daß das 
Ergebnis im Laufe des Tages mitgeteilt werden 
kann. 
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Vizepräsident Westphal 

(A) Dann frage ich: Sind Sie mit diesem Verfahren, 
daß ich dann einzeln aufrufe, einverstanden? 

(Zustimmung) 

— Dann ist das so beschlossen. 

Alle Schriftführer werden — ich sage auch das 
noch vorher — gebeten, bei der Auszählung mit 
dabei zu sein. Wir brauchen alle. 

Ich eröffne die namentliche Abstimmung. Es geht 
nun folgendermeißen. — Nein, nein, wenn Sie die 
Eintragung schon vorher gemacht haben, wissen 
Sie mehr, als ich Ihnen jetzt hier noch vorher zu 
verkünden habe. Ich bitte Platz zu nehmen und das 
mitzuhören. 

Der Entschließungsantrag auf Drucksache 
10/5599 Teil II Ziffer 1 entspricht der Nr. 1. Druck- 
sache 10/5599 Teil II Ziffer 2 entspricht Nr. 2. 

(Dr. Vogel [SPD]: Herr Präsident, kann 
auch die Fraktion angegeben werden, wel- 
che die Anträge gestellt hat?) 

— Ja, einverstanden. Ich will das gerne tun. Das 
macht die Sache klarer. Ich bitte um Ihre Aufmerk- 
samkeit. Die beiden Anträge auf Drucksache 
10/5599 Teil II Ziffern 1 und 2, die den Nummern 1 
und 2 auf Ihrem Stimmzettel entsprechen, sind An- 
träge der Fraktion DIE GRÜNEN. Das gleiche gilt 
für Drucksache 10/5600. Das ist ein Antrag der 
GRÜNEN. Er entspricht Nr. 3 auf dem Stimmzet- 
tel. 

Drucksache 10/5601 entspricht Nr. 4. Es ist eben- 

(B) falls ein Antrag der GRÜNEN. 

(Unruhe bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Rot-grünes Chaos!) 

Drucksache 10/5602 entspricht Nr. 5. Es ist eben- 
falls ein Antrag der GRÜNEN. 

Drucksache 10/5603 entspricht Nr. 6. Es ist eben- 
falls ein Antrag der GRÜNEN. 

Drucksache 10/5604 entspricht Nr. 7. Es ist auch 
ein Antrag der GRÜNEN. 

Drucksache 10/5610 — das ist der Antrag der 
SPD — entspricht der Nummer 8. 

So, ich hoffe, es ist verstanden worden. Es ist also 
möglich, für alle Abstimmungen mit Ja, Nein oder 
Enthaltung zu stimmen. Dann müssen Sie die obere 
Leiste nehmen. Sie können also die Nummern 1 bis 
8 insgesamt oder jeweils einzeln bewerten, wie Sie 
wollen. 

Die Abstimmung ist eröffnet. Die Stimmzettel 
müssen ausgefüllt werden. Legen Sie sie bitte hier 
vorn in die aufgestellten Urnen. 

Vergessen Sie bitte nicht die Eintragung Ihres 
Namens. Sonst kann es nicht nur politisch teuer zu 
stehen kommen. 

Meine Damen und Herren. Ich will Ihnen nur 
noch gleich folgendes mit auf den Weg geben. Nach 
dieser Abstimmung treten wir in die Mittagspause 
ein. Um 14 Uhr beginnt die Fragestunde. 

Ist noch ein Mitglied des Hauses anwesend, das 
seine Stimme noch nicht abgegeben hat und dies 


jetzt tun will? Dann sollten Sie das bitte tun. Außer- (C) 
dem bitte ich noch einmal alle Schriftführer, an der 
Auszählung teilzunehmen. 

Ich frage noch einmal: Gibt es noch ein Mitglied 
des Hauses, das seine Stimme abgeben will und es 
noch nicht getan hat? — Das ist nicht der Fall. 

Ich schließe die Abstimmung und bitte die 
Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen*). 

Wir treten in die Mittagspause ein. Die Sitzung 
wird um 14 Uhr mit der Fragestunde fortgesetzt. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 13.27 bis 14.01 Uhr) 

Vizepräsident Westphal: Ich eröffne die unterbro- 
chene Sitzung wieder. 


Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksachen 10/5567, 10/5587 — 

Wir haben zuerst zwei Dringlichkeitsfragen im 
Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswär- 
tigen. Zur Beantwortung steht Staatsminister Möl- 
lemann zur Verfügung. 

Ich rufe die Dringliche Frage 1 des Abgeordneten 
Volmer auf: 


Welche konkreten Schritte hat die Bundesregierung zur 
Freilassung der acht von der FDN entführten Bundesdeut- 
schen in Nicaragua eingeleitet, um nach nunmehr 18 Tagen 
des Entführungsfalles das Leben der Entführten zu gewähr- 
leisten, dies insbesondere angesichts der Tatsache, daß einer 
der Entführten — Sigfried Rüttich — an Hepatitis erkrankt 
ist und in Lebensgefahr schwebt? 


(D) 


Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident, ich bitte, die beiden Fragen im Zu- 
sammenhang beantworten zu dürfen. 


Vizepräsident Westphal: Der Abgeordnete ist ein- 
verstanden. Dann rufe ich auch noch die Dringliche 
Frage 2 des Abgeordneten Volmer auf: 

In welchem konkreten Stadium befinden sich die Verhand- 
lungen zwischen der Bundesregierung und der FDN zwecks 
Freilassung der acht bundesdeutschen Entführten, und kann 
mit einer Übergabe der Entführten noch in dieser Woche 
gerechnet werden? 


Möllemann, Staatsminister: Die Bundesregierung 
ist in der Nacht vom 17. auf den 18. Mai durch Agen- 
turmeldungen von der Entführung informiert wor- 
den. Sie hat noch in derselben Nacht über den deut- 
schen Botschafter in Honduras die Kontra-Organi- 
sation FDN aufgefordert, die Entführten sofort frei- 
zulassen. Sie hat ferner in derselben Nacht im Aus- 
wärtigen Amt einen Krisenstab eingerichtet, der 
seither in Permanenz arbeitet und bei jeweils zu 
treffenden Entscheidungen unter dem Vorsitz des 
Bundesministers des Auswärtigen Zusammentritt. 

Die Bundesregierung steht seit einem frühen 
Stadium der Entführung mit dem Kollegen 
Wischnewski in engem Kontakt. Die Bundesregie- 


*) Bekanntgabe der vorläufigen Ergebnisse Seite 16948. 
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Staatsminister Möllemann 

(A) rung hält die Bemühungen, die der Abgeordnete 
Wischnewski im Auftrag und im Interesse der El- 
tern und Verwandten der Entführten sowie in Ab- 
stimmung mit der Bundesregierung seit dem 
30. Mai 1986 unternimmt, für bedeutend und unter- 
stützt sie mit allen ihren Möglichkeiten im Rahmen 
ihrer Verantwortung. Das Auswärtige Amt hat 
Herrn Wischnewski einen Beamten des Auswärti- 
gen Amts beigegeben. Die Bundesregierung hat 
ferner den Vortragenden Legationsrat I. Klasse Dr. 
Jansen als Sonderbotschafter nach Honduras ent- 
sandt, um direkte Gespräche mit der dortigen Re- 
gierung und Vertretern der für die Entführung Ver- 
antwortlichen zu führen. Mit MdB Wischneswki 
und Dr. Jansen bestehen mehrfach am Tage inten- 
sive Telefonkontakte sowie ein detaillierter Telex- 
verkehr. 

Ebenfalls steht die Bundesregierung seit Beginn 
der Entführung im engsten Kontakt mit den Regie- 
rungen in der Region sowie mit der amerikanischen 
Regierung. Der Bundeskanzler hat sich in einem 
persönlichen Schreiben und auch über einen Tele- 
fonkontakt an Präsident Reagan gewandt mit der 
Bitte um Unterstützung unserer Bemühungen und 
um Einwirken auf die FD^^. Im gleichen Sinn hat 
sich der Bundeskanzler an den honduranischen 
Präsidenten gewandt. 

Der Bundesminister des Auswärtigen hat seiner- 
seits seit dem 20. Mai mit der gleichen Bitte meh- 
rere Schreiben an die Außenminister der USA, von 
Honduras, Nicaragua und Costa Rica gerichtet Er 
hat sein Zusammentreffen mit dem Außenminister 
der Vereinigten Staaten bei der NATO-Ratssitzung 
in Halifax am 29. Mai 1986 dazu genutzt, an Außen- 
minister Shultz auch ganz persönlich zu appellie- 
ren, jedwede Unterstützung bei dem Bemühen um 
Freilassung der Entführten zu leisten. 

Die Bundesregierung hat von Anfang an bei allen 
Beteiligten auf größte Eile und immer wieder auf 
sofortige Freilassung gedrängt. Die Bundesregie- 
rung hat die FDN immer wieder daratif hingewie- 
sen, daß die Verantwortung für Leben und Gesund- 
heit der Entführten in erster Linie bei den Entfüh- 
rern liegt. Sie hat die FDN mit Nachdruck immer 
wieder aufgefordert, alles zu unterlassen, was die 
acht gefährden könnte. 

Die Bundesregierung hat ferner die Regierung in 
Managua mehrfach dringend gebeten, in der fragli- 
chen Region keine militärischen Aktionen zu unter- 
nehmen, die ihrerseits die Entführten gefährden 
könnten. Unsere Botschaften in Tegucigalpa, Mana- 
gua, San Jose und Washington stehen in täglichem 
Kontakt mit den zuständigen Stellen des Gastlan- 
des, um deren fortlaufende Kooperation sicherzu- 
stellen. Ferner sind die Zentrale des Internationa- 
len Roten Kreuzes in Genf sowie die Regionalver- 
treter des Internationalen Roten Kreuzes in San 
Jose und Managua eingeschaltet worden. Auch mit 
Vertretern der Katholischen Kirche besteht in die- 
ser Frage enge Verbindung. 

Ziel und Zweck dieser Bemühungen war und ist 
es, die alsbaldige Freilassung der Entführten zu er- 
reichen, und zwar unter höchstmöglicher Sicherheit 
für ihr Leben und für ihre Gesundheit, Die Bundes- 


regierung ist sich der Gefahren bewußt, denen die (C) 
Entführten und insbesondere der erkrankte Sig- 
fried Rüttich ausgesetzt sind. 

Die Entwicklung ist jetzt in ein entscheidendes 
Stadium getreten. Mit Rücksicht auf das Schicksal 
der Entführten möchte sich die Bundesregierung in 
diesem Zeitpunkt auf die vorstehenden, von mir ge- 
nannten Feststellungen beschränken. Aus dem 
gleichen Grund enthält sich die Bundesregierung in 
diesem Zeitpunkt auch jeglicher Bewertung des 
Vorgangs. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Volmer. 

Volmer (GRÜNE): Herr Staatsminister, wie beur- 
teilen Sie Meldungen — sie waren heute zu hö- 
ren — , daß die Freilassung der Verschleppten ganz 
kurz bevorstehe? 

Möllemann, Staatsminister: Ich möchte über die 
getroffenen Feststellungen hinaus keinerlei Bewer- 
tungen mehr vornehmen, auch keinerlei Aussagen 
machen. Uns geht es um das Leben und um die 
Freilassung der Betroffenen. Ich bitte Sie um Ver- 
ständnis, daß ich deswegen hier nicht mehr sagen 
werde. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Würtz. 

Würtz (SPD): Herr Staatsminister, sind an die 
Bundesregierung finanzielle Forderungen gestellt 
worden? ' ' 

Möllmann, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
möchte Ihnen dieselbe Antwort geben, die ich so- 
eben gegeben habe. 

Vizepräsident Westphal: Wir wünschen Ihnen bei 
Ihren Bemühungen Erfolg, Herr Staatsminister. 

Ich danke für die Beantwortung der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für Arbeit und Sozialordnung auf. Zur Beant- 
wortung steht der Parlamentarische Staatssekretär 
Höpfinger zur Verfügung. 

Die Frage 34 des Abgeordneten Dr. Faltlhauser 
ist vom Fragesteller zurückgezogen worden. 

Die Frage 35 des Abgeordneten Dr. Faltlhauser 
soll auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beant- 
wortet werden. Die Antwort wird als Anlage abge- 
druckt. 

Ich rufe die Frage 36 des Abgeordneten Würtz 
auf: 

Denkt die Bundesregierung daran, den Vorschlägen der 
EG-Kommission, die sich vorerst für eine eingeschränkte 
Freizügigkeit der türkischen Arbeitnehmer auf dem EG-Ar- 
beitsmarkt ausspricht, zu folgen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Höpfinger, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Würtz, die EG-Kommission hat sich mit ihrer Mit- 
teilung an den Rat von Anfang März 1986 für eine 
Freizügigkeit im Rahmen der Assoziation zwischen 
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Pari. Staatssekretär Höpfinger 

(A) der Europäischen Gemeinschaft und der Türkei 

ausgesprochen, die im Vergleich zur gemeinschaft- 
lichen Freizügigkeit Einschränkungen enthält Eine 
derartige Regelung der Freizügigkeitsfrage soll 
nach dem Willen der EG-Kommission nicht nur vor- 
erst, sondern auf Dauer gelten. 

Die Bundesregierung stimmt mit der EG-Kom- 
mission überein, daß jetzt eine endgültige Regelung 
der Freizügigkeitsfrage im Verhältnis der Europäi- 
schen Gemeinschaft zur Türkei anzustreben ist. 
Das entspricht im übrigen den Verpflichtungen, die 
die Vertragsparteien mit dem Assoziierungsabkom- 
men von 1963 und dem Zusatzprotokoll hierzu von 
1970 eingegangen sind. 

Auch was den Inhalt der Kommissionsvorschläge 
betrifft, besteht in wichtigen Punkten Übereinstim- 
mung mit den Positionen der Bundesregierung. Mit 
der EG-Kommission ist die Bundesregierung der 
Auffassung, deiß eine abschließende Freizügigkeits- 
regelung im wesentlichen den Status der gegenwär- 
tig schon in der Europäischen Gemeinschaft ansäs- 
sigen türkischen Arbeitnehmer und ihrer Familien- 
angehörigen konsolidieren und verbessern muß. 
Und ebenso wie die EG-Kommission meint auch die 
Bundesregierung, daß für den Neuzugang von türki- 
schen Arbeitnehmern und den Familiennachzug 
Regelungen gefunden werden müssen, die es Ge- 
meinschaft und Mitgliedstaaten ermöglichen, ihrer 
Verantwortung für den Lebensstandard der Bevöl- 
kerung, die Beschäftigung und insbesondere auch 
die Ausländerintegration jederzeit in vollem Um^ 
fang gerecht zu werden. 

Die EG-Kommission erarbeitet zur Zeit konkrete 
und detaillierte Vorschläge für die Verhandlungen 
mit der Türkei. Erst danach wird sich feststellen 
lassen, inwieweit die Übereinstimmung von EG- 
Kommission und Bundesregierung im einzelnen 
reicht. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Würtz. 

Würtz (SPD): Herr Staatssekretär, wie steht die 
Bundesregierung zu einer Gemeinschaftspriorität 
bei dem Zugang zum EG-Arbeitsmarkt? 

Höpfinger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, wie 
ich Ihnen gesagt habe: Zuerst sind die Einzelver- 
handlungen abzuwarten. Zum Beispiel sind für 
heute weitere Verhandlungen angesetzt. Erst wenn 
diese Verhandlungen abgeschlossen sind, läßt sich 
Endgültiges sagen. 

Vizepräsident Westphal: Keine weitere Zusatzfra- 
ge. — Dann rufe ich die Frage 37 des Abgeordneten 
Weisskirchen (Wiesloch) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung Dr. Blüm, der laut Heft 4/1986 
des „Deutschland magazin“ Herrn Kurt Ziesel zu dessen 
75. Geburtstag „Schaffenskraft“ wünscht, in Heft 5/1975 des 
„Deutschland magazin“ als „für politische Geschmacklosig- 
keiten und extreme Linkslastigkeit bekannter Sozialphan- 
tast der CDU“ bezeichnet wurde? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 


Höpfinger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege (C) 
Weisskirchen, das Zitat im „Deutschland magazin** 
über Norbert Blüm aus dem Jahr 1975 ist bekannt. 

Es gehört zur journalistischen Freiheit, einen Vor- 
wurf durch sprachliche Übertreibung selbst ins Ab- 
surde zu führen. Und es gehört zur politischen Ge- 
lassenheit, Gras darüber wachsen zu lassen. 

(Duve [SPD]: Gilt das auch für Dieter Hil- 
debrandt und den „Scheibenwischer“? Da- 
für müßte die Einstellung der Bundesregie- 
rung wohl auch gelten!) 

Vizepräsident Westphal; Die Zusatzfrage geht zu- 
nächst an Herrn Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Staatssekre- 
tär, worauf bezieht sich nach Ihrer Auffassung der 
Glückwunsch von Arbeitsminister Blüm bezüglich 
der Schaffenskraft von Herrn Ziesel? Ich erinnere 
an ein Zitat, in dem Herr Ziesel sehr deutlich for- 
muliert hat: „Man kann bedeutende Menschen in 
zwei Klassen unterscheiden, je nachdem ob der 
Kopf oder das Herz vorwiegt. Hitler würde sich ent- 
schieden zu den Herzensmenschen rechnen. Nicht 
etwa, daß ich seine intellektuellen Fähigkeiten ge- 
ringschätzte — im Gegenteil — , aber das mittlere 
Bewegungsorgan, der Herd, worauf die Flut sich 
entfacht, in der seine Gedanken geschmiedet wer- 
den, ist das Herz.“ Bezieht sich darauf auch der 
Glückwunsch, den Herr Blüm ausgesprochen hat? 

Höpfinger, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeordne- 
ter Weisskirchen, Sie sprechen die Schaffenskraft 
an. Wenn jemand einem 75jährigen Mann Schaf- (d) 
fenskraft wünscht, dann hängt das mit dem Lebens- 
alter zusammen und nicht damit, was dieser oder 
jener Beglückwünschte in früheren Jahren oder 
Jahrzehnten geäußert hat. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 

Herr Abgeordneter Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Wenn Sie das im 
Blick auf die früheren Tätigkeiten von Herrn Ziesel 
jetzt relativiert haben, wie stehen Sie dann zu folge- 
dem Zitat, das Herr Ziesel erst vor wenigen Tagen 
veröffentlicht hat? Er spricht von „Genscher als 
Bruder kommunistischer Gewalttäter und Vollzugs- 
organ der Weltrevolution“, und etwas später heißt 
es im gleichen Artikel, daß „er, Genscher, ein fast 
perfekter Zusammenspieler im internationalen 
Kampf gegen den Terrorismus sei“. Bezieht sich 
auch darauf der Glückwunsch an Schaffenskraft, 
den Herr Dr. Blüm ausgesprochen hat? 

Höpfinger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Weisskirchen, Ihre Frage zielte darauf ab, warum 
der Herr Minister dem zu Gratulierenden Schaf- 
fenskraft gewünscht hat. Darauf habe ich geantwor- 
tet. Ich glaube nicht, daß ein Glückwunsch zum Ge- 
burtstag eine Beurteilung dessen ist, was der Be- 
glückwünschte sagt oder schreibt. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, darf man 
Ihre letzte Bemerkung so verstehen, daß sich der 
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(A) Bundesarbeitsminister nicht mit dem Schaffen von 
Herrn Ziesel vor und nach 1945 identifizieren woll- 
te? 

Höpfinger, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeordne- 
ter, ich möchte Sie bitten, diese Frage schriftlich an 
den Minister zu steilen. Es wird doch einen Grund 
gehabt haben, daß der Minister gratulierte. 

(Kuhlwein [SPD]: Wozu stehen Sie eigent- 
lich hier?) 

Und wenn Sie mich fragen, möchte ich darauf ant- 
worten, daß der Minister einem Jubilar gratuliert 
hat. Da hinein kann man nicht alles interpretieren, 
was Sie gern möchten. 

Vizepräsident Westphal; Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Peter (Kassel). 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär Höp- 
finger, wollen Sie damit zum Ausdruck bringen, daß 
sich im Bundesarbeitsministerium, wenn zu Jubi- 
läumsgeburtstagen Persönlichkeiten gratuliert 
wird, nicht mit dem Gesamtwerk der zu ehrenden 
Persönlichkeit auseinandergesetzt wird? 

Höpfinger, Pari. Staatssekretär: Es werden Per- 
sönlichkeiten vorgeschlagen, die ein Jubiläum fei- 
ern. Auf dieser Grundlage wird der Glückwunsch 
ausgesprochen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Schreiner. 

(B) Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, hat sich die 
Bundesregierung möglicherweise bei Herrn Ziesel 
in den vergangenen Wochen darum bemüht, das 
von Herrn Kollegen Weisskirchen gebrachte Zitat 
insoweit auf den Boden der Wirklichkeit zurückzu- 
führen, als sich der Bundesarbeitsminister in den 
letzten Jahren nicht wegen Links lastigkeit, sondern 
wegen Rechtslastigkeit hervorgetan hat, so daß das 
Wort „bekannter Sozialphantast“ ersetzt werden 
müßte durch das Wort „bekannter Sozialabbauler“. 

Höpfinger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schreiner, der Herr Minister hat einem Jubilar gra- 
tuliert. Ich betone nochmals, daß da nicht alles zur 
Beurteilung ansteht, was der Beglückwünschte je 
einmal gesagt oder geschrieben hat. Vielmehr wird 
die Tatsache, daß er 75 Jahre alt geworden ist, als 
Anlaß des Glückwunsches angesehen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, der Jubilar 
Herr Ziesel ist bereits mehrfach Gegenstand von 
parlamentarischen und anderen Erörterungen in 
der deutschen Öffentlichkeit gewesen. Niemand 
will ihm die Freude darüber nehmen, daß er diesen 
Geburtstag so schön hat feiern können. Aber ist 
nicht diese erstaunliche Versammlung von Gratu- 
lanten aus der Bundesregierung ein Indiz dafür, 
daß es — ohne Herrn Genscher, der ja hier immer 
wieder getadelt wird — eine Art Absprache gegeben 
hat, gemeinsam an Ziesels Geburtstag in dieser fast 
dramatischen Weise aufzutreten? 


Höpfinger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege (C) 
Duve, eine Absprache darüber, wer beglückwünscht 
wird, wird es sicher nicht geben. 

Vizepräsident Westphal: Ein Zusatzfrage der Ab- 
geordneten Frau Hüriand. 

Frau Hüriand (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie mir zustimmen, daß es üblich ist, daß 
bekannte Persönlichkeiten bekannten Persönlich- 
keiten gratulieren? Würden Sie genausowenig aus 
dem Glückwunsch des damaligen Bundeskanzlers 
Brandt an Herrn Breschnew schließen wollen, daß 
er die Politik des Herrn Breschnew gutheißt? 

Höpfinger, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
kann Ihrer Meinung nur zustimmen. 

(Frau Hüriand [CDU/CSU]: Danke!) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Kastning. 

Kastning (SPD): Herr Staatssekretär, ich darf 
doch wohl davon ausgehen, daß ein Minister, wenn 
er jemanden zum 75. Geburtstag gratuliert, damit 
der vollen Persönlichkeit des Betreffenden seine 
Referenz erweist. Vor diesem Hintergrund möchte 
ich fragen: Wenn der Minister zur Schaffenskraft 
gratuliert hat oder ihm diese gewünscht hat, kön- 
nen Sie mir dann bestätigen, daß der Herr Ziesel 
dann wohl vor elf Jahren, als er das bekannte Zitat 
über Herrn Blüm geschrieben hat, also mit 65 Le- 
bensjahren, sicher auf der vollen Höhe seiner 
Schaffenskraft gewesen sein muß? 

Höpfinger, Pari. Staatssekretär: Ich muß noch ein- 
mal darauf hinweisen, daß der Glückwunsch zum 
75jährigen Geburtstag an einen Jubilar nicht davon 
ausgeht, was vor zehn Jahren oder wann geschrie- 
ben wurde. Ich habe auch in meiner Antwort darauf 
hingewiesen, daß Dinge, die damals geschrieben 
wurden, in einem gewissen Sinne überzogen waren, 
aber daß man darüber auch einmal mit Gelassen- 
heit hinweggehen soll. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Fellner. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
wir auf Grund des bisherigen Wortwechsels davon 
ausgehen, daß sich die Bundesregierung schon vor- 
sorglich jetzt Gedanken darüber macht, ob sie auf 
Grund der Umstände dem Kollegen Brandt zu ei- 
nem allfälligen Geburtstag gratulieren wird? 

Höpfinger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, ein verdienter Jubilar wird auf jeden Fall 
Glückwünsche von Mitgliedern der Bundesregie- 
rung erhalten. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers für Ar- 
beit und Sozialordnung. Ich danke dem Herrn 
Staatssekretär für die Beantwortung der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters der Verteidigung auf. Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Würzbach steht zur Beantwortung 
der Fragen zur Verfügung. Es sind aber nicht sehr 
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(A) viele übriggeblieben, denn die Fragen 38 und 39 des 
Abgeordneten Dr. Struck, die Fragen 40 und 41 des 
Abgeordneten Gerstl (Passau) und die Fragen 42 
und 43 des Abgeordneten Kolbow werden auf 
Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen also zur Frage 44 der Abgeordneten 
Frau Fuchs (Verl). Sie ist nipht im Saal. Dann wird 
gemäß der Geschäftsordnung verfahren. Das gilt 
auch für die Frage 45. 

Wir kommen zur Frage 46 des Abgeordneten 
Pauli. 

Ist die Bundesregierung bereit, den Hauptabteilungsleiter 
Rüstung beim Bundesministerium der Verteidigung bei ei- 
nem Vorgehen gegen den Sender Freies Berlin zu unterstüt- 
zen, da es auf Seite 11 des auf Anfrage zu erhaltenden Sende- 
manuskriptes „Der Zusammenhang zwischen Politik und 
Verbrechen“ vom 6. April 1985 wörtlich heißt, „daß der 
Strauß- Intimus Schnell bei der Ermordung des Dr. Praun die 
Fäden gezogen habe“, und wie beurteilt die Bundesregierung 
diese Aussage? 


Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Verteidigung: Herr Präsident! Herr Kollege 
Pauli! Mit Beschluß vom 14. Mai 1986 — also sehr 
frisch — hat die zehnte Zivilkammer des Landge- 
richts München 1 gegen den Autor wie gegen den 
Verlag 30 000 DM Ordnungsgeld auf Antrag von Mi- 
nisterpräsident Franz Josef Strauß verhängt. Mit 
Beschluß vom 25. März dieses Jahres hat das glei- 
che Landgericht, die neunte Zivilkammer, eine 
einstweilige Verfügung auch gegen beide, Autor wie 
Verlag, auf Antrag des Rüstungshauptabteilungslei- 
ters Schnell verhängt. Der Verlag wie der Autor 
haben auf Rechtsmittel verzichtet, das heißt, sie ha- 
ben ihre Schuld anerkannt. 

Der von Ihnen hier noch einmal in der Frage- 
stunde bemühte Passus stammt von einem Zeugen, 
der vor Gericht die zitierte Aussage wieder zurück- 
nahm. Wenn Sie in dem von Ihnen angeführten 
Manuskript nur zwei Absätze weiterlesen, dann 
wird deutlich, deiß dieser von Ihnen berufene Zeuge 
wegen uneidlicher Falschaussage verurteilt wurde. 

Vizepräsident Westphai: Herr Pauli, eine Zusatz- 
frage. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, ist der Bundes- 
regierung bekannt, daß es auch in dem Sendema- 
nuskript des Südwestfunks vom 2. September 1985 
auf gleicher Seite und im Sendemanuskript des 
Westdeutschen Rundfunks vom 17. März 1985 auf 
Seite 17 wörtlich heißt — ich zitierte — , daß 
„Strauß-Intimus Schnell auch mit dem Fall Vera 
Brühne zu tun gehabt und bei der Ermordimg des 
Dr. Braun die Fäden gezogen habe''. Ergibt sich dar- 
aus ein einheitliches Vorgehen gegen alle drei 
Rundfunkanstalten? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
verweise auf meine Antworten in früheren Frage- 
stunden sowie auf die eben gemachten Ausführun- 
gen, das Zitieren rechtskräftig vorliegender, von 
dem Beklagten anerkannter Urteile. 


Vizepräsident Westphal: Noch eine Zusatzfrage, (C) 
Herr Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, was ist nach 
Auffassung der Bundesregierung dafür maßgebend, 
daß bisher wegen derselben Aussagen nur gegen 
das Bonner Alternativblatt „Die Schnüß" und den 
kleinen Gießener Focus-Verlag vorgegangen wor- 
den ist, während die drei großen Rundfunkanstal- 
ten ungeschoren blieben? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Die Rundfunkan- 
stalten, Herr Kollege, beziehen sich auf das vorlie- 
gende Buch, über dessen Qualität und juristische 
Gewichtung ich hier geredet habe. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Würzbach, können 
Sie sich vorstellen, daß es auch andere mögliche 
Gründe für einen Rechtsmittelverzicht gibt als die 
von Ihnen behauptete Anerkennung einer Schuld, 
nämlich z. B. den Umstand, daß jemand das Kosten- 
risiko eines so teuren Verfahrens nicht tragen 
kann? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Ich habe hier 
nicht Mutmaßungen über das anzustellen, was man 
sich hypothetisch, theoretisch aus unterschiedlicher 
Sicht vorstellen kann, sondern ich habe hier auf 
klare Fragen an Hand von Fakten zu antworten. 

Dies habe ich getan. 

(Mann [GRÜNE]: Von Anerkennung ist da 
sicher nicht die Rede!) 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 47 des 
Abgeordneten Pauli auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, den Hauptabteilungsleiter 
Rüstung beim Bundesministerium der Verteidigung bei ei- 
nem Vorgehen gegen den Sender Freies Berlin zu unterstüt- 
zen, da es axif Seite 12 des auf Anfrage zu erhaltenden Sende- 
manuskriptes „Der Zusammenhang zwischen Politik und 
Verbrechen“ vom 6. April 1985 wörtlich heißt: „Hentges Aus- 
sage aus dem Jahre 1976 wurde nie öffentlich bekannt We- 
der das Verteidigungsministerium noch die Münchener 
Staatsanwaltschaft versuchten, seinem Hinweis nachzuge- 
hen. Dabei war immerhin ein hoher Beamter der Hardthöhe, 

Karl- Helmut Schnell, als Hintermann des Pöckinger Doppel- 
mordes beschuldigt worden. Warum sind die Behörden hier 
nicht um Aufklärung bemüht? Ist ihnen der Ruf eines der 
mächtigsten Männer des Ministeriums gleichgültig? Oder 
werden hier Ermittlungen unterlassen, weil man etwas ver- 
tuschen will?“, und wie beurteilt die Bundesregierung diese 
Aussage? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Pau- 
li, auch hier verweise ich auf früher und heute gege- 
bene Antworten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, ist der Bundes- 
regierung bekannt, daß die zitierten Passagen aus 
dem SFB-Sendemanuskript, wonach beispielsweise 
den Behörden der Ruf eines der mächtigsten Män- 
ner des Ministeriums gleichgültig sei, wörtlich so 
auch in den Manuskripten des Westdeutschen 
Rundfunks und des Südwestfunks stehen? 
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(A) Würzbach, Pari. Staatssekretär; Die Bundesregie- 
rung bewertet keine Manuskripte, keine Rundfunk- 
sendungen. Dies steht ihr in einem freien Staat mit 
freien Medien nicht zu. Das Manuskript habe ich 
wegen Ihrer wiederholten Nachfragen gelesen. Ich 
weise Sie noch einmal darauf hin: Lesen Sie mal 
zwei Absätze weiter als das, was Sie zitiert haben. 
Da wird selbst von diesem Sender zitiert, daß die 
Aussagen inzwischen vor dem Gericht revidiert 
oder gar mit Strafen belegt wurden. 

Vizepräsident Westphat: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, ist zu erwarten, 
daß nicht nur gegen das Bonner Alternativblatt 
„Die Schnüß“, sondern auch gegen die Rundfunkan- 
stalten — beispielsweise gegen den Westdeutschen 
Rundfunk — vorgegangen wird, da es auf Seite 19 
des Sendemanuskriptes heißt, daß der frühere Anti- 
korruptionsreferent und heutige Hauptabteilungs- 
leiter „Rüstung“ die Arbeit des parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses, der die Korruptionsaf- 
färe um den Schützenpanzer HS 30 aufklären sollte, 
erschwert und sogar Beweismaterial zurückgehal- 
ten habe, um seine christdemokratischen Partei- 
freunde zu schützen? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, je- 
der, der sich mit diesen Vorgängen seriös beschäf- 
tigt und solide die Folgerungen zieht aus dem, was 
jüngst noch einmal das zitierte Landgericht zu den 
beiden Verfügungen gesprochen hat, der sich auch 

(B) ansieht, wer die Autoren sind, zu der eine rechts- 
kräftig verurteilte Terroristin zählt, der sieht kei- 
nen Anlaß, hier in der Form noch über das Veran- 
laßte hinaus tätig zu werden. Hier ist die Unbe- 
scholtenheit unseres Rüstungshauptabteilungslei- 
ters Schnell und anderer in Rede stehender Perso- 
nen völlig klar. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Würzbach, gebietet 
denn nicht die Möglichkeit weiterer Sendungen der 
erwähnten Art, auf die sich der Kollege Pauli be- 
zieht, nachdem Sie jetzt für Herrn Schnell Recht- 
schutz im Vorgehen gegen eine Alternativzeitung 
gewährt haben, auch ein rechtliches Vorgehen ge- 
gen diese öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, 
die einen viel weiteren Zuhörerkreis erreichen? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär; Die Sendeanstal- 
ten bezogen sich auf das Buch und auf die Autoren 
in diesem Buch. Das Urteil gegenüber Autor und 
Buch ist gesprochen. Ich habe es zitiert; Sie werden 
im Protokoll nachlesen, an welchem Tag welches 
Urteil von welcher Kammer gesprochen wurde. 

Vizepräsident Westphat: Ich rufe die Frage 48 des 
Abgeordneten Dr. Kübler auf: 

Wird die Bundesregierung die zuständigen kommunalen 
Stellen über die Lagerorte der chemischen Altwaffen nun- 
mehr informieren, nachdem die amerikanische Regierung 
ihre Bereitschaft erklärt hat, alle chemischen Altwaffen, die 
in der Bundesrepublik Deutschland lagern, abzuziehen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 


Würzbach, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege (C) 
Kübler, die Bundesregierung bleibt bei der alten 
Praxis, die Ihnen bekannt ist, einer Praxis, die bis- 
her alle Bundesregierungen geübt haben. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Abge- 
ordneter Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Darf ich mir erlauben, darauf 
aufmerksam zu machen, daß ja wohl dadurch, daß 
die Vereinigten Staaten erklärt haben, die chemi- 
schen Altwaffen aus der Bundesrepublik abzuzie- 
hen, nun in der Tat auch eine neue Situation inso- 
fern entstanden ist, als die Geheimhaltungs- oder 
andere Bedürfnisse auf jeden Fall einer neuen Be- 
wertung zu unterziehen sind, auf jeden Fall dann — 
wenn ich das noch sagen darf 

Vizepräsident Westphal: Sie müssen es; Sie müs- 
sen noch ein Fragezeichen anbringen, Herr Dr. 
Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Also, meine Frage ist die, welche 
Gründe denn auf Grund dieser neuen Situation 
heute noch bestehen, nicht bekanntzugeben, wo 
chemische Altwaffen in der Bundesrepublik la- 
gern. 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Gründe heute sind die Gründe, wie sie vor zwei, 
fünf, zehn, 25 Jahren gewesen sind. Erfreulicher- 
weise — wir haben viele Debatten darüber geführt 
— wird sich in ein paar Jahren die Situation bei uns 
in Deutschland im Hinblick auf diese Waffen grund- 
legend ändern. Sie hat sich aber heute faktisch (D) 
noch nicht geändert. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu- 
satzfrage, Herr Dr. Kübler. ' 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich 
davon ausgehen, daß die Aussage, daß bis zum 
Jahre 1992 die Altwaffen abgezogen seien, zutrifft, 
und kann man weiter davon ausgehen — es ist wohl 
erlaubt, diese zweite Halbfrage zu stellen — , deiß die 
Waffen bis dahin noch einsatzfähig gehalten wer- 
den sollen, weil ja ihr Standort nicht bekanntgege- 
ben wird? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Natürlich müssen 
Waffen, die bei uns gelagert werden, in jeder Hin- 
sicht einsatzbereit und in jeder Hinsicht sicher sein. 

Die Daten des Abzuges — das haben wir in der 
Debatte hier erörtert — werden eingehalten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, wenn der 
Verteidigungsminister so auf die Geheimhaltung 
der Standorte gegenüber der deutschen Bevölke- 
rung erpicht ist, ist er dann wenigstens bereit, ame- 
rikanischen Veröffentlichungen über eben diese 
Standorte nicht zu widersprechen? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, in 
dem Moment, in dem die Sowjetunion entspre- 
chende Standorte bekanntgibt, werden wir unver- 
züglich — wir haben das ein paarmal erörtert — 
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(A) auch unsere Standorte bekanntgeben. Es gibt die 
eine oder andere Veröffentlichung privater ameri- 
kanischer Organisationen über die eine und andere 
Lagerstätte bei uns, aber keine Veröffentlichungen, 
die der NATO- Abmachung entsprechen, die wir mit 
den Amerikanern gemeinsam getroffen haben. 

Vizepräsident Westphai: Wir sind damit am Ende 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers für 
Verteidigung. Ich danke dem Herrn Staatssekretär 
für die Beantwortung der Fragen. 

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit 
Die Frage 49 des Herrn Abgeordneten Dr. Weng 
(Gerlingen) und die Fragen 50 und 51 der Abgeord- 
neten Frau Dr. Segall werden auf Wunsch der Fra- 
gesteller schriftlich beantwortet Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für das Post- und Fernmeldewesen. 
Der Parlamentarische Staatssekretär, Herr Rawe, 
steht zur Beantwortung der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 52 des Herrn Abgeordneten 
Paterna auf: 

Wie viele Beamte, Angestellte und Arbeiter waren in den 
Jahren 1975, 1980 und 1985 im Schalterdienst der Deutschen 
Bundespost beschäftigt, und wie war der Anteil von Voll- und 
Teilzeitkräften in den jeweiligen Jahren? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident, 
^ ^ ich bitte um die Erlaubnis, wegen des Sachzusam- 
menhangs gleich die Frage 53 mitbeantworten zu 
dürfen. 

Vizepräsident Westphai: Der Fragesteller ist ein- 
verstanden. Dann rufe ich auch die Frage 53 des 
Abgeordneten Paterna auf: 

Wie sieht das Anforderungsprofil an einen Beschäftigten 
im Schalterdienst der Deutschen Bundespost konkret aus, 
bezogen auf die zu beherrschenden Arbeitsabläufe, und wel- 
che Vergleichsmöglichkeiten bieten sich mit anderen Wirt- 
schaftsbereichen im Hinblick auf Arbeitsinhalte und Bezah- 
lung? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
Zahlen in der von Ihnen gewünschten Unterschei- 
dung liegen der Bundesregierung zur Zeit nicht vor, 
da sie in dieser Schneidung im Bundesministerium 
für das Post- und Fernmeldewesen auch nicht benö- 
tigt werden. Sie müßten bundesweit ermittelt wer- 
den, was etwa drei bis vier Wochen Zeit beanspru- 
chen würde. 

Ich möchte aber im einzelnen noch folgendes an- 
merken. Beim Schalterdienst handelt es sich um 
hoheitliche Tätigkeit, die grundsätzlich Beamten zu 
übertragen ist. Auf Arbeitsplätzen mit voller Wo- 
chenarbeitszeit werden bis auf Einzelfälle Beamte 
beschäftigt, Angestellte und Arbeiter nur in Aus- 
nahmefällen. 

Auf Arbeitsplätzen mit einer Wochenarbeitszeit 
von weniger als 40 Stunden werden teilzeitbeschäf- 
tigte Beamtinnen und Beamte sowie Angestellte 
eingesetzt, Arbeiter nur dann, wenn nicht der 


Schalterdienst, sondern andere Tätigkeiten des ein- (C) 
fachen Dienstes für die Einordnung bestimmend 
sind. Dies gilt vor allem für den Schalterdienst bei 
kleinen Amtsstellen. 

Beschäftigte im Schalterdienst der Deutschen 
Bundespost müssen neben kundendienstlichem 
Verhalten ausreichende Fachkenntnisse und Fer- 
tigkeiten zur Wahrnehmung der dort vorkommen- 
den Aufgaben des Brief-, Paket-, Anweisungs-, Post- 
giro-, Sorten-, Scheck-, Postsparkassen- und Fern- 
meldedienstes sowie des Kassenwesens und des 
Zahlungsverkehrs aufweisen. Dies betrifft insbe- 
sondere Leistungsangebot, Versendungsbedingun- 
gen, Annahmevorschriften, Gebührenvorschriften, 
Sicherheitsvorschriften; Buchführung, Anschlüsse 
und Abrechnungen müssen selbstverständlich auch 
beherrscht werden. 

Vergleichsmöglichkeiten mit anderen Wirt- 
schaftsbereichen gibt es wegen der besonderen Na- 
tur der Postdienstleistungen nicht, auch nicht etwa 
im privaten Banken- und Sparkassengewerbe, weil 
die dortigen Dienstleistungen, z. B. Kreditgeschäfte, 
nicht mit dem bei der Bundespost wahrzunehmen- 
den Schalterdienst vergleichbar sind. Deshalb gibt 
es auch keine Vergleichsmöglichkeiten hinsichtlich 
der Bezahlung. 

Vizepräsident Westphai: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
die ins einzelne gehenden Angaben nicht mit Zah- 
len belegen können, können Sie mir sagen, wie sich 
die Zahl der im Schalterdienst beschäftigten Kräfte 
insgesamt — jetzt also ohne Differenzierungen — 
in diesem Zehnjahreszeitraum entwickelt hat? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Sie hat sich — aber 
bitte, Herr Kollege Paterna, dies sage ich nur aus 
dem Gedächtnis — infolge der ständig angepaßten 
Vermessung verringert. Um wieviel, kann ich Ihnen 
nicht exakt sagen, aber ich meine, rundgerechnet 
um ein Zehntel. 

Vizepräsident Westphai: Eine weitere Zusatzfrage, 

Herr Paterna. 

Paterna (SPD): Als Nachfrage zum Stichwort »An- 
forderungsprofil“: Herr Staatssekretär, wie würden 
Sie — wenn man schon nicht mit anderen Berei- 
chen vergleichen kann — die Entwicklung in den 
letzten zehn Jahren einschätzen? Sind die Anforde- 
rungen an die im Schalterdienst Beschäftigten auf 
Grund veränderter Dienstleistungen eher gestiegen 
oder eher geringer geworden? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Man wird sicherlich 
abwägen müssen, wie man das eine oder das andere 
einzuordnen hat. Ich würde schon sagen, daß sie im 
allgemeinen schwerer geworden sind, aber sie wer- 
den sich weiter verändern, denn Sie wissen ja, daß 
wir unsere Schalter demnächst mit Terminals aus- 
rüsten wollen, und das Bedienen solcher Terminals 
wird auf der einen Seite Erleichterungßn bringen, 
auf der anderen Seite aber auch mehr Fachkennt- 
nisse notwendig machen. Wir hoffen — das sage ich 
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(A) mit Bezug auf Ihre erste Frage — , daß wir das Ein- 
richten von Terminals dazu nutzen können, noch 
mehr Möglichkeiten des Kundendienstes und der 
Beratung zur Verfügung zu haben. 

Vizepräsident Westphai: Herr Paterna, Sie haben 
eine weitere Zusatzfrage und dann sogar noch 
eine. 

Paterna (SPD): Von den neuen Terminals einmal 
abgesehen, Herr Staatssekretär: Wenn das Anforde- 
rungsprofil tendenziell gestiegen ist — so habe ich 
Sie verstanden — , sehen Sie dann einen Anlaß 
dazu, die im Schalterdienst Beschäftigten anders zu 
bewerten und einzugruppieren, oder hat es dazu in 
letzter Zeit keine Überlegungen gegeben? 

Rawa, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
wie Sie wissen, finden solche Überlegungen laufend 
statt, wenn sich Veränderungen ergeben. Darüber 
hinaus Überlegungen anzustellen erscheint mir 
nicht erforderlich. 

Vizepräsident Westphai: Die letzte Zusatzfrage, 
Herr Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie die 
Terminals erwähnt haben, darf ich Sie fragen: Ist in 
der Einsatzplanung daran gedacht, den Produktivi- 
tätsgewinn, den diese Schalterterminals mit sich 
bringen werden, voll in Qualitätsverbesserungen 
der Dienstleistungen einzubringen, oder ist in er- 

(B) ster Linie daran gedacht, dies als Rationalisierungs- 
instrument einzusetzen, und, wenn ja, wie viele Ar- 
beitsplätze wären davon betroffen? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Ich darf das wiederho- 
len, was ich vorhin schon zum Ausdruck gebracht 
habe: Wir hoffen, den Gewinn weitgehend für besse- 
ren Kundendienst nutzen zu können. Ob sich das in 
vollem Umfange realisieren läßt, kann ich Ihnen 
deswegen nicht bestätigen, weil Sie so gut wie ich 
wissen, daß wir eben auch auf die Wirtschaftlichkeit 
zu achten haben. 

Vizepräsident Westphai: Die Fragen 54 und 55 des 

Abgeordneten Kretkowski sollen auf Wunsch des 
Fragestellers schriftlich beantwortet werden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich komme zu Frage 56 des Abgeordneten 
Berschkeit, der uns aber nicht mit seiner Anwesen- 
heit beehrt. Deswegen werden seine beiden Fragen, 
auch Frage 57, entsprechend der Geschäftsordnung 
behandelt. 

Wie sieht es mit Frage 58 des Abgeordneten Bern- 
rath aus? — Sie muß gleichfalls so behandelt wer- 
den. 

Die Fragen 59 und 60 des Abgeordneten Liedtke 
sowie 61 und 62 der Abgeordneten Frau Dr. Däub- 
ler-Gmelin sollen auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer- 
den als Anlagen abgedruckt. 

Damit sind wir am Ende des Geschäftsbereichs 
des Bundesministers für das Post- und Fernmelde- 


wesen. Ich bedanke mich für die Beantwortung der (C) 
Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Forschung und Technologie. Herr Par- 
lamentarischer Staatssekretär Dr. Probst steht zur 
Beantwortung zur Verfügung. 

Die Fragen 63 und 64 des Abgeordneten Zander 
sollen schriftlich beantwortet werden. Die Antwor- 
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 65 des Abgeordneten Vosen auf: 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung zu 
ergreifen, um den Empfehlungen des Wissenschaftsrates 
vom 16. November 1984 und der Forderung von informations- 
wissenschaftlichen Hochschullehrern vom 14. April 1986 zur 
Sicherung der bestehenden Grundlagen und der künftigen 
Infrastruktur der Fachinformation in der Bundesrepublik 
Deutschland außerhalb der Hochschulen gerecht zu wer- 
den? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Vosen, Ihre Frage 65 beantworte ich wie folgt: Die 
Bundesregierung beabsichtigt, den Empfehlungen 
des Wissenschaftsrates und den Anforderungen der 
Praxis dadurch zu entsprechen, daß gemäß dem 
Vorschlag einer unabhängigen Expertenkommis- 
sion der Forschungs- und Entwicklungsteil der Ge- 
sellschaft für Information und Dokumentation, 

GID, in die GMD, die Gesellschaft für Mathematik 
und Datenverarbeitung, übernommen und der Ser- 
vice- und Dienstleistungsteil in private Träger- 
schaft und Verantwortung übergeführt wird. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage, Herr Vosen. 

Vosen (SPD): Herr Staatssekretär, wie gedenken 
Sie die Überführung der GID in die GMD, also in 
die Gesellschaft für Mathematik und Datenverar- 
beitung, für die Beschäftigten sozialverträglich zu 
gestalten, welche Vorstellungen hat das Ministe- 
rium dazu? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, da 
es sich hier um die Übertragung einer vergleichba- 
ren Tätigkeit in einer entsprechenden Gesellschaft 
handelt, wird diese Überführung vergleichsweise 
leicht vonstatten gehen. Gleichwohl kann es natür- 
lich Vorkommen, daß der einzelne nicht mehr im 
engeren Tätigkeitsbereich des bisherigen Arbeits- 
platzes beschäftigt sein wird. 

Vizepräsident Westphai: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Vosen. 

Vosen (SPD): Herr Staatssekretär, mit dem Wech- 
sel von der einen Einrichtung in die andere Einrich- 
tung ist sehr oft ein Umzug, ein Wohnungswechsel, 
sind viele andere Dinge mehr verbunden, die bei 
den Betroffenen natürlich zu Härten führen kön- 
nen: Gedenkt das Ministerium, in solchen Fällen 
finanzielle Hilfeleistungen zu gewähren? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Alternative, die für die GID gedroht hätte, war die 
Schließung dieser Einrichtung, weil der Wissen- 
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(A) schaftsrat die Weiterfinanzierung dieser Einrich- 
tung nicht empfohlen hatte. 

Die Bundesregierung ist derzeit bemüht, sozusa- 
gen eine zweiteilige Auffangposition vorzubereiten: 
die eine Position ist die GMD, die andere ist, wie ich 
vorgetragen habe, eine private Trägerschaft. Daß es 
für die Gesellschaft für Information und Dokumen- 
tation unter den ungünstigsten Voraussetzungen, 
die der Bundesminister für Forschung und Techno- 
logie nicht zu verantworten hat, natürlich auch ei- 
nige personelle Probleme geben wird, ist klar und 
kann nicht von der Hand gewiesen werden. Die 
Bundesregierung ist jedenfalls bereit, diesen Über- 
gang so reibungslos und so schonend wie möglich 
vonstatten gehen zu lassen. 

Vizepräsident Westphai: Ich rufe nunmehr die 
Frage 66 des Herrn Abgeordneten Vosen auf: 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um den Vor- 
schlägen von informationswissenschaftlichen Hochschulleh- 
rern zur Reorganisation der Gesellschaft für Information 
und Dokumentation vom 14. April 1986 zu folgen, damit die 
Gesellschaft für Information und Dokumentation in den 
Stand gesetzt wird, den dringenden Aufgaben der Gesell- 
schaft für Bund und Länder gerecht zu werden, und wird die 
Bundesregierung insbesondere die Besetzung von Führungs- 
positionen, die Aufhebung von Haushaltssperren und die not- 
wendige Reorganisation entscheiden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Vo- 
sen, die Forderung im Schreiben vom 14. April 1986 
nach Reorganisation der GID steht der klaren 
. Empfehlung des Wissenschaftsrats in seiner Stel- 
' ' lungnahme vom 16. November 1984 entgegen, „die 
Förderung der GID nicht fortzuführen“. 

Den Vorschlägen des Wissenschaftsrates nach 
einem „angemessenen Potential für die Dienstlei- 
stungs- und Forschungsaufgaben in einer Einrich- 
tung außerhalb der Hochschulen“ kommt die Bun- 
desregierung durch Umsetzung des Vorschlags 
nach, den die in der Antwort zur vorigen Frage 
erwähnte unabhängige Expertenkommission erar- 
beitet hat. 

Die Besetzung von Führungspositionen, die Auf- 
hebung von Haushalts sperren und sonstige organi- 
satorische Maßnahmen in der GID können nur im 
Hinblick auf die erwähnte Neuordnung getroffen 
werden. 

Die im Schreiben der Hochschullehrer enthaltene 
Sorge vor einer Überbetonung der Informations- 
technik wird nicht geteilt, da insbesondere die in- 
ternationale Entwicklung zeigt, daß den techni- 
schen Möglichkeiten immer größere Bedeutung in 
diesem Bereich zukommt und dem in der geplanten 
Struktur nur durch Eingliederung des Forschungs- 
und Entwicklungsteils in die Gesellschaft für Ma- 
thematik und Datenverarbeitung entsprochen wer- 
den kann. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage, Herr Vosen. 

Vosen (SPD): Herr Staatssekretär, Sie sprachen 
davon, daß ein Teil der Belegschaft — das sind ja 
insgesamt 350 Personen — in ein privates Unter- 
nehmen überführt werden soll, in dem diese Beleg- 


schaftsmitglieder dann unter Umständen anders (C) 
gestalteten Mitarbeiterrechten unterliegen, als sie 
das bisher kennen, und ein Teil der Mitarbeiter — 
das haben Sie hier nicht erwähnt — wird diesen 
Weggang eventuell nicht mitmachen, wird also 
praktisch stellungslos werden oder muß an anderer 
Stelle Beschäftigung suchen: Was ist denn seitens 
des Ministeriums für diesen Personenkreis vorge- 
sehen? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Da es sich teil- 
weise auch um soziale Besitzstände handelt, ist der 
Bundesminister für Forschung und Technologie be- 
strebt, die Personen, die möglicherweise Schwierig- 
keiten mit einem neuen Vertrag haben, anderweitig 
unterzubringen. Das Problem stellt sich natürlich 
im einzelnen Fall und kann heute nicht global be- 
antwortet werden. Wenn jemand einen angebote- 
nen Arbeitsplatz — und es soll jedem einer angebo- 
ten werden — partout nicht nehmen möchte, müßte 
er im Extremfall natürlich auch mit einer Kündi- 
gung rechnen. 

Vizepräsident Westphai: Sie haben noch eine Zu- 
satzfrage, Herr Vosen. 

Vosen (SPD): Ist in einem solchen Fall mit einer 
Abfindung zu rechnen, oder ist das mehr oder weni- 
ger dem einzelnen überlassen, die Nachteile selber 
zu tragen? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Über diese Frage 
ist beim derzeitigen Verhandlungsstand keine Aus- 
kunft zu geben, weil das von dem jeweiligen Einzel- (p) 
fall abhängt. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, da 
Sie auf die Frage des Kollegen Vosen bezüglich der 
künftigen Verteilung der Belegschaft, der dort täti- 
gen Forscher und des Nebenpersonals, nicht genau 
antworten können, können Sie mir vielleicht dar- 
stellen, wie die Grundstruktur aussehen wird und 
wann von Ihnen eine gewisse verbindliche Stellung- 
nahme kommt, damit den Menschen, die dort tätig 
sind, nicht angst und bange um ihre Arbeitsplätze 
wird? Wo sollen Sie insgesamt hin? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe in meiner vorherigen Antwort bereits ausge- 
führt, daß die Bundesregierung bemüht ist, jedem 
einen Arbeitsplatz anzubieten. Da es sich um die 
Gründung einer Dienstleistungsauffanggesellschaft 
handelt, wird es im Rahmen der Gestaltung dieser 
Gesellschaft sein, die Arbeit in einer neuen Einrich- 
tung zu organisieren. Hierzu von seiten der Bundes- 
regierung heute eine Auskunft zu geben ist nicht 
möglich. 

Vizepräsident Westphai: Ich rufe die Frage 67 des 
Abgeordneten Stahl auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffassung von in- 
formationswissenschaftlichen Hochschullehrern in ihrer 
Stellungnahme vom 14. April 1986 zur Reorganisation der 
Gesellschaft für Information und Dokumentation, in der fest- 
gestellt wird, daß die informationswissenschaftlichen Frage- 
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(A) Stellungen nicht nur unter technologischen Gesichtspunkten, 

sondern auch unter Beachtung der sozialen, organisatori- 
schen und ökonomischen Aspekte bearbeitet werden müssen 
und deshalb genügend Aufgaben für eine eigenständige In- 
frastruktureinrichtung auf diesem Gebiet vorhanden sind? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär; Herr Kollege 
Stahl, Ihre Frage 67 beantworte ich wie folgt. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß 
Fragen der Fachinformation unter den in der Frage 
erwähnten Gesichtspunkten bearbeitet werden 
müssen. Um dieser Forderung in besserer Weise zu 
genügen, als es der Gesellschaft für Information 
und Dokumentation, GID, nach der Stellungnahme 
des Wissenschaftsrates gelungen ist und als nach 
derselben Stellungnahme für die Zukunft zu erwar- 
ten wäre, verfolgt die Bundesregierung den von ei- 
ner unabhängigen Expertenkommission erarbeite- 
ten Vorschlag der Eingliederung des Forschungs- 
und Entwicklungsteils in die Gesellschaft für Ma- 
thematik und Datenverarbeitung und die Überfüh- 
rung des Dienstleistungsteils in private Träger- 
schaft. Das Konzept einer eigenständigen Infra- 
struktureinrichtung für die Fachinformation wird 
von der Bundesregierung nicht verfolgt. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage, Herr Stahl. 

Stahi (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, wenn 
die dort tätigen Wissenschaftler und Hilfskräfte zu 
einem großen Teil der GMD zugeführt werden sol- 
len: Was ergibt sich für die dort Tätigen? Ein Umzug 
nach Köln? Oder wie stellt sich die Bundesregie- 
' ' rung die Aufteilung des Personenkreises für diesen 
Tätigkeitsbereich eventuell auf andere Institutio- 
nen vor? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Da die Auffangge- 
sellschaft in diesem Fall die Gesellschaft für Mathe- 
matik und Datenverarbeitung ist, wird die Organi- 
sationsfrage Angelegenheit dieser Gesellschaft 
sein. 

Vizepräsident Westphal; Weitere Zusatzfrage, Herr 
Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
antworteten vorhin auf meine Zusatzfrage zu einer 
Frage des Herrn Kollegen Vosen, die in diesen Be- 
reich hineingehört, die Bundesregierung werde be- 
müht sein, jedem der dort Tätigen einen Arbeits- 
platz zur Verfügung zu stellen. Kann ich das so ver- 
stehen, daß die dort Tätigen keine Garantie auf 
einen Arbeitsplatz in einer anderen Institution er- 
halten und daß damit ein großer Teil eventuell ent- 
lassen werden soll? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
können es so verstehen, wie ich es ausgeführt habe, 
daß nämlich versucht wird, jedem einen Arbeits- 
platz anzubieten. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 68 des 
Abgeordneten Stahl auf: 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung getroffen, 
und welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung noch 
zu treffen, um das in den Stellungnahmen des Wissenschafts- 


rates vom 16. November 1984 und der informationswissen- (C) 
schaftlichen Hochschullehrer vom 14. April 1986 kritisierte 
Versagen der Aufsichtsorgane der Gesellschaft für Informa- 
tion und Dokumentation zu kompensieren bzw. künftig zu 
verhindern? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Die Frage 68 be- 
antworte ich wie folgt: 

Die Bundesregierung sieht in der Eingliederung 
in die GMD einerseits und der Privatisierung des 
Dienstleistungsteils andererseits ausreichend Ge- 
währ für eine erfolgreiche Tätigkeit der bisher bei 
der GID beschäftigten Mitarbeiter in den jeweiligen 
neuen Strukturen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, nun 
ist Ihre Antwort auf meine Frage nicht sehr er- 
schöpfend. Darf ich fragen, wie groß der Teil der 
Privatisierung, die Sie Vorhaben, ist? Ist es nicht so, 
daß mit dieser Privatisierung der interessanteste 
Teil, bezogen auf eine mögliche Vermarktung von 
Kenntnissen, einem Privatbetrieb übertragen 
wird? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Zu Ihrer Frage 
nach dem Volumen kann ich Ihnen insofern Aus- 
kunft geben, als nach dem heutigen Stand der Ver- 
handlungen vorgesehen ist, etwa 80 Personen in 
den Privatbereich zu überführen; das ist etwa ein 
Drittel. Der andere Teil soll in die GMD überführt 
werden. 

Es ist beabsichtigt, daß dieser Teil eine effektive 
Arbeit leistet. Wenn der Privatisierungsteil das be- (D) 
wältigt, dann ist auch die finanzielle und die mate- 
rielle Grundlage gegeben, und das Unternehmen ist 
ein Erfolg. Genau diesen Erfolg möchte die Bundes- 
regierung erreichen. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine Zusatzfrage, 

Herr Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, nun 
werden Sie sicherlich Verständnis dafür haben, daß 
die Forscher und Hilfskräfte, die dort tätig sind, in 
absehbarer Zeit gerne eine feste Zusage der Bun- 
desregierung dahin gehend hätten, was künftig mit 
ihnen geschehen soll. Ich darf Sie fragen, wann der 
Prozeß, den Sie derzeit eingeleitet haben, abge- 
schlossen ist, damit die dort Tätigen auch tatsäch- 
lich die Gewißheit haben: Bis dann und dann wis- 
sen wir, wo wir künftig sind und wo unser Arbeits- 
platz ist? Haben Sie — bezogen auf den Zeithori- 
zont, den Sie ja einmal darstellen können — klare 
zahlenmäßige Vorstellungen? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung hat auch hier klare Vorstellungen, 
wann das sein soll. Da es vertragliche Grundlagen 
noch nicht gibt, möchte ich keine Festlegung tref- 
fen, bevor diese vertragliche Regelung abgeschlos- 
sen ist Ich möchte Ihnen aber sagen, daß sich die 
Bundesregierung von Anfang an bemüht hat, den 
Übergangszeitraum so rasch wie möglich zu bewäl- 
tigen. Es gab einige Schwierigkeiten in den Ver- 
handlungen; das ist Ihnen bekannt Wir befinden 
uns jetzt in einer neuen Position. Es gibt eine neue 
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(A) Grundlage für diese Übernahme und für eine Über- 
gangsphase, die glaube ich, in einem erfreulichen 
Klima und wohl auch in einem erfreulichen Zeitho- 
rizont ablaufen wird. Die Bundesregierung ist be- 
müht, dieses Ziel aus den von Ihnen genannten 
Gründen so schnell wie möglich zu erreichen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Abge- 
ordneter Vosen. 

Vosen (SPD): Herr Staatssekretär, habe ich Sie 
richtig verstanden, daß sich die Bundesregierung 
bemüht, diese Überführung und Umstrukturierung 
für die dort beschäftigten Menschen nach besten 
Kräften sozialverträglich zu gestalten? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Sie haben mich 
ganz richtig verstanden, Herr Kollege. 

Vizepräsident Westphal: Damit können wir diesen 
Geschäftsbereich verlassen, denn die Fragen 69 und 
70 des Herrn Abgeordneten Voigt (Frankfurt) sollen 
auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwor- 
tet werden. Die Antworten werden als Anlagen ab- 
gedruckt Danke schön, Herr Staatssekretär für die 
Beantwortung. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- 
kanzlers und des Bundeskanzleramtes. Zur Beant- 
wortung der Fragen steht Staatsminister Vogel zur 
Verfügung, 

Ich rufe Frage 71 des Abgeordneten Peter (Kas- 
sel) auf: 

/o\ Sind die in Heft 4/1986 des „Deutschland-Magazin“ abge- 

' ' druckten Glückwünsche des Bundeskanzlers und anderer 

Mitglieder der Bundesregierung zum 75. Geburtstag von 
Kurt Ziesel korrekt wiedergegeben, und falls dies zutrifft, 
warum wurden die Glückwünsche nicht durch das Bundes- 
presseamt veröffentlicht? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Vogel, Staatsminister beim Bundeskanzler: Herr 
Kollege Peter, die in Heft 4/1986 des „Deutschland- 
Magazins“ abgedruckten Glückwünsche des Bun- 
deskanzlers zum 75. Geburtstag von Kurt Ziesel 
sind zutreffend wiedergegeben. Ich gehe davon aus, 
daß das auch für die übrigen abgedruckten Glück- 
wünsche von Mitgliedern - der Bundesregierung 
gilt. 

Zu dem zweiten Teil Ihrer Frage: Es ist nicht 
üblich, daß alle Glückwünsche des Bundeskanzlers 
vom Bundespresseamt veröffentlicht werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatsminister, wer- 
den Glückwünsche anläßlich von 75. Geburtstagen 
von Persönlichkeiten gleicher Bedeutung und 
gleichen Gewichts nie durch das Bundespresseamt 
veröffentlicht? 

Vogel, Staatsminister: Ich habe nicht gesagt, daß 
sie nie veröffentlicht werden, sondern ich habe ge- 
sagt, daß es nicht üblich ist, daß alle Glückwünsche 
veröffentlicht werden. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Peter. 


Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatsminister, kann (C) 
ich dann davon ausgehen, daß die Veröffentlichung 
in diesem Fall wegen der Peinlichkeit des Inhalts 
des Glückwunschschreibens des Bundeskanzlers 
unterblieben ist? 

Vogel, Staatsminister: Davon können Sie nicht 
ausgehen, Herr Kollege Peter. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Kuhlwein. 

Kuhlweln (SPD): Herr Staatsminister, können wir 
davon ausgehen, daß die Veröffentlichung der 
Glückwünsche vielleicht deshalb unterblieben ist, 
weil sie nur im Namen der der CDU/CSU angehö- 
renden Minister erstattet worden sind, oder sind die 
FDP-Minister mit inbegriffen? 

Vogel, Staatsminister: Ich glaube, daß das über- 
haupt keine zu treffende Erwägung war. Sie hat mit 
Sicherheit auch keine Rolle gespielt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatsminister, der Jubilar hat 
ja eine ganz außergewöhnliche Anzahl von Zusen- 
dungen und Glückwunschtelegrammen sehr hoch- 
stehender Persönlichkeiten und Mitglieder der 
Bundesregierung bekommen. 

Vizepräsident Westphal: Sie müssen aber zu einer 
Frage kommen, Herr Kollege. 

Duve (SPD): Insofern muß ich Sie schon fragen, 

Herr Staatsminister, wieso es bei einer so außerge- 
wöhnlichen Persönlichkeit nicht veröffentlicht wor- 
den ist? 

Vogel, Staatsminister: Ich habe Ihnen ja gesagt, 
daß es nicht üblich ist, alle Glückwünsche zu veröf- 
fentlichen. Hier ist die Entscheidung getroffen wor- 
den, daß sie nicht veröffentlicht werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatsminister, nach wel- 
chen allgemeinen Kriterien werden Glückwünsche 
veröffentlicht oder auch nicht veröffentlicht? Inwie- 
fern treffen in diesem Fall die von Ihnen hier gleich 
zu beschreibenden allgemeinen Kriterien zu? 

Vogel, Staatsminister: Dazu sind keine allgemei- 
nen Kriterien oder Richtlinien aufgestellt. Dies 
wird von Fall zu Fall entschieden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatsminister, nor- 
malerweise wird der größte Teil der Glückwünsche 
des Bundeskanzlers und von Mitgliedern der Bun- 
desregierung im Bulletin der Bundesregierung ver- 
öffentlicht 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben die Sor- 
gen!) 
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Stahl (Kempen) 

(A) Kann ich nach dem, was Sie dargestellt haben, da- 
von ausgehen, daß der Herr Bundeskanzler und die 
zuständigen Minister doch etwas Magenschmerzen 
hatten, gerade dieses Glückwunschschreiben in 
dem offiziellen Organ der Bundesregierung zu ver- 
öffentlichen? 

(Duve [SPD]: Ziesel als Magenbitter!) 

Vogel, Staatsminister: Ich gehe zunächst einmal 
davon aus, daß jeder, der einen Glückwunsch ge- 
schrieben hat, voll zu dem Inhalt dieses Glückwun- 
sches steht und deshalb überhaupt keine Schwie- 
rigkeiten hat und wegen des Glückwunsches keine 
Magenschmerzen bekommt, auch jederzeit bereit 
ist, dazu zu stehen und sich auch dazu zu äußern. 

Vizepräsident Westphal; Wir kommen zur Frage 72 
des Abgeordneten Peter (Kassel): 

War dem Bundeskanzler bei Abfassung seines Glückwun- 
sches zum 75. Geburtstag von Kurt Ziesel bekannt, daß Herr 
Ziesel in Heft 5/1973 des „Deutschland-Magazin“ über den 
damaligen rheinland-pfälzischen Ministerpräsidenten Kohl 
wie folgt geurteilt hatte: „(. . .) so fragt man sich ernstlich, auf 
welchem Dorf, abgeschnitten von aller Realität, dieser aal- 
glatte CDU-Politiker eigentlich lebt“? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Vogel, Staatsminister: Zur Frage 72, Herr Kollege 
Peter, folgende Antwort: Eine Äußerung des von 
Ihnen zitierten Inhalts aus dem Jahre 1973 hat bei 
der Entscheidung über einen Geburtstagsglück- 
wunsch im Jahre 1986 überhaupt keine Rolle ge- 
spielt. 

(B) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Abge- 
ordneter Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatsminister, der 
Bundeskanzler erwähnt in seinem Glückwunsch- 
schreiben, daß das literarische Schaffen sowohl die 
Belletristik als auch das politische Schrifttum er- 
faßt Würden Sie denn das Zitat gegenüber dem 
damaligen Ministerpräsidenten eher der Belletri- 
stik oder dem politischen Schrifttum zuordnen? 

Vogel, Staatsminister: Ganz sicher ist es so, daß, 
wenn eine solche Beurteilung über die Lebenslei- 
stung eines Menschen abgegeben wird, ganz sicher- 
lich nicht auf einzelne Beiträge, auf einzelne Sätze 
abgestellt wird. Im übrigen würde ich es Ihnen 
überlassen, die Einordnung vorzunehmen. Das ist 
unter Umständen auch eine Frage der persönlichen 
Bewertung, des persönlichen Geschmacks. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatsminister, ich 
nehme an, daß ich dann auch davon ausgehen kann, 
daß die Aussage des Glückwunschbriefs an den Ju- 
bilar, wo er den Abscheu des Herrn Ziesel vor jegli- 
cher Heuchelei anspricht, auch nichts mit diesem 
Zitat zu tun hat? 

Vogel, Staatsminister: Ich würde sagen, daß auf 
jeden Fall das Herrn Ziesel von manchen anderen 
unterscheidet. 


Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- (C) 
neten Kuhlwein, 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatsminister, hält der 
Bundeskanzler die Passage in seinem Glück- 
wunschschreiben, wo es wörtlich heißt: „Nichts be- 
fürchten Sie mehr als die Wiederholung einer totali- 
tären Entwicklung“, für vereinbar mit der von 
Herrn Ziesel 1960 in Nummer 7/8 der Zeitschrift 
„Europäischer Kulturdienst“ geäußerten Grundauf- 
fassung, wo das Grundgesetz als von den Siegern 
diktiert bezeichnet wurde 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

mit der Zielsetzung, Deutschland möglichst in Ohn- 
macht zu halten? 

(Duve [SPD]: Das ist der Erzfreund dieser 
Bundesregierung! — Fellner [CDU/CSU]: 

Ach, Kollege Duve! — Duve [SPD]: Herr 
Fellner, seien Sie mal still!) 

Vizepräsident Westphal: Augenblick, jetzt hat der 
Staatsminister das Wort. 

Vogel, Staatsminister: Ich habe Gott sei Dank we- 
der das Recht noch die Pflicht, hier auf Zwischen- 
rufe zu antworten. 

(Duve [SPD]: Aber die Güte, Herr Staats- 
minister!) 

— Weder das Recht, noch die Pflicht, Herr Kollege 
Duve, das möchte ich doch sagen. Sonst würde es 
mich sicher verleiten, dazu einiges zu sagen. 

Herr Kollege Peter, ich kann im Augenblick das 
Zitat, das Sie genannt haben, nicht nachprüfen. Ich 
weiß nur eines, daß nämlich der gesamte Lebens- 
weg von Herrn Ziesel deutlich macht, daß er a) 
unter der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 
gelitten hat und daß er b) zu den Gegnern dieser 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft gehört 
hat. 

(Duve [SPD]: Er war ein begeisterter Weg- 
bereiter! Bis 1935 war er Nazi! — Frau Hür- 
land [CDU/CSU]: Da waren Sie noch gar 
nicht geboren! Darüber können Sie gar 
nicht reden!) 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Zusatzfrage 
des Abgeordneten Stahl auf. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatsminister, wenn 
der Herr Bundeskanzler offizielle Glückwünsche 
verschickt, legen ihm ja die Mitarbeiter des Bun- 
deskanzleramtes einiges über die zu ehrende Per- 
son vor. Ist dieses Zitat, das Herr Ziesel, also der 
Geehrte, über den damaligen Ministerpräsidenten 
von Rheinland-Pfalz, Herrn Kohl, gesagt hat 

„(. . .) so fragt man sich ernstlich, auf welchem 
Dorf, abgeschnitten von aller Realität, dieser 
aalglatte CDU-Politiker eigentlich lebt.“ 

dem Herrn Bundeskanzler mit vorgelegt worden? 

Wird bei den Mitarbeitern Ihres Hauses, wenn Sie 
derartige Glückwünsche formulieren, nicht dieser 
Hintergrund berücksichtigt? Sie haben ja eben da- 
von gesprochen, daß Herr Ziesel eigentlich ein 
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Stahl (Kempen) 

(A) wohlverdienter Mann in der Bundesrepublik 
Deutschland ist. 

Vogel, Staatsminister: Ich habe Ihnen vorhin. 
Herr Kollege Stahl, gesagt, daß weder dieses noch 
andere Einzelzitate bei der Entscheidung darüber, 
ob ein Glückwunsch geschrieben wird und welchen 
Inhalt dieser Glückwunsch hat, eine Rolle gespielt 
haben. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatsminister, die ur- 
sprünglich gestellte Frage lautet ja, ob dem Herrn 
Bundeskanzler bei der Abfassung des Glückwun- 
sches dieses oder jenes bekannt war. Muß man 
denn bei der Vielzahl der Glückwünsche davon aus- 
gehen, daß der Herr Bundeskanzler die Glückwün- 
sche selber abfaßt? 

Vogel, Staatsminister: Erstens — Herr Kollege 
Hirsch, dies kennen ja sicher auch Sie — ist es 
üblich, daß Mitarbeit den Inhalt eines solchen 
Glückwunsches vorlegen, daß das abgezeichnet 
wird und daß der Glückwunsch dann rausgeht, ohne 
detß erst lange literarische Forschungen angestellt 
werden und auch noch Textanalysen angefertigt 
werden müssen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das ist doch wohl 
nicht richtig!) 

(B) Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Kastning. 

Kastning (SPD): Herr Staatsminister, da Sie in 
Ihrer Antwort vorhin aus der Beurteilung der Le- 
bensleistung von Herrn Ziesel sein genanntes Zitat 
über den Kanzler ausgeklammert haben und da 
schon andere Staatssekretäre auf andere Fragen 
gestern und heute immer wieder Passagen aus der 
Leistung des Herrn Ziesel zur Beurteilung ausge- 
klammert haben, darf ich Sie fragen, was aus der 
Sicht der Bundesregierung noch an Lebensleistung 
tatsächlich übergeblieben ist aus dem Schaffen der 
letzten fünf Jahrzehnte, wie es Herr Schäuble in 
seinem Glückwunsch ausdrückte, um diese Glück- 
wünsche aussprechen zu können? 

Vogel, Staatsminister: Auf jeden Fall erheblich 
mehr als das, worauf Sie sich jetzt zu kaprizieren 
versuchen. 

(Fellner [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatsminister, da Sie ge- 
sagt haben, einzelne Sätze spielten bei der Beurtei- 
lung der Lebensleistung keine Rolle, darf ich Sie 
fragen, welche positive Würdigung von deutschen 
Nachkriegsdemokraten oder deutscher demokrati- 
scher Kultur in der Bundesrepublik mit zum Be- 
standteil der Lebensleistung von Herrn Ziesel nach 
Auffassung der Bundesregierung zu rechnen sind. 


Vogel, Staatsminister: Auch da gibt es eine ganze (C) 
Menge, wenn Sie das Gesamtwerk nehmen und 
nicht der Neigung erliegen, einzelnes aus dem Zu- 
sammenhang zu reißen und das — was ja ihr Ver- 
such ist — sozusagen als die Summe der Lebenslei- 
stung darzustellen. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage, Frau Abge- 
ordnete Hürland. 

Frau Hürland (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
kann ich davon ausgehen, daß, vergleichbar dem 
Verhältnis zwischen Ziesel und Bundeskanzler 
Kohl, Herr Wehner und Herr Brandt Veröffentli- 
chungen unterschiedlicher Art gemacht und gleich- 
wohl einander zu den Geburtstagen ungeachtet der 
unterschiedlichen Veröffentlichungen die besten 
Wünsche zugeschickt haben? 

Vogel, Staatsminister: Dies ist allgemein üblich, 

Frau Kollegin Hürland, und entspricht auch gewis- 
sen Geboten der Höflichkeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatsminister, Sie hatten in 
einer der Antworten eben an einen meiner Kolle- 
gen auf das Lebenswerk abgehoben und hatten ge- 
sagt, Herr Ziesel anerkanntermaßen ein Geg- 
ner des Nationalsozialismus gewesen sei. Im Licht 
dieser Äußerung, die Sie im Namen der Bundesre- 
gierung hier abgegeben haben, möchte ich Sie fra- (d) 
gen, wie es denn zu vertreten ist, daß uns eine Fülle 
von Äußerungen des jungen, glühenden Nationalso- 
zialisten Kurt Ziesel vorliegen, u. a. diese, die hier 
sagt: 

So ist doch aus diesem Weltkrieg und seiner 
Schule die Entscheidung nun gefallen zugun- 
sten eines deutschen sozialen Lebens- und Ge- 
meinschaftsgefühls, zugunsten einer diktatori- 
schen Führung, die sich zur Auslese und nicht 
zur wahllosen Auswahl der Führenden be- 
kennt. 

Und dergleichen mehr. 

Vogel, Staatsminister: Herr Kollege Duve, wenn 
Sie bereit wären, der Gesamtlebensleistung von 
Herrn Ziesel Rechnung zu tragen und ihr gerecht 
zu werden, 

(Duve [SPD]: Ein Opfer!) 

dann würde Ihnen sicher nicht die unbestreitbare 
Tatsache entgehen, daß Herr Ziesel schon im Jahr 
1934 wegen seiner aus Sicht der Nationalsozialisten 
unzuverlässigen Gesinnung und wegen der Weige- 
rung, seine freundschaftliche Beziehung zur Fami- 
lie eines jüdischen Rechtsanwalts aufzugeben, aus 
der NSDAP ausgeschlossen und in sogenannte 
Schutzhaft genommen worden ist. Auch dies gehört 
zu der Gesamtbiographie. Ich erwähne das nur des- 
halb, weil ich der Auffassung bin, daß man dem 
Leben eines Menschen nicht dadurch gerecht wird, 
daß man einzelne Verhaltensweisen in bestimmten 
Lebensabschnitten — vielleicht auch noch einseitig 
wertend — herausgreift, sondern daß man sich 
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Staatsminister Vogel 

(A) dann wirklich bemühen sollte, diese gesamte Bio- 
graphie zu sehen und ihr gerecht zu werden. Ich bin 
sicher, daß auch Sie dann in der Lage wären, zu 
einem anderen Urteil zu kommen, wenn Sie dazu 
überhaupt bereit wären. 


Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her- 
ren, wir sind am Ende der Fragestunde. Ich habe 
unter dem Gesichtspunkt, daß Sie auch alle ande- 
ren Fragen schon mit einbezogen haben, 1 1 Zusatz- 
fragen zugelassen, und daher ist wohl eine weitge- 
hende Beantwortung mit erfolgt. 

Ich danke dem Staatsminister für die Beantwor- 
tung der Fragen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Aus- 
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über Ordnungswid- 
rigkeiten und anderer Gesetze 

— Drucksache 10/5492 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Langner 

Das Wort zur Berichterstattung wird nicht er- 
wünscht. 

Meine Damen und Herren, dann kommen wir 
jetzt zur Abstimmung. Der Vermittlungsausschuß 
hat gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsord- 
nung beschlossen, daß über die Änderungsvor- 
(B) Schläge gemeinsam abzustimmen ist. Wer der Be- 
schlußempfehlung des Vermittlungsausschusses 
auf Drucksache 10/5492 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage- 
gen? — Enthaltungen? — Die Mehrheit war sehr 
schwierig festzustellen. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Wir bean- 
tragen Wiederholung der Abstimmung!) 

— Wir wiederholen die Abstimmung. Die Empfeh- 
lung des Vermittlungsausschusses geht dahin, in ei- 
ner zusammengefaßten Abstimmung über Druck- 
sache 10/5492 abzustimmen. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Damit ist die Beschlußempfeh- 
lung des Vermittlungsausschusses mit Mehrheit 
angenommen. 


Ich rufe die Tagesordnungspunkte 5 und 6 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Abkommen vom 4. November 1985 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft über 
den Verzicht auf die Beglaubigung und über 
den Austausch von Personenstandsurkun- 
den/Zivilstandsurkunden sowie über die Be- 
schaffung von Ehefähigkeitszeugnissen 

— Drucksache 10/5388 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 

Rechtsausschuß 


Erste Beratung des von der Bundesregierung (C) 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 14. November 1983 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
Spanien über die Anerkennung und Voll- 
streckung von gerichtlichen Entscheidungen 
und Vergleichen sowie vollstreckbaren öf- 
fentlichen Urkunden in Zivil- und Handels- 
sachen 

— Drucksache 10/5415 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Rechtsausschuß 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Gesetz- 
entwürfe an die in der gedruckten Tagesordnung 
genannten Ausschüsse vor. Gibt es dazu anderwei- 
tige Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann ist 
die Überweisung so beschlossen. 


Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 7 auf: 

Beratung der Sammelübersicht 148 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/5502 — 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Mir liegt eine persönliche Erklärung der Abge- 
ordneten Dr. Göhner und von der Wiesche zu die- 
sem Tagesordnungspunkt vor, die ich für das Proto- 
koll zu den Unterlagen nehme*). 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß- 
empfehlung des Petitionsausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei einer 
Reihe von Enthaltungen sind die Beschlußempfeh- 
lungen des Petitionsausschusses angenommen. 


Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 8 a bis g auf: 

8. a) Erste Beratung des von der Bundesregie- 
rung eingebrachten Entwurfs eines Ge- 
setzes zu der Entschließung vom 12. Okto- 
ber 1978 zur Änderung^ des Übereinkom- 
mens vom 29. Dezember 1972 über die 
Verhütung der Meeresverschmutzung 
durch das Einbringen von Abfällen und 
anderen Stoffen 
— Drucksache 10/5102 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates; 

Innenausschuß (federführend) 

Rechtsausschuß 

Ausschuß für Verkehr 

Ausschuß für Forschung und Technologie 

b) Beratung des Antrags der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

Umweltprobleme der Ostfriesischen In- 
seln 

— Drucksache 10/5164 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 


*) Anlage 3 




16924 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 219. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Juni 1986 


Vizepräsident Westphal 

Sportausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Frau Hönes, Dr. Müller (Bremen), Schulte 
(Menden) und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN 

Schutz der Nordsee 

— Drucksache 10/5417 — 

/ 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Verkehr 

Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

d) Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeord- 
neten Schulte (Menden), Dr. Müller (Bre- 
men), Frau Hönes, Schmidt (Hamburg- 
Neustadt) und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN 

Gutachtliche Stellungnahme „Umwelt- 
probleme der Ostfriesischen Inseln'*, Zu- 
leitung an den Deutschen Bundestag 

— Drucksachen 10/3768, 10/4660 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Jansen 
Schulte (Menden) 

Dr. Olderog 

e) Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) zu dem Entschließungsan- 
trag der Fraktion DIE GRÜNEN 

zur Erklärung der Bundesregierung zum 

Schutz der Nordsee und des Küstenmee- 
res 

— Drucksachen 10/2376, 10/5255 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Dr. Olderorg 

Tietjen 

Frau Hönes 

f) Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) zu dem Entschließungsan- 
trag der Abgeordneten Dr. Müller (Bre- 
men), Werner (Dierstorf), Schulte (Men- 
den) und der Fraktion DIE GRÜNEN zur 
Unterrichtung durch die Bundesregie- 
rung 

Rahmenplan der Gemeinscheiftsaufgabe 

„Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" für den Zeitraum 1985 
bis 1988 

— Drucksachen 10/3574, 10/4469 — 
Berichterstatter: 

Abgeordneter Freiherr von Schorlemer 


g) Beratung der Beschlußempfehlung und (C) 
des Berichts des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über die Modalitäten zur Vereinheitli- 
chung der Programme zur Verringerung 
und späteren Unterbindung der Ver- 
schmutzung durch Abfälle der Titan- 
dioxid - Industrie 

— Drucksachen 10/92 Nr. 70, 10/5182 — 
Berichterstatter: 

Abgeordnete Wartenberg (Berlin) 

Schmidbauer 

Zu Tagesordnungspunkt 8 e liegt ein Änderungs- 
antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
10/5582 vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist eine 
gemeinsame Beratung der Tagesordnungspunk- 
te 8 a bis 8 g von zwei Stunden vorgesehen. — Dazu 
sehe ich keinen Widerspruch. Dann ist das so be- 
schlossen. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Olderog. 

(Kühbacher [SPD]: Wo ist denn der erfolg- 
reichste Innenminister der letzten Jahre?) 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Zur Situation 
der Nordsee. Falsch ist beides: eine Dramatisierung 
der Probleme ebenso wie ihre Leugnung. (D) 

Nach wie vor gelten zwei Aussagen des Sachver- 
ständigengutachtens von 1980 unverändert. Die er- 
ste Aussage ist positiv: Großräumig ist die Nordsee 
nicht geschädigt. Die zweite Aussage ist kritisch 
und sehr ernst zu nehmen: In Teilen, insbesondere 
in der Deutschen Bucht, im Wattenmeer, um die 
vorgelagerten Inseln wie auch in den Flußmündun- 
gen, ist die Nordsee durch Umweltbelastungen in 
hohem Maße betroffen. Das kann niemand bestrei- 
ten. Deshalb müssen wir alles uns Mögliche tun — 
national und international — , um den Schadstoff- 
eintrag in die Nordsee über die Luft, über die 
Flüsse und durch Verschmutzung durch Schiffe 
energisch zu reduzieren. 

Unleugbar ist aber auch dies: Die Bundesrepublik 
Deutschland ist Schrittmacher des Umweltschutzes 
der Nordsee. Denn wer kann die Tatsachen bestrei- 
ten, daß bei uns heute 80 % der Abwässer in biologi- 
schen Kläranlagen behandelt werden und daß z. B. 
der Rhein in den letzten Jahren deutlich entlastet 
worden ist? Die Belastung durch Quecksilber und 
Kadmium wurde um je 70 %, durch Chrom um 50 % 
und durch Zink um etwa 40 % reduziert. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 

Sehr richtig!) 

Das bedeutet, die Wasserqualität des Rheins hat 
sich um eine Gütestufe verbessert. War er vor weni- 
gen Jahren noch „kritisch belastet“ — Güteklasse II 
bis III — , so ist er heute nur noch „mäßig belastet", 
d. h. Güteklasse II. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 
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Dr. Olderog 

(A) Durch die Verabschiedung des Wasserhaushalts- 
gesetzes, des Waschmittelgesetzes und des Abwas- 
serabgabengesetzes wird der Nordsee ebenfalls 
wirksam geholfen. Unsere Initiativen zur Schad- 
stoffreduzierung der Luft bedeuten eine weitere 
wichtige Entlastung. Die Bundesregierung ist also 
nicht untätig gewesen. Im Gegenteil: Sie hat ent- 
scheidende Initiativen zur Verbesserung auch der 
Umwelt der Nordsee durchgesetzt. 

Aber wir dürfen uns damit nicht zufriedengeben. 
Die wissenschaftlichen Daten über die Belastungs- 
situation der Nordsee stammen aus dem zweiten 
Teil der 70er Jahre. Auch das Gutachten über die 
Ostfriesischen Inseln aus dem Jahr 1985 präsentiert 
ja keine neuen wissenschaftlichen Daten. Vielmehr 
werden darin wiederum nur die alten, bekannten 
Daten ausgewertet. Wir brauchen aber aktuelle 
Messungen und Analysen. 

Was bedeutet z. B. die Schadstoffentlastung der 
Flüsse» insbesondere des Rheins, für die Nordsee? 
Was bedeuten die von dieser Bundesregierung er- 
reichten verbesserten Luftwerte für den Zustand 
der Nordsee? Welches Ausmaß hat die Zuführung 
von Düngemitteln in die Nordsee inzwischen er- 
reicht, und welche Wirkung haben sie? Und was ist 
eigentlich mit den gänzlich neuen chemischen Ver- 
bindungen, die erst in den letzten Jahren Bedeu- 
tung erlangt haben? 

Das Deutsche Hydrographische Institut hat den 
Vorschlag gemacht, die Schadstoffüberwachung der 
Nordsee fortzuführen und zu intensivieren. Wir er- 
/gv warten, daß entsprechende Vorschläge dringlich 
realisiert werden. 

Wir müssen uns der ganzen Komplexität des 
Ökosystems Nordsee bewußt werden. Wir können 
nicht sicher sein, daß unsere menschliche Erkennt- 
nisfähigkeit die Beziehung von Ursache und Wir- 
kung bei der Meeresbelastung voll erfaßt. Deshalb 
bekennen wir uns zum Vorsorgeprinzip, d. h. wir 
müssen nicht nur jene Stoffe aus dem Meer fern- 
halten, die für uns sichtbar und nachweisbar Schä- 
den verursachen. Wir müssen vielmehr den Eintrag 
all jener naturfremder Stoffe vermeiden oder, so- 
weit irgend möglich, minimieren, bei denen schädli- 
che Wirkungen zu befürchten sind, obwohl ein kon- 
kreter Nachweis aussteht. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSUj: Und 
nicht nur auf die Pressemedien konzentrie- 
ren!) 

Chemikalien, wassergefährdende Stoffe, Dünn- 
säure und Abfälle jeder Art gehören nicht ins Meer. 
Damit muß so rasch wie möglich Schluß gemacht 
werden, 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Ge- 
nau!) 

Deswegen begrüßen wir nicht nur, daß ab 1989 
keine Dünnsäure mehr ins Meer geleitet wird, son- 
dern wir fordern darüber hinaus, daß die verschärf- 
ten Anforderungen des § 7 a des Wasserhaushalts- 
gesetzes, der besonders gefährliche Stoffe aus dem 
Wasser fernhalten soll, unverzüglich durch Verwal- 
tungsvorschriften des Bundes und durch den Geset- 
zesvollzug der Wasserbehörden wirksam werden. 


Eine besondere Gefahr für die Nordsee ist die (C) 
Ölverschmutzung. Der Innenausschuß hat sich 
nachdrücklich für den Neubau zweier seegängiger, 
etwa 60 m langer Boote ausgesprochen, um wirksa- 
mer als bisher Ölsünder ergreifen und zur Verant- 
wortung ziehen zu können. Die bisherigen, etwa 
40 m langen Schiffe können nur bei gutem Wetter 
eingesetzt werden. Bei mehr als Windstärke 6 sind 
sie nicht mehr einsatzfähig. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Da 
wird auch kein Öl mehr abgelassen!) 

Neben den Schiffen des Bundesgrenzschutzes 
sind auch kurze Fahrzeuge der Wasserschutzpoli- 
zei, des Zolls, der Wasser- und Schiffahrtsverwal- 
tung sowie der Fischereipolizei in der Nordsee im 
polizeilichen Einsatz. Ich habe Zweifel, ob die Koor- 
dination aller dieser polizeilichen Aktionen bisher 
hinreichend gewährleistet war. Es müßte doch zu- 
mindest eine zentrale Einsatzstelle für alle geben. 

Ich frage, ob der zentrale Meldekopf in Cuxhaven 
diese Aufgabe übernehmen könnte. Könnten nicht 
zumindest die Überwachungseinrichtungen des 
Bundes unter eine einheitliche Leitung gestellt wer- 
den? 

Meine Damen und Herren, das zur Zeit größte 
und aktuellste Problem ist die Gefahr einer Ölver- 
schmutzung in den küstennahen Räumen. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Im 
Wattenmeer!) 

So konnten wir z. B. beim Tankerunfall der Brady 
Maria im Januar unsere Ölbekämpfungsschiffe .pv 
kaum nutzen, wei} diese Schiffe wegen der geringen 
Wassertiefe nicht dicht genug ans Ufer heranfahren 
konnten. Das Öl mußte über Wochen im wahrsten 
Sinne des Wortes mit Schaufeln abgefischt werden. 

Wir brauchen speziell für diesen Küstenbereich 
neues technisches Gerät. Das vorgesehene Investi- 
tionsprogramm in Höhe von 50 bis 80 Millionen DM 
muß rasch realisiert werden. 

Meine Damen und Herren, nun eine Anmerkung 
zur Ölförderung vor der schleswig-holsteinischen 
Nordseeküste. Von der im Bau befindlichen Bohrin- 
sel auf der Mittelplate vor Dithmarschen gehen 
nach Ansicht aller Fachleute weniger Gefahren aus 
als von einem Tanker, wie sie täglich oft zu Dutzen- 
den die Deutsche Bucht durchfahren. Wer also un- 
ter dem Gesichtspunkt des Umweltschutzes diese 
Ölförderung verbieten will, müßte zu allererst die 
Deutsche Bucht für alle Tanker sperren. Die Gefahr 
einer Verunreinigung der Nordsee durch diese Öl- 
förderung ist praktisch ausgeschlossen. Das hängt 
auch damit zusammen, daß das Öl dort nicht unter 
Druck herauskommt, sondern abgesogen werden 
muß. 

Nun ein Wort zur Industrieansiedlung. Da gibt es 
viel Polemik und es hat ein sogenanntes Gutachten 
gegeben. In Brunsbüttel ist — so glaube ich — der 
Nachweis erbracht worden, daß Industrieansied- 
lung und Umweltschutz keine Gegensätze sein 
müssen. Die planmäßige Entwicklung dieses An- 
siedlungsgebietes hat uns Gelegenheit gegeben, für 
den Schutz der Gewässer optimale Anforderungen 
zu stellen und durchzusetzen, die eine Gefährdung 
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(A) der Nordsee ausschließen. So mußten bei der An- 
siedlung des Bayer-Werks in Brunsbüttel zum Teil 
völlig neue Verfahren erst entwickelt werden, um 
den hohen Auflagen der schleswig-holsteinischen 
Landesregierung gerecht zu werden. 

Mit der Entwicklung dieser Verfahren ist es ge- 
lungen, die ursprünglich vorgesehene Verklappung 
von Abwässern von vornherein zu unterbinden. 
Was beweist besser die Qualität des Wassers in die- 
sem Gebiet, als daß Sportangler im Unterelberaum 
wie auch in den Nebenflüssen Pinnau und Krückau 
wieder Lachse und Meeresforellen zum Verzehr 
fangen! 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Der 
fischreichste Fluß!) 

— Der Präsident des Fischereiverbandes Peter 
Harry Carstensen kann dazu ganz genaue Informa- 
tionen geben. „Der fischreichste Fluß“ hat er eben 
gerufen. Auch das spricht für meine Aussage. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich an 
dieser Stelle etwas zu den in der Nordsee gefange- 
nen Fischen sagen. Die Nordsee ist ein ungeheuer 
produktives Meer 

(Duve [SPD]: Ein Ungeheuer!) 

Es macht zwar nur 0,15 % der gesamten Weltmeer 
resf lache aus, ihm entstammen aber über 4 % der 
weltweiten Fischereierträge. Der Verzehr der Nord- 
seefische ist absolut unbedenklich. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Na ja!) 

(B) Fischereigewässer unterliegen einer ständigen 
Kontrolle. Unsere Wassergüte entspricht der EG- 
Richtlinie vom 18. Juli 1978. Das staatliche Veteri- 
näramt in Cuxhaven — ich nenne Herrn Professor 
Krüger — hat in den letzten Jahren trotz sorgfälti- 
ger Kontrollen nicht eine einzige Partie der dort 
angelandeten Fische aus dem Verkehr ziehen müs- 
sen. Sie sind praktisch frei von Schadstoffen. Der 
Präsident des Deutschen Fischereiverbandes Peter 
Harry Carstensen hat recht, wenn er sagt: Unsere 
Nordseefische gehören zu den gesündesten Lebens- 
mitteln überhaupt. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: So ist es! 

— Senfft [GRÜNE]: Welche sind denn dann 
ungesund?) 

Meine Damen und Herren, ein letzter Punkt: die 
Qualität des Badewassers. Auch das Badewasser 
wird ständig untersucht Maßgeblich ist die EG- 
Richtlinie vom 8. Dezember 1975. Mit Beginn der 
Badesaison werden z. B. in Schleswig-Holstein in 
der Regel vierzehntägige Untersuchungen vorge- 
nommen. Dazu gehört die Untersuchung von Was- 
serproben auf mikrobiologische und chemisch-phy- 
sikalische Werte. Das Badewasser der Nordsee ist 
einwandfrei. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ab- 
schließend sagen: Für den Umweltschutz der Nord- 
see gibt es noch viel zu tun. Aber wir registrieren 
auch erste unbestreitbare Erfolge. Das ist das Ver- 
dienst des Bundesinnenministers und seiner Mitar- 
beiter in der Umweltschutzabteilung des Innenmi- 
nisteriums. Niemand hat national und international 


so viel zum Schutz der Nordsee getan wie dieser (C) 
Minister. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir danken Herrn Dr. Zimmermann für diese Ar- 
beit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stückten: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Jansen. 

Jansen (SPD): Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Heute liegt unter Tagesordnungspunkt 8 a bis g wie- 
der viel Papier auf dem Tisch, das in Monaten auf- 
bereitet wurde und, wenn ich es richtig sehe, der 
Nordsee genausowenig helfen wird wie die bishe- 
rige Politik der jetzigen Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Wann endlich begreifen die Fraktionen dieses 
Parlaments gemeinsam, daß die Bundesregierung 
nur handelt, wenn wir ihr Druck machen? Alle wol- 
len angeblich bestmöglichen Umweltschutz. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 

Warum haben Sie eigentlich nicht gehan- 
delt?) 

Doch auf dem Wege vom Wollen zum Können lie- 
gen die Stolpersteine mit den Namen Sachzwang, 
Bequemlichkeit, Einzelinteressen und Inkonse- 
quenz. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 

Zuruf von der CDU/CSU: Das war bei der pj 

alten Bundesregierung!) 

Nirgendwo in der Politik liegt eine so tiefe Kluft 
zwischen politischen Bekenntnissen und der Wahr- 
nehmung politischer Handlungsmöglichkeiten zum 
Schutz der Natur. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das stimmt! — 

Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen offen, mich interessiert der Streit 
der Gelehrten wenig, ob die Elbe, der Rhein, die 
Nordsee oder der Bodensee heute etwas weniger 
belastet sind als vor zehn Jahren oder ob die Fische 
in diesen Gewässern gar nicht oder schon wieder 
fast genießbar sind. Eine nicht wegzuleugnende 
Tatsache ist doch, daß es nach wie vor zu viele und 
gefährliche Schadstoffeinleitungen in die Gewässer 
gibt, als daß wir die Politik der sanften Ermahnun- 
gen, der Verzögerungen und der milden Strafen un- 
beeindruckt fortsetzen können. 

1984 haben wir vor der ersten Internationalen 
Nordsee-Schutzkonferenz mit ähnlichem Parla- 
mentsaufwand die Bundesregierung auf den Weg 
gebracht. Herausgekommen ist nichts als diploma- 
tische Floskeln und „die feste Entschlossenheit, 
sich auf Verschiebungen, Ankündigungen und Emp- 
fehlungen zu einigen“. Alles Formulierte soll sobald 
wie möglich, wenn nötig, schrittweise geschehen. 

Aber es gibt keine klaren Termine und keine Pro- 
jekte. 

Vizepräsident Stückten: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage des Herrn Abgeordneten Carstensen? 
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(A) Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr Kol- 
lege Jansen, wenn Sie wissen, daß das erste Nord- 
see-Gutachten 1981 schon bekannt war, können Sie 
mir dann vielleicht sagen, warum Ihre Regierung 
seinerzeit überhaupt nichts gemacht hat und ob es 
nicht besser ist, anzufangen und in die richtige 
Richtung zu arbeiten, als dort zu stehen und über- 
haupt nichts zu tun? 

Jansen (SPD): Also, von 1981 bis zu dem Zeit- 
punkt, von dem aus Sie bis jetzt schon eine ganze 
Menge Jahre Zeit hatten, ist der Vergleichszeit- 
raum relativ gering, Herr Kollege. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]; 
Aber wir haben etwas getan!) 

Genau diese Unverbindlichkeiten aus der Nord- 
see-Schutzkonferenz haben der Bundesregierung 
ein Alibi verschafft, keine Maßnahmen einzuleiten, 
die der Nordsee wirklich helfen. Nach wie vor wer- 
den um die hundert Millionen Tonnen Baggergut, 
Klärschlämme und Industrieabfälle in die Nordsee 
gekippt, 

(Austermann [CDU/CSU]: Fragen Sie mal 
Herrn Dohnanyi!) 

darunter Schadstoffe wie Blei, Kadmium, Quecksil- 
ber, Kupfer, Zink. Immer noch gehört es zum Ge- 
wohnheitsrecht vieler Schiffe, Ölabfälle und Tank- 
spülungen in die Nordsee zu schütten. Die Bundes- 
regierung hat nichts anderes zu tun, als sich selbst 
zu loben, Sonntagsreden zu halten und die Nordsee 
ygv dabei ihrem Schicksal zu überlassen. Das ist die 
augenblickliche Situation der Politik. 

(Beifall bei der SPD) 

Die einzige Bewegung in der augenblicklichen Um- 
weltpolitik ist, daß Zimmermann geht und Wall- 
mann kommt; aber das hilft nicht. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Noch räumen uns die Nordseegutachten minde- 
stens teilweise Chancen ein, das Sterben dieses 
Meeres zu verhindern; aber schon morgen kann der 
Ernstfall eintreten, 

(Mann [GRÜNE]: Leider wahr!) 

und dann wird der Kanzler dieser Republik wie 
nach Tschernobyl zum Thema Kernenergie auch 
gegen die Nordsee votieren und sagen, was er jetzt 
in Nieder Sachsen gesagt hat: Wer jetzt fordert, die 
Verschmutzung der Nordsee sofort zu beenden, der 
muß sich vorwerfen lassen, Massenarbeitslosigkeit 
und soziales Elend in Kauf zu nehmen, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Genau das ist der Weg, den diese Regierung in 
Sachen Umweltschutz geht. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es ist ein Weg ohne Zukunft für gesunde Lebens- 
grundlagen. Es ist ein falscher Weg und hat — ich 
sage es bewußt — nichts mehr mit christlichen Wer- 
ten zur Bewahrung der Schöpfung zu tun; das ist 
der Hintergrund Ihres Handelns. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN 
— Zuruf von der CDU/CSU) 


Wir Sozialdemokraten legen deshalb heute einen (C) 
Antrag vor, dessen entscheidender Inhalt darin be- 
steht, daß er konkrete Handlungen fordert, und 
zwar jetzt im nationalen Bereich, in der EG und 
erst dann in Vorbereitung der zweiten internatio- 
nalen Nordseeschutzkonferenz 1987. Bei dieser 
neuen Nordseekonferenz wird die Bundesregierung 
nur dann Durchsetzungsfähigkeit haben, wenn sie 
vorher selbst gehandelt hat und nicht nur wieder 
Papiere aufbereitet. 

Was ist das für eine politische Scharlatanerie, für 
die Dünnsäureverklappung jetzt erneut die Zustim- 
mung bis 1989 zu erteilen und auch noch darüber 
hinaus Bereitschaft zu signalisieren? Nehmen Sie 
die Industrie endlich in die Pflicht. Wir sind bereit, 
schnelles Handeln und geeignete Zwischenlösun- 
gen mitzutragen; denn die Nordsee braucht viele 
Anwälte, um sich gegen die zu wehren, die nur 
ihren Profit sehen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Was ist das für eine marktwirtschaftliche Ideolo- 
gie, die auch den Nordseeschutz den Kräften des 
Marktes überlassen will?! Erklären Sie sich endlich 
bereit, öffentliche und private Investitionsprogram- 
me in großem Umfange in Gang zu setzen, die un- 
sere Abwasseranlagen in Industrie und in den 
Kommunen schnell auf den neuesten Stand der 
Technik bringen. 

(Austermann [CDU/CSU]: Auch Hamburg; 
die haben Nachholbedarf!) 

— Auch Hamburg, natürlich; da haben alle ihr 
Päckchen zu tragen und müssen endlich handeln. (dj 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Mann? — Bitte. 

Mann (GRÜNE): Eine Lernfrage, Herr Kollege 
Jansen. Können Sie mir mal sagen, was die Regie- 
rung Rau gegen die Dünnsäureverklappung der 
Firma Bayer, Leverkusen, konkret getan hat? 

Jansen (SPD): Sie wissen genau, daß diese Proble- 
matik in Nordrhein-Westfalen wirklich angefaßt 
worden ist mit der Zielrichtung der schnellen Ent- 
wicklung von Abfallbeseitigungsanlagen an Land; 
aber Sie wissen auch, daß in Nordrhein-Westfalen 
bis hin zu Nordenham Firmen, die heute in der 
Titandioxidproduktion sind, die Situation gegensei- 
tiger Konkurrenz haben. Wenn wir dies erreichen 
wollen, müssen wir es geschlossen überall machen 
mit einem Bundes- und Landeskonzept. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Wie 
weit geht das mit „überall“? Das geht doch 
ein bißchen weiter als nur über das Gebiet 
der Bundesrepublik! Das gilt auch für an- 
dere Länder!) 

Was ist das eigentlich für eine geteilte Rechtsauf- 
fassung bei dieser Bundesregierung, an Land — zu 
Recht, sage ich — die polizeilichen Möglichkeiten 
gegen Gewalttäter auszubauen und auf See der Na- 
tur Tag für Tag Gewalt antun zu lassen, ohne daß 
entsprechend konsequent gehandelt wird? Hören 
Sie endlich auf mit dem Kompetenzstreit in dieser 
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(A) Regierung, ob Zoll, Bundesgrenzschutz, Wasser- 
schutzpolizei oder Wasserschiffahrtsdirektion am 
besten für die Nordseeüberwachung geeignet sind. 
Wir brauchen alle für die gleiche Aufgabe. Aber es 
wird endlich Zeit, ihnen Schiffe und Ausrüstungen 
zur Verfügung zu stellen, die nicht bei Windstärken 
5 und 6 zum Rückzug zwingen. Stimmen Sie endlich 
dem Bau von zwei bis drei 60-m-Booten für den 
Bundesgrenzschutz See zu. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Sor- 
gen Sie lieber in Hamburg für genügend 
Entsorgung!) 

Tun Sie das jetzt nicht, schaden Sie nicht nur der 
Nordsee, sondern dann machen Sie eine falsche Po- 
litik auch zu Lasten der Gesundheit der Beamten, 
die auf den kleinen Schiffen in die schweren Wetter 
müssen, zu Lasten von Beamten, die alles tun, was 
sie können, die aber von dieser Regierung keine 
ausreichende technische Unterstützung erhalten. 

(Kühbacher [SPD]; Ein Trauerspiel!) 

Immer mehr Gutachten und immer wieder 
Staatssekretärsausschüsse sind keine Antwort auf 
die Probleme der Nordsee. Wir müssen endlich alle 
Umweltsünder auf der Nordsee fassen. Wir müssen 
endlich hart bestrafen. Bußgelder und Strafen auf 
Bewährung reichen nicht mehr aus, wenn wir uns 
durchsetzen wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich glaube, daß vieles begriffen ist. Aber ich habe 
immer noch den Eindruck, daß in dieser für die 

(B) Zukunft so bedeutsamen Frage die Koalitionsfrak- 
tionen eher der Regierung beim Nichthandeln Un- 
terstützung signalisieren, als daß sie einmal bereit 
wären, hier im Parlament quer durch die Fraktio- 
nen eine gemeinsame Position des Drucks zu ent- 
wickeln. Ich glaube auch heute nicht daran, daß 
CDU und CSU Einsicht zeigen. Aber ich appelliere 
an die FDP, einmal zu prüfen, ob sie in unserem 
Antrag nicht viele Forderungen wiedererkennt, die 
sie einmal mitentwickelt hat 

Den GRÜNEN sage ich zu, daß wir die beiden gro- 
ßen Anträge, die in die Ausschüsse überwiesen wer- 
den sollen, sachlich mitberaten und, soweit erfor- 
derlich, verbessern werden. Dies kann ich bei aller 
unterschiedlichen Auffassung zwischen GRÜNEN 
und SPD deshalb Zusagen, weil zwei Drittel ihrer 
vorgelegten Antragstexte — genau ausgerechnet: 
69 % — nicht von den GRÜNEN stammen, sondern 
aus dem „Nordsee-Memorandum“ der Umwelt- 
schutzverbände wörtlich und Absatz für Absatz ab- 
geschrieben worden sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Abschreibe- 
Partei!) 

In den Verbänden gibt es viele engagierte Umwelt- 
schützer, die für das, was sie fordern, unsere volle 
Unterstützung haben. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung bei 
den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte Sie alle, 
die Sie hier anwesend sind: Lassen Sie die Nordsee 
nicht weiter verkommen! Dieses Parlament muß 


endlich den Beweis antreten, daß in unserer Demo- (C) 
kratie die Interessen und Lebensbedingungen der 
Menschen höher angesiedelt werden als die Frage, 
wie zinsträchtig sich Kapital anlegen läßt. Es geht 
um nicht weniger als um den Erhalt der Lebenswelt 
im Augenblick für uns, aber im Endergebnis für die 
Zukunft unserer Kinder. Da darf man sich nicht 
mehr gegenseitig in Fraktionsblöcken Vorwürfe 
machen, sondern es muß endlich dazu kommen, in 
solchen Fragen schnelle Schritte in Gang zu setzen. 

Sie haben es in der Hand, dies heute zu tun. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stückien: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 

(Mann [GRÜNE]: Wie steht es denn mit der 
Nordsee-Konferenz?) 

— Die kommt noch, Herr Kollege; Sie müssen Ge- 
duld haben. 1987 wird ja die nächste stattfinden; die 
werden wir sorgfältig vorbereiten. 

(Jansen [SPD]: Deshalb tun wir auch 
nichts anderes mehr!) 

— Doch nicht so. 

Ich möchte für die FDP-Fraktion begrüßen, deiß 
wir jetzt eine Bündelung der Umweltzuständigkei- 
ten vor uns sehen, was wir schon lange gefordert 
haben. (1^) 

(Duve [SPD]: Erst mal wird es eine Zünde- 
lung geben! — Heiterkeit bei der SPD) 

Es werden die Umwelt-Kompetenzen aus dem 
Landwirtschaftsministerium, dem Gesundheitsmi- 
nisterium, dem Forschungsministerium und vor al- 
len Dingen aus dem Innenministerium zusammen- 
gebracht. Wir begrüßen das. 

(Duve [SPD]: Das wird ein Wallmann-My- 
sterium!) 

— Herr Duve, der Kollege Wallmann ist ein guter 
Mann. Er hat das bewiesen. Er wird es auch hier 
beweisen. Wir wünschen uns von ihm, daß er den 
noch offenen Forderungen Rechnung tragen und 
die Instrumente, die dazu nötig sind, noch schärfer 
schmieden wird, damit wir in der Umweltpolitik 
weiter erfolgreich wirken und noch schneller han- 
deln können. 

Dazu gehört für uns insbesondere die Staatsziel- 
bestimmung, 

(Jansen [SPD]: Hört! Hört!) 

von der wir uns wünschen, daß sie in das Grundge- 
setz übernommen wird. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Dann hätten Sie 

doch damals unserem Antrag zustimmen 
können! Oder wenigstens dem der SPD!) 

Das Umweltbewußtsein gerade im Hinblick auf 
die Nordsee ist bei uns sehr viel höher entwickelt 
als in den Anrainerstaaten des Atlantiks und damit 
auch der Nordsee. Deswegen werden wir eine ganze 
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(A) Menge zu tun haben, um die Kollegen in den ande- 
ren Ländern zu überzeugen, daß wir noch mehr 
Erfolge in diesem Bereich bekommen müssen, als 
die erste Nordseeschutzkonferenz erreicht hat. Sie 
hat ja schon einiges erreicht. Es ist ja nicht so, daß 
wir hier nur eine Zusammenkunft über den Pro- 
blembereich gehabt haben, wobei ja auch das bei 
der Einstellung unserer Nachbarn schon ein Vorteil 
ist Wenn Sie betrachten, was wir im Augenblick 
mit Frankreich erleben, das das Rheinschutzab- 
kommen nicht praktizieren will, dann sehen Sie, 
wie egoistisch — so möchte ich an diesem Punkt 
schon sagen — die Interessen der einzelnen Natio- 
nen sind. Ich war selber damals in dem Rhein- 
schutzkomitee. Wir haben sehr intensiv und sehr 
mühsam gearbeitet. Ich kann hier feststellen — und 
das gilt auch für die Bundesregierung bei dem er- 
sten Nordseeschutztreffen — : Es ist nun sehr un- 
fair, der Bundesregierung zuzuschieben, daß nicht 
alles erreicht worden ist, was wir uns wünschen, 
und daß nicht alle Schritte, die wir uns vorstellen, 
von den Nachbarn gleich nachvollzogen werden. 
Das ist so ähnlich wie bei dem Verhältnis zu unse- 
rem Nachbarn DDR, von dem sich manche ja auch 
vorstellen, daß es gleich, daß es sofort Erfolge reg- 
nen muß. Nein, wir müssen hier mit einer Vielzahl 
von sehr mühsamen Schritten rechnen. Wir dürfen 
uns dadurch nicht entmutigen lassen, und wir müs- 
sen auch von diesem Platz aus immer wieder, Herr 
Kollege Jansen, unsere Stimme erheben und die 
anderen auffordern, auf diesem Wege, auf dem wir 
eine gewisse Vorreiterrolle spielen wollen, etwas zu 

(B) 

Sie haben übrigens eine Fülle von Wünschen und 
Vorstellungen angemahnt. Ich meine, daß Wünsche 
und Vorstellungen, die wir äußern, hier durchaus in 
das eingehen, was Wirklichkeit wird. Die Nordsee- 
schutzkonferenz ist von uns — in diesem Falle darf 
ich ausnahmsweise auch einmal sagen: von mir — 
in diesem Hause vorgeschlagen worden; Sie haben 
sich das eben zusätzlich mit angerechnet. 

(Jansen [SPD]: Sie werden Ehrenpräsi- 
dent!) 

Ich darf das hier festhalten, und es läßt sich auch 
im Protokoll leicht nachlesen. Mehrfache Forderun- 
gen haben dazu geführt, daß diese Konferenz nun 
stattgefunden hat. 

Das, was ich vorhin sagte, meine ich ganz ernst: 
Wir müssen die Vorbereitung der nächsten Konfe- 
renz bereits jetzt beginnen. Ich möchte auch den 
neuen Umweltminister, den wir ja in Kürze vor die- 
sem Hohen Hause vereidigen werden, ganz herzlich 
bitten, sein Augenmerk besonders auf diesen Be- 
reich zu richten — nicht unter Vernachlässigung 
anderer Umweltthemen, aber doch ganz besonders 
auf die Nordsee — , damit das auch bei den vorberei- 
tenden Besprechungen der Verwaltungen und der 
Regierung und natürlich auch der Länder, die auf 
unserer Seite, wenn es um diesen Küstenbereich 
geht, dabeisein werden, deutlich wird. 

Herr Kollege Jansen, ich wäre Ihnen sehr dank- 
bar, wenn Sie die Emphase, die Sie hier vor dem lei- 
der doch nicht so gut besetzten Haus — jedenfalls 
nicht so gut, wie ich es mir wünsche, aber ich hoffe, 


daß wenigstens mehr Kollegen, als im Augenblick (C) 
anwesend sind, im Urlaub an die Nordsee fahren — 
gezeigt haben, 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 

Dann darf er nicht so viel reden, sonst 
fährt keiner mehr hin!) 

so einsetzen würden — wenigstens hinter ver- 
schlossenen Türen; ich will Ihnen das ja gar nicht 
öffentlich zumuten — , daß Hamburg und Bremen 
dadurch beeinflußt werden. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 

CSU) 

Wenn Sie die nächste Reise, die Sie Vorhaben, dort- 
hin machen 

(Jansen [SPD]: Die schließen die Tür vor- 
her ab, wenn ich komme!) 

und wenn Sie dort mit den Bürgermeistern spre- 
chen und sich so für die Nordsee einsetzen, dann 
wird schon einiges geschehen. Denn wir wissen ja, 
daß Hamburg und Bremen bei dieser Veranstal- 
tung der Einleitung von Klärschlammen, Chemika- 
lien und anderen Dingen nicht ganz schuldlose 
Knaben sind. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 

Sehr richtig! So ist es!) 

Wenn Sie dort dafür sorgten, daß bei den geplanten 
und zum Teil demnächst zu übernehmenden Klär- 
anlagen der Stand der Technik, der zu realisieren 
ist, Wirklichkeit wird, hätten Sie Ihren Teil gelei- (D) 
stet, wie auch wir anderen hier unseren Teil leisten 
wollen. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Hinter verschlosse- 
nen Türen, oder wie?) 

Der Vergleich der Gewässergütekarten — und 
das scheint mir ein Punkt zu sein, den man doch 
wohl einmal positiv darstellen darf — zeigt, daß 
sich bei den Zuflüssen der Elbe doch einiges verbes- 
sert hat. Deswegen möchte ich an dieser Stelle auch 
noch einmal nicht nur erbitten, sondern fordern, 
daß die Fortschreibung des Nordseegutachtens von 
1981 von der Regierung in einen Auftrag umgewan- 
delt wird. Wir brauchen verläßliche Daten, die uns 
darüber unterrichten, was sich denn nun inzwi- 
schen verändert hat, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

und zwar zum Positiven wie zum Negativen, damit 
wir dann, unmittelbar darauf aufbauend, wieder 
handeln können. Wir können nicht immer auf der 
Grundlage von Meßvorgängen und Meßpositionen 
handeln, die schon etwas älter sind. 

Übrigens haben die GRÜNEN in einem Entschlie- 
ßungsantrag gefordert, daß bei Novellierungen im 
Umweltschutzrecht keine weiteren Verzögerungen 
eintreten dürfen. Allerdings haben sie sich dem 
Vorschlag, diese Lesung schon in der vergangenen 
Woche durchzuführen, widersetzt. 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Das hatte andere 
Gründe!) 
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Wolfgramm (Göttingen) 

(A) — Ja, bei Ihnen sind es immer andere Gründe; das 
haben wir ja schon öfter gehört. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Sie haben nachher sicher noch ein dringendes Er- 
klärungsbedürfnis und können das Haus dann da- 
mit befassen. — 

Wir meinen, daß wir uns auch in den Ländern, die 
im Nordseebereich liegen, noch starker damit be- 
schäftigen müssen, wie wir von den mechanischen 
und biologischen Kläranlagen zu den zusätzlichen 
Stufen kommen, die die Nordsee zusätzlich entla- 
sten können. Sicher ist es im Bereich der Nordsee, 
im Bereich Norddeutschlands schwieriger als an- 
derswo. Ich habe gerade eine Gemeinde bereist, 
Wiesmoor. Dabei ist mir sehr deutlich geworden, 
daß von den 25 000 Einwohnern nur 19 000 ange- 
schlossen werden können, weil 6 000 so verstreut 
wohnen, daß man tatsächlich keine Leitungen dort- 
hin legen kann. Aber auf der anderen Seite ist zu 
überlegen, ob wir das im Abwasser abgabengesetz 
mit vorsehen; ich möchte dazu gern Anregungen 
mit einbringen, ob wir nicht diejenigen Häuser und 
Höfe, die nun diesen Anschluß an die Leitungen 
nicht haben können, wenigstens in den Stand set- 
zen, die modernsten Anlagen für sich zu bauen. 

Darüber hinaus brauchen wir aber zusätzlich 
noch eine stärkere Überwachung. Die Marineflieger 
haben sich freundlicherweise bereit erklärt, bei der 
Überwachung von Ölverschmutzungen mitzuhel- 
fen; der Bundesgrenzschutz ist da tätig. Ich meine, 
wir sollten das in ein lückenloses Koordinationssy- 
stem einfügen. Es sollte ein nicht mehr zufälliges, 
sondern ein lückenloses System sein, damit wir ge- 
rade im Bereich der Ölverschmutzung und der mög- 
lichen Ölkatastrophen einen besseren Schutz ha- 
ben. 

Die Gespräche mit der DDR sind ih diesen Fra- 
gen, wie die „Neue Zürcher Zeitung'* so etwas gern 
zu beschreiben pflegt, harzig. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Ich bin sofort so 
weit. — Aber harzig bedeutet natürlich, daß wir im- 
mer wieder versuchen müssen, zu Verbesserungen 
zu kommen. — Bitte schön. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Car- 
stensen, bitte schön. 

Carstens (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr Kollege, 
sind Sie mit mir der Meinung, daß neben der lük- 
kenlosen Überwachung, von der Sie gesprochen ha- 
ben, und sicherlich auch einer höheren Bestrafung, 
was der Kollege Jansen angeführt hat, auch unbe- 
dingt das dritte Glied vorhanden sein muß, nämlich 
die Möglichkeit der Entsorgung in unseren größe- 
ren Hafenstädten zu haben, was bedeutet Entsor- 
gungsmöglichkeiten vorzuhalten? 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Lieber Kollege, Sie 
haben ein Stichwort vorweggenommen, das ich 
noch auf meinem Papier habe. Deswegen stimme 


ich Ihnen um so lieber zu: a) kann ich jetzt auf das (C) 
Stichwort verzichten, und b) kann ich Ihnen darin 
recht geben. Ich kann auch dem Kollegen Jansen, 
was ich gerne tue, in einem Punkt recht geben, 
nämlich daß wir in der Frage der Verhängung von 
Bußgeldern sehr viel schärfer vergehen müssen. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Es darf sich in Zukunft nicht mehr lohnen, daß 
Schiffe auf Kosten der Nordsee Ölverklappungen, 
Ölableitungen vornehmen. Die Buße muß so hoch 
sein, daß man lieber die Unbequemlichkeit auf sich 
nimmt, die Schiffe in den entsprechenden Häfen zu 
löschen. Dafür müssen wir aber auch die entspre- 
chenden Einrichtungen schaffen. Das ölentsorgen 
der Schiffe mit kurzen Liegezeiten darf z. B. nicht 
an dem üblichen Bereitschaftsdienst der Behörden 
scheitern. Das heißt, das muß rund um die Uhr 
geschehen. Auch da müssen wir das eine oder an- 
dere noch verbessern. 

Ich möchte unsere, Ihre Zeit nicht in Besonder- 
heit in Anspruch nehmen. 

(Senf ft [GRÜNE]: Schon zu spät!) 

— Esüst nicht zu spät, es ist nie zu spät, auch nicht 
für die Nordsee, wenn wir uns hier engagieren. 

Aber gerade das, was ich Ihnen jetzt nicht vorent- 
halten will, zeigt, so glaube ich, daß wir handeln und 
nicht reden sollten. Detlev von Liliencron, ein nicht 
unbekannter Dichter 

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt ein Mär- 
chen!) 

— nein, es ist kein Märchen, er hat es gedichtet — , 
der Landvogt von Pellworm war und dadurch schon 
eine gewisse Kenntnis der Nordsee mitbrachte, 

(Zustimmung des Abg. Carstensen (Nord- 
strand] [CDU/CSU]) 

hat in der zweiten Strophe seines Gedichtes „Hans 
der Schwärmer“ gesagt: 

Am andern Abend, der blöde Tor, 

Hans Töffel trägt wieder Gedichte vor. 

Was Schön Doris wirklich sehr verdrießt. 

Da er immer weiter und weiter liest. 

Sie schleicht sich hinaus, er gewahrt es nicht; 

Just sagt er von Heine ein herrlich Gedicht. 

— Die letzte Zeile sei an den Kollegen Duve gerich- 
tet, der in diesem Bereich auch hin und wieder 
Zitate vorträgt. — 

Schön Doris steht unten in Rosendüften 
Und hätte so gern seinen Arm um die Hüften. 

Hans Töffel liest oben Gedichte. 

Wir sollten handeln. Dazu rufe ich Sie alle auf. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP, der 
CDU/CSU und den GRÜNEN sowie bei Ab- 
geordneten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Müller (Bremen). 

(Frau Hönes [GRÜNE]: Noch ein Gedicht!) 

Dr. Müller (Bremen) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Wolf- 
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Dr, Müller (Bremen) 

(A) gramm, ich weiß nicht, woran es liegt, aber immer, 
wenn ich Sie dichten bzw. über die Nordsee reden 
höre, muß ich an Scholle denken. Ich weiß nicht, 
woran es liegt. Es ist einfach so, 

(Austermann [CDU/CSU]: Bei Ihnen muß 
man an Stinktier denken!) 

— Was sagten Sie? Bei mir muß an Stinktier 

Danke schön, das wollte ich hören. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, pro 
' Jahr werden in die Nordsee unvorstellbare Mengen 
schädlicher Stoffe eingeleitet, die übrigens nicht 
von Stinktieren stammen, sondern von stinkenden 
Industrieanlagen entlang der Flüsse Rhein, Weser, 
Ems, Elbe usw. 

(Jansen [SPD]: Stinktier ähnliche Indu- 
strieanlagen!) 

Zirka 450 000 Tonnen Schwermetalle, 7 Millionen 
Tonnen anorganische Chemikalien enthaltende Ab- 
fälle, 11 Millionen Kubikmeter ungereinigte Kom- 
munalabwässer, 400 000 Tonnen Öl, 73 Millionen 
Tonnen Bauabfälle, 62 Millionen Tonnen Bagger- 
gut, 5 Millionen Tonnen Klärschlamm, meistens 
sehr kontaminiert, 300 000 Tonnen Bohrspülgut lan- 
den pro Jahr in der Nordsee. Soweit die Daten der 
Aktionskonferenz Nordsee, die sie für uns zusam- 
mengestellt hat. 

Herr Jansen, natürlich stammt unser Antrag im 
wesentlichen von Bürgerinitiativen, die in diesem 
Bereich arbeiten. 

(Jansen [SPD]: Das wollte ich nur gesagt 
haben!) 

Wir sind stolz darauf, daß wir das eingebracht ha- 
ben, im Gegensatz zu Ihnen. Wir wären froh, wenn 
auch Sie sich die Mühe machen würden, mit Leuten 
von der Aktionskonferenz Nordsee zu sprechen. Sie 
hat folgendes getan. Sie hat an alle Fraktionen des 
Deutschen Bundestages 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

einschließlich der sozialdemokratischen Fraktion 
einen Brief geschrieben und darum gebeten, daß 
man sich mit ihr in Verbindung setzt und darüber 
spricht. Eine Antwort von der Sozialdemokratie hat 
sie nicht erhalten. Soviel zu Ihrem Verhältnis zu 
den Umweltschützern in dieser Aktionskonferenz. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Ge- 
hört dazu auch der WWF mit seinem Präsi- 
denten aus dem größten Verschmutzer- 
land?) 

Zur Rettung der Nordsee fordert diese Aktions- 
konferenz — Herr Jansen, vielleicht können Sie 
sich dem anschließen — als ersten Schritt einen 
Stopp der Produktion gefährlicher Stoffe, beson- 
ders umweltschädlicher Produkte, keine weitere 
Einleitung von giftigen und schwer abbaubaren 
Substanzen in Nordsee und Flüsse, Entsorgungs- 
zwang in allen Nordseehäfen, z. B. Reinigung von 
Chemietankern nicht auf See, sondern im Hafen, 
Ausbau von Häfen und Industrieanlagen nur nach 
Prüfung der Umwelt- und Sozialverträglichkeit, 
keine weitere Eindeichung des Wattenmeeres, Ein- 
richtung eines Nationalparks Wattenmeer — was 


geschehen ist — , allerdings ohne Ausnahmegeneh- (C) 
migung, und, was ich entscheidend finde, den 
Schutz aller empfindlichen Küstenbiotope. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Vizepräsident Stückien: Herr Abgeordneter Mül- 
ler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab- 
geordneten Duve? 

Dr. Mülier (Bremen) (GRÜNE): Ja, die lasse ich 
selbstverständlich zu, Herr Duve. 

Duve (SPD): Herr Müller, sind Sie als niedersäch- 
sischer Abgeordneter aus Bremen bereit, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß bei der großen Konfe- 
renz, auch der Aktionskonferenz Nordsee in Bre- 
men seinerzeit mindestens zehn sozialdemokrati- 
sche Bundestagsabgeordnete an den Veranstaltun- 
gen aktiv — z. B. ich als Diskutant — teilgenommen 
und auch die Vorbereitung mitgetragen haben und 
daß es deshalb nicht ganz redlich ist, sich als der 
eigentliche und einzige Nordseeschützer der Welt 
aufzuführen? 

(Jansen [SPD]: Zwei Texte sind von mir, 
die Sie übernommen haben!) 

Dr. Müller (Bremen) (GRÜNE): Herr Abgeordneter 
Duve, ich erinnere sehr genau, daß meine Freunde 
in der Aktionskonferenz Nordsee durch das plötzli- 
che Auftreten von sozialdemokratischen Abgeord- 
neten, die sie nie vorher gesehen hatten, anläßlich 
dieser Konferenz auf das erstaunlichste irritiert 
waren. 

(Duve [SPD]: Wir waren schon aktiv, da 
warst du noch im Johanneum!) 

Dies ist in dieser Legislaturperiode die vierte De- 
batte, die sich mit dem Thema Nordsee und deren 
steigender Verschmutzung befaßt. Ich bin versucht, 
die Diskussion um das Nordseesterben hier im 
Bundestag langsam als kafkaesk zu bezeichnen. Of- 
fensichtlich unaufhaltsam nimmt der Verschmut- 
zungsprozeß der Nordsee geradezu unerbittlich sei- 
nen Lauf. Wir diskutieren, bringen Anträge ein und 
mahnen die Regierung, kritisieren sozialdemokra- 
tisch regierte Länder, starten Initiativen gegen die 
Verschmutzung aus der DDR, Frankreich und Eng- 
land, und nichts ist geschehen. Faktisch ist nichts 
geschehen. Nur die internationale Verantwortlich- 
keit wird hin- und hergeschoben; das ist alles. Ein- 
zig und allein dazu dienen offensichtlich auch im- 
mer wieder angeregte internationale Nordsee- 
schutzkonferenzen. Das ist das Problem, das ich mit 
diesen — vielleicht sogar mit gutem Willen einge- 
richteten — Konferenzen habe. 

Meine Damen und Herren, ist es denn wirklich 
so, daß etwas gegen die Schmutzeinleitung in deut- 
sche Flüsse, gegen verantwortungslose Chemiepro- 
duzenten entlang der Flüsse tatsächlich nur dann 
etwas unternommen wird, wenn sich eine Katastro- 
phe ereignet? Ist die Bundesregierung, sind die 
Länderregierungen eigentlich erst dann bereit, et- 
was wirklich Wirkungsvolles gegen die meist in der 
Nordsee landende Gewässerverschmutzung zu un- 
ternehmen, wenn der Fremdenverkehr in der Nord- 
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Dr. Müller (Bremen) 

(A) see zum Erliegen gekommen ist, weil ein Bad in der 
Nordsee gesündheitsgefährdend ist? Was ist denn 
für Sie, meine Damen und Herren von der SPD und 
auch von der CDU, der größte anzunehmende Un- 
fall bezüglich der Nordsee? Vogelsterben, jede 
Menge kranker, ungenießbarer Fische, Überdün- 
gung der Nordsee durch eine sich in Armut dün- 
gende Landwirtscheift: Das alles sind ja für Sie 
keine Alarmsignale gewesen. Muß es denn unbe- 
dingt erst zum Umkippen der Nordsee im deut- 
schen — besonders belasteten — Bereich kommen, 
bis bei den Regierungsparteien und auch bei den 
SPD-regierten Ländern die Bereitschaft entsteht, 
konkrete Maßnahmen zur Rettung der Nordsee ein- 
zuleiten? 

Ich selbst und meine Fraktion halten die Rettung 
der Nordsee für einen Wert an sich. Der Wohlfahrts- 
verlust, der durch eine zerstörte Natur für die Men- 
schen entsteht, ist für uns alle und für alle Natur- 
schützer schlimm genug, um alles Erdenkliche zur 
Rettung der Nordsee zu tun. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir haben wahrlich kein 
romantisches Naturverständnis, aber die Art und 
Weise, wie hier durch industrielle Abwässer leicht- 
fertig die Lebensräume von Vögeln und Fischen um 
vermeintlicher Ökonomischer Vorteile willen zer- 
stört werden, ist kulturlos und barbarisch. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das mag von Ihnen, von seiten der SPD und der 

jgj CDU, ja gleichgültig angesehen werden, doch viel- 
leicht überzeugt es Sie, wenn ich nachweise, daß die 
andauernde Verschmutzung der Nordsee auch 
gänzlich unökonomisch ist. 

Für Sie von der SPD: Die Ablagerung sämtlichen 
Drecks, der in die Flüsse geleitet wird, ist eine sich 
verstärkende Bedrohung von zirka 30 000 Arbeits- 
plätzen im Fremdenverkehrsgewerbe entlang der 
Küste. Wer als Sozialdemokrat im Ruhrgebiet nicht 
vehement gegen die Einleitung von Abwässern in 
Rhein und Ruhr eintritt, nimmt die Zerstörung 
nicht nur des schönsten Erholungsgebietes der 
Bundesrepublik, sondern eben auch dieser 30 000 
Arbeitsplätze billigend in Kauf. Bedenken Sie, 
meine Damen und Herren von der Sozialdemokra- 
tie, wie hoch die Arbeitslosigkeit im strukturschwa- 
chen Gebiet an der Küste bereits ist und wie er- 
preßbar diese Gemeinden mit ihren hohen Sozialla- 
sten und auf Grund einer völlig nutzlosen, die Natur 
vergiftenden Industrieansiedlungspolitik bereits 
geworden sind. 

Für Sie, meine Damen und Herren von der CDU: 
Was durch die Einleitung von Abwässern in die 
Flüsse und damit in die Nordsee passiert, ist ein 
Prozeß der Enteignung. Viel mehr als 30 000 Men- 
schen leben davon, daß die Nordsee sauber bleibt. 
Sie, die Sie sofort Zeter und Mordio schreien, wenn 
die Gewerkschaften oder vielleicht sogar die GRÜ- 
NEN die Vergesellschaftung einer Krisenbranche 
fordern, was ja entsprechend unserem Grundgesetz 
nur bei Zahlung von angemessenen Entschädigun- 
gen möglich ist, Sie, die wegen so einer Forderung 
zwecks Sicherung von Arbeitsplätzen mindestens 


immer gleich die Existenz des gesamten Abendlan- (C) 
des in Gefahr sehen, Sie nehmen, ohne mit der 
Wimper zu zucken, die Enteignung der Küstenbe- 
wohner billigend in Kauf. Die Zerstörung der Nord- 
see ist eine entschädigungslose Enteignung der 
Menschen, die an der Küste leben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren von der CDU, durch 
die Untätigkeit der Regierung, durch Ihre Untätig- 
keit in Sachen Umweltschutz sind Sie die radikal- 
sten Systemveränderer, denn um vermeintlicher 
Produktivitätsvorteile der deutschen Industrie wil- 
len lassen Sie die Zerstörung eines gesamten Öko- 
systems zu. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Und bedenken Sie endlich, daß durch die Umfunk- 
tionierung der Nordsee in die Müllkippe der Nation 
die Zerstörung eines wahrlich kostbaren Lebens- 
raumes betrieben wird. Die Erhaltung dieses Öko- 
systems ist die Grundlage jeder, aber auch jeder 
positiven ökonomischen, sozialen und, wie ich mei- 
ne, auch kulturellen Entwicklung entlang der Küste 
Niedersachsens und Schleswig-Holsteins. 

Wenn sich die Menschen gegen die Zerstörung 
ihrer Arbeitsplätze, gegen die Enteignung ihrer na- 
türlichen Lebensgrundlagen, gegen den Zubau von 
Atomkraftwerken wehren, und wenn sie für eine 
andere Art von Energiesystem kämpfen, wenn sie 
sich gegen die massenweise Umweltzerstörung, die 
dort passiert ist, wehren und wenn es den GRÜNEN 
dann einmal nicht gelingt, ihren Weg der Gewalt- (D) 
freiheit durchzusetzen, dann verspüren Sie, meine 
Damen und Herren von der CDU, doch nichts ande- 
res als klammheimliche Freude. Denn eines wissen 
Sie: Jeder medienwirksame Gewaltakt im Kampf 
für die Naturerhaltung entlang der Küste — ich 
denke da auch an den Kampf gegen Brokdorf — ist 
doch etwas, was Sie in Wirklichkeit mit Freude, mit 
klammheimlicher Freude sehen, 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU] : 

Jetzt fangen Sie an, pervers zu denken, 

Herr Müller!) 

weil das die letzte Chance ist. Ich denke jetzt so, 
weil ich die Debatte gestern hier mitbekommen 
habe. Da habe ich genau mitbekommen, 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Es 
ist schlimm, daß Sie so denken!) 

wie Sie wirklich mit klammheimlicher Freude — 
mit klammheimlicher Freude! — darauf hingewie- 
sen haben, daß es selbstverständlich bei Demon- 
strationen entgegen dem Willen von GRÜNEN auch 
gewalttätig zugehen kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt denkt er in 
seinen Denkschemen!) 

Sie, meine Damen und Herren von der CDU, hoffen 
doch, daß es am 7. Juni bei der Demonstration ge- 
gen das KKW in Brokdorf möglichst gewalttätig zu- 
geht, damit von der strukturellen Gewalt abgelenkt 
wird, die durch Ihre Regierung, durch eine verfehlte 
Umweltpolitk, durch eine erbarmungslose Sozialpo- 
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(A) litik und eine völlig unfähige Wirtschaftspolitik den 
Menschen an der Küste angetan worden ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Carstensen 
[Nordstrand] [CDU/CSU]: Dann sorgen Sie 
doch dafür, daß es gewaltfrei bleibt! Setzen 
Sie sich von den Chaoten ein bißchen bes- 
ser ab!) 

Meine Damen und Herren, wir GRÜNE sorgen 
dafür und tun alles, sogar vor Wackersdorf, damit es 
gewaltfrei wird. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Und 
klatschen und freuen sich, wenn die Polizi- 
sten geschlagen werden!) 

Eines möchte ich Ihnen klar machen, Herr Carsten- 
sen. Gewaltfreiheit ist immer ein grünes Prinzip 
gewesen. Mir ist es selbst oft genug mit meinen 
Freunden passiert — nicht nur in der Friedensbe- 
wegung — , daQ wir von zwei Seiten mit Steinen 
beschmissen worden sind. Auf der einen Seite stand 
die Polizei. Auch das habe ich als jemand erlebt, der 
aus ethischen Gründen für Gewaltfreiheit eintritt. 

Doch lassen Sie uns bei der Nordsee bleiben. Je 
länger mit den Maßnahmen gewartet wird, um so 
eher wird die Nordsee umkippen. Das ist leider so 
sicher wie das Amen in der Kirche. 

Uns liegt aber nicht nur die Naturerhaltung der 
Nordsee am Herzen. Uns liegt selbstverständlich 
auch die Verbesserung der miserablen ökonomi- 
schen Situation der Küstenregion am Herzen. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
ist sehr gut!) 

Es geht nicht um den Ausstieg aus der Industriege- 
sellschaft. Es geht darum, für die Küste eine ökolo- 
gisch verträgliche Regionalentwicklung in Gang zu 
setzen, die auf zerstörerische Großprojekte wie den 
Dollart-Hafenbau, wie die Eindeichung der Ley- 
Bucht und die sinnlose Flächenerschließung auf der 
Luneplate verzichtet. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Für noch nicht einmal zu erwartende Neuansied- 
lung im Bereich der Küste reichen nun einmal die 
bereits erschlossenen Industrieflächen vollständig 
aus. Selbst in Hafenbereichen — das sage ich als 
Bremer — gibt es dort bereits ein Überangebot. Die 
Politik der Nachindustrialisierung der struktur- 
schwachen Gebiete, der Ansiedlung von giganti- 
schen Chemieküchen wie beispielsweise ICI, war 
eine Verschleuderung von Steuergeldern und abso- 
lut umweltunverträglich. Die Küstenregion wurde 
auf diese Art und Weise zum Opfer der Industriali- 
sierung. Die Gewinner dieser Industrialisierung 
sind immer noch die Einleiter links und rechts der 
Flüsse. 

Ich betone angesichts der Fremdenverkehrswirt- 
schaft, der vielen kleinen und mittleren Betriebe: 
Es gibt wirklich eine bessere und auch die Arbeits- 
plätze besser sichernde Wirtschaftspolitik für Nord- 
deutschland als die, weiterhin Steuergelder in Be- 
ton und Chemie zu verwandeln. 

Selbstverständlich sollte doch sein, daß die Ab- 
fallverklappung in der Nordsee zu beenden ist. 


Klärschlamm aus industriellen und kommunalen (C) 
Kläranlagen gehört selbstverständlich nicht in die 
Nordsee. Selbstverständlich sollte auch sein, daß 
der Schiffsbetrieb effektiver kontrolliert wird. Das 
MARPOL-Abkommen muß sofort ratifiziert wer- 
den. Die Häfen müssen umsonst Entsorgungsstatio- 
nen anbieten. 

Ein Umweltskandal größten Ausmaßes ist jedoch 
die radioaktive Verseuchung der Nordsee. Tritium 
aus den Kühlwassersystemen von Atomreaktoren, 
Plutonium 139, Americanum 241, Caesium 137 aus 
den Wiederaufbereitungsanlagen von Sellafield und 
La Hague, alles wird munter in die Nordsee hinein- 
verdünnt. In Wirklichkeit ist das eine wahnsinnige 
Anreicherung. 

Bezüglich der Energiepolitik kann uns Dänemark 
ein Vorbild sein. Dort sind mit dem Ausbau der 
Windenergie immerhin 20 000 Arbeitsplätze ge- 
schaffen worden. Windenergieanlagen sind zu ei- 
nem Exportschlager Dänemarks geworden. Die 
restriktive Politik gegenüber der Windenergie 

(Zuruf des Abg. Carstensen [Nordstrand]) 

und eine Politik, die allein auf die Atomenergie ge- 
setzt hat, sowohl von seiten der Sozialdemokratie 
als auch von seiten der christdemokratischen Re- 
gierung, hat diese Entwicklung für Niedersachsen 
und auch für Schleswig- Holstein verschlafen — 
zum Schaden der Ökologie, zum Schaden der Nord- 
see und besonders, das betone ich, zum Schaden der 
Arbeitsplätze und der Entwicklungschancen der 
Küstenregion. 

Vielen Dank. (^) 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stückien: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! National 
wie international ist es ein Schwerpunkt unserer 
Umweltpolitik, zu einem umfassenden Schutzkon- 
zept für die Nordsee zu kommen. Wir haben dies 
mit sehr viel Engagement in den vergangenen Jah- 
ren betrieben. An manchen ist die Entwicklung si- 
cher vorbeigegangen. Herr Müller, Sie waren nicht 
in den Ausschüssen. Sie haben dies sicher nicht 
mitverfolgen können. 

Ich bin mit vielem einig. Aber wenn Sie in der 
Zustandsbeschreibung bleiben, hilft uns dies wenig. 
Wenn Sie nur über die Sprechblase „Stoppt alle Ein- 
leitungen“ Politik machen oder zu machen versu- 
chen, führt das zu keinem besseren Zustand der 
Nordsee; dann bleiben Sie beim Lamentieren. Sie 
müssen dies in eine verantwortungsvolle Politik 
Umsetzen. 

Wir haben dies in unserem Entschließungsantrag 
vom 9. Februar sehr deutlich gemacht. Es waren 
drei wichtige Punkte. Wir haben gesagt: Prioritäten 
müssen sein: erstens eine deutliche Verringerung 
des Schadstoffeintrags, zweitens jegliche Verklap- 
pung von Abfällen in der Nordsee so bald wie mög- 
lich zu verbieten, drittens die Bemühungen um in- 
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(A) ternationale und zwischenstaatliche Maßnahmen 
zur Reinhaltung der Nordsee verstärkt anzugehen. 

Und genau dies haben wir getan. Die Qualität des 
Ökosystems Nordsee ist in den letzten Jahren in 
verschiedenen Gutachten eingehend analysiert und 
beschrieben worden. Der Kollege Olderog ging be- 
reits darauf ein. Wir stützen uns auf dieses Gutach- 
ten des Sachverständigenrats. Wie dort ausgeführt 
wird, sind küstennahe Nordseeareale wie die Deut- 
sche Bucht, insbesondere das Wattenmeer und die 
Küstengewässer, ökologisch gefährdet. Es wird in 
der Tat auch so sein, daß wir hier ansetzen müssen. 
Diese Tatsache war Ausgangspunkt unseres politi- 
schen Handelns. 

Wir haben erstens durch unsere nationalen Maß- 
nahmen dafür gesorgt, daß insgesamt der Schad- 
stoffeintrag über die Luft, das Wasser, den Schiffs- 
betrieb, direkte Einleitungen und Einbringung von 
Abfällen in die Nordsee kontinuierlich verringert 
wird. Als nationale Maßnahmen sind hier zu nen- 
nen: die Großfeuerungsanlagen-Verordnung, die 
Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft, das 
Bundes-Immissionsschutzgesetz, die Maßnahmen 
zum schadstoffarmen Kraftfahrzeug, die Novellen 
zum Wasserhaushaltsgesetz, Waschmittelgesetz, 
Abwasserabgabengesetz, Abfallgesetz. Mit diesen 
Gesetzen können wir bereits heute eine sehr posi- 
tive Bilanz aufmachen. Allein diese Maßnahmen 
zur Reinhaltung der Luft werden in absehbarer Zeit 
dazu führen, daß Schwefeldioxid, Stickoxide und 
Kohlenwasserstoffe um über die Hälfte abnehmen. 

(B) Herr Jansen, Sie appellieren zu Recht an die Ge- 
meinsamkeit. Ich bin in der Tat der Meinung, daß 
wir, wenn Sie in Ihrem Entschließungsantrag auf 
der Seite 2 unter Ziffer 3 von der Verschmutzung 
der Nordsee über die Luft schreiben, genau hier 
angesetzt und dies durchaus gemeinsam im Aus- 
schuß besprochen haben. Dies ist in der Tat über 
die Fraktionen hinweg mit viel Engagement im 
Ausschuß betrieben worden. Ich finde dies richtig. 
Das sollten wir auch weiter so tun. Wir haben hier 
ein genügendes Potential, um uns gemeinsam stark 
zu machen, auch im Bereich der internationalen 
Politik. 

International ist es uns zumindest gelungen, bei 
der Nordseeschutzkonferenz am 31. Oktober und 
1. November 1984 in Bremen die Weichen zu stellen 
und den Grundstein für ein umfassendes Schutz- 
konzept zu legen. 

(Beifall des Abg. Dr. Olderog [CDU/CSU]) 

Sicher wurde nicht alles erreicht. Aber wer dies 
gehofft hatte, ist ein umweltschutzpolitischer Träu- 
mer und kein Politiker, der die Realität sieht. Wir 
werden in der zweiten Nordsee Schutzkonferenz im 
November 1987 eine Bilanz über diese Zeit ziehen 
müssen. Wir müssen auch darauf drängen, daß un- 
sere nationalen Maßnahmen von allen Anrainer- 
staaten in derselben Weise konsequent realisiert 
werden. Ich stimme Ihnen auch zu, Herr Jansen, 
daß wir dies rechtzeitig im zuständigen Ausschuß 
gemeinsam tun, um auch hier mitzuhelfen, daß 
diese Vorbereitung in die Richtung geht, die wir uns 
vorstellen. 


Diese Koordination und Kooperation aller Staa- (C) 
ten ist notwendig für einen umfassenden Schutz 
der Nordsee. Die erste von der Bundesregierung 
durchgeführte Nordseeschutzkonferenz hat hier 
wichtige Akzente gesetzt und erste Erfolge ge- 
bracht. Weitere Fortschritte sind jedoch nur dann 
zu erreichen, wenn unsere Nachbarländer einsich- 
tig genug sind, insbesondere in Bereichen wie der 
Verschmutzung der Flüsse und Küstengewässer, 
der Abfallbeseitigung auf See sowie des Schiffsbe- 
triebs zu einer einheitlichen und europäisch ver- 
bindlichen Lösung zu gelangen. Hier müssen durch- 
greifende gemeinsame Aktionen unternommen 
werden. Wir haben auch hier Rückschläge. Ich 
denke an das Rhein-Abkommen, wo wir nicht im 
Zeitplan sind. Aber, es ist auch gut zu wissen, daß 
jährlich 1 Million Tonnen dieser Salze zurückgehal- 
ten werden. Auch dies ist ein Fortschritt, wenn auch 
nicht der Fortschritt, den wir uns alle erhofft ha- 
ben. 

Gerade am Beispiel der Abfälle aus der Titan- 
dioxidherstellung wird deutlich, wie schwierig es 
ist, unsere Partner von unseren politischen Zielvor- 
stellungen zu überzeugen und zu vergleichbaren 
Anstrengungen zu bewegen. In diesem Zusammen- 
hang ist der hier zur Diskussion stehende EG- 
Richtlinienvorschlag über einheitliche Programme 
zur Verringerung der Abfälle aus der Titandioxid- 
industrie eine Paradebeispiel deifür, wie europäi- 
sche Umweltpolitik nicht aus sehen darf. Seit mehr 
als drei Jahren liegt nun der Kommis sionsvor- 
schlag hierzu vor. Obwohl die Rahmenrichtlinie von 
1978, Herr Kollege Jansen, vorsieht, daß der Rat p) 
innerhalb von sechs Monaten nach Veröffentli- 
chung der Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
über den Vorschlag befinden muß, ist bis heute 
keine Entscheidung erfolgt. Dieser Sachverhalt ist 
skandalös. Er macht aber auch deutlich, wie schwie- 
rig es ist, international solche Forderungen durch- 
zusetzen. 

Dabei hatte die Bundesregierung bereits vor drei 
Jahren der Kommission ihr Konzept zur Lösung 
des Dünnsäureproblems vorgelegt. Danach sollte 
die Einbringung von Abfällen aus der Titandioxid- 
herstellung unter schrittweiser Reduzierung späte- 
stens bis Ende 1989 vollständig eingestellt werden. 

Die Einbringung des in der Dünnsäure gelösten 
Grünsalzes konnte bereits bis Ende 1984 bei uns in 
der Bundesrepublik Deutschland vorzeitig beendet 
werden. Seit Beginn dieses Jahres fallen bei uns 
durch Inbetriebnahme einer neuen, abfallarmen 
Produktionsanlage allein 200 000 Tonnen Dünn- 
säure weniger an. Vor diesem Hintergrund unter- 
stützen wir die Bundesregierung nachdrücklich, 
wenn sie bei der Beratung des genannten Richtli- 
nienvorschlages weiter auf Fortschritte drängt, da- 
mit bald eine wirksame Harmonisierungsrichtlinie 
verabschiedet werden kann. Gleiches gilt für die 
Abfallverbrennung auf See, die ebenfalls — da sind 
wir uns alle einig — vollständig beendet werden 
muß. 

Wir unterstützen hier die Bundesregierung eben- 
falls bei der Umsetzung des Beschlusses des Deut- 
schen Bundestages vom 4. Oktober 1984, Zeitpläne 
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(A) für eine Verringerung und baldige Beendigung der 
Abfailverbrennung auf See zu realisieren. National 
werden wir das Problem der Abfallbeseitung und 
-Verbrennung auf See in den Griff bekommen; EG- 
weit scheint in dem einen oder anderen Land die 
Meinung vorzuherrschen, es sei billiger und beque- 
mer, Abfälle über Bord zu werfen, als hierfür geeig- 
nete Anlagen an Land zu bauen. Deshalb müssen 
wir auch gerade als Parlamentarier verstärkt versu- 
chen, unsere europäischen Kollegen von der Not- 
wendigkeit eines endgültigen Stopps der Abfallver- 
brennung und Abfallbeseitigung auf See zu über- 
zeugen. Hier, Herr Kollege Jansen, stimme ich Ih- 
nen voll zu: Dies ist eine gemeinsame Aufgabe aller 
Parlamentarier, die den Schutz der Nordsee ernst 
nehmen. Wir hoffen, daß hier spätestens auf der 
zweiten Internationalen Nordseeschutzkonferenz 
1987 ein Durchbruch erreicht werden kann. Wir 
werden unseren Weg weiter beschreiten und auch 
für den Schutz der Nordsee mit gutem Beispiel vor- 
angehen. 

Herzlichen Dank, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Tieljen. 

Tietjen (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren! Ich darf vielleicht zwei Vor- 
bemerkungen machen. 

Zunächst einmal, Herr Schmidbauer, ein Wider- 
spruch zu Ihnen: Ihr Hinweis auf die Nordseekon- 
ferenz in Bremen ist in der Sache richtig, sie hat 
stattgefunden, mit viel Trara vorweg, aber mit weni- 
gen Ergebnissen danach. Das muß ich für uns Sozi- 
aldemokraten einmal feststelien. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die zweite Vorbemerkung bezieht sich ebenfalls 
auf Sie, Herr Schmidbauer. Ich habe mich gefreut, 
daß Sie in so sachlicher Form Kooperation in der 
Ausschußberatung angeboten haben. Das ist bei Ih- 
nen nicht neu; es ist bekannt von Ihnen, daß Sie so 
zu arbeiten pflegen, und ich hoffe, daß Sie das auch 
im Ausschuß in dieser Art, wie von Ihnen angekün- 
digt, fortsetzen. Das dient dann der Sache. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich will, meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren, zu dem Antrag etwas sagen, die gutachterliche 
Stellungnahme — das ist dieses grüne Papier; nun 
reden Sie nicht wieder vom rot-grünen Bündnis 
oder so etwas — , 

(Bohlsen [CDU/CSU]: Doch, Tietjen, ein 
Roter trägt das grüne Buch vor!) 

die sich mit den Umweltproblemen der ostfriesi- 
schen Inseln befaßt, dem Deutschen Bundestag zu- 
zuleiten. Wie bekannt, haben die Herren Professo- 
ren Buchwald, Rinke und Dr. Rudolph im Auftrag 
der ostfriesischen Nordseebäder Borkum, Juist, 
Norderney, Baitrum, Langeoog, Spiekeroog und 
Wangerooge im Juli 1985 dieses Ihnen soeben ge- 
zeigte Gutachten erstellt. Das ist dann im Sommer 


des vergangenen J ahres in Bonn der Öffentlichkeit (C) 
vorgestellt worden. 

Ich will dazu sagen: Diese Offenheit der Auftrag- 
geber dieses Gutachtens war eigentlich nicht im- 
mer und überall selbstverständlich. Uns allen ist 
bekannt, daß man in der Vergangenheit Umwelt- 
probleme sehr gerne wegdrückte und sie verschwie- 
gen hat, um z. B. als Badeort und Kurort seine Gä- 
ste nicht zu verängstigen. 

Die Schönheit und der Reiz der Nordseeinseln 
und der Küstenbadeorte an der Nordsee veranlas- 
sen bekanntermaßen alljährlich Hunderttausende 
von Bürgerinnen und Bürgern aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland, aber auch aus dem Ausland, ihren 
Urlaub dort bei uns an der Nordseeküste und auf 
den Inseln zu verbringen. Das wird auch dieses 
Jahr wieder so sein. 

Dennoch werden die Fragen nach der Lösung der 
Probleme der Nordsee nicht nur von den verant- 
wortlichen Kommunalpolitikern in den Gemeinden 
der Inseln und der Küstenbadeorte, sondern auch 
von den Gästen auf den Inseln und in den Küsten- 
badeorten immer drängender und auch gezielter. 

Wir als Politiker haben uns mit diesen Problemen 
zu befassen und auch nach Lösungen zu suchen. 

Vizepräsident Stückien: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage? 

Tietjen (SPD): Wenn es nicht auf die Redezeit an- 
gerechnet wird, j a. 

(D) 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr Kol- 
lege Tietjen, Sie haben völlig recht, wenn Sie auf 
den Erholungs- und Fremdenverkehrswert der 
Nordsee hinweisen. Wie beurteilen Sie unter die- 
sem Gesichtspunkt dann Äußerungen, die Ihre Kol- 
legin Blunck im Deutschen Bundestag gemacht 
hat, 

(Zuruf von der SPD: Das ist drei Jahre 
her!) 

— ja, und? — , die von der Nordsee als einer ver- 
schmutzten, gesundheitsgefährdenden Kloake ge- 
sprochen und erklärt hat, man müsse sich überle- 
gen, ein Badeverbot auszusprechen? 

Tietjen (SPD): Ich kann die Worte, die die Kollegin 
Blunck gebraucht hat, nicht nachvollziehen, weil ich 
sie nicht gehört habe. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Er referiert sie 
doch!) 

— Ich kann doch nicht einfach das übernehmen, 
was der Kollege Carstensen von sich gibt. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Das ist ein seriö- 
ser Mann!) 

Zu meinem Wahlkreis gehört die schöne Insel 
Borkum. Ich scheue mich überhaupt nicht, am 
Nordstrand und am Oststrand der Insel Borkum in 
die Nordsee zu steigen und dort zu baden. 

(Beifall bei der FDP) 

Die gutachterliche Stellungnahme der eben von 
mir genannten Herren ist nach meinem Empfinden 
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(A) und nach der Meinung der Mitglieder der sozialde- 
mokratischen Bundestagsfraktion eine — ich sage 
das ausdrücklich — sinnvolle Ergänzung des Son- 
dergutachtens des Rates von Sachverständigen für 
Umweltfragen, das dem Deutschen Bundestag im 
Juni 1980 als Drucksache 9/692 vorgelegt wurde. Ich 
habe es mit den Kommunalpolitikern aller Parteien 
— ich sage ausdrücklich: mit den Kommunalpoliti- 
kern aller Parteien — und den Gemeindedirektoren 
der Auftraggeber sehr, sehr bedauert, meine Da- 
men und Herren von der CDU/CSU und von der 
FDP, daß Sie bei den Beratungen im Innenaus- 
schuß unser Ansinnen abgelehnt haben, dieses Gut- 
achten als Bundestagsdrucksache öffentlich zu ma- 
chen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Ich muß dazu im nachhinein sagen, daß ich dafür 
bis zum heutigen Tage von Ihnen keine stichhaltige 
Begründung erhalten habe. 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage? 

Tietjen (SPD): Unter denselben Bedingungen ja. 

Vizepräsident Stücklen: Das ist aber das letzte 
Mal, daß wir das nicht anrechnen; denn sonst kom- 
men wir mit der Zeit völlig durcheinander. 

Bitte schön, Herr Abgeordneter. 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Herr Tietjen, können Sie 
dem Hohen Haus bestätigen, daß alle Mitglieder 

(B) des Innenausschusses dieses Gutachten bereits er- 
halten hatten, als Sie Ihren Antrag gestellt haben, 
und auch sonst alle interessierten Kollegen von den 
Inselgemeinden dieses Gutachten zugeschickt er- 
halten haben? 

(Zuruf von der SPD: Es geht doch nicht um 
die Abgeordneten!) 

f 

Tietjen (SPD): Herr Kollege Olderog, es ist in der 
Tat richtig, daß die Mitglieder des Innenausschus- 
ses des Deutschen Bundestages dieses Zusatzgut- 
achten erhalten haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und des Ver- 
kehrsausschusses!) 

Darum geht es nicht. 

(Zustimmung des Abg. Duve [SPD]) 

Die Gemeinden, die Auftraggeber haben mit der 
Investition in dieses Gutachten sehr viel Geld aus- 
gegeben. Das haben sie freiwillig gemacht. Es geht 
darum, als Folge des Sondergutachtens von 1980 
dieses Papier bundestagsöffentlich zu machen, d. h. 
dieses Papier der gesamten Öffentlichkeit zur Ver- 
fügung zu stellen. Warum Sie sich von der CDU, von 
der CSU und von der FDP gegen diesen unseren 
Antrag gewandt haben, haben Sie nicht hinrei- 
chend begründen können. 

Vizepräsident Stücklen; Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Olderog? Ich habe 
die Uhr immer noch angehalten. 

Tietjen (SPD): Ja. 


Dr. Olderog (CDU/CSU): Herr Tietjen, können Sie (C) 
dem Hohen Haus einen einzigen Fall nennen, in 
dem der Bundestag bereits beschlossen hatte, ein 
solches kommunales Gutachten als Bundestags- 
drucksache aufzulegen? 

Tietjen (SPD): Herr Kollege Olderog, darum geht 
es mir überhaupt nicht Als einem der Bewohner 
der ostfriesischen Nordseeküste geht es mir darum, 
daß dieses Gutachten, das sehr dezidiert die Pro- 
bleme der Nordsee darstellt, als Bundestagsdruck- 
sache in unsere Bundestagsarbeit eingebracht wird, 
so daß wir damit ein Stück mehr Information offi- 
ziell zur Verfügung haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine weitere 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Duve? 

Tietjen (SPD): Aber gern. 

Duve (SPD): Herr Kollege, sind Sie bereit, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß genau dieses, was Sie 
eben von Herrn Olderog gefragt wurden, unsere 
Mehrheit bereits 1982 gemacht hat, nämlich das er- 
ste wirkliche Nordseegutachten zu einer Bundes- 
tagsdrucksache zu machen mit all den Begründun- 
gen, die uns die CDU/CSU jetzt schuldig bleibt? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da ist ein Unter- 
schied! — Dr. Olderog [CDU/CSU]: Das war 
doch ein Regierungsgutachten! Das ist von 
der Bundesregierung in Auftrag gegeben 

worden!) pj 

Tietjen (SPD): Ich kann das nur bestätigen, Herr 
Kollege Duve. Ich bin mir sicher, daß wir nach der 
nächsten Bundestagswahl im Januar kommenden 
Jahres dieses Papier mit unserer Mehrheit als Bun- 
destagsdrucksache veröffentlichen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie, meine Damen und Herren von der Koalition 
— Herr Dr. Olderog, das geht Sie an — müssen nun 
vor der endgültigen Entscheidung im Deutschen 
Bundestag wissen, wie Sie sich verhalten wollen, ob 
Sie damit Ihren kommunalpolitischen Freunden 
auf den Inseln, vor der ostfriesischen Nordseeküste, 
die ich eben genannt habe, noch einmal ins Gesicht 
schlagen wollen, wie Sie das im Innenausschuß ge- 
tan haben! Ich jedenfalls habe dort gespürt, deiß 
viele Kommunalpolitiker der CDU/CSU und der 
FDP sehr ungehalten über die Bundestagsfraktion 
der Regierungskoalition ob dieses Verhaltens wa- 
ren. 

Meine Damen und Herren, wir haben hier in 
Bonn als Deutscher Bundestag zur Kenntnis zu 
nehmen — ich sage das im Wissen um die Situation 
auf den Inseln — , daß das Verhalten der Kommu- 
nalpolitiker auf den Inseln und an der Küste von 
jeher von der Abhängigkeit und von der Verantwor- 
tung gegenüber der Natur bestimmt ist bzw. war. 
Besonders hervorzuheben ist dabei der Kampf der 
Insulaner zur Erhaltung unserer Umwelt, der schon 
Jahrzehnte dauert. Wir haben hier nicht nur einen 
Kampf gegen das Wasser, sondern auch einen 
Kampf für die Umwelt Beispielhaft will ich hier 
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Tietjen 

(A) den in den 60er Jahren mit juristischen Mitteln 
gegen das Königreich der Niederlande erfolgreich 
ausgefochtenen Kampf gegen Schmutzwasserein- 
leitungen in den Dollart durch die sogenannten 
Smeerpijp nennen. Auch die Verklappung von hoch- 
giftigem Hafenschlamm aus dem Hafen von Delf- 
zijl. In der Nachbarschaft der ostfriesischen Inseln 
wurde im Interesse der Nordsee, aber auch im In- 
teresse beider Länder, der Niederlande und der 
Bundesrepublik Deutschland, erfolgreich abge- 
wehrt. Derzeit ist gegen die Niederlande wieder ein 
Gerichtsverfahren anhängig, das die Ostfriesischen 
Inseln gemeinsam mit den holländischen Inseln ge- 
gen den Plan führen, erstmalig eine kombinierte 
Gas-Öl-Leitung durch das Watt bei Schiermonni- 
koog zu leiten. 

An diesen Beispielen, liebe Kolleginnen und Kol- 
legen der CDU/CSU und der FDP, mag deutlich 
werden, mit welchem Engagement über Parteigren- 
zen hinweg sich die Verantwortlichen auf den In- 
seln und in den Küstenbadeorten um die Attraktivi- 
tät der Küste und der Inselregion als Erholungsge- 
biet im Norden der Bundesrepublik Deutschland 
bemühen. Meine Fraktion jedenfalls anerkennt 
ausdrücklich, daß die sieben ostfriesischen Inseln 
mit der von Ihnen in Auftrag gegebenen und finan- 
zierten Studie einen nicht zu unterschätzenden zu- 
kunftsorientierten Beitrag geleistet und ein über- 
greifendes Verantwortungsbewußtsein gezeigt ha- 
ben. 

Als wichtigste und dabei neue Erkenntnis der 

(B) Gutachter ist festzustellen, daß es — das sage ich 
mit aller Eindringlichkeit — keinen Belastungs- 
spielraum für die Nordsee mehr gibt. Es muß jetzt 
zur Kenntnis genommen werden, daß das, was an 
Schadstoffen in Flußmündungen, in Buchten, in den 
Nationalpark Wattenmeer sowie in die offene Nord- 
see eingebracht wird, bis auf geringe Anteile im 
System der Nordsee verbleibt und sich daraus nicht 
mehr entfernen läßt. 

Bei diesem Wissen genügt es nicht mehr, allein 
auf erkannte Schäden zu reagieren. Um den jetzi- 
gen Zustand der Nordsee zu retten, muß ein umfas- 
sendes Vorsorgeprinzip in der Umweltpolitik einge- 
führt werden. Mein Kollege Günther Jansen und 
der Kollege Schmidbauer haben in ihren Ausfüh- 
rungen darauf hingewiesen. Grundsatz für eine der 
Nordsee dienende Umweltpolitik muß sein, Schad- 
stoffe am Ort ihrer Erzeugung zu vernichten oder 
eine Umstellung auf schadstoffreie oder schadstoff- 
arme Technologien vorzunehmen. 

(Beifall des Abgeordneten Dr. Müller [Bre- 
men] [GRÜNE]) 

Dies gilt selbstverständlich auch für kommunale 
Abwässer und Belastungen aus landwirtschaftli- 
cher Produktion. 

Meine Damen und Herren, ich fordere aber auch 
in diesem Zusammenhang vor allen Dingen die 
Landesregierungen von Niedersachsen und Schles- 
wig-Holstein auf, ihre Landesraumordnungspro- 
gramme zu überarbeiten. Dazu gehört z. B, die For- 


derung von mir an die noch — Landesregierung von (C) 
Niedersachsen 

(Bohlsen [CDU/CSU]; Seien Sie vorsich- 
tig!) 

— Sie wissen das ganz genau, darum sind Sie im- 
mer so nervös in Niedersachsen, Herr Bohlsen. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Du 
schass die wunnern!) 

— Sie wissen ganz genau, was am 15. Juni sein 
wird; Ja, ja. 

(Seiters CDU/CSU: Denken Sie mal an die 
Kommentare in der „Ems-Zeitung“ von we- 
gen böswilliger Verleumdungen! — Dr. Ol- 
derog [CDU/ CSU]: Sie sind ein Maulheld!) 

— Na, ja, was soll’s. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Da können Sie 
nicht mehr viel sagen!) 

— Dazu könnte ich sehr viel sagen. — Dazu gehört, 
daß das Landesraumordnungsprogramm Nieder- 
sachsen, meine Damen und Herren, überarbeitet 
werden muß und daß dann das darin vorgesehene 
Kraftwerk am Riesumer Nacken bei Emden ersatz- 
los — und ich sage dies, ersatzlos — gestrichen wer- 
den muß. 

Es hat vor kurzer Zeit ein gemeinsamer Kongreß 
von Vertretern der nordfriesischen, der ostfriesi- 
schen und der niederländischen Inseln in Texel 
stattgefunden. Die dort in Texel Anwesenden haben (P) 
über die problematische Situation, die in der Nord- 
see und im Wattenmeer entstanden ist, gespro- 
chen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ab- 
schließend aus einer dort verabschiedeten gemein- 
samen Resolution, ohne daß dort Parteigrenzen er- 
kennbar waren, zitieren. Dort ist gesagt worden: 

Die Vertreter 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Was 
waren denn das für Vertreter?) 

sind der Meinung, daß es nun Zeit wird, unter Auf- 
richtung der Notflagge gegen die internationale 
Schwäche und Gleichgültigkeit zu protestieren, mit 
der die Wasserverschmutzung bekämpft wird. 

Zweitens haben sie dort gesagt: Die Vertreter des 
Kongresses weisen darauf hin, daß man jetzt inner- 
halb sehr kurzer Zeit auf internationalem Niveau 
Maßnahmen ergreifen muß, wenn man auch noch 
in einigen Jahren von einem internationalen Natur- 
gebiet ausgezeichneten Charakters der Nordsee 
sprechen will. 

Drittens ist dort in der Resolution gesagt worden: 

Die Vertreter des Kongresses weisen darauf hin, 
daß offizielle und Regierungsbehörden rechtzeitige 
und sachgerechte Informationen an die Bevölke- 
rung über Strahlenbelastungen bei Reaktorunfällen 
geben müssen; wie z. B. im Fall Tschernobyl, wie 
hier die Vertreter der Inselgemeinden in Texel ge- 
meint haben. 
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(A) Meine Damen und Herren, dem ist nichts hinzu- 
zufügen. 

(Bohlsen [CDU/CSU]: Doch, das werde ich 
gleich tun! Sie lassen etwas aus! Bewußt!) 

— Das tun Sie mal. — Für die Nordsee ist es fünf 
Minuten vor zwölf. Lassen Sie uns, wie der Herr 
Kollege Schmidbauer dies angeregt hat, gemeinsam 
dafür zu sorgen, daß der Nordsee und damit den 
Bewohnern dieses schönen Teils der Bundesrepu- 
blik Deutschland die bestmögliche auch politische 
Hilfe geleistet wird. 

Jetzt noch einmal zu Ihnen, Herr Kollege Seiters, 
und zu dem Herrn, der dort vom „Verleumder“ ge- 
schrieben hat. Wissen Sie, ich hätte es vom Präsi- 
denten der Bundesanstalt für Arbeit für sinnvoll 
gehalten, meine Entschuldigung von vor Wochen 
dort der Presse bekanntzugeben. Dann hätte ein 
Herr Brauer nicht vom „Verleumder“ Tietjen reden 
können. Aber, wissen Sie, mit mir kann man man- 
ches machen. Mein Buckel ist sehr breit, er trägt 
viel. Ich bleibe dennoch Demokrat und fair und sau- 
ber, weil ich Sportler bin, auch in der Politik. Ja, 
Herr Seiters. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stückien: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Parlamentarischen Staatssekretär Waffen- 
schmidt. 

(B) 

Dr. Waffenschmidt, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Reinhaltung der 
Nordsee ist und bleibt für diese Bundesregierung 
eine zentrale Schwerpunktaufgabe. Die Kollegen 
der Koalition haben das schon mit vielen guten Bei- 
spielen dargestellt. Ich will den Sprechern der SPD, 
Herrn Kollegen Jansen und auch Herrn Kollegen 
Tietjen, empfehlen, Sie sollten doch noch einmal 
durchlesen, was Sie hier an Angriffen vorgetragen 
haben, insbesondere Sie, Herr Kollege Jansen. Wis- 
sen Sie,, wenn man so viele Jahre hoher Funktionär 
der SPD ist — Sie sind doch viele Jahre auch Lan- 
desvorsitzender gewesen — , hatten Sie denn so we- 
nig in der SPD zu sagen? 13 Jahre haben Sie doch 
hier die Regierung geführt und nichts Entscheiden- 
des gemacht. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Und dann stellen Sie sich hierhin und machen sol- 
che Anwürfe! Das ist doch völlig unglaubwürdig. 
Das kann doch nirgendwo landen, das bringt doch 
überhaupt nichts. Das sind alles Sprechblasen. 

(Zurufe von der SPD) 

13 Jahre Zeit und nichts vorzu weisen! Das ist ge- 
nauso, als wenn Leute, die in der Schule immer eine 
fünf schreiben, denen, die eine zwei schreiben, sa- 
gen, wie man Aufsätze machen muß. Das ist doch 
völliger Unsinn, was Sie hier machen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
— Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSUj: 


13 Jahre war der Jansen krank, jetzt brüllt (C) 

er wieder, Gott sei Dank!) 

Also, meine Damen und Herren, Leitlinie des 
Handelns der Bundesregierung ist die Durchset- 
zung des Vorsorgeprinzips. Konsequent betreiben 
wir die Umsetzung dieses Vorsorgegedankens, um 
die Schäden in der Nordsee nun wirklich nicht irre- 
parabel werden zu lassen. 

Unser Ziel ist, weitestgehend die Immissionen zu 
vermeiden, die die Nordsee erreichen können. Ich 
will Ihnen auch sagen, liebe Kollegen aus dem 
Nordseebereich: Ich bin daran auch ganz persönlich 
interessiert. Ich habe da oft Urlaub gemacht. Ich 
will auch dieses Jahr wieder Urlaub machen, weil es 
prima ist da an der Nordsee, 

(Beifall bei der CDU/CSU und Zurufe von 
der CDU/CSU und der SPD) 

weil man auch prima schwimmen kann und weil 
das einen frisch und munter erhält. Deshalb weiß 
ich auch, was da noch zu machen ist. Dem wollen 
wir uns ja zuwenden. 

(Heiterkeit und Beifall — Dr. Olderog 

[CDU/CSUj: Kommen Sie aber auch mal 
zur Ostsee!) 

Nun, meine Damen und Herren, was haben wir 
gemacht? Die erste, auf Initiative des Bundesinnen- 
ministeriums durchgeführte Nordseeschutzkonfe- 
renz hat doch gezeigt, daß eine ganze Menge von 
Atifgaben international anzugehen ist. Dabei sind 
weder blinder Aktionismus — das muß man mal 
sagen — noch die Kassandrarufe, noch Hysterie ^ ' 
eine vernünftige Therapie zum Schutz und zur Er- 
haltung der Nordsee; aber auch Resignation ist 
nicht am Platz, sondern konkretes Handeln. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Das hat die Bundesregierung getan. Ich will es an 
vielen Beispielen deutlich machen, darf aber vor- 
weg noch eines sagen, auch mit Blick auf die Bür- 
ger, die hier betroffen sind. 

Die Bundesregierung nimmt die Besorgnis von 
Bürgern, auch von der Wissenschaft und von Ver- 
bänden, die sich hier bemühen, sehr ernst. Sie sieht 
der Bedrohung eines kostbaren Lebensraumes für 
Menschen, Tiere und Pflanzen nicht tatenlos zu. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie setzt alles daran, bereits an den Quellen der 
Verschmutzung diese drastisch zu vermindern 
oder, wo irgend möglich, ganz zu vermeiden. Auch 
alle Einleitungspfade für die Schadstoffe — wie 
Flüsse, Luft, Schiffsbetrieb und Direkteinleitungen 
— bedürfen ebenso wie die Abfallbeseitigung auf 
See sorgfältiger Kontrollen mit dem Ziel einer wirk- 
lich durchgreifenden Verringerung der Verschmut- 
zung. 

Sechs Jahre nach Veröffentlichung des Gutach- 
tens des Sachverständigenrates über Umweltpro- 
bleme der Nordsee können wir eine erste Bilanz 
ziehen. Wir sind auf dem richtigen Wege, insbeson- 
dere national. Aber auch international wurden ei- 
nige Fortschritte erzielt. 
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Pari. Staatssekretär Dr. Waffenschmidt 
(A) Lassen Sie mich diese Beispiele nennen. Die Bun- 
desregierung mißt national dem Schutz unserer Ge- 
wässer hohe Priorität bei. Bereits heute sind — der 
Kollege Olderog hat es erwähnt — fast 90% der 
Bevölkerung im Bundesgebiet inzwischen an die öf- 
fentliche Kanalisation angeschlossen * — das ist ja 
wichtig — , damit die Flüsse sauber bleiben, die in 
die Nordsee einmünden. Mehr als 80% der Abwäs- 
ser werden in biologischen Kläranlagen behandelt 
Dies hat sich positiv auf die Güte unserer Gewässer 
ausgewirkt. So war der Rhein ^ hören Sie mal gut 
zu, Herr Kollege Jansen! — im Jahre 1980 noch kri- 
tisch belastet Heute wird er in die Güteklasse 2 ein- 
gestuft Die Belastung durch Quecksilber wurde um 
zirka 70% gesenkt 

(Duve [SPD]: Das ist eine Leistung der so- 
zialliberalen Koalition!) 

Bei Cadmium sind es ebenfalls 70%, bei Chrom 53%, 
bei Zink 40 %. 

Eine weitere wichtige Etappe auf diesem Weg ist 
die noch in dieser Legislaturperiode geplante Ver- 
abschiedung der Novellen zum Wasserhaushaltsge- 
setz, zum Waschmittelgesetz und zum Abwasserab- 
gabengesetz, die merklich zu einer zusätzlichen 
Verbesserung des Gewässerzustandes führen und 
somit auch der Nordsee zugute kommen. Wo waren 
Sie denn, warum haben Sie nicht ein verschärftes 
Waschmittelgesetz gemacht, meine Herren von der 
SPD, als Sie die Regierung hatten? Das haben Sie 
doch gar nicht durchgekriegt. Entweder waren Sie 
zu bange vor den Widerständen, oder Sie hatten gar 
nicht die Konzeption dazu. Sich dann hier aufzu- 
schwingen und große Reden zu halten, ist doch völ- 
lig unglaubwürdig. Wir setzen ein neues Waschmit- 
telgesetz durch, wir setzen das neue Wasserhaus- 
haltsgesetz durch, wir machen das neue Abwasser- 
abgabengesetz. Das sind Taten, die auch der Nord- 
see helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, nachhaltige positive 
Auswirkungen sind auch auf vielfältige Initiativen 
dieser Bundesregierung zur Eindämmung der Luft- 
verschmutzung zurückzuführen. Die Großfeu- 
erungsanlagen-Verordnung und die neue TA Luft 
werden eine deutliche Verminderung der Luft- 
schadstoffe zur Folge haben, und zwar bei Schwe- 
feldioxid um über 70 % und bei Stickoxiden um über 
60 %. Mit der Verabschiedung der Verordnung zur 
Emissionsbegrenzung von halogenen Kohlenwas- 
serstoffen, die in chemischen Reinigungsanlagen 
eingesetzt werden, wird die Luftbelastung durch 
diese Stoffe um etwa die Hälfte vermindert. Dies 
sind die Fakten. Wir produzieren also nicht wie Sie 
von den GRÜNEN leere Sprechblasen, allerhand 
Ankündigungen und schöne Träume, sondern wir 
machen etwas, was der Nordsee hilft. Wir werden 
auf diesem Weg fortschreiten und damit der Nord- 
see helfen und die Gewässerqualität verbessern. 

Ich komme zu einem anderen wichtigen Punkt; 
das ist die Abfallbeseitigung auf See. Zusammen 
mit der Titandioxid- Industrie verwirklichen wir ein 
Konzept zur Lösung des Dünnsäureproblems. Da- 
mit übernimmt die Bundesregierung auch in die- 
sem Bereich eine europäische Vorreiterrolle. Ende 


1984 konnte die Einbringung des in der Dünnsäure (C) 
gelösten Grünsalzes vorzeitig beendet werden — 
ein wichtiger Tatbestand! Das war 1984, nicht 1982, 

1981 oder 1980, 1984! Seit Beginn dieses Jahres fal- 
len durch Inbetriebnahme einer neuen abfallarmen 
Produktionsanlage 200 000 Tonnen Dünnsäure we- 
niger an. Spätestens 1989 wird die Einbringung von 
Dünnsäure überhaupt gänzlich eingestellt werden. 

Die Bundesregierung bereitet darüber hinaus 
Zeitpläne für eine Verringerung und Beendigung 
der Abfallverbrennung auf See vor. Schon heute 
wird in jedem Fall geprüft, ob die Beseitigung sol- 
cher Sachen nicht auch an Land erfolgen kann. Das 
alles sind Schritte und Taten — nicht Ankündi- 
gen — , die der Nordsee helfen. 

Erfolge sind auch bei der weiteren Reduzierung 
der Verschmutzung der See aus dem Schiffsbetrieb 
zu verzeichnen. Bund und Länder erarbeiten der- 
zeit ein Konzept über die Bereitstellung kostengün- 
stiger und wirklich durchführbarer Auffanganlagen 
in den Häfen für die Entsorgung von Öl, Chemika- 
lien und Müll. 

Die Bundesregierung befaßt sich neben einer Er- 
klärung der Nordsee zum Sondergebiet auch mit 
der Frage, wie insbesondere die illegalen Einleitun- 
gen in die Nordsee eingedämmt werden können. Sie 
beabsichtigt, auch hierzu bei der 2. Nordseeschutz- 
Konferenz Vorschläge zu machen. 

Meine Damen und Herren, eines aber muß hier 
heute noch einmal auch für die Regierung deutlich 
ausgesprochen werden. Nordseeschutz macht an 
der Grenze nicht halt. Die Weichenstellungen für (1^) 
eine verstärkte internationale Kooperation an der 
Nordsee erfolgte mit der 1. Internationalen Nord- 
seeschutz-Konferenz Ende 1984. Wenn ich in die- 
sem Zusammenhang von SPD und GRÜNEN höre, 
daß sie sagen, es habe zwar viele Ankündigungen 
gegeben, aber die Ergebnisse seien nicht so, wie sie 
sich das gedacht hätten, dann erinnere ich daran, 
daß zur Zeit dieser Bundesregierung überhaupt 
eine 1. Internationale Nordseeschutz-Konferenz zu- 
sammengetreten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damit haben wir einen Anfang gemacht. Wo waren 
Sie denn? Sie haben keine zuwege gebracht. Bei 
einer 3. oder 4. Konferenz wären wir vielleicht 
schon viel weiter. 

(Zurufe von der SPD) 

Aber das muß Ihnen immer vorgehalten werden, 
damit dem deutschen Volk, den Bürgern, deutlich 
wird, welche Versäumnisse es bei Ihnen gab, damit 
Sie nicht immer wieder Irreführung betreiben, Ab- 
lenkungsmanöver machen und Nebelkerzen werfen 
können. Meine Damen und Herren, machen Sie 
sich gar keine Illusionen, Sie könnten nach der 
Wahl im Januar 1987 irgendwelche Konzepte mit 
Mehrheit durchsetzen. Wir werden dafür sorgen, 
daß alle die Versäumnisse, die Ihnen angelastet 
werden müssen, den deutschen Bürgern mitgeteilt 
werden. Dann wird die Koalition der Mitte wieder 
die Mehrheit bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Pari. Staatssekretär Dr. Waffenschmidt 
(A) Es gilt nun, diese Pionierarbeit konsequent fort- 
zusetzen. Wir werden also bei der zweiten Minister- 
konferenz 1987 in London unsere bereits einge- 
brachten Zielvorstellungen beharrlich und kontinu- 
ierlich weiterverfolgen. Dort, wo Sie — es gibt ja 
nicht mehr viele Sozialisten an der Regierung — 
noch irgendwo Parteifreunde in den Regierungen 
haben, können Sie ja mithelfen, daß wir internatio- 
nal zu Erfolgen kommen. 

Erfolgreiche Nordseeschutzpolitik ist nur dann 
möglich, wenn alle Nordseestaaten diesen Weg ge- 
meinsam gehen, Nordseeschutz ist ein Prüfstein für 
die Handlungsfähigkeit der europäischen Staaten 
wie auch der Europäischen Gemeinschaft Ich will 
hier für die Bundesregierung ganz deutlich sagen: 
Wir werden unsere Beiträge leisten, weil wir die 
Nordsee als einen wichtigen Bereich von der Natur 
her, von der Wasserwirtschaft her, von der Ökologie 
her für unser Land ansehen. Die Bundesregierung 
wird weiter national und international realistische 
Beiträge zum Schutz der Nordsee leisten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Bevor ich das Wort weiter- 
gebe, möchte ich darauf hinweisen, Herr Abgeord- 
neter Dr. Olderog, daß der Ausdruck „Maulheld“, 
direkt oder auch durch die Blume gegenüber einem 
Mitglied des Hauses verwendet, nicht parlamenta- 
risch ist. Das ist also kein Ordnungsruf, aber unge- 
fähr so, wie wenn der Schiedsrichter nach unsaube- 
rer Gangart eines Spielers nach der gelben Karte 
^ * greift, sie aber nicht zückt. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Ich bitte sehr um 
Entschuldigung bei dem Kollegen, den ich 
gemeint habe! — Dr. Müller [Bremen] 
[GRÜNE]: Aber „Stinktier“ war okay, oder? 

— Heiterkeit) 

Herr Abgeordneter Duve, Sie haben das Wort. 

Duve (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Staatssekretär Waffenschmidt, diese 
Flunkerei wird auch dadurch nicht wahrer, daß Sie 
sie immer wiederholen, und sie wird auch im Wahl- 
kampf nicht wahrer. Auch wenn Sie hier heute als 
Wahlkämpfer auf treten: Es ist in den 70er Jahren 
nicht genug getan worden, 

(Demonstrative Zustimmung bei der 
CDU/CSU) 

es ist wahrscheinlich viel zuwenig getan worden, 
aber es ist wesentlich mehr getan worden, als hätte 
getan werden können, 

(Zuruf von der CDU/CSU; Wie bitte?) 

wenn man mit den Umweltfeinden, mit den Um- 
weltgegnern, die unsere Kollegen seinerzeit in der 
CDU gesehen haben, hätte Politik machen müssen. 
Das, was wir — auch ich — in der Öffentlichkeit sei- 
tens der Union an Beschimpfungen zu hören be- 
kommen haben, was Bürgerinitiativler von CDU- 
Politikern und von CSU-Politikern entgegenneh- 
men mußten, wenn sie in dieser Zeit für eine sau- 
bere Natur stritten, spottet jeder Beschreibung! Wir 
werden wieder einmal öffentlich machen, wie ei- 


gentlich in den 70er Jahren mit Umweltschützern (C) 
von seiten der Union umgegangen worden ist, wie 
Sie, meine Damen und Herren, in den Ausschüssen 
die Umweltpolitik des Ministers Baum und anderer 
bekämpft haben. 

(Beifall bei der SPD — Carstensen [Nord- 
strand] [CDU/CSU]: Wer hat denn die Poli- 
tik gemacht, die Regierung oder die Oppo- 
sition?) 

Eine zweite Bemerkung: Es wäre vielleicht auch 
gut gewesen, wenn Sie, Herr Staatssekretär, ein 
Wort zur Radioaktivität in der Nordsee gesagt hät- 
ten. Das Nordseegutachten, über das Sie heute ein 
bißchen hinweggegangen sind, hat in langen Passa- 
gen zur Radioaktivität Stellung genommen, hat da- 
vor gewarnt und hat vor allem vor der Wiederaufar- 
beitungsanlage gewarnt. 

Wir haben das hier in einer ersten Debatte — 

Herr Müller, Sie waren damals noch nicht im Parla- 
ment — sehr ausgiebig diskutiert. Wir haben viel 
über die Nordsee diskutiert, wir Sozialdemokraten 
haben viel gefordert und haben auch viel auf den 
Weg gebracht. Dann kamen Herr Wolfgramm und 
Herr Mischnick und andere und haben unseren 
Möglichkeiten ein Ende bereitet. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
ist doch wohl eine Unverschämtheit! Das 
stimmt doch nicht!) 

— Wie Sie jetzt schreien, Herr Carstensen, ist zu- 
mindest keine Verschämtheit. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU] : 

O Mann!) 

Eine Diskussion über die seit Vorliegen des Nord- 
seegutachtens doch sehr stark zunehmenden radio- 
aktiven Befunde in der Nordsee hätte also der Bun- 
desregierung gut angestanden. Es wäre gut gewe- 
sen, wenn sie in diesen Wochen oder heute dazu 
eine Aussage gemacht hätte. 

Erstaunt bin ich über die Äußerungen des mitre- 
gierenden CSU-Vorsitzenden Strauß, der heute ir- 
gendwo erklärt hat: Mit neuen Umweltministern lö- 
sen sich die Probleme nicht von selbst. Ich kann 
hier dem Herrn Strauß zustimmen. Die erste At- 
tacke aus München gegen den Frankfurter Ex- 
Oberbürgermeister und neuen Umweltminister 
liegt also seit heute mittag bereits vor, und wir wer- 
den uns auf noch mehr gefaßt machen. Man sieht 
daran, wie Herr Strauß diese Degradierung seines 
Zimmermanns auf der einen Seite natürlich ganz 
gut findet, weil er ihn auch nicht sehr leiden mag, 
wie er sich aber auf der anderen Seite doch noch 
rächt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Waffenschmidt, auf welche Art und Weise 
Sie künftig noch der umweltschützende Parlamen- 
tarische Staatssekretär sein werden, werden wir er- 
leben und mit kritischer Freude zur Kenntnis neh- 
men. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Noch lange!) 
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Duve 

(A) Herr Müller, ich finde es gut, daß die GRÜNEN 
die Nordsee entdeckt haben. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Na, das 
stimmt nicht! Das waren die Wikinger! Das 
sollten Sie wissen, Herr Duve!) 

— Die Wikinger sind nach Amerika gefahren! 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Ich dachte, 
das war Kolumbus!) 

Eines aber finde ich schlecht: Sie reden nicht kon- 
kret über die Gegenstände des Umweltschutzes. Sie 
sollten damit endlich einmal so, wie Herr Schulte es 
sehr gut tut, anfangen. Wir haben hier in diesem 
Hause sehr viele große, dramatische Diskussionen 
über die Nordsee geführt Die Schreckensbilanz, die 
wir aus den Gutachten und aus anderen Befunden 
haben, haben wir hier zu Recht mehrfach vorge- 
führt, aber wir — auch die Aktionskonferenz — 
sind sehr viel weiter, als daß wir hier immer noch 
Tonnen von Schadstoffen auf zählen müßten; viel- 
mehr geht es jetzt um die Frage, was konkret getan 
wird. Wir sind mit der Aktionskonferenz in einem 
guten Dialog. Es geht nicht um den Austausch von 
Briefen, sondern es geht darum, in welcher Form 
wir unsere Konferenz, unsere eigene sozialdemo- 
kratische Vorkonferenz im Herbst, zu der die Ak- 
tionskonferenz bereits Teilnahme signalisiert hat, 
gemeinsam mit den Umweltschützern vorbereiten. 

Und, Herr Wolfgramm — Sie sind wieder da — : 
Ich habe nun natürlich auch Detlev von Liliencron 
mitgenommen. Nicht, weil ich dachte, daß Sie den 

(B) zitieren, sondern weil ich dachte, daß Sie irgendei- 
nen unserer deutschen Vorfahren — Poeten zitie- 
ren werden. Vorsichtshalber habe ich mir den Ech- 
termeyer mitgebracht, weil ich weiß: Einer der 
Wolfgramm'schen Poeten wird sich im Echtermeyer 
finden. 

Ich habe so die Auseinandersetzungen der Koali- 
tion in der letzten Zeit und die Art beobachtet, wie 
Herr Genscher hin und wieder von Bayern und an- 
deren Kabinettskollegen behandelt wird. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
wußte Detlev von Liliencron schon, ja? — 
Weitere Zur\ife von der CDU/CSU: Nord- 
see!) 

— Bitte? 

(Austermann [CDU/CSU]: Er hat an das 
Thema erinnert!) 

— Ja, das ist auch sehr freundlich. — Also, es geht 
um Pidder Lüng, um ein Gedicht von Liliencron, in 
dem der Amtmann von Tondern, Henning Pog- 
wisch, nach Sylt hinüberfährt. 

(Zuruf des Abg. Carstensen [Nordstrand] 
[CDU/CSU]) 

— Ja, das muß der Carstensen ja wissen, weil er 
Fischereipräsident ist. Es heißt in dem Gedicht: 

Pidder Lüng starrt wie wirrsinnig den Amt- 
mann an. 

— Das ist in diesem Fall der Bundeskanzler; in mei- 
ner Umdichtung ist das jetzt einmal Genscher. — 


Immer heftiger in Wut gerät der Tyrann, (C) 

Und er speit in den dampfenden Kohl hinein. 

Nun geh an deinen Trog, du . . . 

Den weiteren Reim werde ich nun natürlich nicht 
bringen können, Herr Wolfgramm. — Haben Sie es 
gefunden? 

(Wolfgramm [Göttingen] [FDP]: Nein, ich 
habe ein anderes Buch!) 

Vizepräsident Stücklen: Können Sie noch hinzufü- 
gen, in welchem Zusammenhang das mit der Nord- 
see steht? Dann wäre es gut. 

Duve (SPD): Der Zusammenhang ist der, daß der 
Dichter Detlev von Liliencron, der hier erwähnt 
worden ist, ein bedeutendes Gedicht zur Nordsee 
geschrieben hat Ich will zu meinem Thema zurück- 
kommen, Herr Präsident 

(Car Stensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 

Also, die SPD ist zu vergleichen mit: „Heut 

bin ich über Rumpolt gefahren . . .“? Die 

Stadt ging vor vielen Jahren unter! — Hei- 
terkeit bei der CDU/CSU) 

Ich möchte hier nun wieder zur Nordsee zurück- 
kommen. Das Nordseegutachten hat uns ja eines 
gelehrt: 

(Austermann [CDU/CSU]: Das glaube ich 
nicht!) 

daß die Anrainer der Nordsee nicht nur die nord- 
deutschen Küstenländer sind, sondern daß Anrai- 
ner der Nordsee auch die CSSR, die DDR sind, 
praktisch das gesamte Mitteleuropa, und zu dem (d) 
beitragen, was in der Nordsee passiert zumindest 
in Höhe von einem Drittel des Schadstoffeintrags. 

Vizepräsident Stückien: Herr Abgeordneter Duve, 
der Herr Abgeordnete Wolfgramm möchte eine 
Zwischenfrage stellen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der hat auch ein 
Buch!) 

Duve (SPD): Herr Präsident, wenn Sie die Uhr 
anhalten, gern. 

Vizepräsident Stücklen; Ich habe sie angehalten. 

Duve (SPD): Herr Wolfgramm, bitte schön. Ich 
habe aber meinen Echtermeyer dabei; nun einmal 
los. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Kollege, ich 
habe den Liliencron auch hier und zitiere aus dem 
Gedicht ,AJitwort“. Es heißt Jiier: „Was willst du 
hier, ein schwarzes Schaf . . .“ 

(Heiterkeit) 

Würden Sie mir da zustimmen? 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Duve, 
ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn wir die Dichter- 
lesung jetzt beenden würden. 

(Heiterkeit — Dr. Olderog [CDU/CSU]: 

Herr Präsident, ist das unparlamentarisch? 

— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Das 
ist ein rotes Schaf!) 
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(A) Duve (SPD): Ist gut. 

Vizepräsident Stückien: Herr Abgeordneter Duve, 
die Uhr läuft wieder. 

Duve (SPD): Ich darf jetzt antworten und ant- 
worte wieder mit Detlev von Liliencron, Herr Kolle- 
ge: 

Gottvater hat es auch gehört, 

Und denkt: Mein Musikante, 

Du bist zwar sehr vom Wein betört 
Und torkelst an der Kante, 

Du bist ein liederliches Vieh, 

— das, Herr Präsident, sei in Anführungsstrichen 
gesetzt, weil es nicht parlamentarisch ist — 

Doch bist und bleibst du ein Genie, 

Das ist das Amüsante. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Stückien: Herr Abgeordneter Duve, 
ich bitte also, nicht das ganze Buch hier vorzutra- 
gen. 

(Erneute Heiterkeit) 

Vielen Dank. 

Duve (SPD): Ich möchte auf die Anstrengungen 
einer einzigen Gebietskörperschaft unter vielen Ge- 
bietskörperschaften, die mit der Nordsee zu tun ha- 
ben, zu sprechen kommen, nämlich auf meine Hei- 
matstadt Hamburg. Seit wir das Nordsee-Gutachten 
vorliegen haben, haben wir im Bereich — ich will 

(B) vier Schadstoffe herausgreifen — von Kupfer, Cad- 
mium, Blei und Arsen ganz enorme, dramatische 
Verbesserungen erreicht. Es handelt sich hier in 
dieser einen Stadt um Beträge von Hunderten von 
Millionen. Ich will auf ein Problem aufmerksam 
machen. Wir haben damit für Kupfer, Cadmium, 
Blei und Arsen im Raum Hamburg aber leider nur 
eine ganz geringe Absenkung des Schadstoffgehalts 
im Wasser erreicht Denn aus Hamburg kommen — 
ich will das am Beispiel des Kupfers aufzeigen — 
2,6 % des Kupfers, das im Wasser ist. 97,4 % kommen 
aus der CSSR und aus der DDR. Vor zwei Jahren 
hat Hamburg noch 2,4 Tonnen Arsen pro Jahr ans 
Wasser abgegeben. Heute sind es 0,4 Tonnen. Wir 
bekommen aber jedes Jahr noch 134 Tonnen Arsen 
aus der DDR und der CSSR. Ich mache deshalb dar- 
auf aufmerksam, weil die Anstrengungen, die eine 
Gebietskörperschaft mit Millionenbeträgen unter- 
nimmt, die wir vom Steuerzahler brauchen, von ih- 
nen häufig als Sisyphusarbeit gesehen werden, 
wenn sie es mit dem vergleichen, was international 
noch getan werden muß. Wir machen es trotzdem 
und wollen auch weiterkommen. 

Es wäre gut, wenn die Bundesregierung in 
Sachen Elbegrenze und der Koppelung mit den Fra- 
gen eines Abkommens mit der DDR im Umwelt- 
schutz nicht so starrsinnig wäre. Es ist jetzt wirk- 
lich an der Zeit, daß wir in diesen Verhandlungen 
zu Abkommen kommen und daß wir das nicht mehr 
an die Elbegrenzverhandlungen ankoppeln. Ich bin 
darüber informiert worden, daß eine Entkoppelung 
auch von seiten d^r DDR möglich ist. Ich appelliere 
an die Bundesregierung, daß sie das jetzt tut und 


nicht um völkerrechtlicher oder innerdeutscher (C) 
Fragen willen oder um das Gesicht zu wahren usw. 
das Stoppen einer sehr dramatischen Entwicklung 
auf die lange Bank schiebt. 

Wir haben über das Nordseegutachten viel disku- 
tiert. Es ist nach wie vor das umfangreichste und 
beste Gutachten über ein ökologisches Großsystem, 
das es überhaupt auf der Erde gibt. Es kann sich 
mit den Arbeiten über die Alpen, über die Ostsee, 
über das Mittelmeer, messen. Es gibt kaum ein so 
umfassendes Gutachten mit diesen dramatischen 
Befunden. In diesem Gutachten wurde erkannt und 
nachgewiesen, daß die Nordsee ein zusammenhän- 
gendes Ökosystem ist, das bis tief in die CSSR, bis 
tief nach Mitteleuropa hineinreicht. Ich bin der Auf- 
fassung, Herr Staatssekretär, daß wir dringend eine 
Fortschreibung brauchen. Wir brauchen erstens im 
Zehnjahresrhythmus, d. h. erstmals im Jahre 1990, 
die Veränderung auf der Grundlage und dem Auf- 
bau dieses Gutachtens. Zweitens ist es dringend 
notwendig, das zu tun, was wir Sozialdemokraten in 
unserem Aktionsprogramm Nordsee mehrfach ge- 
fordert haben: daß wir aus eigenem Antrieb dieses 
Gutachten ins Englische, Französische und ins Nor- 
wegische übersetzen und selber mit dafür sorgen, 
daß in diesen Ländern ein Bewußtsein vom Ökosy- 
stem Nordsee entsteht. Bei uns ist das langsam 
schon vorhanden, aber in diesen anderen Ländern, 
wie wir immer wieder merken, nur sehr, sehr 
schwach. Es wäre auch eine Axifgabe unserer Ver- 
tretungen im Ausland, dafür zu sorgen, daß sich die 
Diskussionen um die Nordsee und all das, was mit 
der Nordsee geschehen ist, auf festes Material (D) 
gründen können. Dieses Material haben wir mit 
diesem Gutachten vorgelegt. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit, auch für die 
liebevolle Behandlung meiner poetischen Erinne- 
rungen an einen Dichter, der mir sonst so gar nicht 
so liegt. 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Stückien: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Austermann. 


Austermann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bitte um Verständnis dafür, 
daß ich im Gegensatz zum Kollegen Duve kein 
Buch mitgebracht habe, nachdem er versichert hat, 
das sei nicht das einzige, das er hat. 

(Duve [SPD]: Das war ein Volltreffer!) 

Ich habe es auch nicht im Kopf. 

(Duve [SPD]; Geniale Bemerkung!) 

Ich möchte auf das zurückkommen, was der Par- 
lamentarische Staatssekretär Waffenschmidt hier 
ausgeführt hat und was die beiden Vorredner unter- 
scheidet. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD und den GRÜNEN) 
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Austermann 

(A) Ich glaube wohl, daß es richtiger ist, daß wir uns 
über das Thema unterhalten. Ich freue mich, daß 
der Kollege Müller aufgewacht ist. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Der 
Feind schläft nie!) 


Fraglos wird die Nordsee heute durch die ver- 
schiedensten Schadstoffe belastet. Dennoch ist im 
Wattenmeer, das als Naturlandschaft unsere Nord- 
seeküste prägt, eine große Zahl einzigartiger Tier- 
arten heimisch. Die See selber ist immer noch ein 
wichtiger Lieferant für Nahrungsmittel und ein 
wichtiger heimischer Erholungsraum — das sollte 
man gerade zu Beginn dieser Feriensaison allen 
Bürgern wieder sagen — , der seinen Wert aus einer 
intakten Umwelt bezieht, auch wenn sich die Fol- 
gen unserer industriellen Zivilisation auch im 
.gv scheinbar unerschöpflichen Meer spürbar bemerk- 
bar machen. 


wenn dies bei der Kommunalwahl 1986 einige 
Rückschläge gebracht hat. Wir erwarten, daß sich 
Hamburg diesem Beispiel anschließt — Herr Duve, 
ich hätte erwartet, daß Sie dazu etwas sagen — und 
die bedauerliche Lücke zwischen den beiden Natio- 
nalparks nicht mit Hafenschlick vor Neuwerk, son- 
dern durch bald wirksame Schutzmaßnahmen 
schließt. Eine Unter-Sediment-Deponie stellt nicht 
nur einen unnötigen Eingriff dar, sie birgt auch die 
Gefahr der Gefährdung der Umgebung in sich. 
Warum sonst lehnt Hamburg schließlich die Abla- 
gerung des Hafenschlicks auf der Deponie Höltig- 
baum in Stadtnahe ab? 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage des Abgeordneten Duve? 

Austermann (CDU/CSU): Ja, gerne. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte. 

Duve (SPD): Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu neh- 
men, daß von acht möglichen, von Wissenschaftlern 
erwogenen Lösungen eine darin bestand, Schlick 
ins Wattenmeer zu tun, daß dies vom Senat, von der 
Regierungspartei, von mir als dem Vorsitzenden 
der zuständigen Kommission der Partei schärfstens 
abgelehnt worden ist und daß dies nicht in Frage 
kommt und nicht realisiert werden wird? 

Austermann (CDU/CSU): Ich freue mich, wenn 
dieser Umdenkungsprozeß in Hamburg Platz 
greift. 

(Duve [SPD]: Das war ein Vorschlag von 
Wissenschaftlern!) 

Ich kann mich erinnern, daß noch vor wenigen Ta- 
gen im Norddeutschen Fernsehen von einem aktu- 
ellen Plan gesprochen wurde, nicht aber von einem 
Plan, der zu den Akten gelegt wurde. 

(Duve [SPD]: Das ist ein Vorschlag von 
Wissenschaftlern gewesen!) 

Meine Damen und Herren, weitere Vorausset- 
zung für eine größere Wirksamkeit der Unter- 
schutzstellung ist, daß von seiten der See jede Be- 
einträchtigung unterbleibt. Dazu muß die Nordsee 
zum Sondergebiet nach dem MARPOL-Abkommen 
erklärt werden. Es ist gesagt worden, wir hätten das 
noch nicht erreicht; wir haben es auf der Nordsee- 
schutzkonferenz zumindest beantragt, aber keine 
Mehrheit erhalten. 

Schließlich, so meine ich, ist der Bund in die 
Pflicht genommen, für eine behutsame Abgrenzung 
der Wasserstraßen zu sorgen. 

Wir werden uns auch überlegen müssen, was wir 
tun, wenn die ertappten Umweltsünder und -krimi- 
nellen weiterhin nicht härter angefaßt werden. Die 
bisher verhängten minimalen Strafen schrecken 
nicht ab. Wirtschaftliche Vorteile, die Dritte aus 
dem Ablassen von Öl und Chemikalien auf hoher 
See ziehen, müssen für verfallen erklärt werden. 
Das Strafgesetzbuch läßt dies zu; diese Möglichkeit 
sollte die Justiz auch ausschöpfen. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: § 73 
StGB!) 


Wir haben inzwischen einige wirkliche Erfolge 
erzielt. Hier komme ich auf das Thema Untätigkeit, 
das Sie, Herr Müller, angeschnitten haben, zu spre- 
chen. Wir haben inzwischen Jahr für Jahr enorme 
Beträge für Meeresforschung und Meerestechnik 
ausgegeben. 1982 waren es ganze 53 Millionen DM; 
heute sind es 120 Millionen DM, die u. a. auch für 
die Analysen zur Erforschung der Wasserqualität 
bereitgestellt werden. 

(Senfft [GRÜNE]: Was wird das Dollart- 
Projekt kosten?) 

Dabei ist besonders bemerkenswert, daß die von 
uns erstmals bereitgestellten Beträge zur besseren 
Überwachung der Nordsee und auch der Ostsee 
ausgegeben werden. Forschung in der südlichen 
Nordsee betreibt das neustrukturierte Alfred-Wege- 
ner-Institut, das Ihnen ja bekannt sein wird. Ein 
Erweiterungsbau dieses Instituts wurde gestern in 
Betrieb genommen. Wir meinen auch eine Koordi- 
nierung der geomarinen Wissenschaft ist unbedingt 
erforderlich und wird weitere Erfolge bringen. 

Legale Ableitungen werden durch die hoffentlich 
1987 in London erfolgende Erklärung der Nordsee 
zum Sondergebiet untersagt. 

Ich meine, man sollte auch darauf hinweisen, daß 
die unionsregierten Bundesländer einige Erfolge 
besonderer Art aufzuweisen haben. Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein haben mit ihren National- 
parkprojekten Wattenmeer einen beachtlichen Bei- 
trag zum Schutz des Wattenmeeres geleistet, auch 


Wir wollen uns darüber unterhalten, was wir ge- 
tan haben und was wir tun können, um die Situa- 
tion der Nordsee zu verbessern. Dabei habe ich 
interessanterweise festgestellt, Herr Duve, daß Sie 
sehr viel kritisieren, aber um all das herumgehen, 
was sich in Hamburg zugetragen bzw. in den letzten 
zehn oder zwanzig Jahren nicht zugetragen hat. 
Das, was der Kollege Jansen gesagt hat, ist auch 
nicht damit zu entschuldigen, daß wir heute den 
internationalen Tag der Umwelt haben. Wer seine 
Rede gehört hat, der hat den Eindruck, demnächst 
könne man, Herr Tietjen, von Borkum bis zum Fest- 
land oder von Friedrichskoog bis nach London auf 
Schadstoffen laufen, weil die Nordsee kein Wasser 
mehr habe. 
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Austermann 

(A) — Richtig zitiert, — Die Umwelttaten dürfen nicht 
mehr als Kavaliersdelikte behandelt werden. 

Dabei muß immer wieder klargestellt werden — 
Gott sei dank haben Sie diesen Popanz hier heute 
nicht aufgebaut — , daß die chemische Industrie an 
der Küste als solche — insbesondere in Brunsbüttel 
— für den Zustand der Elbe und damit auch der 
Nordsee nicht verantwortlich ist. Nirgendwo ist mo- 
derner und umweltfreundlicher geplant und gebaut 
worden. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

Auch deshalb kann man nicht immer nach dem 
Motto „Im Zweifel für die Umwelt“ einfach der Wirt- 
schaft in Norddeutschland den Hahn abdrehen, wie 
das die GRÜNEN wollen. Ihre Abgeordneten sind 
mit der Forderung nach Wirtschaftsbeschränkun- 
gen schnell bei der Hand. Das Ganze wird dann 
noch mit dem Begriff der Vorreiterrolle der Bundes- 
republik in der Umweltpolitik positiv aufgeladen. 
Tatsächlich ist das Gegenteil leider richtig. Die Vor- 
reiterrolle würde uns schlecht bekommen. Der Ap- 
plaus der anderen Nordsee-Anrainerstaaten wäre 
groß, die Gefolgschaft allerdings klein. Vom Nieder- 
gang der norddeutschen Chemie profitierten auch 
Niederländer und Briten. 

Schnelle Schritte müssen dennoch, meine Damen 
und Herren, bei der Entlastung der See durch die 
Flüsse unternommen werden. Die Belastung der 
großen Flüsse durch unsere Nachbarn, von der hier 
gesprochen worden ist, die Oberlieger von Rhein 
und Elbe, hat Konsequenzen für die Nordsee. Er- 

(B) freulicherweise ist der Rhein inzwischen sauberer 
als die Elbe, nicht weil die Elbe schmutziger gewor- 
den wäre, sondern weil die positiven Maßnahmen 
zu greifen beginnen. Es ist zu bedauern, daß die 
Franzosen zwar scheinbar noch am völkerrechtli- 
chen Termin 5. Januar 1987 für die Begrenzung der 
Salzfrachten aus den elsässischen Kaliwerken fest- 
halten, in Wirklichkeit dieser Termin aber nicht 
mehr wahrscheinlich ist. 

Schließlich wünscht man sich manchen Protest 
gerade auch von denjenigen, die immer gerne prote- 
stieren, wenn es im eigenen Land etwas zu prote- 
stieren gibt: Die DDR verweigerte die Unterschrift 
unter ein Umweltrahmenabkommen, das im Ent- 
wurf vorliegt, den diese Bundesregierung erarbeitet 
hat, wegen der Einbeziehung des Umweltbundes- 
amtes und der Berlin-Klausel, Herr Duve, nicht 
etwa wegen der Elbegrenze, sondern wegen der 
Einbeziehung der Experten des Umweltbundesam- 
tes und wegen der Berlin-Klausel. Ich meine, Sie 
verweigert damit leider die Zustimmung zu einem 
klaren Zeitplan für Expertengespräche über die 
Eindämmung der Schmutzfracht der Elbe aus der 
Tschechoslowakei und aus Mitteldeutschland. Mit 
dem ausbleibenden Honecker-Besuch rückt die 
nächste entscheidende Runde leider in weite Ferne. 
Auf die notwendige Werra-Entsalzung gibt es seit 
zwei Jahren eine berechtigte Hoffnung, wenn die 
DDR nur endlich zustimmen würde. 

Beim Vollzug des MARPOL-Abkommens, das 
hier erwähnt worden ist, gibt es in ganz Westeuropa 
leider auch zögernde Maßnahmen. Seit dem 2. Okto- 
ber 1983 gilt der 1. Anhang des Abkommens, der 


eine Entsorgung der Schiffe in den Häfen sicher- (C) 
stellt. Hohe Gebühren und lange Liegezeiten z. B. 
gerade auch in Hamburg führen dazu, daß immer 
noch direkt ins Meer „entsorgt“ wird und nicht in 
die Entsorgungsanlagen. 

Am 6. April 1987 muß eine weitere Hürde über- 
wunden werden: Die Anlage 2 von MARPOL muß 
verwirklicht sein. Die Überwachung von als Mas- 
sengut beförderten chemischen Stoffen muß dann 
funktionieren. Dies sieht leider allseits noch mise- 
rabel aus, insbesondere leider auch wieder im Aus- 
land. 

Entscheidungen werden in diesem Jahr auch 
über weitere Maßnahmen zur Vermeidung von 
Schiffskollisionen auf der Unterelbe und etwaigen 
Konsequenzen für die zweite Stufe der Ölunfallbe- 
kämpfung getroffen werden müssen. Ich sage das 
auch deshalb, weil hier heute Kreistagsabgeordnete 
aus dem Kreis Dithmarschen anwesend sind, die 
gerade in diesem Frühjahr immer wieder zur 
Kenntnis nehmen mußten, welche Gefahren für die 
Bürger entstehen, wenn sich Kollisionen auf der 
Unterelbe und in der Deutschen Bucht zutragen. 

Hier können nur gemeinsame Aktionen aller An- 
rainer ohne ungleiche wirtschaftliche Folgen zum 
Ziele führen. Wir lehnen daher den unsinnigen und 
die Sachlage entstellenden Entschließungsantrag 
der GRÜNEN ab. Wir lehnen sofortige Radikallö- 
sungen ab, 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Sie lehnen . 
sofortige Lösungen ab! Das ist das Schlim- ' ^ 

me!) 

wobei man die Widersprüchlichkeit sehen muß, daß 
die SPD heute Forderungen stellt, die von ihren 
Abgeordneten in Nordenham nicht gestellt werden, 
die dort und in Leverkusen sogar das Gegenteil von 
dem fordern, was in Ihren Anträgen steht. 

Wir begrüßen die Ergänzung des Londoner Proto- 
kolls und stimmen der Beschlußempfehlung zu. Un- 
sere europäischen Partner, vor allem im Osten, aber 
müssen zu mehr Mitwirkung aufgefordert werden. 

Lassen Sie mich zusammenfassen: 

Die nächste Nordseeschutzkonferenz 1987 muß 
weitere klare Erfolge bringen, insbesondere durch 
Erklärung der Nordsee zum Sondergebiet im Sinne 
des MARPOL-Abkommens. 

Das Vorsorgeprinzip, von dem der Kollege Olde- 
rog vorhin schon gesprochen hat, mxiß endlich von 
allen auswärtigen Staaten anerkannt werden. 

In allen Nordseehäfen müssen Entsorgungs- und 
Auffanglager für Altöl und Chemieabfälle und 
Schmutzwasser bereitstehen. 

Strafen für Umweltsünder sollten so bemessen 
sein, daß der Verschmutzer keinen wirtschaftlichen 
Vorteil erzielen kann. 

DDR und Tschechoslowakei müssen endlich dazu 
stehen, daß sie die Elbe zu über 80 % verunreinigen. 
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Austermann 

(A) Umweltschutzrahmenabkommen gehören auf den 
Tisch, unterschrieben und vollzogen. 

(Beifall des Abg. Dr. Müller [Bremen] 
[GRÜNE]) 

Internationale Verträge müssen termingerecht voll- 
zogen werden. 

Das Schutzkonzept Wattenmeer muß von Ham- 
burg ergänzt werden, insbesondere dürfen keine 
neuen Eingriffe im Wattenmeer erfolgen. 

Weitere Gewerbeansiedlungen dürfen keine zu- 
sätzliche Belastung der Nordsee hervorrufen. 

Die Erforschung der Gewässerqualität ist weiter 
zu intensivieren und zu koordinieren. 

(Duve [SPD]: Brunsbüttel soll nicht ausge- 
baut werden?) 

— Natürlich, im Rahmen der dort vorgesehenen 
Möglichkeiten und Grenzen. Ich darf Ihnen den 
Satz vielleicht ganz in Rühe wiederholen: Weitere 
Gewerbeansiedlungen 

(Duve [SPD]: In Brunsbüttel?) 

— z. B. in Brunsbüttel, die ich nicht ausschließe 
(Duve [SPD]: Aha!) 

dürfen keine zusätzliche Belastung hervorrufen. 
Das ist doch klar. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Ib- 
benbüren ist schlimmer als Brunsbüttel!) 

Also Gewerbeansiedlungen zusätzlich, aber keine 
zusätzlichen Belastungen. Das ist, glaube ich, lo- 
jßj gisch und auch verständlich und nachvollziehbar. 

Wir sind der Meinung, daß die sofortigen Radi- 
kallösungen mit Verklappungsstopp usw. ä la SPD 

(Duve [SPD]: Was heißt „Radikallösun- 
gen“?) 

auch unter Berücksichtigung des Umweltschutzes 
nicht verantwortbar sind. Sofortige Radikallösun- 
gen heißt, daß man sofort auf hören möchte. 

Beschlüsse und Vorschriften zum Nordseeschutz 
gibt es genug. Die erfolgversprechenden Pläne die- 
ser Regierung und der sie tragenden Koalition und 
besonders der Abgeordneten von der Küste müssen 
weiter konsequent umgesetzt werden. Wir sind da- 
bei auf dem richtigen Wege. 

(Beifall bdi der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bohlsen. 

Bohlsen (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Die Debatte über den Schutz der 
Nordsee gibt uns heute ausreichend Möglichkeit 
zur Diskussion, zu Rede und Widerrede. Ich bin 
dem Kollegen Wolfgramm sehr dankbar, daß er ein- 
mal auf die Schwierigkeiten einer Flächenge- 
meinde bei der Möglichkeit hingewiesen hat, die 
Kanalisation voll durchzuführen. Dafür, daß Sie das 
Beispiel meiner Heimatgemeinde, der Blumenge- 
meinde Wiesmoor gewählt haben, danke ich Ihnen. 
Denn aus dieser Sicht kann ich das sehr wohl bestä- 
tigen. 


Herr Kollege Müller von der Fraktion DIE GRÜ- (C) 
NEN, ich will Sie hier ansprechen. Sie haben auch 
den Zusammenhang zur Arbeitslosigkeit herge- 
stellt. Sie haben auf die Arbeitsplätze hingewiesen. 

Ich frage Sie kritisch: Wenn wir in Panikmache zur 
Nordsee stehen, dienen wir dann denen, die ihren 
Arbeitsplatz im Fremdenverkehr und im Fischerei- 
gewerbe haben? Gefährden wir nicht durch diese 
Art der Panikmache diese Arbeitsplätze? 

(Duve [SPD]: Na, hören Sie mal!) 

Ein anderes möchte ich sagen. Sie haben der Re- 
gierung Untätigkeit vorgeworfen. Ich muß dies sehr 
energisch zurückweisen. Der Staatssekretär im In- 
nenministerium hat Ihnen deutlich gemacht, was in 
den wenigen Jahren unserer Verantwortung auf 
den Weg gebracht wurde. Ich werde auch auf den 
verkehrlichen Teil aus der Sicht des Verkehrsaus- 
schusses eingehen. 

(Zurufe des Abg. Duve [SPD]) 

Ich füge nur eines hinzu, Herr Müller. Das Wort 
von der Eindeichung der Leybucht, das Sie gespro- 
chen haben, muß ich hier sehr energisch zurückwei- 
sen. Die Leybucht wird nicht eingedeicht. Das ist 
ein Bereich, aus dem ich komme und wo ich Kreis- 
tagsabgeordneter bin. Ich werde darauf noch einge- 
hen. 

Jetzt zu Herrn Tietjen. Herr Tietjen, Sie zitieren 
die Wattenmeerkonferenz und sprechen davon, daß 
sich Vertreter der Ost-, der West- und der Nordfrie- 
sischen Inseln dort zur 4. Wattenmeerkonferenz 
versammelt haben. Ich begrüße nachdrücklich, daß pj 
die sieben Ostfriesischen Inseln ihre Aktivitäten 
auf andere Inseln und Bereiche der Nordsee aus- 
dehnen. Denn nur international können wir ge- 
meinsam etwas erreichen. Sie zitieren einiges, was 
dort verabschiedet wurde. Zu meinem Bedauern ha- 
ben Sie zwei Dinge nicht genannt. Dazu zitiere ich: 

Nachdrücklich würdigen die Inselvertreter das 
Naturpark-Konzept Wattenmeer der nieder- 
sächsischen 

— ich sage dazu: der CDU-geführten — 

Landesregierung 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Noch 
CDU-geführten!) 

und der schleswig-holsteinischen Landesregie- 
rung. 

— Auch hier: CDU-geführt — 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Noch!) 

Sie begrüßen nachdrücklich dieses Naturpark- 
Konzept. Gewarnt wurde allerdings vor der Ab- 
sicht der Hamburger Landesregierung, zwi- 
schen dem Nationalpark Schleswig-Holstein 
und Niedersachsen hochgiftigen Hafenschlick 
in das Watt zu spülen. 

(Duve [SPD]: Dazu habe ich doch vorhin 
etwas gesagt! Wenn Sie nur zuhören wür- 
den!) 

— Ich habe mich ja mit Herrn Tietjen auseinander- 
gesetzt. 
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Bohlsen 

(A) Grundsatz für eine künftige Umweltpolitik 
müsse es sein, Schadstoff dort zu vernichten, 
wo er entsteht. 

Ich sage Ihnen, daß ich aus einer Region, einem 
Wahlkreis komme, zu dem die Inseln Norderney, 
Juist und Baitrum gehören. Daß wir als Politiker 
natürlich vor Ort das Gespräch mit diesen Inseln, 
mit den Kurverwaltungen, mit den Gemeindedirek- 
toren, mit den Wasserbauverwaltungen und mit 
dem Wasser-Schiffahrtsamt führen, ist selbstver- 
ständlich. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Ge- 
rade vorgestern!) 

Ich habe mich gefreut, daß wir gerade vorgestern, 
nämlich am Dienstag und am Montag, mit einer 
zehnköpfigen Delegation von Bundestagsabgeord- 
neten der Kommission für Fremdenverkehr und 
Tourismus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion eine 
Bereisung in Niedersachsen hatten. Wir haben vier 
Feriengebiete bereist und landeten abschließend 
am Dienstagnachmittag auf Norderney. Wir haben 
dort die Forschungsstelle des Landes Niedersach- 
sen unter Leitung von Dr. Luck besucht. 

(Zuruf des Abg. Tietjen [SPD]) 

— Herr Tietjen, ich habe nicht das zu vertreten, was 
Sie an Interessenwahrnehmung betreiben. Ich darf 
aber doch wohl einmal erwähnen, was wir zehn Ab- 
geordnete dort erfahren haben. Das ist sicherlich 
mein gutes Recht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Dr. Luck, der Leiter der Forschungsstelle, hat bei 
dem Besuch Themen angesprochen, die gerade die- 
sen Tagesordnungspunkt berühren. Dr. Luck räumt 
ein, daß Belastungen der Nordsee nicht zu leugnen 
sind. Er unterstreicht, daß die Schadstoffeinträge 
reduziert werden müssen. Er stellt aber auch fest, 
daß die Aussage, „wenn nicht sofort etwas passiere, 
werde die Nordsee umkippen“, über das Ziel hinaus- 
gehe. 

Dr. Luck stellt allerdings nachdrücklich fest — 
das ist ein ernstes Thema, das wir vielleicht ein biß- 
chen beleuchten sollten — , daß in der öffentlichen 
Diskussion die Klimaveränderungen nicht berück- 
sichtigt werden und somit die weltweit festzustel- 
lende Beschleunigung des Anstiegs des Meeresspie- 
gels nicht ausreichend gewürdigt wird. Wenn der 
Meeresspiegel im Atlantik stiege, bedeutete das für 
die Nordsee bis zur Jahrhundertwende einen An- 
stieg des Meeresspiegels um einen Meter. Schon 
jetzt bringt Dr. Luck Dünenabbrüche bei der Insel 
Langeoog sowie Veränderungen am Westende der 
Insel Juist hiermit in Zusammenhang. 

Lassen Sie mich den Gedanken weiterführen: 
Wenn nicht der CO 2 - Ausstoß erheblich verringert 
wird, kann das für das nächste Jahrhundert weitere 
Auswirkungen in einem Ausmaß haben, daß die 
Deiche an der Küste nicht mehr zu halten wären. 

Wer also heute — das möchte ich an dieser Stelle 
anmerken — die Stillegung aller Kernkraftwerke 
fordert und die Wiederinbetriebnahme umwelt- 
schädlicher Kohlekraftwerke will, der nimmt, 
meine Damen und Herren, einen wesentlichen An- 


stieg des CO 2 - Ausstoßes und somit den Anstieg des (C) 
Meeresspiegels in Kauf, der für uns Gefahren mit 
sich bringen könnte. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Tietjen? 

Bohisen (CDU/CSU): Aber bitte schön, Herr Tiet- 
jen. 

Tietjen (SPD): Herr Kollege Bohlsen, können Sie 
mir sagen; was ich den Bürgermeisterinnen und 
den Bürgermeistern von Borkum bis Wangerooge 
dazu sagen soll, wie Sie sich zu der Bitte verhalten 
werden, dieses Gutachten, das von den Inselge- 
meinden in Auftrag gegeben worden ist, als Bim- 
destagsdrucksache zu veröffentlichen? 

Bohisen (CDU/CSU): Das will ich Ihnen gern sa- 
gen, Herr Tietjen. 

Es war bislang nicht üblich, solche regionalen 
Gutachten als Drucksachen zu veröffentlichen. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Das wäre das er- 
stemal, daß ein kommunales Gutachten 
vom Bundestag veröffentlicht würde!) 

— Richtig, das wäre das erstemal. Es wäre ein Prä- 
zedenzfall. Ich habe die Befürchtung, daß Sie dann 
demnächst noch mit einem Gutachten Ihrer Stadt 
Leer kämen. 

(Zuruf des Abg. Tietjen [SPD]) 

Damit ich nicht noch einen Ordnungsruf wegen 
Zeitüberschreitung von der Frau Präsidentin be- (D) 
komme, lassen Sie mich noch auf einige Aktivitäten 
im Verkehrsausschuß hinweisen. Wir hatten ge- 
stern im Verkehrsausschuß einen Gesetzentwurf 
der Bundesregierung zur Änderung des Überein- 
kommens zur Verhütung der Meeresverschmut- 
zung durch Einträge von Schiffen und Luftfahr- 
zeugen zu behandeln. Dem Gesetzentwurf wurde 
zugestimmt. Zudem wurde die Bundesregierung 
aufgefordert, darauf zu dringen, daß die auf Grund 
des Übereinkommens vom Februar 1972 einge- 
setzte Oslo-Kommission sofort nach dem Inkraft- 
treten Zusammentritt, um einen möglichst nahen 
Zeitpunkt für die Beendigung der Verbrennung von 
Schadstoffen auf See festzusetzen. Meine Damen 
und Herren von der Fraktion der GRÜNEN, falls 
Sie einmal bereit sind zuzuhören, möchte ich Ihnen 
sagen: Während der Beratung dieses Tagesord- 
nungspunktes und während der Beratung der ande- 
ren drei Tagesordnungspunkte zu Umweltthemen 
in der gestrigen Sitzung des Verkehrsausschusses 
waren Vertreter Ihrer Fraktion nicht anwesend. Ich 
möchte das hier nur einmal festgestellt haben. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich als 
Mitglied des Verkehrsausschusses auflisten, was 
von uns im Verkehrsausschuß auf den Weg ge- 
bracht worden ist, um die Schadstoffzufuhr in die 
Nordsee abzubauen. Die schiffahrtsbezogenen Meiß- 
nahmen zum Schutz der Meeresumwelt konzentrie- 
ren sich vor allem auf die Beendigung der Abfallbe- 
seitigung auf See, auf die Verhütung von Schiffsun- 
fällen mit Auswirkungen auf die Meeresumwelt, auf 
die Bekämpfung von eingetretenen Meeresver- 
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Bohlsen 

(A) schmutzungen und die Verhütung von Meeresver- 
schmutzungen durch den Schiffsbetrieb. 

Bei diesen Einzelmaßnahmen ist insbesondere 
hervorzuheben, daß die Bemühungen der Bundes- 
regierung, die Verklappung von Abfällen auf See 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt gänzlich zu unter- 
binden, planmäßig voranschreiten. Die vorüberge- 
hend noch zugelassene Einbringung von Dünn- 
säure wird stufenweise — das wurde hier erwähnt 
— verringert und schnellstmöglichst, d. h. späte- 
stens bis 1989, eingestellt werden. 

Wenn wir allerdings — diese Anmerkung sei mir 
erlaubt — die Schadstoffe an Land beseitigen wol- 
len, brauchen wir dazu Anlagen. Das Genehmi- 
gungsverfahren in Nordenham läuft. Leider gibt es 
auch wieder Hemmnisse, zum Teil von GRÜNEN 
initiiert, die das Planfeststellungsverfahren wieder 
einmal stören und hier Verzögerungen bringen. Ich 
muß das nachdrücklich bedauern. 

Dank unserer konsequenten Politik, umweltscho- 
nende Beseitigungs- und Wiederaufbereitungsver- 
fahren zu fördern, hat die Bundesregierung auch 
anderen Nordseeanliegerstaaten, wie z. B. Belgien, 
den Anstoß gegeben, die Einbringung von Dünn- 
säure noch in diesem Jahrzehnt zu beenden. 

Lassen Sie mich noch einiges zu den Schiffsun- 
fällen sagen. Der Verhütung von Schiffsunfällen 
mit allen ihren katastrophalen Auswirkungen auf 
die Meeresumwelt gilt das besondere Augenmerk 
unserers Gremiums und der Verkehrsumweltpolitik 

(B) der letzten Jahre. 

Von den Maßnahmen zur Verhinderung von Tan- 
kerunfällen und zur Bekämpfung von Ölverschmut- 
zungen der Meere und Küsten sei an dieser Stelle 
auf die Intensivierung des Lotsendienstes, die zu- 
sätzlichen nautischen Ausrüstungspflichten, die 
Ausdehnung des Hoheitsgebietes auf die gesamte 
Deutsche Bucht und deren Überwachung durch 
Landradar verwiesen. 

Neben dieser Anhebung der Sicherheitsanforde- 
rungen, wie sie auch bei den Ausrüstungsstandards 
der Tankschiffe vollzogen wurden, haben Küsten- 
länder und der Bund in diesem Jahr ein 100-Millio- 
nen-DM-Projekt zur Beschaffung von Spezialschif- 
fen und -fahrzeugen zur Müllbekämpfung auf See 
umgesetzt. 

Meine Vorredner haben Details der Ausrüstun- 
gen genannt. Ich erspare mir daher, sie aufzuzäh- 
len. Auch zum Sondergebiet sind in der Forderung 
unsere Vorstellungen klar deklariert worden. 

Darum gestatten Sie mir noch eine Anmerkung 
zu den Auffanganlagen. Dies war übrigens heute 
auch Thema der Gesprächsrunde „Küste“ der CDU- 
Fraktion. Wir sollten ernsthaft in Erwägung ziehen, 
ob die Kosten für Auffanganlagen zumindest teil- 
weise vom Staat mitfinanziert werden, um dadurch 
Benutzungsanreize für die Schiffahrt zu schaffen. 
Kompetenzprobleme zwischen Bund und Ländern, 
wer denn nun für die Auffanganlagen zuständig ist, 
dürften dabei, so meine ich, keine Rolle spielen. Im 
Interesse des Schutzes unserer Meere müssen 


Bund und Länder an einem Strang ziehen und ge- (C) 
meinsam um eine Finanzierung bemüht sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau das ist 
es!) 

Vielleicht noch einige wenige Sätze zur Leybucht, 
wenn mir die Zeit verbleibt, weil sie von Ihnen, von 
den GRÜNEN, angesprochen worden ist und auch 
Grundlage dieser Drucksache ist. Ich will den Rege- 
lungsbereich ansprechen, nämlich die Notwendig- 
keit einer Deicherhöhung in der Leybucht. Es han- 
delt sich um den sogenannten Hauptdeich auf der 
gesamten Länge der Leybucht. Dabei geht es aus 
Sicherheitserwägungen um ein vorgelegtes Bauvor- 
haben des Landes Niedersachsen im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe von Bund und Land zur Ver- 
besserung des Küstenschutzes. 

Als Antragsteller lehnt die Fraktion DIE GRÜ- 
NEN die Konzeption des Landes Niedersachsen ab 
und beantragt, darauf hinzuwirken, daß dieses eine 
Planungsvorlage des WWF übernimmt. Im Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
wurde darauf hingewiesen, daß die dem Antrag bei- 
gegebene Karte gar kein Alternativvorschlag des 
WWF sei, sondern tatsächlich die sogenannte kleine 
Lösung des Landes Niedersachsen beinhalte. Die- 
ser ursprüngliche Lösungsweg ist vom Lande Nie- 
dersachsen so weiterentwickelt worden, daß es 
möglich wurde, ohne großen Mehraufwand das Not- 
wendige mit dem Nützlichen zu verbinden und bei 
gleicher Wirksamkeit die Küstensicherung und zu- 
dem die Infrastruktur zu verbessern. Ich meine, daß 
wir dieser Nutzenerhöhung sehr wohl zustimmen .j.. 
können. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen: 707mal im 
Jahr brandet die Flut an die Deiche der Nordsee; 
707mal wollen wir eine saubere Nordsee. 

(Dr. Waffenschmidt [CDU/CSU]; Sehr gut!) 

Die Nordsee hat ab morgen einen zusätzlichen 
Hoffnungsträger. Ich wünsche unserem Umweltmi- 
nister Walter Wallmann für seine neue Aufgabe als 
Umweltminister viel Erfolg. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Sehr gut, Wilfried!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ich schließe die Aussprache. 

Zu den Tagesordnungspunkten 8 a bis 8 c schlägt 
der Ältestenrat Überweisung der Vorlagen auf den 
Drucksachen 10/5102, 10/5164 und 10/5417 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor. 

Gibt es dazu andere Vorschläge? — Das ist nicht 
der Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Nun kommen wir zur Abstimmung über Tages- 
ordnungspunkt 8 d, die Beschlußempfehlung des In- 
nenausschusses auf der Drucksache 10/4660. Der 
Ausschuß empfiehlt, den Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 10/3768 abzulehnen. Wer 
dieser Beschlußempfehlung zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 

— Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses ist angenommen. 
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Vizepräsident Frau Renger 

(A) Wir kommen nunmehr zu Tagesordnungs- 
punkt 8 e, und zwar zunächst zur Abstimmung über 
den Änderungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 10/5582. Wer diesem Änderungsantrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand- 
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Dieser 
Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung 
des Innenausschusses auf Drucksache 10/5255 ab. 
Der Ausschuß empfiehlt unter Nr. 1, den Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 10/2376 abzulehnen. Wer dieser Be- 
schlußempfehlung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal- 
tungen? — Die Beschlußempfehlung des Ausschus- 
ses ist angenommen. 

Der Ausschuß empfiehlt weiter auf Druck- 
sache 10/5255 unter Nr. 2 die Annahme einer Ent- 
schließung. Wer dem zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Die Entschließung ist bei einigen 
Gegenstimmen angenommen worden. 

Wir kommen nunmehr zu Tagesordnungs- 
punkt 8f, der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten auf 
Drucksache 10/4469. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 10/3574 abzulehnen. Wer dem zuzu- 
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei- 
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die Be- 

(B) Schlußempfehlung des Ausschusses ist bei einigen 
Gegenstimmen und einigen Enthaltungen ange- 
nommen. 

Wir stimmen jetzt über den Tagesordnungs- 
punkt 8g, die Beschlußempfehlung des Innenaus- 
schusses auf Drucksache 10/5182 ab. Wer dieser Be- 
schlußempfehlung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal- 
tungen? — Die Beschlußempfehlung des Ausschus- 
ses ist bei einigen Enthaltungen angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich teile Ihnen jetzt 
die von den Schriftführern ermittelten Ergebnisse 
der namentlichen Abstimmungen mit*), und zwar 
zunächst das Ergebnis der Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 10/5599 II 1: Abgegebene Stimmen: 
419, keine ungültigen Stimmen. Mit Ja haben 22 
Abgeordnete, mit Nein haben 389 Abgeordnete ge- 
stimmt, enthalten haben sich 8 Abgeordnete. Damit 
ist diese Entschließung abgelehnt. 

Ergebnis der namentlichen Abstimmung über 
den Entschließungsantrag auf Drucksache 10/5599 
unter II 2: Abgegebene Stimmen: 419, keine ungülti- 
gen Stimmen. Mit Ja haben 22 Abgeordnete, mit 
Nein haben 390 Abgeordnete gestimmt, enthalten 
haben sich 7 Abgeordnete. Damit ist dieser Antrag 
abgelehnt. 


*) Die endgültigen Ergebnisse mit den Namenslisten wer- 
den in einem Nachtrag zu diesem Stenographischen 
Bericht abgedruckt. 


Nun das Ergebnis der namentlichen Abstimmung (C) 
über den Entschließungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 10/5600: Abgegebene 
Stimmen: 419, keine ungültigen Stimmen. Mit Ja 
haben 21 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 390, ent- 
halten haben sich 8 Abgeordnete, Damit ist die Ent- 
schließung abgelehnt. 

Ergebnis der namentlichen Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der GRÜNEN auf Druck- 
sache 10/5601: Abgegebene Stimmen: 419, keine un- 
gültigen. Mit Ja haben 22 Abgeordnete gestimmt, 
mit Nein 390 Abgeordnete. Enthalten haben sich 7 
Abgeordnete. Dieser Entschließungsantrag ist abge- 
lehnt. 

Ergebnis der namentlichen Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der GRÜNEN auf Druck- 
sache 10/5602: Abgegebene Stimmen: 422, davon 
keine ungültig. Mit Ja haben* gestimmt: 26. Mit Nein 
haben 389 Abgeordnete gestimmt. Enthalten haben 
sich 7. Der Entschließungsantrag ist abgelehnt. 

Ergebnis der namentlichen Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der GRÜNEN auf Druck- 
sache 10/5603: Abgegebene Stimmen: 419, keine un- 
gültigen Stimmen. Mit Ja haben gestimmt: 24. Mit 
Nein haben 389 Abgeordnete gestimmt. Enthalten 
haben sich 6. Der Entschließungsantrag ist abge- 
lehnt. 

Ergebnis der namentlichen Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der GRÜNEN auf Druck- 
sache 10/5604: Abgegebene Stimmen: 419. Keine ist 
ungültig. Mit Ja haben gestimmt: 24. Mit Nein ha- 
ben gestimmt: 389. Enthalten haben sich 6. Der Ent- pj 
Schließungsantrag ist abgelehnt. 

Ergebnis der namentlichen Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der SPD-Fraktion auf 
Drucksache 10/5610: Abgegebene Stimmen: 422, da- 
von eine Stimme ungültig. Mit Ja haben gestimmt: 

166. Mit Nein haben 252 Abgeordnete gestimmt. 
Enthalten haben sich 3. Auch dieser Entschlie- 
ßungsantrag ist abgelehnt. 

Ich wollte Ihnen mitteilen, daß die ganze Auszäh- 
lung acht Minuten gedauert hat. Ich finde, das ist ja 
beachtlich. 

(Duve [SPD]: Ohne Computer und alles mit 
Hand!) 

— Und mit Kopf. Was sagen Sie dazu? 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 9 auf: 

a) Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkom- 
men von 1976 über die Beschränkung der 
Haftung für Seeforderungen 
— Drucksache 10/3553 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 10/5537 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Eylmann 
Dr. Schwenk (Stade) 

(Erste Beratung 162. Sitzung) 
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Vizepräsident Frau Renger 

(A) b) Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Handelsgesetz- 
buchs und anderer Gesetze (Zweites See- 
rechtsänderungsgesetz) 

— Drucksache 10/3852 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 10/5539 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Eylmann 
Dr. Schwenk (Stade) 

(Erste Beratung 162. Sitzung) 

c) Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über das Verfahren bei der Errich- 
tung und Verteilung eines Fonds zur Be- 
schränkung der Haftung für Seeforderungen 
(Seerechtliche Verteilungsordnung) 

— Drucksache 10/3853 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 10/5538 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Eylmann 
Dr. Schwenk (Stade) 

(Erste Beratung 162. Sitzung) 

Zu Tagesordnungspunkt 9 b liegt ein Änderungs- 
. . antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
10/5588 vor. 

Im Ältestenrat ist eine gemeinsame Beratung der 
Tagesordnungspunkte 9 a bis 9 c und ein Beitrag 
von bis zu zehn Minuten für jede Fraktion verein- 
bart worden. Erhebt sich dagegen Widerspruch? — 
Das ist nicht der Fall. Dann ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Eylmann. 


Eylmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Die Materie des Seerechts er- 
scheint selbst für Juristen entlegen. 

(Mann [GRÜNE]: So ist es!) 

Das zeigt sich schon daran, daß in unserer verbrei- 
testen Gesetzessammlung, dem „Schönfelder“, das 
fünfte Buch des Handelsgesetzbuches, das den See- 
handel betrifft, nicht abgedruckt ist, 

(Mann [GRÜNE]: Das stimmt nicht! Es ist 
das vierte!) 

— Nein, es ist neuerdings das fünfte. Sie irren, Herr 
Kollege. Sie irren. Früher war es das vierte, jetzt 
das fünfte, 

(Ströbele [GRÜNE]: Dann kann es ja noch 
nicht abgedruckt sein!) 

und das, Herr Kollege, obwohl doch so bedeutsame 
gesetzliche Regelungen wie der Kaiserlichen Ver- 
ordnung betreffend die Hauptmängel und Gewähr- 
fristen beim Viehhandel oder dem Gesetz zur Siche- 
rung der Düngemittel und Saatgutversorgung die 


Ehre widerfahren ist, dort aufgenommen zu wer- (C) 
den. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist auch wichti- 
ger!) 

— Das ist hier die Frage. Insbesondere wenn Sie 
aus Schleswig-Holstein kommen, Herr Kollege, 
wundert mich das. 

Nun könnte man ja sagen, das signalisiere schon, 
daß die maritimen Interessen in der Bundesrepu- 
blik etwas in den Hintergrund getreten seien. In- 
dessen beeile ich mich hinzuzufügen, daß das See- 
handelsrecht schon seit Jahrzehnten im „Schönfel- 
der“ fehlt und es infolgedessen weder von der jetzi- 
gen noch von der früheren Bundesregierung zu ver- 
treten ist, daß der deutschen Seeschiffahrt dort 
nicht die Bedeutung geschenkt wird, die wir nord- 
deutsche Abgeordnete uns wünschen. 

Meine Damen und Herren, wir haben es in der 
zweiten und dritten Lesung mit drei Gesetzen zu 
tun, die vor allem die Neuordnung der Beschrän- 
kung der Haftung für Seeforderungen betreffen. 

Daß der Reeder für Seeforderungen — das sind 
Forderungen z. B. aus der Beförderung von Perso- 
nen oder aus der Beschädigung von Ladung — nur 
beschränkt haftet, geht auf alte Rechtstraditionen 
der Schiffahrt zurück. Diese Rechtstraditionen ha- 
ben ihre Wurzeln in der wirtschaftlichen Interes- 
senlage bei Schiffsbeförderungen. Schiffsbeförde- 
rungen sind auch heute noch nicht ohne Risiko. Die 
Sachlage verlangt nach einem angemessenen Risi- 
koausgleich. 

Dabei hat nun die Internationalität von Waren- 
austausch und Seeverkehr seit Jahrzehnten zu Be- 
mühungen geführt, zu einer Rechtsvereinheitli- 
chung zu kommen. 1957 führten diese Bemühungen 
zu einem internationalen Abkommen, nach dem Ort 
der Konferenz Brüsseler Abkommen genannt, das 
1972 mit erheblicher Verspätung vom Bundestag ra- 
tifiziert worden ist. Das gilt heute für uns. Es setzt 
Haftungshöchstgrenzen auf Goldbasis fest. Es liegt 
auf der Hand, daß diese Haftungshöchstgrenzen 
durch die wirtschaftliche Entwicklung und auch 
durch Währungsveränderungen — Verlassen der 
Goldbasis — inzwischen überholt sind und neu ge- 
ordnet werden müssen. 

1976 kam es auf einer Londoner Konferenz zu 
einem neuen Abkommen, das die Bundesregierung 
auch gezeichnet hat und das jetzt ratifiziert werden 
soll. Es bringt die Haftungsbegrenzung nicht in ein 
völlig neues System, es hält an dem früheren Sy- 
stem der Summenbegrenzung fest. Danach kann 
also der Reeder seine Haftung auf Haftungs- 
höchstsummen begrenzen. Diese Haftungshöchst- 
summen werden nach dem Schiffsraum berechnet. 

Die Ratifizierung dieses internationalen Abkom- 
mens bedingt, nun auch Anpassungen unseres na- 
tionalen Rechts an diese neue Situation vorzuneh- 
men. Zum einen handelt es sich um die Neufassung 
der seerechtlichen Verteilungsordnung. Das ist eine 
Art besonderen Konkursverfahrens für das See- 
recht, das uns hier nicht näher beschäftigen soll. 
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Eylmann 

(A) Wichtiger erscheint mir die Änderung des Han- 
delsgesetzbuches durch das Zweite Seerechtsände- 
rungsgesetz, das wir heute verabschieden wollen. 
Diese Neuregelung betrifft drei Bereiche, erstens 
die seerechtlichen Haftungsbeschränkungen, eben 
schon von mir genannt; zweitens, das Seefracht- 
recht wird geändert. Zur Zeit gelten bei uns die 
sogenannten Haager Regeln aus dem Jahre 1924. 
Auch hier liegt es auf der Hand, daß sie angepaßt 
werden müssen. 1924 spielte z. B. der Containerver- 
kehr keine Rolle. Auch hier sind inzwischen — 1968 
— sogenannte Visby- Regeln entwickelt worden, die 
wir in unser nationales Recht übernehmen wollen. 
Wir erfüllen damit auch eine Forderung der deut- 
schen Reeder, die auch hier zu einer internationa- 
len Rechtsvereinheitlichung kommen möchten. Wir 
ratifizieren die Visby-Regeln nicht, weil es daneben 
seit 1978 auch sogenannte Hamburg- Regeln gibt, 
auf einer Konferenz in Hamburg entwickelt, die 
sich aber bisher nicht international durchgesetzt, 
haben. Aber wir wollen immerhin die Chancen, daß 
sich diese Regeln noch durchsetzen, nicht verbauen. 
Im Augenblick müssen wir aber im Interesse unse- 
rer Seeschiffahrt die Visby-Regeln vollständig in 
unser nationales Recht übernehmen. 

Ein dritter Punkt betrifft die Personenbeförde- 
rung auf See, die bisher in unserem Gesetz nur 
unvollkommen geregelt worden ist. Hier gibt es ein 
internationales Athener Übereinkommen aus dem 
Jahre 1974, das allerdings Haftungsbeträge in Ober- 
grenzen festsetzt, die überholt sind. Diese Haf- 
tungsbegrenzungen sind ausgedrückt in Sonderzie- 

(B) hungsrechten des Internationalen Währungsfonds, 
umgerechnet 150 000 DM pro Person bei Personen- 
schäden. Wir schlagen in Übereinstimmung mit der 
Bundesregierung vor, diese Haftungsgrenzen auf 
320 000 DM zu erhöhen. Sie entsprechen dann den 
Haftungsgrenzen im Luftverkehr, 16 000 DM Haf- 
tungsobergrenze für mitgeführte Kraftfahrzeuge. 

Hier besteht die einzige Differenz, die wir mit der 
Opposition und auch mit dem Bundesrat haben; 
beide möchten die Haftungsobergrenze auf 500 000 
DM bei Personenschäden festsetzen. Aber wir müs- 
sen hier, meine Damen und Herren, die internatio- 
nale Konkurrenzsituation unserer Seeschiffahrt, 
die sich im Augenblick in einer sehr bedrängten 
Lage befindet, berücksichtigen. Höhere Haftungs- 
grenzen bedingen ein höheres Versicherungsrisiko, 
und ein höheres Versicherungsrisiko führt zu höhe- 
ren Versicherungsprämien. Die Situation in der 
deutschen Handelsschiffahrt ist im Augenblick so 
geartet — das gilt auch für die anderen Bereiche 
der Seefahrt — , daß wir uns mit großer Sorgfalt 
überlegen müssen, ob und gegebenenfalls in wel- 
chem Umfang wir ihr noch mehr Belastungen auf- 
erlegen können. 

Bedeutsam ist noch, deiß diese neue Haftungsre- 
gelung auch für Binnenschiffe gilt. Bisher konnte 
der Binnenschiffer seine Haftung auf den Wert des 
Schiffes beschränken. Das schlimme Barkassenun- 
glück in Hamburg liegt ja noch nicht allzulange 
zurück. Daran mag jeder erkennen, wie bedeutsam 
die Neuregelung ist. Auch hier kommen wir zu ei- 
ner summenmäßig beschränkten persönlichen Haf- 
tung des Schiffers. Die Höhe des Globalhöchstbe- 


trages richtet sich nach der Beförderungskapazität (C) 
des Schiffes: 150 000 DM, multipliziert mit der Zahl 
der Reisenden, die mitfahren können. — Meine 
sehr verehrten Damen und Herren, so viel zu den 
Einzelheiten dieses Gesetzentwurfs. 

Die Verabschiedung der Gesetzentwürfe erfolgt 
zu einem Zeitpunkt, zu dem sich — ich sagte es 
schon — die deutsche Seeschiffahrt in einer außer- 
ordentlich bedrängten Lage befindet! Die Ursache 
liegt in den weltweiten Überkapazitäten. Diese 
Überkapazitäten haben einen enormen Wettbe- 
werbsdruck zur Folge. Es gibt erhebliche internatio- 
nale Wettbewerbsverzerrungen, bedingt durch im- 
mense Subventionen, die insbesondere die Staats- 
handelsländer ihren Reedereien gewähren. Die Si- 
tuation der deutschen Seeschiffahrt wird nicht da- 
durch leichter, daß sie ihren Sitz in einem Hoch- 
lohnland hat. 

Natürlich können wir mit der Reform des See- 
rechts diese Situation nicht wesentlich ändern, aber 
wir können flankierende Hilfestellung leisten. In- 
dem wir nämlich unsere Reform nicht rein national 
ausrichten, sondern international, können wir hier 
ein Stück Wettbewerbsgleichheit herbeiführen. 

Zum anderen macht die Koalition mit dieser Neu- 
regelung auch deutlich, daß wir eine Republik mit 
maritimen Abhängigkeiten, maritimen Interessen, 
aber auch maritimen Chancen sind. Es scheint mir 
insbesondere eine Aufgabe der norddeutschen Ab- 
geordneten dieses Hauses quer durch alle Fraktio- 
nen zu sein, dafür zu sorgen, daß die staatlichen 
Rahmenbedingungen so gesetzt werden, deiß die 
deutsche Seeschiffahrt in Zukunft diese Chancen ' ^ 
auch wahrnehmen kann. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Schwenk. 


Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Das war ja eben 
ein schöner Appell an die norddeutschen Abgeord- 
neten, gemeinsam alles für die Schiffahrt zu tun. 
Warum aber die Einsparungen gerade auf dem 
Rücken der Reisenden erzielt werden sollen, ist 
wirklich nicht einzusehen. Das ist auch der Kritik- 
punkt, den wir haben, und dazu legen wir unseren 
Änderungsantrag zu dem Zweiten Seerechtsände- 
rungsgesetz vor. Wir möchten die Haftungshöchst- 
summen höher setzen, als das in diesem Gesetzent- 
wurf der Fall ist. 

Es ist schon etwas erstaunlich, daß sich die Bun- 
desregierung nicht den Stoß geben konnte, der 
Empfehlung des Bundesrates zu folgen und die 
Haftungshöchstgrenzen für Personenschaden statt 
auf 320 000 DM auf 500 000 DM festzusetzen und für 
Sachschäden von 16 000 DM auf 30 000 DM herauf- 
zusetzen, obwohl der Bundesrat das empfohlen hat 
und möglicherweise Bundesländer im Bundesrat 
noch einmal diesen Vorstoß machen werden, den 
wir unterstützen. 
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Dr. Schwenk (Stade) 

(A) Es ist ohnehin eine Besonderheit, daß hier nicht 
nur für den Fall der Gefährdungshaftung eine 
Obergrenze gesetzt wird, sondern auch für den Fall 
der Verschuldenshaftung. Das muß hingenommen 
werden. Aber daß die Bundesregierung nicht bereit 
ist, diesen Schritt zu gehen, setzt schon in Erstau- 
nen. Man muß sich einmal vorstellen, daß es tat- 
sächlich zu einem Unfall oder zu einem Unglück 
kommt und eines der Fährschiffe nach Skandina- 
vien untergeht: Alle Menschen werden gerettet, die 
Autos gehen unter, und dann gibt es pro Auto 
16 000 DM, mehr nicht Das entspricht überhaupt 
nicht mehr den heutigen Preisen! 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn man dann auch noch einmal nachschaut, 
wie viele Unfälle es auf See gegeben hat — die Zahl 
ist sehr gering — , stellt man fest, daß das Risiko 
überhaupt nicht so groß ist, und daher kann die For- 
derung, die Versicherungssummen heraufzusetzen 
und entsprechend höhere Prämien zu zahlen, gar 
nicht ein so entscheidender Punkt sein, da,ß deshalb 
die deutsche Schiffahrt in die Knie ginge oder Scha- 
den nähme. Diese Argumentation ist fadenscheinig. 
Hier wird dem Interesse der Reeder stattgegeben, 
ohne daß weiter überlegt würde. 

Ich weiß, dciß es auf Ihrer Seite Überlegungen 
gegeben hat, diesem Antrag zu den Haftungs- 
höchstbeträgen näherzutreten; wir machen ja auch 
nicht mehr, als der Bundesrat vorgeschlagen hat. 
Man hat also auch auf Ihrer Seite überlegt, ob nicht 
wenigstens das erreicht werden sollte, aber nun 

(B) scheint es wieder die Hauptsache zu sein, zu zeigen, 
wer der Herr im Hause ist, also all das abzuschmet- 
tern, was die Opposition zum Schutze der Verbrau- 
cher beantragt, wobei Sie uns hier dann noch erzäh- 
len wollen, daß das eine flankierende Maßnahme 
für die deutsche Seeschiffahrt ist. 

Das hat überhaupt nichts damit zu tun, daß es bei 
Kreuzfahrten u. ä. Konkurrenz anderer Länder gibt. 
Wenn die deutsche Seeschiffahrt in diesem Bereich 
Luxusfahrten anbietet, um eben etwas anderes als 
Billigländer oder Staatshandelsländer zu bieten, 
kann es auf diese Summen, die dann zusätzlich an 
Versicherungsprämien gezahlt werden müssen, 
wirklich nicht mehr ankommen. 

Uns ist es im Sinne der Verbraucher vor allem 
wichtig, daß im Fährverkehr auf den vielbefahre- 
nen und vielbenutzten Strecken eine bessere Absi- 
cherung gegeben ist, als es durch diese Haftungsbe- 
stimmung der Fall ist; denn wer da mit seinem Kfz, 
an dem er vielleicht noch einen Anhänger für den 
Campingurlaub hat, auf die Fähre fährt, kann nicht 
vorher alles überprüfen und sagen „Wegen dieser 
geringen Haftungssummen fahre ich nicht mit“, 
sondern muß miliahren, und das Ergebnis ist, daß 
er zusätzlich zum Kauf seiner Fahrkarte auch noch 
eine Versicherung abschließen muß. Den Preis muß 
also er zahlen; nur geht das nicht über den Fahr- 
preis, sondern über eine Zusatzversicherung. Da 
kann man einmal fragen: Wer verdient daran ei- 
gentlich, und wer muß draufzahlen? Draufzahlen 
muß dann der Verbraucher, und der hätte es wahr- 
lich verdient, von der Bundesregierung besser in 
Schutz genommen zu werden. 


Im übrigen muß ich sehen, daß der Herr Bundes- (C) 
justizminister heute eine Pressemitteilung heraus- 
gegeben hat, in der er sich tüchtig selber auf die 
Schulter klopft 

(Zuruf von den GRÜNEN: Einer muß es ja 
machen!) 

und hervorhebt, was er da alles für den Verbrau- 
cher getan hat. Ehrlicherweise hätte er sagen müs- 
sen: Mehr war nicht drin, mehr wollten wir der 
deutschen Schiffahrt nicht zumuten, und deshalb 
haben wir es abgelehnt. Dazu aber kein Wort; das 
geht schlicht unter. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Eylmann? 

Dr, Schwenk (Stade) (SPD): Ja, gerne, wir sind so! 

Eyimann (CDU/CSU): Herr Kollege Dr. Schwenk, 
ist Ihnen bekannt, daß für die skandinavischen 
Schiffe im Ostseeverkehr erheblich niedrigere Yled- 
tungsobergrenzen gelten, als wir sie jetzt Vorschlä- 
gen, und ist Ihnen weiter bekannt, daß es Bemü- 
hungen — die von der Bundesregierung sehr unter- 
stützt werden — gibt, international zu einer einheit- 
lichen Anhebung der Höchstsummen, die im Athe- 
ner Abkommen festgelegt sind, zu kommen? 

Dr, Schwenk (Stade) (SPD): Das erste haben Sie in 
den Ausschußsitzungen schon gesagt, das zweite 
haben Sie dort nicht einmal vorgetragen; vielleicht 
ist das jetzt neu gekommen. Aber wenn Sie schon (D) 
meinen, mehr tun zu müssen, warum tun Sie es 
nicht hier in dem nationalen Gesetz? Wenn die 
Skandinavier diese Haftungshöchstsummen noch 
nicht haben, ist es nun wirklich keine Frage der 
Konkurrenz, es bei uns besser zu machen. So sehr 
schlägt das auf den Fahrpreis nicht durch. Eher 
haben dann diese Länder einmal Anlaß, von sich 
aus tätig zu werden. Warum sollen wir uns nach 
dem langsamsten Schiff im Geleitzug richten, nicht 
nach den besseren und schnelleren? 

Außerdem wissen Sie ganz genau, daß bei dem 
Pendelverkehr, der da stattfindet, der Reisende das 
nächste Schiff nimmt. Deswegen stellt sich die von 
Ihnen befürchtete Konkurrenzfrage gar nicht. Ma- 
chen wir also das, was wir im Sinne einer besseren 
Sicherung unserer Verbraucher für richtig halten, 
und dringen wir darauf, daß die anderen das auch 
tun; dann können nämlich die Reeder unseren Rei- 
senden mit Fug und Recht sagen „Bei uns ist der 
Versicherungsschutz . besser“, und dann werden die 
anderen schon nachziehen. Warum sollen wir mit 
den anderen Ländern ein Kartell des Minderschut- 
zes abschließen, und warum sollen wir nicht dafür 
sorgen, daß eine bessere Haftung erreicht wird? 

Wie gesagt, ich verweise auf unseren Änderungs- 
antrag und bitte, ihn anzunehmen. Gleichwohl wer- 
den wir dem Gesetz, auch wenn Sie unseren Antrag 
ablehnen werden, was ja vorauszusehen ist, im gein- 
zen zustimmen, weil wir das Gesetz für eine Verbes- 
serung halten. Aber diese Frage halten wir offen 
und werden unseren Antrag bei nächster Gelegen- 
heit wieder in Angriff nehmen. 
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Dr. Schwenk (Stade) 

(A) Das gleiche gilt übrigens für die Verbesserung 
der Haftung im Binnenschiffahrtsverkehr. Es ist 
ein Schritt in die richtige Richtung, deiß die Haf- 
tungsbedingungen im Binnenschiffsverkehr nun- 
mehr verbessert werden. Gerade das genannte Bar- 
kassenunglück im Hamburg hat gezeigt, wie unge- 
sichert der Mitfahrer ist, der das überhaupt nicht 
weiß, der sich darauf verläßt, daß ihm dann, wenn 
er mitfährt und etwas passiert, wohl geholfen wer- 
den wird. So — dann ist das Schiff gerammt wor- 
den, die Leute sind zu Schaden, zu Tode gekommen, 
und hinterher mußte mit der Sammelbüchse her- 
umgegangen werden, damit die Hinterbliebenen 
eine kleine Entschädigung bekamen. 

Diese Verbesserung ist zwar, wie gesagt, ein 
Schritt in die richtige Richtung, aber er reicht noch 
nicht aus; er wird erweitert werden müssen. Wir 
haben hier noch keinen Änderungsantrag gestellt, 
weil wir erst einmal dieses unter Dach und Fach 
haben wollen. Wir werden in der nächsten Legisla- 
turperiode Anträge dahin stellen, daß auch in die- 
sem Bereich mehr getan wird. Denn das Vertrauen 
der Benutzer in öffentliche Verkehrsmittel oder in 
zugelassene Verkehrsmittel darf nicht getäuscht 
werden. Es ist überhaupt nicht einzusehen, warum 
die Haftung auf dem Wasser geringer sein soll als 
die auf dem Land. Die gleiche Absicherung, die ein 
Reisender bei einer Taxifahrt hat, müssen wir auch 
auf dem Wasser einführen; denn der Verbraucher 
verläßt sich darauf. Wir können ihn in diesem Ver- 
trauen nicht täuschen. 

Also, mit diesen Einschränkungen stimmen wir 

(B) den drei Gesetzeswerken zu. Ich möchte dabei sa- 
gen: Es ist keine Entscheidung gegen die Reeder, 
sondern eine Aufforderung, für die Reisenden mehr 
zu tun. Das kann man übrigens auch auf freiwilli- 
gem Weg tun, durch Erhöhung der Versicherung, 
und das in den entsprechenden Versicherungsver- 
trägen oder in den Allgemeinen Beförderungsbe- 
dingungen festmachen. Denn das ist die wahre 
Konkurrenzfähigkeit: ein gutes Produkt, also eine 
abgesicherte Fahrt, anzubieten und nicht andere 
Wege zu gehen. Das muß bei uns möglich sein. Wir 
werden die entsprechenden Anträge in der näch- 
sten Legislaturperiode stellen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Freu Renger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Kleinert. 

Kleinert (Hannover) (FDP): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 
Warum muß es denn nach dieser doch sehr sachli- 
chen und, wie Sie selbst einräumen, Herr Kollege 
Schwenk, auch durchaus nützlichen und in die rich- 
tige Richtung gegangenen Beratung im Ausschuß 
zum Schluß jetzt wieder so bitter werden, daß wir 
sagen: Alles auf die armen Verbraucher, und die 
bösen Kapitalisten behalten ihr Geld in der Tasche? 
Ich möchte gern, daß die Reeder in unserem Lande 
bleiben und nicht ausflaggen. Wir haben eine un- 
glaublich große Handelsflotte, die sich im Verhält- 
nis zur Gesamtzahl der Tonnage allerdings nur 
höchst selten mit der Bundesflagge zeigt. Das liegt 


eben an den Dingen, die Herr Kollege Eylmann (C) 
schon dargestellt hat. Wir sind einem ruinösen 
Wettbewerb ausgesetzt: erstens seitens der Staats- 
handelsländer und zweitens auch durch eine Fülle 
von mehr oder weniger offenen oder versteckten 
Subventionen in fast allen schiffbauenden und 
schiffahrttreibenden Ländern der Welt. 

In dieser Situation kommt es — das ist in der 
Wirtschaft nun einmal so — natürlich auf jede 
Mark an, die irgendwo in die Kalkulation eingeht. 

Die Sozialdemokratie hat immer wieder das Gefühl, 
daß es Geld gibt, daß es Preisanteile gibt, auf die es 
nicht so ankommt und die man dann eben noch 
gerade dazutun kann. Diese Art von Kalkulation 
funktioniert nicht, sondern in der Kalkulation spie- 
len jeder Pfennig und jeder Groschen die gleiche 
Rolle wie die letzte Mark. Wenn wir dann interna- 
tionale Abkommen — sie sind hier dargestellt wor- 
den — mit Höchstgrenzen haben, nach denen alle 
anderen abrechnen, auch mit ihrer Versicherung, 
weil eben die Haftsummen niedriger sind, dann ist 
das im Wettbewerb eine Marke, die nicht über- 
schreitbar ist. 

Es ist auch nicht so, daß die größere Schnelligkeit 
die entscheidende Rolle spielt, gerade im Fähr- 
schiffverkehr, wie Sie das zu vermuten scheinen. 

Ich darf Sie nur auf die Zigtausende von Urlaubern 
aufmerksam machen, denen die Ausnutzung des 
Bundesbahnmonopols auf der Strecke Niebüll-We- 
sterland so lästig und teuer ist, daß sie mehrere 
Stunden Umweg in Kauf nehmen, um etwas billiger 
über Romo nach Sylt zu kommen. Das ist ein ganz 
deutlicher Hinweis darauf, wie preisbewußt sich ge- (D) 
rade im Urlaubsverkehr die Verbraucher verhal- 
ten. 

(Ströbele [GRÜNE]: Können Sie den Bogen 
zum Seerecht schlagen? — Abg. Dr. 

Schwenk [Stade] [SPD] meldet sich zu ei- 
ner Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Kleinert (Hannover) (FDP): Bitte schön. 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Herr Kollege Kleinert, 
wie hoch schlägt eigentlich die zusätzliche Versi- 
cherungssumme bei der von uns vorgeschlagenen 
Änderung nach Ihrer Rechnung zu Buche, im Ver- 
gleich zu den Luxusausstattungen, mit denen man 
die Benutzer axif die Fährschiffe und auf die Kreuz- 
fahrer lockt? 

(Beifall des Abg. Dr. Emmerlich [SPD]) 

Kleinert (Hannover) (FDP): Kalkuliert hat es noch 
keiner, weil diese Haftungssumme nicht existiert. 

Jetzt bringen Sie mich aber liebenswürdigerweise 
auf Ihren anderen Denkfehler. Sie bringen Luxus** 
kreuzfahrten, von denen im Ostseeverkehr eben 
nicht die Rede ist, und den Fährverkehr ständig 
durcheinander, der zu verhältnismäßig einfachen 
und standardisierten Bedingungen abgewickelt 
wird, weil die Verbraucher ganz extrem preisbe- 
wußt an die Sache herangehen, was ich, Herr Kol- 
lege Ströbele, mit dem Hinweis auf den Unterschied 
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(A) zwischen der Bundesbahnbenutzung und der Fähr- 
benutzung auf der Strecke nach Sylt belegen wollte. 
Lediglich dieses Preisbewußtsein der Verbraucher 
habe ich erwähnt und die sich daraus ergebende 
Notwendigkeit, jeden Kostenfaktor ganz knapp zu 
kalkulieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. de With? 

Kieinert (Hannover) (FDP): Bitte schön. 

Dr. de With (SPD): Herr Kollege Kleinert, war es 
bei der Reform des Pauschalreiseverkehrs, zu der 
wir uns letztlich gemeinsam entschlossen haben, 
nicht auch so, daß die Turistikunternehmer Zeter 
und Mordio geschrieen haben mit dem Hinweis, die 
Prämien würden steigen, weil die Haftungssummen 
steigen, daß sich letztlich aber an den Preisen über- 
haupt nichts geändert hat, aber jetzt bei uns die 
Leute besser versichert sind als in anderen Län- 
dern? 

Kleinert (Hannover) (FDP): Herr Kollege de With, 
die Preise haben sich mit Sicherheit seit Verab- 
schiedung des Reiseveranstaltergesetzes, das wir 
gemeinsam getragen haben, verändert Darin sind 
auch höhere Aufwendungen für Versicherungen 
eingegangen, wie das auch hier der Fall ist Es gibt 
einfach keinen Kostenfaktor, der sich nicht ir- 
gendwo bemerkbar macht oder zu Lasten von Ge- 

(B) winnen — die dann möglicherweise gar nicht erzielt 
werden — weggesteckt werden könnte. 

(Beifall bei der FDP) 

Der entscheidende Unterschied im Gegensatz zu 
der Situation bei unseren Reiseveranstaltern ist 
aber der: Der deutsche Reisende wird normaler- 
weise über ein inländisches Reisebüro und damit 
über inländische Reiseveranstalter seinen Urlaub 
planen lassen. Das hängt mit Gründen der Bequem- 
lichkeit und mit Gründen der Sprache zusammen. 

(Dr. de With [SPD]: Er könnte in die 
Schweiz ausweichenl) 

Der Benutzer von Schiffen — das läßt sich nachwei- 
sen — geht aber nach dem günstigsten Angebot. 
Hier gibt es internationalen Wettbewerb, den es in 
dieser Form bei den Reiseveranstaltern in anderen 
Verkehrsbereichen nicht gibt. Darum ist die See- 
fracht so unglaublich empfindlich. Wir haben uns 
schon — übrigens auch in der Hoffnung, daß wir 
hier möglichst zu einer einmütigen Verabschiedung 
kommen — Ihren Vorstellungen angenähert und 
sind bei der Haftungssumme über das, was in den 
Visby-Regeln oder in dem Athener Abkommen 
steht, hinausgegangen. Wir können aber nicht so 
weit darüber hinausgehen, daß eine zusätzliche 
Wettbewerbsverzerrung eintritt. 

Deshalb ist der einzig richtige Weg, daß das fort- 
gesetzt wird, Herr Kollege Schwenk, was in der 
Drucksache, nämlich in der Begründung des Geset- 
zes, auf Seite 14 schon ausdrücklich ausgeführt ist 
und nicht heute überraschend vorgetragen ist, daß 
nämlich auf Grund von Erörterungen im Rechts - 


ausschuß der Internationalen Seeschiffahrtsorga- (C) 
nisation IMO damit gerechnet werden kann, daß in 
absehbarer Zeit ein Protokoll zu dem Athener Ab- 
kommen mit höheren Haftungsgrenzen ausgearbei- 
tet wird. Das ist eine Sache, die hier schon ange- 
sprochen worden ist und um die sich die Bundesre- 
gierung bemüht. Wir halten das für den richtigen 
Weg und ermuntern die Bundesregierung ganz aus- 
drücklich, hier Druck zu machen, damit alle gleich- 
zeitig für den Verbraucher das tun, was wir auch 
tun wollen, wenn es sich in einem so engen und in 
einem so umkämpften Markt nicht einseitig gegen 
unsere Reeder richtet, damit wir im Küstenbereich 
die Arbeitsplätze erhalten, und zwar nicht nur bei 
den Reedereien, sondern auch bei den Werften, und 
nicht noch Tonnage ins Ausland verlieren, wohin 
jetzt bestimmt schon ein Großteil des Aufkommens 
geht Ich meine, das ist doch wirklich eine sehr 
klare und sehr verständliche Position. Dies werden 
gerade die Bürger im nördlichen Niedersachsen 
verstehen und gerne hören, denn sie wissen, wie 
bedenklich die Lage auf diesem Gebiet ist, wie sehr 
weite Landstriche bei uns davon abhängig sind und 
wie notwendig es deshalb ist, hier das Äußerste zu 
tun, um weitere Wettbewerbsverzerrungen zu ver- 
meiden. 

Das ist aber nun wirklich alles, was ich zu dieser 
wirtschaftlichen Frage noch einmal klarzumachen 
versuche. Nach der 72er Novelle, durch die das „se- 
gelfertige Schiff“ aus dem Handelsgesetzbuch her- 
ausgekommen ist, waren noch einige recht alter- 
tümliche Vorschriften vorhanden, die wir nun, ob- 
wohl ich sonst sehr für Tradition auch in der Geset- (P) 
zessprache bin, für entbehrlich befunden haben. 

Ein „Frachtgeschäft zur Beförderung von Reisen- 
den“, wie die Überschrift des entsprechenden Ab- 
satzes im HGB heißt, ist für die heutigen Verhält- 
nisse ja wohl doch eine etwas ungewöhnliche Vor- 
stellung und wird weder Ihrem Luxusgedanken 
noch dem Massengeschäft im Fährbetrieb gerecht. 
Darum haben wir das nun etwas modernisiert und 
sinnentsprechend von der Beförderung von Perso- 
nen auf See gesprochen. 

Übrigens, Herr Kollege Schwenk, die Idee, man 
könne mit dem besseren Versicherungsschutz für 
die Benutzung der inländischen Schiffe werben 
und man könne den Schiffen anderer Nationen ge- 
genüber, die etwas niedrigere Preise verlangen und 
einen schlechteren Versicherungsschutz haben, 
konkurrieren, halte ich für werblich sehr gefährlich, 
denn die Idee eines Schiffsuntergangs ist etwas, 
was man dem Reisenden in Prospekten und sonsti- 
gen werbenden Mitteilungen tunlichst nicht vor Au- 
gen führen sollte. Glücklicherweise haben unsere 
Bürger insofern eigentlich auch so gesunde Nerven, 
daß sie wirklich nicht davon ausgehen, daß das 
Schiff untergeht. Es ist ja glücklicherweise auch 
noch nicht vorgekommen. Sie werden deshalb wei- 
terhin auf die niedrigeren Preise und nicht auf die 
Möglichkeit des Schiffsuntergangs achten. 

Ich hoffe, daß es — ungeachtet Ihrer besonders 
verbraucherfreundlichen Vorstellungen — bei mög- 
lichst gesunden Reedereien mit zunehmend gesun- 
der Tendenz bleibt. Dazu gehört natürlich auch, daß 
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(A) solche Unglücke nicht stattfinden. Ich hoffe aber 
auch, daß zum Wohle unseres Küstenraumes wie in 
diesem Punkt so auch in einer Fülle anderer Punk- 
te, die noch anstehen oder die wir in der Legislatur- 
periode schon erledigt haben, das Äußerste getan 
wird, um die Wettbewerbsfähigkeit unserer See- 
schiffahrt im internationalen Vergleich zu stärken. 
Wir hoffen, hier einen Beitrag dazu geleistet zu ha- 
ben. Dieser Beitrag wird sich stabilisieren, wenn die 
einschlägigen Abkommen in angemessener Zeit 
von uns auch ratifiziert werden und wir zu einer 
völligen Gleichstellung mit den Wettbewerbern 
kommen. 

Wir bitten die Bundesregierung, in diesem Sinne 
zu verfahren, auch wenn wir uns einstweilen noch 
den Hamburg-Regeln verpflichtet fühlen, die an- 
scheinend aber doch nicht so recht reüssieren. 

Ich bedanke mich sehr herzlich. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Mann. 

Mann (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe Kolle- 
ginnen und Kollegen! Herr Justizminister! Ich 
möchte zu Anfang ein kleines Geständnis machen. 

(Oh! bei der SPD) 

Eigentlich wollte ich hier nicht reden, weil ich mich 
als Mitglied einer sehr kleinen und sehr jungen 
Fraktion an den Beratungen im Ausschuß nicht be- 
teiligen konnte. Aber ich möchte im Zusammen- 
hang mit der Nordseedebatte, die heute stattgefun- 
den hat, doch einige Bemerkungen zu den drei Ge- 
setzen machen, die wir heute verabschieden. Wir, 
die Fraktion der GRÜNEN, werden uns bei den Ge- 
setzentwürfen der Stimme enthalten. 

(Lachen bei der SPD) 

Herr Kollege Eylmann, Sie haben im Zusammen- 
hang mit dem Problem Haftungsbeschränkung zu 
Recht darauf hingewiesen, daß es sich hier um alte 
Rechtstraditionen handelt. Unser Seerecht besteht 
aus über 400 Paragraphen im Fünften Buch unseres 
HGB. Man findet selbst in der gut ausgestatteten 
Bundestagsbibliothek — ich war dort heute noch 
einmal — keinen Kommentar. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Ja, ich habe keinen Kommentar gefunden. Die 
meisten Kommentare, die hier auffindbar sind, 
kommentieren das Seerecht überhaupt nicht. Es ist 
bezeichnend, wie sehr wir in Bonn als Landratten 
auf das übrige Handelsrecht fixiert sind. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Die Kom- 
mentare hat Herr Eylmann ausgeliehen, 
der war früher da!) 

Es handelt sich um alte Rechtstraditionen hin- 
sichtlich dieser Heiftungsbeschränkung. Ich möchte 
nach der Nordseedebatte die Frage aufwerfen, ob 
unser Rechtssystem angesichts der gigantischen 
Gefahren der modernen Technik beispielsweise 
durch Tanker — in der Debatte war eben von dem 
größten anzunehmenden Unfall die Rede; ein Öltan- 
ker strandet beispielsweise in der Nähe von Ham- 


burg oder Bremen — bei Haftungsbeschränkungen (C) 
in bezug auf bestimmte Risiken rückschrittlich ist. 

Herr Kollege Kleinert, wäre es nicht die beste Lö- 
sung angesichts der Überkapazitäten, wenn man 
das Konkurrenzproblem wirklich lösen will, diese 
gigantischen Tanker wieder von den Meeren zu- 
rückzudrängen, natürlich in einem Prozeß der Ent- 
wicklung, damit dann vielleicht 'unser altes See- 
recht sinnvollerweise immer noch die Probleme lö- 
sen kann, wenn es einmal zu einer Havarie 
kommt. 

Darüber müßten wir hier diskutieren, nicht nur 
über Verbraucherschutz, Wettbewerbsfähigkeit, 
wenn wir das, was eben durch alle Fraktionen in 
der zweistündigen Nordseedebatte gesagt wurde, 
wirklich ernst nehmen. Da wurde davon gespro- 
chen, es sei fünf vor zwölf, und wir müßten quer 
durch alle Fraktionen und vor allen Dingen auch 
international bei der nächsten Nordseeschutzkon- 
ferenz im November 1987 ganz schnell zu interna- 
tionalen Absprachen kommen. Wir müssen gemein- 
sam handeln, davon war immer wieder die Rede. 

Herr Minister, das Abkommen über die seerecht- 
liche Haftung für Ölverschmutzungsschäden ist 
1969, also vor 17 Jahren unterzeichnet worden. Der 
Deutsche Bundestag ratifiziert dieses Gesetz jetzt 
in einem wichtigen Anwendungsbereich 17 Jahre 
später. D^ kann ich nur sagen; Wenn wir bei den 
Problemen der Seeverschmutzung, die durch Öl- 
transporte sehr wesentlich bedingt sind, auch so 
langsam in die Gänge kommen — national und 
international — , dann allerdings ist das mit dem 
Sterben der Nordsee, von dem der Kollege Müller 
eben gesprochen hat, traurige Realität, viel, viel 
schneller, als alle von uns vermutlich akzeptieren 
können. 

Ich habe mir noch einmal den Vorsjjann des Haf- 
tungsbeschränkungsabkommens bei Olverschmut- 
zung heräusgesucht. Da hieß es so schön vor 17 Jah- 
ren: 

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens — 

IM BEWUSSTSEIN der Verschmutzungsgefah- 
ren, die sich aus der weltweiten Beförderung 
von Öl als Bulkladung zur See ergeben, 

ÜBERZEUGT von der Notwendigkeit, daß Per- 
sonen, die durch eine auf das Ausfließen oder 
Ablassen von Öl aus Schiffen zurückzufüh- 
rende Verschmutzung geschädigt werden, ein 
angemessener Schadenersatz zu gewährleisten 
ist, 

VON DEM WUNSCH GELEITET, einheitliche 
internationale Regeln und Verfahren zur Ent- 
scheidung von Haftungsfragen und zur Ge- 
währleistung eines angemessenen Schadener- 
satzes in derartigen Fällen anzunehmen, — 

SIND wie folgt ÜBEREINGEKOMMEN: 

Dann folgt das Abkommen. 

Ein wichtiger Rechtsgrundsatz ist das Vorsorge - 
prinzip. Davon ist heute mehrmals geredet worden. 

Ich meine: Wenn man Ölverschmutzungsprobleme 
von der Ursache her lösen will, muß man bestimmte 
Risiken von vornherein ausschließen und z. B. ein 
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(A) anderes wichtiges internationales Abkommen — 
diesen Appell richte ich an die Kollegen von der 
SPD-Fraktion und an die Kollegin Frau Dr. Timm 
— schleunigst nach der nieder sächsischen Land- 
tagswahl rückgängig machen, nämlich das Ems- 
Dollart-Abkommen. Das ist nämlich ein internatio- 
nales Abkommen, das mit diesem großen Hafen 
dazu führen würde, daß weitere große Schiffe dahin 
kommen, wohin sie nicht gehören, und daß an der 
Ems Zerstörung stattfindet Unsere Fraktion hat im 
vorigen Herbst eine Sitzung in Emden und auf Nor- 
derney gemacht Wir haben versucht, mit den Bür- 
germeistern der Inseln zu sprechen. Einige sind ge- 
kommen. Der Zustand der Nordsee ist so, daß uns 
die Betroffenen klar gesagt haben: Dieses wahnsin- 
nige Großprojekt darf nicht realisiert werden. Auch 
dazu sollten Sie sich heute äußern. Jedenfalls soll- 
ten Sie mitnehmen, daß Sie, wenn Sie wirklich in- 
ternationalen Umweltschutz an der Nordsee ma- 
chen wollen, dieses Abkommen schleunigst rück- 
gängig machen und vor allem den Druck auf unsere 
holländischen Nachbarn, die meines Wissens glück- 
licherweise noch nicht ratifiziert haben, gefälligst 
zurücknehmen sollten. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Bohl [CDU/ 
CSU]: Kommen Sie zur, Sache! Mann 
Gottes!) 

Ich möchte Sie zum Schluß noch atif unseren sehr 
guten Antrag hinweisen, besonders die Kollegen 
Rechtspolitiker. Unsere Politik leidet ja leider dar- 
an, Herr Bohl, daß jetzt hier Kollegen sitzen, die die 
zweistündige Debatte vorher nicht verfolgt haben 

(B) und z. B. die Zusammenhänge sehr oft nicht herstei- 

len. Und auch mit der Einheit der Rechtsordnung 
ist es unter uns Juristen — ich bekenne das — nicht 
mehr sehr weit her. In diesem Antrag der GRÜ- 
NEN, der heute in die Ausschüsse überwiesen wor- 
den ist, heißt es zum Schutz der Nordsee — und dar- 
auf möchte ich Ihre Aufmerksamkeit besonders 
lenken 

Vizepräsident Frau Renger: Verzeihen Sie, Herr 
Kollege. Welchen Antrag meinen Sie? Ich habe gar 
keinen von den GRÜNEN vorliegen? 

Mann (GRÜNE): Den wir gerade unter TOP 8 be- 
handelt haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Aber den können wir 
doch jetzt nicht wieder behandeln! 

Mann (GRÜNE): Nein. Er gehört aber sehr wohl 
hierzu. Da heißt es unter Ziffer 5 — Verunreinigung 
durch Schiffsbetrieb — : 

Eine vollständige Entsorgung von Ölrückstän- 
den in allen Nordseehäfen muß gewährleistet 
sein. Es müssen größere Anstrengungen unter- 
nommen werden, um die Gefahr auszuschlie- 
ßen, die von „substandard ships“ aufgrund ih- 
rer nicht ausreichenden Ausrüstung . . . aus- 
geht. 

Herr Kollege Kleinert, das sollten Sie auch mal 
nachlesen, wenn Sie sagen, wir wollen hier interna- 
tional gleiche Bedingungen schaffen. 


Dann wird auf das wichtige internationale Ab- (C) 
kommen MARPOL verwiesen, . . . 

Vizepräsident Frau Renger: Aber, Herr Kollege! 

Mann (GRÜNE): . . . das bis heute noch nicht ratifi- 
ziert ist. Ich meine, wenn wir hier international 
Rechtspolitik im ökologischen Sinn machen wollen 
— und dazu sind wir verpflichtet, wenn man das 
ernst nimmt, was eben gesagt worden ist — , dann 
dürfen wir nicht isoliert Abkommen, die vor 17 Jah- 
ren geschlossen worden sind, heute ratifizieren, 
sondern dann müssen gerade wir als Bundesrepu- 
blik Deutschland auch auf internationalen Konfe- 
renzen unsere Vorreiterrolle im Umweltschutz ak- 
tiv wahrnehmen. Sonst bleiben nämlich die schö- 
nen Sprüche mit dem Hoffnungsträger Wallmann 
wirklich nur Sprechblasen, von denen in der vorhe- 
rigen Debatte auch mehrmals die Rede war. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Justiz. 

Engeihard, Bundesminister der Justiz: Frau Präsi- 
dentin! Meine Damen und Herren! Die Verabschie- 
dung der vorliegenden drei Gesetzentwürfe ist ein 
wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer Reform des 
in weiten Bereichen veralteten Seehandels- und 
Binnenschiffahrtsprivatrechts. Die stetig fortschrei- 
tende internationale Rechtsvereinheitlichung be- 
sonders auf dem Gebiet des Seehandelsrechts läßt 
eine Reform auf rein nationaler Basis nicht zweck- 
mäßig erscheinen. Sie muß vielmehr auch aus 
Gründen des internationalen Wettbewerbs in Über- 
einstimmung mit international vereinheitlichten 
Regelungen erfolgen. 

Heute ist das Barkassenunglück im Hamburger 
Hafen im Oktober 1984 mit 19 Toten und beträchtli- 
chen Sachschäden in Erinnerung gerufen worden. 
Spätestens dieses traurige Ereignis hat unterstri- 
chen, wie notwendig eine Reform des geltenden 
Rechts ist. Im Rechtsausschuß des Deutschen Bun- 
destages herrschte deshalb eine — ich möchte fast 
sagen: ganz selbstverständliche — Einigkeit über 
die Reform des knapp 100 Jahre alten Seehandels- 
imd Binnenschiffahrtsrechts. 

Lediglich was die Haftungshöchstbeträge für Per- 
sonenschäden und für den Verlust und die Beschä- 
digung von Kraftfahrzeugen anbetrifft, waren un- 
terschiedliche Meinungen vorhanden. 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Nur meine ich, Herr Kollege Dr. Schwenk, daß der- 
jenige, der diese Debatte verfolgt, vielleicht ein et- 
was schiefes Bild gewinnt, wenn man ganz allein 
darauf den Schwerpunkt der Aussprache legt, als 
wäre dies und nichts anderes der Punkt. Denn da- 
bei wird völlig übersehen, was hier in Angleichung 
an internationale Bestimmungen mit diesen drei 
Entwürfen in akribischer und aufmerksamer Arbeit 
vom Rechtsausschuß des Deutschen Bundestages 
geleistet wurde. 
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Bundesminister Engelhard 

(A) Nun hat Herr Mann soeben in einer anderen 
Richtung, was die Ölverschmutzung angeht, einige 
Informationen gegeben, die in dieser Weise nicht 
zutreffen. Es ist ein verständlicher Irrtum Ihrer- 
seits, daß Sie übersehen haben, daß bereits seit 1975 
ein Ölhaftungsübereinkommen besteht und vom 
Deutschen Bundestag auch ratifiziert wurde und 
daß in einem Protokoll der Mitgliedstaaten aus dem 
Jahre 1984 in Fortschreibung der Entwicklung hö- 
here Haftungsbeträge vorgesehen sind und die Mit- 
gliedstaaten — so auch die Bundesrepublik 
Deutschland — derzeit dabei sind, dieses Protokoll 
in Gesetzgebung umzusetzen. Dies ist in Vorberei- 
tung. 

Vizepräsident Westphai: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage, Herr Minister, des Abgeordneten 
Schwenk? 

Engeihard, Bundesminister der Justiz: Bitte. 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD); Herr Minister, genügt 
es Ihnen denn nicht, daß wir sagen: Dem Gesetz 
stimmen wir, weil wir es für einen Fortschritt hal- 
ten, im übrigen zu, weisen aber im Rahmen einer 
Kurzdebatte auf diesen für den Passagier wesentli- 
chen Gesichtspunkt hin, zumal ich aus dem Debat- 
tenbeitrag Ihres Parteifreundes und -kollegen Klei- 
nert entnommen habe, daß unser Änderungsantrag 
zumindest eine starke Unterstützung für das ist, 
was Sie vielleicht noch aushandeln wollen? 

Engeihard, Bundesminister der Justiz: Ich stelle, 
' ' Herr Kollege, was Ihr Verhalten angeht und insbe- 
sondere zu dem, was Sie sagen, keine Ansprüche; 
dies steht mir nicht zu. Ich wollte lediglich auf den 
Umstand hinweisen, daß vielleicht das, was hier an 
Positivem und in die Zukunft hinein Gedachtem 
geschehen ist, etwas untergehen könnte, wenn man 
allein auf die Höchsthaftungsbeträge abstellt. 

Ich will hervorheben, daß der Ausschuß bei der 
Beratung dieser drei Entwürfe seinen an sachlichen 
Gesichtspunkten orientierten effektiven Arbeitsstil 
— wenn ich dies so sagen darf — wieder einmal 
unter Beweis gestellt hat. Was die Haftungshöchst- 
beträge angeht, so meine ich, daß man sich darüber 
klar sein muß: Man kann nicht ganz bewußt inter- 
nationale Maßstäbe zugrunde legen, dann aber in 
diesem Bereich wieder aus der Reihe treten und 
nationale Sonderbestimmungen schaffen. 

(Zustimmung des Abg. Kleinert [Hanno- 
ver] [FDP]) 

Hier erscheint mir das, was Kollege Kleinert vorge- 
schlagen hat, schon der richtige Weg: nach der Ver- 
abschiedung dieses Gesetzes, wenn es geltendes 
Recht ist, nicht nachzulassen, auf internationaler 
Ebene hier zu weiteren Verbesserungen zu kom- 
men. 

Im Moment ist es tatsächlich so — das darf nicht 
übersehen werden — , daß sich die zu beschließen- 
den Haftungshöchstgrenzen nach dem Regierungs- 
entwurf günstig auf die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Beförderer auswirken und letztendlich 
auch den Geldbeutel des Verbrauchers schonen. 
Wir haben damit Haftungshöchstgrenzen wie in 


den meisten skandinavischen Ländern. Was die Er- (C) 
fahrung mit der Seefahrt angeht: Spätestens seit 
den Zeiten der Wikinger wird niemand diesen Län- 
dern und diesen Völkern eine besondere Erfahrung 
mit der Seefahrt bestreiten wollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


Vizepräsident Westphai; Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zuerst zur Einzelberatung und Ab- 
stimmung über Tagesordnungspunkt 9 a, den Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung auf Druck- 
sache 10/3553. Der Ausschuß empfiehlt in seiner Be- 
schlußempfehlung auf Drucksache 10/5537, den Ge- 
setzentwurf unverändert anzunehmen. 

Ich rufe das Gesetz mit seinen Art. 1 bis 4, Einlei- 
tung und Überschrift auf. Wer dem Gesetz als Gan- 
zem zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das 
Gesetz ist mit großer Mehrheit angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Ab- 
stimmung über Tagesordnungspunkt Ob, den von 
der Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf 
auf Drucksache 10/3852. 

Ich rufe Art. 1 in der Ausschußfassung auf. 
Hierzu liegt auf Drucksache 10/5580 ein Änderungs- 
antrag der Fraktion der SPD vor. Wer dem Ände- 
rungsantrag zuzustimmen Avünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun- 
gen? — Der Änderungsantrag ist bei einer Reihe 
von Enthaltungen mit Mehrheit abgelehnt. (^) 

Wer Art. 1 in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Bei einer größeren 
Anzahl von Enthaltungen ist die Vorschrift in der 
Ausschußfassung angenommen. 

Ich rufe die Art. 2 bis 11, Einleitung und Über- 
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge- 
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Bei einer Reihe von Enthaltungen 
sind die auf gerufenen Vorschriften mit großer 
Mehrheit angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist mit großer 
Mehrheit angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Ab- 
stiihmung über Tagesordnungspunkt 9 c, den von 
der Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf 
auf Drucksache 10/3853. Ich rufe die §§ 1 bis 40, Ein- 
leitung und Überschrift mit den vom Ausschuß 
empfohlenen Änderungen auf. Wer den aufgerufe- 
nen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal- 
tungen? — Die auf gerufenen Vorschriften sind bei 
einer Reihe von Enthaltungen mit großer Mehrheit 
angenommen. 
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Vizepräsident Westphal 

(A) Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun- 
gen? — Der Gesetzentwurf ist bei einer Reihe von 
Enthaltungen mit großer Mehrheit angenommen. 

Ich rufe die Zusatzpunkte 4 und 5 der Tagesord- 
nung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP 

Einsetzung eines Untersuchungsausschus- 
ses 

— Drucksache 10/5575 — 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Werner (Westerland), Dr. Müller (Bremen) 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Einsetzung eines Untersuchungsausschus- 
ses 

— Drucksache 10/5589 — 

Interfraktionell sind für die gemeinsame Bera- 
tung dieser Anträge zwei Runden mit Beiträgen bis 
zu jeweils fünf Minuten für jede Fraktion verein- 
bart worden. Ich sehe dazu keinen Widerspruch. — 
Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab- 
geordnete Gerster. 

Garster (Mainz) (CDU/CSU); Herr Präsident! 
Meine Damen! Meine Herren! Liebe Kollegen! Die 

(B) Neue Heimat steht — so das Teilergebnis des ein- 
stimmig beschließenden Hamburger Untersu- 
chungsausschusses — für den größten Wirtschafts- 
und Sozialskandal in der Geschichte der Bundesre- 
publik Deutschland. Mehr gemein als wirtschaft- 
lich, weniger sozial als profitsüchtig, ein Lehrstück, 
wie man kleine Mieter schädigt und Große berei- 
chert, also umverteilt von unten nach oben. 10 Milli- 
arden DM Steuergelder flössen in die Kassen der 
Neuen Heimat, bestimmt für den gemeinnützigen 
Wohnungsbau, Steuervergünstigungen in giganti- 
scher Höhe kamen hinzu. Der Staat half also dop- 
pelt 

Heute präsentiert die Neue Heimat ein 17-Milliar- 
den-Loch und versucht, sich durch rabiaten Perso- 
nalabbau und durch Notverkäufe aus der Verant- 
wortung für Mieter und Mitarbeiter zu stehlen, Not- 
verkäufe, die rechtlich höchst bedenklich sind, wie 
es in einem erst heute bekannt gewordenen Rechts- 
gutachten des nordrhein-westfälischen Justizmini- 
sters deutlich wird. Verkauft die Neue Heimat wei- 
ter Wohnungen weit unter dem Verkehrswert, wie 
in Nordrhein-Westfalen geschehen, machen sich 
möglicherweise der Verkäufer wie auch der öffent- 
lich-rechtliche Käufer strafbar. Im Gutachten des 
Justizministers ist die Rede von Verschleuderung 
von Vermögenswerten und von sittenwidriger Ver- 
schleppung eines drohenden Konkurses. 

Seit nunmehr vier Jahren steigen wie Blasen aus 
dem Sumpf immer wieder Meldungen auf vom auf- 
wendigen Leben in den Vorstandsetagen, von der 
geschickten Umleitung von Geldströmen in Privat- 
schatullen, von Kostenmanipulationen zu Lasten 


der Mieter. Der „Spiegel“ nennt die Neue Heimat (C) 
„ein mafiaähnliches Gebilde, eine ehrenwerte Ge- 
sellschaft von Geschäftemachern und Gaunern, 
eine große Familie von Bonzen und Bürokraten, nie 
ganz ehrlich, oft an der Grenze zum Kriminellen 
und manchmal darüber“. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wie in Berlin!) 

Ich möchte hinzufügen: Der Mieter weint, der 
Bonze lacht, Genosse Filz dies möglich macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Hamburger Untersuchungsbericht weist aus: 

Zu Lasten kleiner Leute wurden Gewinne für die 
Großen abgeschöpft, und der Eigentümer schweigt 
dazu bis heute nach dem Motto: Außer Spesen 
nichts gewesen. 

Auf dem letzten Gewerkschaf tstag im Mai waren 
wir noch alle guter Hoffnung, daß die Antworten 
auf berechtigte Fragen kommen. Der neue Chef der 
Neuen Heimat, Hoffmann, sagte, es sei die wichtig- 
ste Aufgabe, das Vertrauen in die Neue Heimat 
sicherzustellen. Damals verließ der neue Vorsit- 
zende des DGB, Breit, den Gewerkschaftstag mit 
der Bemerkung, er wolle mit einem großen Besen 
lücken- und schonungslos aufklären. 

Heute, vier Jahre später, wissen wir leider, daß 
von den Verantwortlichen keine Aufklärung zu er- 
warten ist. Sowohl beim Hamburger Untersu- 
chungsausschuß wurde abgeblockt, wie auch gegen- 
über der Bundesregierung abgeblockt wird; und 
während vor den Türen des Kongreßgebäudes die 
um ihre Arbeitsplätze bangenden Beschäftigten der . 
Neuen Heimat demonstrieren, werden die Funktio- ^ ' 
näre darauf eingeschworen, nur ja nicht an das 
Thema Neue Heimat zu rühren. 

An diesem Punkt können wir nicht weiter taten- 
los Zusehen, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Nein, da müssen 
Sie weitermachen!) 

wenn Vorstand und Aufsichtsrat, Manager und Ge- 
werkschaftsführer glauben, sich klammheimlich 
aus der Verantwortung für Hunderttausende von 
Mietern, für Milliarden ihnen anvertrauter bzw. er- 
lassener Steuergelder herausstehlen zu können. 

Vizepräsident Westphai: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordenten 
Dr. Penner? 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Es tut mir leid, in 
der kurzen Zeit kann ich das nicht tun. 

Sie alle müssen sich fragen lassen, wieso sich bei 
der Neuen Heimat Gemeinnutz in Eigennutz ver- 
kehrt hat. In welche Taschen und Kassen sind Steu- 
ermittel, Provisionen und überhöhte Mieten geflos- 
sen? 

(Mann [GRÜNE]: Was war bei Flick?) 

Warum haben die Großen noch Gewinne kassiert, 
als schon klar war, daß die Kleinen drauf zahlen 
müssen? Warum ist bisher zur Wiedergutmachung 
der angerichteten Schäden überhaupt nichts getan 
worden? Warum haben die Mieter z. B. zu hoch an- 
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Gerster (Mainz) 

(A) gesetzte Mieten und Heizkosten nicht wieder zu- 
rückerhalten? Wann stellen sich die Eigentümer der 
Neuen Heimat, die jahrelang als Spekulationskapi- 
talisten gewirkt haben, ihrer Verpflichtung, für die 
Schäden zu haften? 

(Austermann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Ich habe bisher nur davon gehört, daß der nicht 
gemeinützigen Neuen Heimat Städtebau 1,3 Milliar- 
den DM aus Gewerkschaftsbeiträgen der Arbeit- 
nehmer zugewandt wurden. Kein Wort aber davon, 
daß aus diesem nichtgemeinnützigen Unterneh- 
men, das kräftig von dem gemeinnützigen Teil pro- 
fitiert hat, auch nur eine Mark des zu Unrecht ver- 
schobenen Geldes zurückgeflossen wäre. 

Wir müssen Antworten auf diese Fragen finden. 
Dies sind wir den Steuerzahlern, den verängstigten 
Mietern und den Mitarbeitern der Neuen Heimat 
schuldig. 


Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 


Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Der Untersuchungs- 
ausschuß wird Antworten suchen und finden. In to- 
talitären Staaten werden Skandale unter den Tep- 
pich gekehrt. In Demokratien werden Skandale 
durchleuchtet und aufgeklärt. Durch Aufklärung 
können wir uns gemeinsam als Demokraten bewäh- 
ren. 

(B) Herr Präsident, ich bedanke mich für Ihre Lang- 
mut, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Sperling. 


Dr, Sperling (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Vor 14 Tagen habe ich hier über das 
Ausmisten gesprochen. Wir machen da mit Folglich 
stimmen wir der Einsetzung eines Untersuchungs- 
ausschusses zu. 

Heute bekamen wir Post aus Hamburg. Wir er- 
hielten den 1 000 Seiten starken Untersuchungsbe- 
richt der Hamburger Bürgerschaft. Lesen konnten 
wir ihn nocht nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir hatten ihn 
schon!) 

— Sie waren früher dran, — Wir werden beim Le- 
sen feststellen, ob der Hamburger Ausschuß für uns 
nur Vorarbeit oder vielleicht gar mehr als das gelei- 
stet hat, nämlich ganze Arbeit. Das werden wir 
während der Arbeit des Ausschusses feststellen 
können. Dabei wird auch deutlich werden, ob die 
Weisungen des im Hause Dregger erarbeiteten 
Fahrplans — so heißt es wörtlich in dem Text — 
unter Nr. II Unterpunkt 5 für den Ausschuß weiter- 
gelten werden. Darin ist für diese oder für die näch- 
ste Sitzungswoche die Einsetzung des Untersu- 
chungsausschusses geplant 


Die Weisungen des Fahrplans aus dem Büro (C) 
Dregger gehen auf Wahlkampf und auf Diffamie- 
rung der Gewerkschaften aus. 

(Austermann [CDU/CSU]: Das ist die be- 
währte Methode: „Haltet den Dieb“!) 

Dann kann deutlich werden, daß es eigentlich gar 
nicht um Aufklärung und auch nicht um den Schutz 
von Betroffenen, sondern um Wahlkampf und um 
Diffamierung geht. Wir werden das bald wissen. 

Betroffen von dem, was bei der Neuen Heimat 
geschehen ist, sind- zuallererst die Mieter, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Nein, auch die 
Steuerzahler!) 

die Mieter in den Wohnungen, und zwar die jetzigen 
und die künftigen Mieter. 

(Grünbeck [FDP]: Aber nicht durch Herrn 
Dregger!) 

Betroffen sind auch, Herr Kansy, die Steuerzahler 
und mit ihnen die Kassen von Bund, Ländern und 
Gemeinden. 

Es klingt ein wenig aberwitzig, aber dennoch 
stimmt es: Für die öffentlichen Kassen wäre es billi- 
ger, beim Kauf der Wohnungen der Neuen Heimat 
so zu helfen, daß diese Wohnungen auch in Zukuft 
gemeinnützig und sozial gebunden bleiben. 

(Beifall bei der SPD — Austermann [CDU/ 

CSU]: Das bleiben sie ja trotzdem nicht!) 

Das wäre billiger, als die Wohnungen durch belie- 
bige Erwerber unter Verlust der Preis- und Bele- pj 
gungsbindungen aufkaufen zu lassen. 

(Grünbeck [FDP]: Genau das macht aber 
die Neue Heimat!) 

Denn unser Steuerrecht läßt Verluste aus Vermie- 
tung und Verpachtung und darüber hinaus eine 
Steuer spar Spekulation für diejenigen zu, die das Er- 
werbermodell nutzen. 

(Mann [GRÜNE]: So ist es!) 

Bei dem Verkauf der Wohnungen der Neuen Hei- 
mat an beliebige Erwerber werden die Steueraus- 
fälle größer sein, als es die Ausgaben aus öffentli- 
chen Kassen wären, wenn die Wohnungen der 
Neuen Heimat einschließlich der Bindungen durch 
die öffentliche Hand erworben würden. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist doch ein Eier- 
tanz!) 

Das hat das Land Nordrhein-Westfalen beim Katif 
von 2 400 Wohnungen in Konkurrenz zu einem Im- 
mobilienhändler ausprobiert. 

(Austermann [CDU/CSU]: Und was sagt 
Herr Krumsiek dazu?) 

Das Land Nordrhein-Westfalen hat die Wohnungen 
erworben. Das Handeln des Landes hat die Steuer- 
einnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden und 
darüber hinaus die Belegungsbindungen und damit 
die Mieter dieser Wohnungen geschützt und gesi- 
chert. 

(Austermann [CDU/CSU]: Das ist zweifel- 
haft!) 
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Dr. Sperling 

(A) Dieses Beispiel zeigt, daß als erstes schnelles Han- 
deln geboten wäre. Je mehr man einen Konkurs 
befürchten muß, desto mehr ist schnelles Handeln 
geboten, um das nicht erleben zu müssen. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

Denn bei einem Konkurs wären die öffentlichen 
Kassen noch einmal betroffen, weil die Bürgschaf- 
ten, die Rückbürgschaften und die Darlehen sämt- 
lich nachrangig gesichert, sind. 

Wir werden bald wissen, worum es in dem Unter- 
suchungsausschuß denn eigentlich geht, ob man in 
dem Ausschuß auf schnelles Handeln aus ist, wäh- 
rend man sich auf das Ausmisten vorbereitet. Denn 
es wird noch einige Zeit dauern, bis das Ausmisten 
beginnt. Wir werden meines Erachtens bereits in 
der letzten Juniwoche wissen, was die Koalition mit 
Vorrang behandeln möchte: den Schutz von Mie- 
tern und Steuerzahlern oder den Schmutz für den 
Wahlkampf. 

Eine Anmerkung noch dazu: Der Untersuchungs- 
auftrag — aus der Koalition formuliert — läßt bei 
korrekter Deutung alle zum Schutz der Mieter und 
zur Aufklärung notwendigen Beweisanträge zu. 
Darum braucht es bei fairer Auslegung keine weite- 
ren Anträge, es sei denn, die Mehrheit verhielte 
sich nicht fair. Aus diesem Grunde stellen wir jetzt 
auch keinen eigenen Antrag und lehnen den Antrag 
der GRÜNEN ab. 

Vor einem möchte ich warnen: Es sollte diesem 
Ausschuß nicht vorgehalten werden, daß er sich wie 
ein Polizist verhält, der einen Verkehrsunfall unter- 

(B) sucht, den unfallflüchtigen Fahrer sucht und dabei 
den blutenden Beifahrer auf der Straße liegenläßt, 
was uns passieren kann, wenn wir uns um Mieter 
und Steuerzahler nicht kümmern. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Sie geben dem flüchtigen Fah- 
rer noch ein Auto! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphai: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Müller (Bremen). 

(Zurufe) 

Wir haben die Reihenfolge so gewählt, um nicht 
zwei Abgeordnete von einer Fraktion nacheinander 
reden zu lassen. Das ist der einzige Grund. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist ja ein 
echtes rot-grünes Chaos!) 

Bitte schön, Herr Müller. 

Dr, Müiler (Bremen) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Soweit ich orientiert 
bin, gehört Herr Grünbeck zur FDP und nicht zur 
SPD. Aber das spielt ja keine Rolle. 

Das Wichtige bei dieser Frage ist natürlich, daß 
dieser Neue- Heimat- Skandal ein wirklich giganti- 
sches Ausmaß von Wirtschaftskriminalität aufge- 
deckt hat und weiter aufdecken wird. Es ist eindeu- 
tig der Fall, daß sich Gewerkschaft, aber auch sozi- 
aldemokratische Parteifunktionäre und, soweit ich 
informiert bin, insbeondere in Baden-Württemberg, 
auch andere jahrzehntelang erstens ihrer Auf- 


sichtspflicht entzogen haben und zweitens, was er- (C) 
schwerend hinzukommt, sich persönlich bereichert 
haben. Dort, wo Bereicherung stattfindet, gibt es 
auch immer ein Opfer. Man bereichert sich auf Ko- 
sten anderer. Das sind in diesem Falle eindeutig 
über lange Zeit die Mieter gewesen; denn irgendwo- 
hin mußten ja die Kosten für das abgewälzt werden, 
was man eingenommen hatte, was man teilweise an 
Parteien und parteinahe Stiftungen weitergegeben 
hatte. Es traf letztendlich immer die Mieter. 

Ich möchte betonen: Was mit den Geldern des 
gemeinnützigen Teiles der Neuen Heimat — mit 
Steuergeldern wegen der Gemeinnützigkeit — pas- 
siert ist und was mit genossenschaftlichem Eigen- 
tum gemacht worden ist, ist gleichermaßen skanda- 
lös wie Machenschaften des Flick- Konzerns und 
der an ihnen beteiligten Politiker. Wer einen Flick- 
Untersuchungsausschuß befürwortet hat, muß 
selbstverständlich auch einem Ausschuß zur Unter- 
suchung des Neue-Heimat-Skandals zustimmen. 

Das ist unsere Position dazu. 

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abge- 
ordneten Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]) 

Wir werden uns bei dem Antrag der CDU enthal- 
ten, weil wir einen eigenen Antrag zur Untersu- 
chung haben. Er unterscheidet sich in einem Punkt 
ganz entscheidend — das fehlt mir bei Ihnen von 
der CDU — : den Banken. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist aber schade!) 

Die Banken sind bei dem Untersuchungsauftrag in 
Ihrem Antrag nicht genannt, ebensowenig die Treu- (P) 
arbeit. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht, was Sie sagen!) 

Ich glaube, daß hier selbstverständlich im Bereich 
der Kreditvergabe ebenfalls eine Aufsichtspflicht 
verletzt worden ist, und insbesondere auch die 
Bank für Gemeinwirtschaft einiges an Untersu- 
chungen nötig hätte. 

Der Schaden, der durch diesen Skandal angerich- 
tet worden ist, ist ein grundsätzlicher. Das 
Schlimmste für uns ist, daß der Gedanke der Ge- 
meinnützigkeit ins Zwielicht geraten ist. Allerdings 
— das zur CDU — : Auch das Wort Heimat ist ohne 
Scham nicht mehr nutzbar. Aus der Neuen Heimat 
ist eine teure Heimat geworden. 

Für mich ist entscheidend, daß bei diesem Unter- 
suchungsausschuß klargemacht wird, daß es nicht 
darum geht, einen christdemokratischen Wahl- 
kampf zu unterstützen. Das ist Ihre Absicht. Mir 
geht es darum, alles aufzudecken, was passiert ist, 
gerade um die Gewerkschaften aus der Situation 
herauszuholen, daß sie ständig mit Hilfe der Neuen 
Heimat und deren Erwähnung diskreditiert werden 
können. Das mag für die Gewerkschaften zwar 
schmerzhaft sein, aber es ist besser, einmal für Of- 
fenheit zu sorgen, als langfristig an einem stinken- 
den Leichnam im Keller zu ersticken. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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(A) Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Grünbeck. 


Grünbeck (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Der Vergleich von 
Herrn Kollegen Sperling mit dem blutenden Ver- 
letzten und dem Polizisten ist eine Geschmacklosig- 
keit, die ich mit aller Entschiedenheit zurückweise. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es gibt keinen deutschen Polizisten, der einen blu- 
tenden Verletzten liegen läßt und sich um einen 
flüchtenden Fahrer kümmert. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich will auch nicht, daß ordentliche Polizisten mit 
unordentlichen Managern und Aufsichtsräten der 
Neuen Heimat verglichen werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Vogel [SPD]) 

Die FDP war am Anfang — das ist bekannt — 
kein großer Freund des Untersuchungsausschusses. 
Aber spätestens nach dem Gewerkschaftstag in 
Hamburg wissen wir, daß dieser Untersuchungs- 
ausschuß unbedingt erforderlich ist. 

Herr Breit hat uns dort, die wir in dieser Frage 
um Offenheit bemüht sind, als Pharisäer, als 
Heuchler abgestempelt. 

(Zuruf des Abg. Vogel [SPD]) 

(B) Dabei steht in Gewerkschaftssatzungen, daß wegen 
der Grundsätze der Gemeinnützigkeit die Bücher 
offengelegt werden und daß die Offenheit prakti- 
ziert werden soll. Warum legt denn der Deutsche 
Gewerkschaftsbund auf einem mehrtägigen Kon- 
greß nicht wenigstens den Mitgliedern — wenn 
schon nicht uns — die Bücher offen auf den Tisch 
und erklärt ihnen die Misere? 

(Austermann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Das ist eine Verletzung der eigenen gewerkschaft- 
lichen Grundsätze, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es wäre gut gewesen, wenn sich der Herr Breit 
daran erinnert hätte. 

In Hamburg hat mich aber noch etwas anderes 
befremdet: Da werden den Beschäftigten der Neuen 
Heimat eine Demonstration und eine Sternfahrt 
nach Hamburg per Vorstandsbeschliiß verboten. Da 
wird die Delegation durch Polizeiketten und Sper- 
ren abgebremst, und mit arroganten und ignoran- 
ten Methoden läßt man dort Arbeitnehmer stunden- 
lang warten und empfängt sie dann — so der Herr 
Breit wörtlich — mit: „Was fällt euch denn eigent- 
lich ein?* 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Eine Ver- 
unsicherung der Polizei!) 

Ich muß Ihnen dazu folgendes sagen: Wenn man 
Diskussionen so führt, wie Sie das in den letzten 
Monaten zum Streikparagraphen 116 getan haben, 
wo Sie uns unterstellt haben, wir wollten das 
Streikrecht in der Bundesrepublik untergraben. 


dann muß man einmal die Frage stellen, wie Sie (C) 
denn mit Ihren eigenen Arbeitnehmern umgehen; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 
diese Frage stellt sich nach Hamburg. 

Wir werden im Untersuchungsausschuß drei 
Schwerpunkte haben. Die Untersuchung wird sich 
darauf konzentrieren, ob die Nachrichten stimmen 

— auch das geht aus dem Hamburger Untersu- 
chungsbericht hervor — , daß Millionen oder gar 
Milliarden an Vermögenswerten vom gemeinwirt- 
schaftlichen in den privatwirtschaftlichen Bereich 
verschoben worden sind. Diese Frage ist ja für Sie 
hochinteressant, denn es gibt ja Leute, die unter- 
stellen, daß dieser Kanal nicht bei den Gewerk- 
schaften geendet hat, sondern als Spendenfluß zur 
SPD weitergegangen ist. Dies muß man prüfen. 

Als zweite Frage stellt sich, welche anderen Ver- 
stöße gegen das Gemeinnützigkeitsgesetz vorge- 
kommen sind. Hier wird natürlich eine enorme Bri- 
sanz sichtbar. Wenn nämlich das Gemeinnützig- 
keitsgesetz, wie aus dem Hamburger Bericht her- 
vorgeht, tatsächlich seit 1978 fortwährend verletzt 
worden ist, dann stellt sich natürlich die Frage, ob 
rückwirkend zu diesem Datum die Steuerbefreiung 
für dieses Unternehmen aufzuheben ist und Steuer- 
nachzahlungen fällig werden. Ich frage Sie, Herr 
Kollege Sperling, ob Sie dann bereit sind, diesen 
Schmutz mit auszuräumen, und ob Sie sich dann an 
die These halten werden, die Sie hier heute verkün- 
det haben. 

(D) 

Wir glauben, daß der Steuerzahler ein Recht auf 
die Beantwortung dieser Fragen hat. 

Wir werden natürlich auch die Fragen der Veräu- 
ßerungen prüfen. Spätestens seit heute, wo das Gut- 
achten des nordrhein-westfälischen Justizministers 
veröffentlicht worden ist — ich empfehle Ihnen al- 
len, dieses Gutachten sehr sorgfältig zu lesen — ist 
ja bekannt, daß auch in der nordrhein- westfäli- 
schen Regierung große Bedenken bestehen, da der 
Konkurs schon näher sei, als manche Leute zuge- 
ben wollen. Außerdem sei zu bedenken, daß der 
Erwerber nicht nur zivilrechtlich, sondern auch 
strafrechtlich falsch handele, wenn er im Konkurs- 
falle Vermögenswerte veräußere. 

Diese Frage werden wir sehr sorgfältig prüfen. 

Wir sind dem nordrhein-westfälischen Justizmini- 
ster dankbar, 

(Zuruf von der SPD) 

— das haben wir doch nicht bestellt, sondern das 
hat der Herr Zöpel bestellt, wie er gestern im nord- 
rhein-westfälischen Landtag erklärt hat; daraus 
können Sie uns keinen Vorwurf machen — , daß er 
diese Fragen sehr sorgfältig geprüft und daß er dar- 
auf hingewiesen hat, welche zivilrechtlichen und 
strafrechtlichen Tatbestände daraus entstehen kön- 
nen. 

Wir wollen auch den Schaden prüfen, der entstan- 
den ist, und wir wollen nicht nur den Schaden prü- 
fen, sondern wollen auch diejenigen, die für den 
Schaden verantwortlich sind, nach dem Gemeinnüt- 
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Grünbeck 

(A) zigkeitsgesetz zur Rechenschaft ziehen und mögli- 
cherweise auch zu Schadenersatz verpflichten. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Das kann doch wohl nicht anders sein. 

Meine Damen und Herren, es wird natürlich eine 
große Frage sein, ob wir den Mieterbetrug in der 
Weise nachweisen können, wie er angeblich von- 
statten gegangen ist. Auch Mieter haben ein Recht 
auf Rückzahlung. Das erste Geschäft zwischen der 
Neuen Heimat und einer Mietergenossenschaft ist 
vorbei. Die Neue Heimat mußte in Hannover be- 
reits an eine einzige Mietergenossenschaft 130 000 
DM an zuviel berechneten Nebenkosten zurückzah- 
len. Das wird untersucht werden müssen und fest- 
gestellt werden müssen. 

Vizepräsident Westphai: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Grünbeck (FDP): Ich bin sehr froh darüber, daß 
die SPD dem Untersuchungsausschuß zugestimmt 
hat, 

(Zuruf von der SPD: Weshalb denn nicht?) 

und ich bitte um Nachsicht, Herr Kollege Müller, 
wenn wir Ihren Antrag ablehnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Die Nach- 
sicht wird nicht gewährt!) 

Vizepräsident Westphai: Das Wort hat der Abge- 

(B) ordnete Werner (Westerland). 

(Austermann [CDU/CSU]: Wo war der 
denn bei der Nordseedebatte? — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Untergetaucht! — Zu- 
ruf von der SPD: Da hat er die Rede vorbe- 
reitet!) 

Werner (Westerland) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Über das an die Öffent- 
lichkeit gedrungene zynische Wahlkampf konzept 
der Koalition auf Kosten der Mieter der Neuen Hei- 
mat habe ich hier schon einmal gesprochen. In der 
Meldung einer Presseagentur von heute, 12.43 Uhr, 
heißt es zwar: Allen Fraktionen geht es nach über- 
einstimmendem Bekunden vor allem um die Mie- 
ter. — Aber im politischen Alltag heißt es dann von 
Regierungsseite immer wieder: Keine müde Mark 
für die Neue Heimat. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Doch es fordert Ja auch niemand, daß weitere Mittel 
für die Neue Heimat bereitgestellt werden; viel- 
mehr geht es um den Erhalt der Wohnungen im 
Interesse der Mieter. Daß das ein Unterschied ist, 
will die Koalition versuchsweise bis zum Wahltag 
noch verheimlichen, aber allzu viele Menschen 
durchschauen das bereits, besonders die Betroffe- 
nen. 

In meinem Heimatort Westerland auf der Insel 
Sylt hat der Ausverkauf einiger hundert Wohnun- 
gen der Neuen Heimat begonnen. Ein Spekulant 
erwarb zunächst 130 Wohnungen. Die Konsequen- 
zen versetzten die Mieter in Angst und Schrecken. 


Jetzt haben sie sich zusammengeschlossen und die (C) 
Wahrnehmung ihrer Interessen selbst in die Hand 
genommen. Wir haben dazu ein wenig Beratung ge- 
leistet und werden das auch in künftigen Fällen 
tun. 

Was aber in Westerland bemerkenswert ist, 
möchte ich Ihnen doch nicht vorenthalten: Alle 
Kommunalpolitiker vor Ort, auch die CDU-Politi- 
ker, unterstützen die Mieter und suchen auch nach 
Wegen der Finanzierung durch die öffentliche Hand 
mit dem Ziel der Erhaltung der Wohnungsbestände. 

Was sich da zeigt, ist doch ganz einfach folgendes: 
die — so möchte ich sagen — menschenver achten- 
de, mieterferne Haltung der Bundesregierung, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

die in der ganzen Neue- Heimat- Krise nur ein 
Wahlkampfthema sehen will, und das auf dem Rük- 
ken der Mieter; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Leiche war 
der Mörder!) 

diese Haltung ist vor Ort angesichts der Nöte der 
Mieter einfach nicht durchzustehen, auch für die 
konservativsten und die am stärksten marktwirt- 
schaftlich denkenden CDU-Politiker nicht. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Hoffen wir es!) 

Herr Schneider, nehmen Sie sich ein Beispiel an 
den CDU-Kommunalpolitikern von Sylt. 

Der Antrag der Koalitionsfraktionen zielt allein 
auf Vergangenheitsdurchleuchtung, nicht auf Wah- 
rung der Interessen der Mieter. Ich möchte klar pj 
zum Ausdruck bringen, weshalb ich persönlich auch 
Ihrem Antrag zustimmen werde: Auch wir GRÜ- 
NEN sind für Vergangenheitsdurchleuchtung. 
Nichts soll unter den Teppich gekehrt werden; Wirt- 
schaftskriminalität muß Wirtschaftskriminalität ge- 
nannt werden; Verantwortlichkeiten müssen klar 
benannt werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist auch für uns wirklich von Interesse, zu erfah- 
ren, auf welche Weise es zu so gigantischen Fehllei- 
stungen im Bereich des gemeinnützigen Wohnungs- 
baus kommen konnte wie bei der Neuen Heimat. 

Auf der anderen Seite stehen bei uns mit höherer 
Priorität die Interessen der Mieter obenan, und das 
bedeutet für uns: Der Untersuchungsauftrag ist vor 
allem auf die Frage zu richten, wie möglichst rasch 
und noch rechtzeitig genug ein Konzept zur Ret- 
tung der Wohnungsbestände mit Sozial- und Miet- 
preisbindungen erarbeitet werden kann. Selbstver- 
ständlich kann am Ende der Realisierung eines sol- 
chen Konzepts nicht mehr die bisherige Firma 
Neue Heimat der Eigentümer oder Verwalter dieser 
Wohnungsbestände sein. 

Am Ende Ihres Antrags heißt es zwar unter V, es 
sei zu klären, mit welchen Maßnahmen die Folgen 
besonders für die Mieter geringzuhalten seien, aber 
alle vorn im Untersuchungsauf trag genannten Fra- 
gestellungen sind zur Erreichung dieses Ziels völlig 
ungeeignet; lesen Sie sie einmal im einzelnen durch. 
Darum ist eine Ausweitung der Untersuchungen 
dieses Ausschusses auf solche Fragestellungen, wie 
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Werner (Westerland) 

(A) sie in unserem Antrag besonders unter II 3 gefor- 
dert werden, nötig und sinnvoll, und ich bitte Sie 
deshalb, unserem Antrag zuzustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Hüsch. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! An der Bewältigung der großen 
Aufgaben, nämlich der Schaffung von Wohnraum 
nach dem Zweiten Weltkrieg, haben mehr als 1 800 
gemeinnützige Wohnungsbauunternehmen mitge- 
wirkt, darunter auch der Deutsche Gewerkschafts- 
bund und die ihm gehörenden Neue-Heimat-Gesell- 
schaften. Diese auf dem Wohnungssektor erbrach- 
ten Leistungen des DGB und seiner Neuen Heimat 
werden von uns anerkannt, ebenso die Bemühun- 
gen, den Mietern eine besondere Sicherheit zu ge- 
ben. 

(Beifall des Abg. Müntefering [SPD]) 

Um so schlimmer ist es aber, wenn der soziale 
Wohnungsbau, die damit verbundenen Leistungen 
des Steuerzahlers, die Idee der Gemeinwirtschaft 
und das besondere Vertrauen der Mieter in diese 
mißbraucht und in Mißkredit gebracht worden sind. 
Nach all dem, was wir aus Untersuchungen der 
Hamburger Bürgerschaft zum Fall Neue Heimat 
wissen, sind massive Rechtsverstöße vor gekommen, 
Rechtsverstöße zu Lasten der Mieter und der Steu- 

(B) erzahler. Offensichtlich handelt es sich nicht um 
einmalige Vorkommnisse. Es besteht vielmehr — 
auch das ergibt der Bericht aus Hamburg bereits — 
der Verdacht, daß diese Verletzungen fortgesetzt 
werden. In Hamburg wurde nur ein Ausschnitt aus 
dem riesigen, bundesweiten Neue-Heimat-Komplex 
untersucht; viele Fragen mußten dort offenbleiben. 
Außerdem liest man zwar immer wieder Äußerun- 
gen sowohl der Neuen Heimat als auch des DGB, in 
der Vergangenheit seien Fehler gemacht worden. 
Von der Wiedergutmachung allerdings ist nicht die 
Rede. Deshalb stellt sich die Frage: Haben Neue 
Heimat und DGB ihren Mietern zurückgegeben, 
was sie ihnen zu Unrecht genommen haben? Wo 
sind die zu Unrecht genommenen Gelder geblie- 
ben? 

Der Untersuchungsausschuß wird sich deshalb 
intensiv mit der Frage beschäftigen müssen, warum 
die Aufsicht über die Neue Heimat nicht ausrei- 
chend funktionierte und welche gesetzgeberischen 
Konsequenzen zu ziehen sein werden. Dabei wird 
es hier zuständigkeitshalber nicht in erster Linie 
um die staatliche Aufsicht gehen können — denn 
diese ist Ländersache — , sondern um die Aufsicht 
durch den Aufsichtsrat und damit durch den Eigen- 
tümer der Neuen Heimat. 

Eigentümer der Neuen Heimat sind der Deutsche 
Gewerkschaftsbund und seine Einzelgewerkschaf- 
ten. Diese haben zwei Gesichter: Das eine Gesicht 
ist die gewerkschaftliche Grundidee. Sie baut auf 
der Überzeugung auf, daß Arbeitnehmer ihre 
Rechte nur in starker Solidarität erkämpfen müs- 
sen und wahren können. Ich bekenne mich zu die- 


ser Idee. Sie darf und soll nicht durch die notwendig (C) 
werdende Untersuchung des Bundestages in Zwei- 
fel oder gar in Mitleidenschaft gezogen werden. Das 
andere Gesicht aber ist das Gesicht des finanzstar- 
ken Konzernherrn. Soweit wir uns mit dem DGB im 
Untersuchungsausschuß beschäftigen müssen, geht 
es um dessen Rolle als Eigentümer der Neuen Hei- 
mat. Angesichts der Mißwirtschaft und Schulden 
trotz Steuer-Milliarden, die die Neue Heimat be- 
kommen hat, muß der Bundestag fragen, wie der 
Eigentümer der Neuen Heimat es mit seinen Eigen- 
tümerverpflichtungen hält. Wie steht er zu der im 
Grundsatz festgelegten Sozialpflichtigkeit des Ei- 
gentums? 

(Mann [GRÜNE]: Sie müssen die Sozial- 
pflichtigkeit des Eigentums erst einmal 
entdecken!) 

Wir werden uns dann zu äußern haben, ob es über- 
haupt verantwortbar sein kann, den Steuerzahler 
ein zweites Mal zur Kasse zu bitten. 

Meine Damen und Herren, heute hören wir von 
Warnungen des nordrhein-westfälischen Justizmi- 
nisters Krumsiek. Die Sozialbindung der Wohnun- 
gen, so hört man, werde durch die beabsichtigten 
Übernahmepläne der Regierung Rau nicht gewähr- 
leistet. Das ist geradezu das Gegenteil von dem, was 
der Kollege Sperling hier vor getragen hat. Was er 
behauptet, ist also falsch. Deshalb muß die beab- 
sichtigte Untersuchung gleichermaßen dazu dienen, 
die Interessen der Mieter und der Steuerzahler zu 
wahren. Daß der Eigentümer der Deutsche Gewerk- 
schaftsbund ist, kann kein Grund sein, von der Un- 
tersuchung abzusehen. Schon das parlamentarische 
Selbstverständnis verbietet es, eine mächtige Inter- 
essengruppe von Untersuchungen auszuklammern, 
dies um so mehr, als die Gewerkschaften hier über 
die Neue Heimat allen Bundestagsabgeordneten 
unter dem 13. Mai geschrieben hat: „. . . in Wahrneh- 
mung öffentlicher Aufgaben gehandelt“ haben will. 

So ist es denn auch im öffentlichen Interesse und 
gleichzeitig im Interesse der Gewerkschaftsmitglie- 
der, daß der Deutsche Bundestag aufklärt und da- 
mit das tut, wozu die Gewerkschaftsmitglieder 
nicht die Kraft und auch nicht die Macht haben. 

(Austermann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Lassen Sie mich zum Schluß auf einen einzelnen 
Punkt hinweisen. Über die Glaubwürdigkeit des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes entscheidet kein 
Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundesta- 
ges. Darüber entscheidet allein das Verhalten des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes gerade dort, wo er 
wie ein Geschäftshandelnder, ein Eigentümer und 
Vermieter aufgetreten ist. Dafür ist und bleibt die 
Verantwortung allein beim Deutschen Gewerk- 
schaftsbund. 

Ich bitte, meine Damen und Herren, dem Einset- 
zungsantrag der CDU/CSU und FDP zu entspre- 
chen. Den Antrag der GRÜNEN werden wir aus 
wohlerwogenen Gründen ablehnen, 

(Senfft [GRÜNE]: Welche denn?) 
weil er in der Sache überflüssig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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(A) Vizeprösident Westphal: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Während in den vergangenen Monaten 
in Hamburg der Untersuchungsausschuß über die 
Neue Heimat Aufklärung suchte und in seinem dik- 
ken Bericht mit Akribie Pannen und Verstöße, Ver- 
säumnisse und Schlimmeres auf schrieb und jetzt 
veröffentlichte, stellte sich der Bauminister Dr. 
Schneider noch Anfang dieses Jahres in Bonn vor 
die Kamera und bot sich als Mittler und eventueller 
Nothelfer an. Beides hat seinen Sinn: klären, auf- 
klären und helfen. Aber der Bauminister hat da- 
mals Theater gespielt CDU/CSU und FDP wollten 
nicht helfen und wollen auch heute nicht helfen. 

(Austermann [CDU/CSU]: Nicht ohne 
Grund!) 

Die Chronologie der weiteren Ereignisse beweist 
dies. 

Im Büro Dr. Dregger wurde dann das Thema 
Neue Heimat zum Wahlkampfthema erkoren und 
zurechtgeschneidert Es wurde beschlossen, es solle 
eine Große Anfrage geben. Es wurde beschlossen, 
es solle einen Untersuchungsausschuß geben. Das 
Ganze soll den Sinn haben, in der zweiten Hälfte 
dieses Jahres Wahlkampf munition zu geben. Das 
Dregger-Papier hat einen Vorteil: Es ist brutal ehr- 
lich. Seit wir es gelesen haben, kennen wir das Sze- 
nario für das nächste halbe Jahr. 

Es geht der Koalition nicht um die Sorgen der 

(B) Mieter. Es geht der Koalition nicht um die Proble- 
me, die die Länder und die Gemeinden aus dem 
Vorgang haben. Es geht ihr nicht einmal um die 
Neue Heimat. Es geht der CDU/CSU und der FDP 
erstens um ein Wahlkampf thema und zweitens um 
einen Rachefeldzug gegen den unbotmäßigen 
DGB. 

Im Antrag der Koalition heißt es, der Untersu- 
chungsausschuß solle klären — dann kommt eine 
lange Liste. Das machen wir mit, wie auch die Sozi- 
aldemokraten in Hamburg geholfen haben zu klä- 
ren. 

(Austermann [CDU/CSU]: War das auch 
Wahlkampf?) 

Allerdings werden wir nicht beim Rühren in der 
Suppe stehenbleiben. Die SPD hier in Bonn und in 
den Ländern will helfen, Lösungen zu finden, auf 
die die Mieter und die betroffenen Gemeinden war- 
ten. 

(Grünbeck [FDP]: Und die Gewerkschaf- 
ten!) 

Deshalb werden die Sozialdemokraten im Untersu- 
chungsausschuß die Bandwurmsätze Ihres Antrags 
schnell aufdröseln und zu den Fragen kommen, um 
die es politisch geht. 

Eine Frage steht voran: Welche Möglichkeiten 
haben der Bund und die Länder in den nächsten 
Wochen und Monaten — nicht erst im nächsten 
Jahr—, die Sozialbindung der Neue- Heimat- Woh- 
nungen weitgehend zu erhalten, den Mietern die 
Sorgen vor Verdrängung zu nehmen, die Neue-Hei- 
mat-Wohnungen in Regionalgesellschaften ange- 


messener Größenordnungen zusammenzufassen, (C) 
kurz, die Wohnungen der Neuen Heimat für den 
ursprünglichen Zweck der Versorgung breiter 
Schichten der Bevölkerung zu erhalten? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Grünbeck? 

Müntefering (SPD): Nein. 

Wir werden die Fragen der Mieterrechte konkre- 
tisieren: Ist die Bundesregierung bereit, das Vor- 
kaufsrecht der Mieter festzuschreiben und zu ver- 
bessern? 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU] : Ihr wollt die 
gegen euch selber schützen!) 

Ist die Bundesregierung bereit, die Sicherung der 
Mieter gegen Eigenbedarfkündigung durch Dritte 
auf acht Jahre auszuweiten? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Mieter vor 
dem DGB schützen!) 

Ist die Bundesregierung bereit, endlich die zulässi- 
gen Mieterhöhungsmargen und die Folgekosten bei 
Modernisierung zu begrenzen? Ist die Bundesregie- 
rung bereit, allen Eigentümern bei Eigentumswech- 
sel eine Informationspflicht gegenüber den Mietern 
aufzuerlegen? 

Dieses werden die Fragen sein, abzuleiten aus 
Ihrem Katalog, die im Mittelpunkt der politischen 
Diskussion stehen müssen. (D) 

(Doss [CDU/CSU]: Was ist mit dem Eigen- 
tümer, Herr Müntefering?) 

Der Oberkommandierende Dregger hat sich die 
Sache mit der Mehrstufenwahlkampfrakete Neue 
Heimat klug ausgedacht Aber in letzter Zeit sind 
schon so viele Raketen vom Kurs abgekommen und 
gar explodiert. Wir alle miteinander werden uns in 
einem halben Jahr dazu wieder sprechen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Seiler-Albring. 

Frau Seiler-Albring (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Am 12. Mai dieses Jahres beka- 
men wir Bundestagsabgeordneten Post vom Deut- 
schen Gewerkschaftsbund. Inhalt war eine Erklä- 
rung zur Großen Anfrage der Koalitionsfraktionen 
zur Neuen Heimat. Der DGB stellt hierin fest, dies 
sei „der erneute und bisher schwerwiegendste Ver- 
such der Regierungskoalition, den DGB und seine 
Mitgliedsgewerkschaften in ihrer Glaubwürdigkeit 
zu treffen“, wobei „ihr jedes Mittel recht sei, vom 
bewußten Verschweigen und Verdrehen von Tatsa- 
chen bis hin zu massiven haarsträubenden Unter- 
stellungen“. Dies ist eine Unverfrorenheit. Meine 
12jährige Tochter hätte dafür nur zwei Worte: echt 
ätzend! — Dies ist eine Unverfrorenheit, wenn man 
sich die Bemühungen der Neuen Heimat selbst um 
ihre Glaubwürdigkeit ansieht. Dies ist der staunen- 
den Öffentlichkeit in den letzten Tagen und Wochen 
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(A) demonstriert worden, z. B. anläßlich des DGB-Kon- 
gresses, verzeichnet in diversen Veröffentlichungen 
von nicht übertrieben koalitionsgeneigten Maga- 
zinen und nicht zuletzt in den Unterlagen des Ham- 
burger Untersuchungsausschusses. 

Meine Damen und Herren, wie wir sehen 

(Müntefering [SPD]: Nein, wir sehen das 
nicht!) 

— Ich glaube schon, Herr Müntefering, daß Sie das 
demnächst sehen werden. Ich denke doch, daß wir 
im Untersuchungsausschuß miteinander sehr sorg- 
f älig arbeiten werden. Die öffentlichen Erklärungen 
Ihrer Fraktion verhießen dies jedenfalls. 

Meine Damen und Herren, wie andere vergleich- 
bare Wohnungsunternehmen haben auch die der 
Unternehmensgruppe Neue Heimat angehörenden 
gemeinnützigen Wohnungsbauunternehmen in gro- 
ßem Umfang öffentliche Mittel zur Förderung des 
sozialen Wohnungsbaues erhalten, und zwar 10 Mil- 
liarden DM im Laufe der Jahre aus öffentlichen 
Haushalten, d. h. aus den Taschen der deutschen 
Steuerzahler. Sie ist damit zxim größten europäi- 
schen Wohnungsbauunternehmen aufgestiegen. 
Wie wir nun sehen, behauptet die Neue Heimat 
nicht nur dem Wohnungsbestand nach einen Spit- 
zenplatz, sondern auch hinsichtlich der Fülle der 
wirtschaftlichen Probleme. 17 Milliarden DM Schul- 
den stehen auf der Soll-Seite; das sind 17 000 Millio- 
nen DM. 

Auf der Haben-Seite stehen Vermögensangaben, 
/gv über deren Bewertung es keine verläßliche Basis 
gibt. Wieso, weshalb, warum? Nichts Genaues weiß 
man, denn die Neue Heimat ziert sich bis heute, 
sich in die Karten bzw. in die Kassen sehen zu las- 
sen und die Treuarbeit ins Haus zu lassen. Man 
weiß allerdings genau, daß alle Register gezogen 
werden, sich des lästigen Übels über den massen- 
heiften Verkauf von Wohnungen zu entledigen. Der 
Bund der Steuerzahler weist mit Recht darauf hin, 
deüä es sich hier um den Versuch handelt, sich ein 
mit Steuergeldern zunächst gebildetes Vermögen 
ein zweites Mal mit Steuergeldern abkaufen zu las- 
sen, immer die Drohung im Hintergrund — die So- 
zialmieter wacker als Faustpfand — , sich sonst auf 
dem freien Markt zu engagieren, wie — man 
konnte es ja nachlesen — auf Westerland zu Lasten 
der Mieter gerade geschehen. Hier dürften 90 % des 
ehemaligen Bestandes von Sozialwohnungen in al- 
ler Kürze einem anderen Publikum zugeführt wer- 
den. Wieso ausgerechnet der Kollege Werner als 
Bürger von Westerland diese miese Kumpanei von 
Neuer Heimat und Spekulanten nicht genügend 
würdigt, sondern die Bundesregierung hier einer 
menschenverachtenden Haltung den Sozialmietern 
gegenüber zeigt, kann ich nicht verstehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Die stecken 
wie in Hessen schon mittendrin im Filz!) 

Meine Damen und Herren, aus seiner gesamt- 
wirtschaftlichen, sozialpolitischen und gesell- 
schaftspolitischen Verantwortung heraus und auf 
Grund der Gesetzeskompetenz für das Wohnungs- 
wesen hat der Bundestag die Verpflichtung, u. a. der 


Frage nachzugehen, ob die öffentlichen Mittel — (C) 

wie behauptet — ordnungs- und sachgemäß im 
Sinne der Gemeinnützigkeit und zum Wohle der 
Mieter eingesetzt wurden. Wir werden die Ge- 
schäftspraktiken der Neuen Heimat sorgfältig prü- 
fen. Dabei wird sich heraussteilen, ob sie z. B. mit 
den Beschlüssen zur „Politik der gemeinwirtschaft- 
lichen Unternehmen“, gefaßt auf dem 12. DGB- 
Kongreß im Jahre 1982, übereinstimmen. Ich zitiere 
ausschnittsweise: 

Die Unternehmensleitungen und Aufsichtsor- 
gane der gemeinwirtschaftlichen Unternehmen 
müssen durch ein Höchstmaß an Information 
und Transparenz sowie durch eindeutige recht- 
liche Regularien sicherstellen, daß der poli- 
tisch-moralische Anspruch der Gemeinwirt- 
schaft im geschäftlichen Verhalten der Unter- 
nehmen und ihrer maßgebenden Repräsentan- 
ten stets eingelöst wird. 

(Bohl [CDU/CSU]: Die Vorstandsgehälter!) 

Oder trifft zu, was der „Spiegel** in seiner letzten 
Ausgabe auf Grund der Lektüre des Berichtes des 
Hamburger Untersuchungsausschusses feststellt 
und mutmaßt, daß es sich nämlich um ein gehöriges 
Stück Wirtschaftskriminalität handelt? Ich zitiere: 

Eine endlose Kette von Nötigungen und Beste- 
chungen, von systematischen Verstößen gegen 
das Gemeinnützigkeitsrecht, von Schiebereien, 
Lügen und Betrügereien. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her- 
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den An- 
trag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP auf 
Drucksache 10/5575. Wer dem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Antrag 
ist mit großer Mehrheit bei einer Enthaltung ange- 
nommen worden. 

Damit ist der Untersuchungsausschuß einge- 
setzt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
10/5589. Wer dem Antrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Der Antrag hat nicht 
die nach Art. 44 Abs. 1 des Grundgesetzes erforder- 
liche Zustimmung von mindestens einem Viertel 
der Mitglieder des Bundestages gefunden. Er ist 
damit abgelehnt. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Beratung des Antrags des Abgeordneten 
Ströbele und der Fraktion DIE GRÜNEN 
Einsetzung eines Untersuchungsausschus- 
ses 

— Drucksache 10/5426 — 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Beratung ein Beitrag bis zu zehn Minuten für 
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(A) jede Fraktion vereinbart worden. — Ich höre dazu 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Ströbele. 


Ströbele (GRÜNE): Herr Präsident! Verehrte 
Frauen und Männer! Der Sprengstoffanschlag auf 
das Gefängnis in Celle, den der Noch-Ministerpräsi- 
dent in Niedersachsen Albrecht 1978 angeordnet 
hatte, muß aufgeklärt werden. 

Es ist schon eine abenteuerliche Vorstellung, 
wenn man bedenkt, wie 1978 biedere deutsche Be- 
amte aus allen möglichen Dienststellen monatelang 
den Anschlag auf das Gefängnis in Celle geplant 
und schließlich ausgeführt haben. Es ist schon sehr 
abenteuerlich, sich diesen Film vor Augen zu füh- 
ren, wie in allen möglichen Dienststellen im einzel- 
nen überlegt worden ist, wie man das am besten 
macht, wie der Sprengstoff besorgt worden ist, wie 
das Faltboot braun angestrichen worden ist, wie der 
Sprengstoff schließlich an der Mauer angebracht 
worden ist, wie dann zum erstenmal versucht 
wurde zu zünden und schließlich gezündet wurde 
und wie dann alle wegrannten. Es ist schon aben- 
teuerlich. 

Das, was die Herren Albrecht, Dregger und Zim- 
mermann den Chaoten und Terroristen immer zu- 
schreiben, haben sie damals ganz konkret und ganz 
konspirativ ins Werk setzen lassen, nämlich einen 
Bombenanschlag auf ein Gefängnis, auf ein bundes- 
(B) deutsches Gefängnis. Kein Wunder, deiß man, wenn 
man heute im Fernsehen einen steinewerfenden 
Vermummten sieht oder einen Bericht darüber, daß 
irgendwo in der Bundesrepublik eine Bombe explo- 
diert ist, zunächst denkt: Ob’s wohl wieder der Ver- 
fassungsschutz war, und welcher Geheimdienst 
hatte da seine Finger drin? Das geht ja nicht nur 
mir so, sondern das geht auch einem gestandenen 
Polizeibeamten wie dem Kollegen Tietjen so, der 
das gestern morgen hier in der Aktuellen Stunde in 
dieser Richtung beleuchtet hat. 

Wenn heute vom Gewaltmonopol des Staates die 
Rede ist, denkt man doch unwillkürlich erst "einmal 
an die Verfassungsschutzbombe an der Gefängnis- 
mauer in Celle. Die Leute haben Herrn Albrecht 
und seine Partei nicht gewählt, und sie haben ihm 
auch nicht das staatliche Gewaltarsenal in die 
Hand gegeben, damit er Bomben legt oder Bomben 
legen läßt und die Bevölkerung damit in Angst und 
Schrecken versetzt Was muß der Ministerpräsident 
Albrecht für eine Meinung von der Bevölkerung ha- 
ben, wenn er diese angebliche Heldentat jetzt auch 
noch in der Öffentlichkeit feiert und die Bombenle- 
ger ehren will und sich mit diesem seinem Tun brü- 
stet und meint, damit kann er bei der Bevölkerung 
Stimmen gewinnen. So ganz sicher ist er dabei aber 
offenbar nicht. Denn dieser Bombenanschlag wird 
ja inzwischen heruntergespielt. Er wird als „Feuer- 
zauber“ bezeichnet, als „Feuerwerk“ oder, wie bei 
uns im Innenausschuß, als „nachrichtendienstli- 
ches Mittel“. Die Frage ist dann nur noch: War es 
ein mittelbares oder ein unmittelbares nachrichten- 
dienstliches Mittel? 


Auf vielen Veranstaltungen zu den Sicherheitsge- (C) 
setzen, die ja in dieser Legislaturperiode nicht 
mehr verabschiedet werden, habe ich Diskussionen 
über das Gewaltmonopol des Staates geführt. Ge- 
waltmonopol des Staates soll ja in erster Linie hei- 
ßen, daß der Interessenausgleich zwischen den Bür- 
gern in einem modernen Staat, in einem Verfas- 
sungsstaat nicht dadurch herbeigeführt wird, daß 
der, der die meisten Machtmittel an der Hand hat, 
der die längere Keule hat, der am brutalsten vor- 
geht, der am gewalttätigsten vorgeht, sich und seine 
Interessen durchsetzt, sondern daß eine ausglei- 
chende Gewalt, eben die Gewalt des Staates, Ord- 
nung schafft und dafür sorgt, daß der Interessen- 
ausgleich in einem Verfassungsstaat eben nicht mit 
Gewalt erfolgt. 

Diesem Gedanken haben Albrecht und seine Leu- 
te, die den Sprengsatz in Celle gelegt haben, einen 
Bärendienst erwiesen. Sie selbst sind die eigentli- 
chen Feinde der Idee des Gewaltmonopols des Staa- 
tes. 

Monatelang war 1978 in der Bundesrepublik 
nichts passiert; nach dem Anschlag in Celle titelte 
beispielsweise der „Rheinische Merkur“: 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Das hätte 
der Schily sagen können!) 

„Auftakt zu einer neuen Terrorwelle“. Der Anschlag 
war der Anlaß, die Haftbedingungen der Gefange- 
nen in Celle und auch in anderen Gefängnissen 
ganz erheblich zu verschärfen und den Celler Bür- 
gern Einschränkungen ihrer Freiheit rund um das 
Gefängnis schmackhaft zu machen und zu verkau- 
fen. Bis zum Beweis des Gegenteils in einem Unter- 
suchungsausschuß behaupte ich: Die Verunsiche- 
rung der Bevölkerung war das eigentliche Ziel die- 
ses Anschlags. 

Jetzt versuchen Albrecht und die Seinen den An- 
schlag zu bagatellisieren. Sie behaupten, damit 
seien schwere Straftaten und sogar ein Mordplan 
verhindert worden. Inzwischen wissen wir, daß der 
angebliche Mordplan lange vor dem Anschlag verei- 
telt worden sein soll und daß der Mordplan nichts 
anderes war als die Unmutsäußerungen eines Ge- 
fangenen, wie sie sicher in jedem Gefängnis der 
Bundesrepublik an jedem Tag ausgesprochen wer- 
den. Die Bombe in Hamburg, die angeblich ent- 
schärft worden sein soll — dazu soll dieser An- 
schlag gedient haben — , ist von Verfassungsschutz- 
leuten selbst besorgt und in diese Wohnung ge- 
bracht worden, wo sie nachher gefunden worden ist. 

Von einem Einsickern dieser Verfassungsschutzleu- 
te, dieser drei Agenten in die Terrorszene kann 
überhaupt keine Rede sein. Dazu diente dieser An- 
schlag gar nicht. Denn alle drei Verfassungsschutz- 
leute waren längst in verschiedenen Szenen tätig, 
und zwar im In- und Ausland, und haben den Leu- 
ten Waffen angedient, auch wenn sie sie gar nicht 
haben wollten, haben ihnen Straftaten angeboten 
und haben versucht, sie zu Straftaten zu überre- 
den. 

Nein, die Verfassungsschutzleute waren die Ge- 
fährlichen. Die drei Verfassungsschutzagenten ha- 
ben mit dem Gefangenen Debus in der Haftanstalt 
Celle eine politische Gruppe gegründet. So sieht das 
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(A) aus. Für die 3evölkerung und den öffentlichen 
Frieden waren sie selber eine Bedrohung. Sie wa- 
ren wegen schwerster Gewalttaten verurteilt wor- 
den, darunter wegen Tötungsdelikten mit Weiffen. 
Herr Albrecht und der Verfassungsschutz in Nie- 
dersachsen haben diese Gewalttäter erneut bewaff- 
net, haben ihnen Waffen zur Verfügung gestellt — 
auch das steht inzwischen fest — und haben sie auf 
die Menschen wieder losgelassen. 

(Mann [GRÜNE]: Vorher wurden sie be- 
gnadigt!) 

Die Bombenexplosion an der Gefängnismauer in 
Celle diente den politischen Zielen von Albrecht & 
Co. 

In einem demokratischen Rechtsstaat wäre es ei- 
gentlich selbstverständlich, alle Umstände eines 
solchen Terrorakts schonungslos aufzuklären, und 
zwar mit allen parlamentarischen Mitteln. Aufzu- 
klären wäre, wer von den verantwortlichen Politi- 
kern damals in Bund und Ländern was tatsächlich 
gewußt hat, was wirklich passiert ist, wer was orga- 
nisiert hat, in welchem Maße Bundesorgane, Bun- 
despolizeien, wie Bundesgrenzschutz und Bundes- 
amt für Verfassungsschutz in die ganze Affäre ver- 
wickelt waren und vor allen Dingen für was eigent- 
lich die Hunderttausende von Mark an den Agenten 
des Verfassungsschutzes Niedersachsen und des 
BND, Herrn Mauss, gezahlt worden sind. Für was 
sind die 1 Million DM oder die 2 Millionen DM 
gezahlt worden? Keiner weiß die Zahl genau. Wir 
wissen nur, daß Herr Mauss Unsummen an Geld 

(B) kassiert hat Für was eigentlich? Was war die ,Ak- 
tion Neuland“, die 1978, vom Verfassungsschutz ini- 
tiiert, gelaufen ist, und was haben diese Zahlungen 
mit anderen Anschlägen, beispielsweise mit dem 
Anschlag auf den Bremer Hauptbahnhof, oder auch 
mit den toten Gefangenen in Stuttgart-Stammheim 
zu tun? 

Albrecht und die CDU versuchen, diese Aufklä- 
rung zu verhindern. Das ist verständlich; sie haben 
viel zu verlieren. Aber auch die SPD scheint mit 
ihnen im Bunde. Herr Schäfer, Fraktionsobmann 
der SPD im Innenausschuß hier, sagt: Das muß in 
Niedersachsen aufgeklärt werden, dafür sind wir 
gar nicht zuständig. In Niedersachsen habe ich an 
einer Pressekonferenz des SPD-Obmanns teilge- 
nommen, in der er gesagt hat: Das kann gar nicht in 
Niedersachsen aufgeklärt werden, das mxiß in Bonn 
aufgeklärt werden, 

(Mann [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

weil wir die Zeugen in Niedersachsen gar nicht be- 
kommen. Wir haben die Erfahrung gemacht, wir 
kriegen Herrn Mauss nicht, wir kriegen die Bun- 
despolitiker nicht, wir kriegen die V-Männer nicht. 
Herr Vogel, Fraktionsvorsitzender der SPD, sagt 
hier zur Presse: Das stimmt ja, wir brauchen einen 
Untersuchungsausschuß auch in Bonn, aber doch 
bitte nicht jetzt, doch bitte nicht in dieser Wahlpe- 
riode, sondern — da lassen wir erst mal Gras drü- 
ber wachsen — nächstes Jahr, 1987, oder irgend- 
wann wollen wir einen Untersuchungsausschuß 
einsetzen. 

(Zurufe von der SPD) 


Öffentliche Kontrolle ist angesagt, und zwar hier (C) 
und jetzt in Bonn. Nicht nur Albrecht und der Ver- 
fassungsschutz Niedersachsen, sondern das Bun- 
desverfassungsschutzamt in Köln, der BGS, Herr 
Schmidt, Herr Maihofer, der BKA-Chef, Boeden, al- 
les ist zu durchleuchten. Der entsprechende Unter- 
suchungsauftrag ist von uns vorgelegt worden. 

Wir beantragen die Einsetzung dieses Untersu- 
chungsausschusses, und wir beantragen für die 
Fraktion DIE GRÜNEN den Vorsitz in diesem Un- 
tersuchungsausschuß, weil die Fraktion DIE GRÜ- 
NEN, die Partei DIE GRÜNEN die einzigen sind, 
die mit Sicherheit nichts mit diesem staatlichen 
Terrorakt zu tun haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Broll. 

Broll (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Die GRÜNEN beantra- 
gen den Vorsitz in diesem von ihnen gewünschten 
Ausschuß offensichtlich mit dem Ziel, daß am Ende 
herauskommen soll, daß alle Morde der Terroristen 
nicht von diesen, sondern von den Organen des 
Staates vollzogen worden seien 

(Ströbele [GRÜNE]: War es denn so?) 

und daß die armen Terroristen letztlich Opfer einer 
üblen Kampagne geworden seien. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Das ist 

Quatsch!) pj 

Herr Kollege Ströbele, das klang wahrscheinlich 
etwa so wie das, was Sie früher als Rechtsanwalt in 
der Verteidigung bestimmter Delinquenten getan 
haben, was damals für Sie auch bestimmte Konse- 
quenzen hatte, die es hier natürlich nicht haben 
wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
GRÜNEN beantragen Untersuchung über etwas, 
was offen zutage liegt. Es ist nicht nur ein offenes 
Geheimnis, was damals gewesen ist, es ist über- 
haupt grundsätzlich offen. Im Innenausschuß des 
Landtags von von Hannover und in unserem Innen- 
ausschuß im Bundestag haben Minister Möckling- 
hoff und Stellen des Bundes restlos über alles Aus- 
kunft gegeben, was geschehen ist 

(Ströbele [GRÜNE]: Die haben die Un- 
wahrheit gesagt!) 

Ein SPD-Kollege aus dem Landtag Nieder Sachsens 
hat sich nach meinen Informationen ausdrücklich 
im Ausschluß für die Deutlichkeit, Klarheit und 
Rückhaltlosigkeit des Ministers Möcklinghoff bei 
seinen Auskünften an diesen Ausschuß öffentlich 
bedankt. 

Auch die Personen, die damals — natürlich war 
die Zahl begrenzt — in Entscheidungen involviert 
gewesen sind, haben sich geäußert. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wieviel waren es 
denn?) 

Ich meine etwa die damaligen Fraktionsvorsitzen- 
den des Landtags oder den damaligen Innenmini- 
ster in Bonn. Der Chef des Bundeskriminalamts Dr. 
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(A) Herold, der sich ursprünglich nicht erinnern konn- 
te, hat inzwischen gesagt, jawohl, er sei beteiligt 
gewesen; es gibt sogar schriftliche Beweise dafür. 

(Ströbele [GRÜNE]; Der streitet das immer 
noch ab!) 

Der damalige Bundeskanzler Schmidt kann sich 
nicht erinnern. Ich nehme an, daß er sich auch in 
einem Untersuchungsausschuß, wenn er intensiver 
danach gefragt wird, nicht wird erinnern können. 
Das glaube ich ihm sogar. Ein Kanzler hat natürlich 
in seiner Amtszeit so viele Einzelheiten zu wissen, 
daß er sich an vieles nicht mehr erinnern kann. 

(Ströbele [GRÜNE]: Gab es denn so viele 
Anschläge, Herr Broll?) 

Es gibt nach unserer Überzeugung nichts Gravie- 
rendes, was nicht schon bekannt wäre oder was 
nicht bei weiterem Nachfragen mit der gleichen Of- 
fenheit durch die damals zuständigen und beteilig- 
ten Minister im Innenausschuß beantwortet wer- 
den könnte, wie das bisher bereits geschehen ist. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Woher wissen 
Sie das?) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Mann? 

Broll (CDU/CSU): Bitte, ja. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Broll, könnten Sie 

(B) mir die Frage beantworten, was die beiden V-Män- 
ner, die im Zusammenhang mit dem Anschlag tätig 
geworden sind, an Bezügen bekommen haben und 
ob sie inzwischen wieder Bezüge bekommen? Das 
ist z. B. eine Frage, die im Innenausschuß nicht ge- 
klärt werden konnte. 

Broll (CDU/CSU): Die Frage ist deswegen nicht 
geklärt worden, weil sie nicht gestellt worden ist 
oder weil die Antwort wegen der undeutlichen Fra- 
gestellung für spätere Zeit in Aussicht gestellt wor- 
den ist. 

(Mann [GRÜNE]: Doch, ich habe danach 
gefragt!) 

Bringen wir das Thema doch neu auf die Tagesord- 
nung des Innenausschusses, und bitten wir den zu- 
ständigen Landesminister, noch einmal zu kom- 
men! Soviel ich weiß, ist er dazu bereit. Er wird 
Ihnen Auskunft geben können. 

Eines allerdings muß ich sagen: Je näher Sie an 
Schwerstkriminalität kommen, die bandenmäßig 
organisiert ist — zumal dann, wenn das internatio- 
nale Bezüge hat — , desto mehr Bereiche gibt es 
natürlich, die zu offenbaren gefährlich für den Staat 
und für die Sicherheit ist. Ich gehe so weit, zu 
behaupten, daß der Verrat dieser ganzen Vorkomm- 
nisse zwar durchaus positive Aspekte hat; denn da- 
durch wird auch einmal die moralische, die rechtli- 
che Bewertung solcher Maßnahmen geklärt, über 
die wir uns im übrigen auch bei anderer Gelegen- 
heit unterhalten müssen: im Zusammenhang mit 
dem Einsatz verdeckt ermittelnder Beamter, was 


ein anderer Fall ist, aber ähnlichen rechtlichen Ka- (C) 
tegorien unterliegt. 

(Senfft [GRÜNE]: Steinewerfer bei den De- 
mos, oder wen meinen Sie jetzt?) 

So sehr es also einerseits zu begrüßen ist, daß 
diese Dinge auch einmal im Bewußtsein der Bürger 
durchleuchtet und vernünftig bewertet werden, so 
sehr muß ich doch andererseits sagen, daß es für 
die Effektivität unserer Sicherheitsorgane Bereiche 
und auch Einzelmaßnahmen taktischer Natur ge- 
ben muß, die ihnen und denen, die für diese Sicher- 
heitsorgane politisch verantwortlich sind, anver- 
traut sind 

(Abg. Dr. Penner [SPD] meldet sich zu ei- 
ner Zwischenfrage) 

Und die restlos zu offenbaren bedeuten kann — 
Kollege Penner, falls Sie danach fragen sollten, will 
ich gleich meine Meinung dazu sagen — , daß die 
Möglichkeiten der Abwehr solcher Formen der 
Schwerstkriminalität durch den Staat erheblich ge- 
fährdet werden. 

(Senfft [GRÜNE]: Was interessiert den 
Staat das Grundgesetz?!) 

Vizepräsident Westphal; Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage des Abgeordneten Penner? 

Broll (CDU/CSU): Bitte, ja. 

Dr. Penner (SPD): Herr Kollege Broll, glauben Sie 
allen Ernstes, daß es verantwortbar ist, einen Men- 
schen, der wegen versuchten Mordes, und zwar an 
einem Polizeibeamten, vorbestraft ist, in staatliche 
Zwecke der Strafverfolgung einzubeziehen? 

(Mann [GRÜNE]: Eine gute Frage!) 

Broll (CDU/CSU): Herr Kollege Penner, diese 
Frage hat sich Innenminister MÖcklinghoff und ha- 
ben wir uns alle ganz intensiv gestellt. Wir haben 
gespürt, daß sich Minister MÖcklinghoff die Frage 
damals und auch heute mit großen Skrupeln ge- 
stellt hat bzw. stellt. Ich möchte einige Gesichts- 
punkte als entlastende Argumente anführen. Er- 
stens. Wir sind uns hier im Hause bei vielerlei Gele- 
genheiten einig gewesen, daß jedwedem Menschen, 
auch einem solchen Kriminellen, die Chance erhal- 
ten bleiben muß, nach Verbüßung seiner Strafe ein 
neues Leben zu beginnen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Mit der Pistole oder 
wie?) 

Zweitens mache ich nun allerdings keinen Unter- 
schied zwischen einem ermordeten Polizeibeamten 
und einem ermordeten Bürger, der nicht Polizeibe- 
amter ist. 

Drittens. Wenn zur Abwehr weiterer drohender 
schlimmer Verbrechen dieses damals der einzig 
möglich erscheinende Weg gewesen ist, dann er- 
warte ich von einem Innenminister — und das ha- 
ben mehr als nur der Innenminister damals mitbe- 
ratend entschieden — , daß er in Abwägung all die- 
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(A) ser verschiedenen Gesichtspunkte auch dieses äu- 
ßerste Mittel einsetzt. 

(Abg. Dr. Penner [SPD] meldet sich zu ei- 
ner weiteren Zwischenfrage) 

— Lassen Sie mich das jetzt zu Ende führen, Herr 
Penner. Ihr Kollege spricht ja gleich; sagen Sie ihm, 
was Sie jetzt sagen wollen. 

Ich sage nicht, daß wir aus den Maßnahmen, die 
damals in Niedersachsen getroffen worden sind, 
etwa eine allgemeine Regel, etwa einen Grundsatz, 
etwa eine übliche Gebrauchsanweisung herleiten 
können. Es wäre hirnverbrannt, so etwas daraus zu 
schließen. Ich beurteile diese damalige Maßnahme 
ausschließlich von der damaligen Situation her. Da 
stelle ich mir drei Fragen. 

Erstens. War geprüft worden, ob es überhaupt 
technisch machbar ist, auf diese Weise Zugang zu 
dem innersten Kern der Terrororganisation zu fin- 
den? Uns ist in vernünftiger Argumentation darge- 
stellt worden — und ich habe die Überzeugung ge- 
wonnen, daß diese Darstellung richtig war — , daß 
diese Möglichkeit damals gegeben war. 

(Ströbele [GRÜNE]: Stimmt nicht! Mög- 
linghoff hat gesagt, es gebe keine Chan- 
ce!) 

Gewisse Erfolge — sie waren nicht überwältigend 
— haben gezeigt, daß der Weg nicht falsch gewesen 
ist. 

Zweitens frage ich mich: Ist in der Vorbereitung 

(B) dieser Maßnahme Recht verletzt worden? Oder um- 
gekehrt: Ist Sorge getragen worden, daß kein Recht 
verletzt wurde? Ich habe nach allem, was darge- 
stellt worden ist, die Überzeugung gewonnen, daß 
Recht nicht verletzt worden ist. 

(Dr. Penner [SPD]: Aber, bester Herr, es 
sind Straftaten begangen worden!) 

Aufs peinlichste hat man darauf geachtet, daß 
menschliche Gesundheit und menschliches Leben 
nicht gefährdet sein konnten. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ist das denn das 
Kriterium? — Weitere Zurufe von den 
GRÜNEN — Bohl [CDU/CSU]: Hört doch 
mal zu!) 

Drittens frage ich mich: Was erwarten wir von ei- 
nem Minister, der in der damaligen Situation vor 
gewisse Alternativen gestellt worden ist? 

(Senfft [GRÜNE]: Also, Gewalt gegen 
Sachen ist erlaubt? — Kleinert [Hannover] 
[FDP]: Gegen eigene Sachen, meine Her- 
ren!) 

Erwarten wir von ihm, daß er wegen der möglicher- 
weise später aufkommenden öffentlichen Diskus- 
sion, diese vorwegnehmend, beim Argumentieren 
und Abwägen verharrt und nichts tut, oder erwar- 
ten wir von einem Politiker, daß er in einem be- 
stimmten Augenblick eine Möglichkeit ergreift, die 
Erfolg verspricht, ohne daß Recht verletzt wird? 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sie haben nicht 
einmal von der Sache geredet!) 


Nach allem, was wir wissen — es ist in diesem (C) 
Bereich im wesentlichen nichts geheim geblie- 
ben — , können wir auch heute noch sagen, daß 
Recht nicht verletzt worden ist. 

(Mann [GRÜNE]: Das sagen Sie einfach 
so!) 

Niemand ist zu Schaden gekommen, es sei denn, 
daß diejenigen, für die die GRÜNEN offenbar nach 
wie vor große Sympathien haben, 

(Mann [GRÜNE]: Unverschämtheit!) 

damals als mitverantwortlich für einen wirkungslo- 
sen Anschlag gegolten haben, der allerdings in dem 
Katalog ihrer gesamten Taten eine zu vernachlässi- 
gende Tat gewesen ist. Wenn die GRÜNEN das 
allein so tragisch nehmen, stellen sie sich damit ein 
Armutszeugnis aus. 

(Zuruf von der SPD: Na, na!) 

Aus diesem Grunde, meine Damen und Herren, 
weil wir die Bewertung schon heute abgeben kön- 
nen, weil Tatsachen auf dem Tisch liegen und weil 
wir davon ausgehen können, daß die bisherige Of- 
fenheit in der Unterrichtung erhalten bleibt, wenn 
weitere Tatsachen ermittelt werden, halten wir ei- 
nen Untersuchungsausschuß zu diesem Thema für 
absolut überflüssig und für reine Beschäftigungs- 
therapie. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Weil ihr zuviel 

Angst habt und zuviel Dreck am Stecken!) 

Darin nämlich unterscheidet sich die Landesre- 
gierung von Niedersachsen von der neuen Heimat, 
daß letztere versucht zu vertuschen, zu verheimli- (D) 
chen und Verantwortung wegzudrücken oder zu 
leugnen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Genau das wollt 
ihr auch!) 

Dagegen bekennen sich die Verantwortlichen von 
Niedersachsen heute ausdrücklich zu ihrer Verant- 
wortung, und in diesem einmaligen Akt sehe ich ein 
Zeichen, daß die Landesregierung von Niedersach- 
sen gewillt ist, 

(Zuruf von der SPD: Auf dem Weg zur So- 
zialisierung ist!) 

die Verantwortung des Regierenden tapfer in Ab- 
wägung von Recht und Verstand auf sich zu neh- 
men. Solche Leute erweisen sich als regierungsfä- 
hig und regierungswürdig. 

(Ströbele [GRÜNE]: Die Bombenleger!) 

Mit vielen im nachhinein geführten skrupelhaf- 
ten Diskussionen beweist man allenfalls die Fähig- 
keit zur Opposition, niemals aber die Fähigkeit zum 
Regieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphai: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der niedersächsische 
Verfassungsschutz war nicht befugt, den Spreng- 
stoffanschlag auf die Justizvollzugsanstalt in Celle 
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(A) durchzuführen. Die sophistischen Rechtfertigungs- 
versuche, um nicht zu sagen: die krampfhaften 
Rechtfertigungsversuche, die Sie, Herr Broll, eben 
unternommen haben, ändern daran gar nichts. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die Verfassungsschutzbehörden sind zwar be- 
rechtigt, nachrichtendienstliche Mittel einzusetzen. 
Niemand außer denjenigen, die den Sprengstoffan- 
schlag in Celle inszeniert haben, ist bisher jedoch 
auf den — Entschuldigung — absurden Gedanken 
gekommen, die Veranstaltung von Sprengstoffan- 
schlägen als ein nachrichtendienstliches Mittel zu 
bezeichnen. 

(Dr. Penner [SPD]: Das ist auch ein biß- 
chen laut, Herr Emmerlich!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der 
Sprengstoffanschlag ist vom amtierenden nieder- 
sächsischen Ministerpräsidenten Albrecht angeord- 
net worden. 

(Senfft [GRÜNE]: So ist das nun mal!) 

Er trägt dafür die juristische und die politische Ver- 
antwortung. 

(Ströbele [GRÜNE]: Die strafrechtliche!) 

Durch den Sprengstoffanschlag hat Ministerpräsi- 
dent Albrecht unserem Lande Schaden zugefügt. Er 
hat das Vertrauen unseres Volkes erschüttert, daß 
Regierungen und Sicherheitsbehörden sich stets 
und unter allen Umständen an das Gesetz halten 
und sich nicht über Recht und Gesetz hinwegset- 

(B) zen. 

Verehrter Herr Broll, die Gesetzesbindung gilt 
auch für Ausnahme Situationen. Sie erlaubt es der 
Exekutive nicht, sich in Situationen, die sie als Aus- 
nahmesituationen definiert, über diese Gesetzes- 
bindung hinwegzusetzen. 

(Broll [CDU/CSU]: Welches Recht ist denn 
verletzt worden?) 

Ministerpräsident Albrecht hat überdies zu ver- 
antworten, daß bei zukünftigen Bombenanschlägen 
und anderen terroristischen Aktivitäten die Frage 
gestellt werden wird, ob diese Aktionen tatsächlich 
von Terroristen durchgeführt worden sind oder ob 
es sich erneut um Taten handelt, die nach Anord- 
nung eines Ministerpräsidenten oder eines Innen- 
ministers von den Sicherheitsorganen selbst began- 
gen wurden. 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau!) 

Ministerpräsident Albrecht hat — die Rede des Kol- 
legen Ströbele beweist das — ferner die Gefahr her- 
aufbeschworen, daß derartige Fragen auch für in 
der Vergangenheit liegende Terrorakte gestellt 
werden können und daß solche Fragen nicht von 
allen billig und gerecht Denkenden als verleumde- 
risch angesehen werden. 

Über die Hintergründe 

(Tatge [GRÜNE]: Die Hintermänner!) 

des Geller Sprengstoffanschlags, meine Damen und 
Herren, wurde nicht nur die Öffentlichkeit ge- 
täuscht, sondern auch der Generalbundesanwalt, 


der Präsident des BKA und — sage und schreibe — (C) 

der Direktor des Landeskriminalamtes Niedersach- 
sen. Staatsanwaltschaft und Polizei machten sich 
mit Beamten, die dringend für die Aufklärung der 
Taten von Terroristen benötigt wurden, an den aus- 
sichtslosen Versuch der Aufklärung des Spreng- 
stoffanschlags. Wichtige und letztlich unersätzliche 
polizeiliche Ressourcen wurden sinnlos vertan, und, 
wie der damalige Direktor des niedersächsischen 
Landeskriminalamtes, Waldemar Burghard, in der 
Zeitung „Deutsche Polizei“ wörtlich ausführt, „Poli- 
zeibeamte wurden sogar leichtfertig in Lebensge- 
fahr gebracht.“ 

Herr Burghard hat auch erklärt, mit dem Loch in 
der Mauer der Justizvollzugsanstalt in Celle seien 
Zweifel vielerlei Art herbeigesprengt, u. a. auch der 

— ich zitiere jetzt wiederum wörtlich, „daß Polizei- 
beamte angesichts einer schwer aufklärbaren 
Straftat immer auch ins Kalkül ziehen müssen, daß 
irgendein Dienst dahinterstecken kann, durch den 
sie gezielt auf falsche Fährten gelockt werden.“ 
Burghard weiter wörtlich — ich zitiere — : „Täu- 
schung und Hinterlist dürfen nicht und nie wieder 
zum Repertoire bei der Zusammenarbeit von Si- 
cherheitsbehörden gehören.“ 

Auch dafür, daß die Polizei in dieser Weise verun- 
sichert worden ist und daß Polizeibeamte schweren 
Gefahren ausgesetzt wurden, ist der derzeitige nie- 
dersächische Ministerpräsident verantwortlich. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich ver- 
kenne durchaus nicht, in welcher Lage sich die 
Bundesrepublik Deutschland im Juli 1978 befand, 
Darin unterscheide ich mich von Herrn Kollegen 
Ströbele. Zwei Monate vorher war der Terrorist Till 
Meier von bewaffneten Frauen aus der Berliner 
Haftanstalt Moabit gewaltsam befreit worden. Die 
Ermordung von Hanns Martin Schleyer lag gerade 
erst sechs Monate zurück, der Mord an Generalbun- 
desanwalt Siegfried Buback und seinen zwei Be- 
gleitern rund ein Jahr. Ich weiß, welche Bedrohung 
von der RAF ausging. Ich weiß, wie schwer es war, 
gegen die RAF Erfolge zu erzielen, wie ungeduldig 
diese Erfolge von einer ängstlichen und mit Recht 
aufgebrachten Öffentlichkeit verlangt und wie ver- 
zweifelt sie von den Verantwortlichen und den Si- 
cherheitsbehörden gesucht wurden. Aber im 
Rechtsstaat gilt eben nicht der Grundsatz „Der 
Zweck heiligt die Mittel“. Noch so große Herausfor- 
derungen rechtfertigen es nicht, daß sich die Exeku- 
tive der gesetzlichen Ordnung entzieht und sich 
über Recht und Gesetz stellt. 

(Broll [CDU/CSU]: Welches Gesetz ist denn 
verletzt worden? Sagen Sie es doch ein- 
mal!) 

— Zum Beispiel das Gesetz über den Verfassungs- 
schutz, das ja dem Verfassungsschutz nicht die Be- 
fugnis einräumt, Sprengstoffanschläge zu veran- 
stalten. 

(Sehr richtig! bei der SPD und den GRÜ- 
NEN) 

Die Gefühllosigkeit, die Herr Albrecht gegenüber 
Recht und Gesetz an den Tag gelegt hat, wird flan- 
kiert von dem Dilettantismus seines Handelns und 
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(A) von der Bedenkenlosigkeit, mit der er heute der 
Öffentlichkeit vertauschen will, die Absicht, soge- 
nannten V-Leute in die RAF einzuschleusen und 
dadurch schwere Straftaten zu verhindern, sei 
durch den Sprengstoffanschlag verwirklicht wor- 
den. Dieses Märchen von Albrechts „Bombenerfolg“ 
ist in der Zwischenzeit Stück um Stück zerbröckelt. 
Es ist zu erwarten, daß das, was davon noch übrig- 
geblieben ist, der weiteren Überprüfung gleichfalls 
nicht standhalten wird. Übrig bleibt, daß Albrecht 
glaubte, daß das, was unsere Polizei und der Verfas- 
sungsschutz nicht gescheifft hatten, nämlich in die 
RAF einzudringen, zwei Strafgefangenen gelingen 
könnte, einem zu zehn Jahren Freiheitsstrafe ver- 
urteilten Räuber und einem Autodieb, der nebenbai 
auch noch einen Polizeibeamten in den Rücken ge- 
schossen hatte. 

Das bisher allein greifbare Ergebnis der Aktion 
Albrecht ist, daß zwei einsitzende Straftäter freige- 
lassen wurden und der eine von ihnen — obwohl 
sogenannter V-Mann des niedersäsischen Verfas- 
sungsschutzes — erneut eine Serie von Autodieb- 
stählen begangen hat, 

(Mann [GRÜNE]: Von einem SPD-Mini- 
sterpräsidenten begnadigt!) 

Ministerpräsident Albrecht hat die Sprengung mu- 
tig, wie er sein möchte, zugegeben, — als alles her- 
ausgekommen war, versteht sich, und es nichts 
mehr zu verschleiern gab. In schneidiger Herrenrei- 
terart hat er die Verantwortung übernommen; zu- 
gleich aber hat er, um sich zu entlasten, auf andere 

' ' gezeigt und seinem schwerwiegenden Fehlverhal- 
ten damit eine falsche Anschuldigung hinzugefügt 

Der von mir geschilderte Sachverhalt, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, steht fest Richtig ist, 
daß weitere Aufklärung geboten ist, damit alle Ein- 
zelheiten über die Hintergründe des Sprengstoffan- 
schlages, seine Durchführung und seine Folgen be- 
kannt werden, insbesondere über das Verhalten der 
beiden V-Leute, über das Ausmaß der Irreführung 
der Strafverfolgungsbehörden und die darauf zu- 
rückzuführende Fehlleitung polizeilicher und 
staatsanwaltschaftlicher Ressourcen und über die 
Gefahren, denen Polizeibeamte ausgesetzt worden 
sind. Aufzuklären wird auch sein, ob und in wel- 
chem Umfang es bei der Polizei zu Verunsicherun- 
gen gekommen ist und welche Konsequenzen sich 
daraus für ihre Einsatzbereitschaft ergeben. Von 
Interesse ist auch, ob Pressemitteilungen zutreffen, 
daß der Privatdedektiv Mauss wiederum seine 
Hände im Spiel gehabt und sie sich bei diesem 
Spiel kräftig hat vergolden lassen. 

Diese Aufklärung kann aus rechtlichen und tat- 
sächlichen Gründen nur durch das Land Nieder- 
sachsen, seinen Landtag und seine Landesregie- 
rung erfolgen. Der Bundestag hat insoweit kein 
Kontrollrecht und also auch kein Untersuchungs- 
recht. Die Einsetzung eines Untersuchungsaus- 
schusses durch den Bundestag ginge ins Leere und 
kann keinen Erfolg haben. 

Verehrter Herr Ströbele, Ihre Behauptung, 
Herr Vogel habe sich zu der Frage der Einsetzung 


eines Untersuchungsausschusses hinsichtlich des (C) 
Sprengstoffanschlages in Celle geäußert, 

(Ströbele [GRÜNE]: Mauss! Stand in der 
Zeitung!) 

geht wie viele Ihrer Äußerungen an der Wahrheit 
vorbei. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist zu Ende, 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Vogel hat sich bisher 
zu der Notwendigkeit geäußert, die Aktivitäten des 
Herrn Mauss 

(Ströbele [GRÜNE]: Ja, genau!) 

und die damit in Zusammenhang stehenden Hand- 
lungen von Polizeibehörden, insbesondere auch des 
Bundeskriminalamtes, zu untersuchen. Das werden 
wir, nachdem wir die Bundestagswahl gewonnen 
haben werden, durch unseren sozialdemokrati- 
schen Innenminister ganz zweifelsfrei in voller 
Rückhaltlosigkeit tun. 

(Broll [CDU/CSU]: Heißt das, daß Sie kei- 
nen grünen Innenminister einsetzen wol- 
len?) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
bitte Sie nochmals, jetzt zum Schluß zu kommen. 

Dr. Emmerlich (SPD): Aus den von mir deu-gelegten 
Gründen wird die SPD-Bundestagsfraktion den An- 
trag der Fraktion DIE GRÜNEN ablehnen. 

(Beifall bei der SPD — Ströbele [GRÜNE]; 

Das war ein billiger Schluß! Sehr 
schwach!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Kleinert (Hannover). 

Kleinert (Hannover) (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Gegenüber 
den ersten Reaktionen zeichnet sich doch schon 
eine Entwicklung bei der Diskussion des hier zu 
erörternden Vorgangs ab. Es hat jedenfalls — das 
spricht für Ihre Rechtskenntnisse, Herr Kollege 
Ströbele und Herr Emmerlich selbstverständlich 
auch — niemand mehr behauptet, was der Minister- 
präsidentenkandidat in Niedersachsen, Herr Schrö- 
der, sofort ganz genau wußte, deiß hier nämlich eine 
Fülle von Rechtsvorschriften verletzt worden sei. 

Auch auf die berechtigte Zwischenfrage des Kolle- 
gen Broll ist ja Herr Emmerlich sehr vorsichtig und 
zurückhaltend im Allgemeinen geblieben. 

Tatsache ist wohl, daß das Verfassungsschutzge- 
setz nicht die einzelnen Maßnahmen katalogisiert, 
die erlaubt sind, sondern sich so allgemein verhält 
— vielleicht sogar zu allgemein verhält — , daß es 
hier nicht als verletzt bezeichnet werden kann. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Aber, Herr Kleinert, 
in aller Freundschaft!) 

Strafrechtliche Bestimmungen sind aller bisheri- 
gen Kenntnis nach ohnehin nicht verletzt worden. 

Ein Zwischenruf von seiten der GRÜNEN mit dem 
interessanten Hinweis, aus dem sie offenbar eine 
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(A) Rechtfertigung für einen sehr beachtlichen rechts- 
politischen Fehler ihrer Urväter herzuleiten wün- 
schen, daß nämlich Gewalt gegen Sachen also doch 
erlaubt sei, geht rechtlich deshalb fehl, weil Gewalt 
gegen eigene Sachen allerdings erlaubt ist. Nur Ge- 
walt gegen fremde Sachen ist nach wie vor nach 
unserem Strafgesetzbuch strafbar. 

(Lachen bei den GRÜNEN — Ströbele 

[GRÜNE]: Seit wann gehört dem Albrecht 
das Gefängnis?) 

Solange die Dinge bei Ihnen so durcheinanderge- 
hen, hätten Sie viele Möglichkeiten, Ihre Zeit nützli- 
cher 

(Ströbele [GRÜNE]: Ist der Albrecht Eigen- 
tümer des Gefängnisses?) 

als mit dem von Ihnen beantragten Untersuchungs- 
ausschuß zu verbringen, um erst einmal bei sich 
selbst die Grundlagen für Ihre weiteren Überlegun- 
gen und Darlegungen zu schaffen, 

Tatsache ist also, daß hier Rechtsvorschriften 
nicht verletzt worden sind. Das bringt mich aller- 
dings noch lange nicht dazu, diesen Vorgang hier 
etwa zu loben und zu preisen. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Aha!) 

Darauf komme ich überhaupt nicht; denn das, was 
Herr Emmerlich über die enorme Verunsicherung 
gesagt hat, die aus einer solchen Maßnahme für die 
Beurteilung ähnlicher Vorkommnisse heraus- 
kommt, muß man sehr ernst nehmen. Das nehmen 
wir auch sehr ernst. 

(B) (Ströbele [GRÜNE]: Sie tun doch nichts!) 

Wir sind nicht der Meinung, daß hier Recht verletzt 
worden ist. Wir sind aber sehr wohl der Meinung, 
daß derartige, mindestens doch ungewöhnliche 
Maßnahmen nur dann ergriffen werden dürfen, 
wenn dafür ganz besondere Gründe vorliegen. Da 
bin ich allerdings der Auffassung, daß die von 
Herrn Kollegen Broll gerühmten Auskünfte der Be- 
teiligten — bei aller Bereitschaft, Verantwortung 
für nachgeordnete Beamte zu übernehmen — noch 
nicht hergeben, daß wir etwa sagen könnten: Diese 
Maßnahme war in einer ganz ungewöhnlichen, be- 
sonderen Situation bei Güterabwägung geboten. 
Wir sind der Meinung, daß man dieser Frage weiter 
nachgehen muß, 

(Ströbele [GRÜNE]: Sehr gut!) 

weil tatsächlich der Anlaß ein ungewöhnlich gravie- 
render sein müßte, wenn man derartige Handlungs- 
weisen einer staatlichen Organisation schließlich 
mit größten Bedenken billigen soll. Dafür liegen 
uns bisher zuwenig Informationen vor. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Emmerlich? 

Kleinert (Hannover) (FDP): Bitte sehr, Herr Em- 
merlich. 

Vizepräsident Westphal: Bitte sehr, Herr Abgeord- 
neter. 


Dr. Emmerlich (SPD): Herr Kleinert, irre ich mich, (C) 
wenn ich annehme, daß Sie eine Verurteilung des 
Vorgehens von Herrn Albrecht deshalb vermeiden, 
weil Sie den Wunsch haben, nach der Niedersach- 
senwahl mit ihm eine Koalition einzugehen? 

Kleinert (Hannover) (FDP): Herr Emmerlich, ich 
erinnere mich daran, daß wir, bis vor einigen Jah- 
ren in einer Koalition befindlich, auch bei gewissen, 
von uns unterschiedlich bewerteten Maßnahmen 
von SPD-Ministern versucht haben, höflich zu blei- 
ben. Das war immer unser Bemühen. Danach stre- 
ben wir. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Es war auch nur 
eine höfliche Frage! Ihre Antwort heißt 
ja!) 

So halten wir es auch mit dem zukünftigen Koali- 
tionspartner in Niedersachsen. Das ist ganz klar. 

(Heiterkeit) 

Das ist nun einmal so. Das ist auch nicht unge- 
wöhnlich. Aber deshalb bin ich überhaupt nicht 
daran gehindert, an dieser Stelle das zu sagen, was 
wir von dieser Sache wirklich halten. In bezug auf 
die Sachlage habe ich das getan. 

Die Frage ist, was geschieht hinsichtlich des Ver- 
fahrens. Auch wenn Sie von bundesrepublikani- 
schen Gefängnissen gesprochen haben — geogra- 
phisch gesehen trifft das sicherlich zu — , sind es 
nach der in diesem Zusammenhang stärker interes- 
sierenden verwaltungsrechtlichen Zuständigkeit 
Haftanstalten der Länder, in diesem Fall eine Haft- 
anstalt des Landes Niedersachsen. Deshalb handelt 
es sich um eine sehr niedersächsische Angelegen- 
heit. 

(Ströbele [GRÜNE]: Aber die Mittäter wa- 
ren Bundesbedienstete!) 

— Ich komme noch darauf zu sprechen. — Die Be- 
ziehungen, die wegen einer gewissen Hilfestellung 
von Bundesorganisationen nach Bonn bestanden 
haben, sind dermaßen peripher und dermaßen 
dünn, daß ein Untersuchungsausschxiß des Bundes- 
tages hierzu wirklich nichts Hilfreiches beitragen 
könnte. 

Ich meine, diejenigen, die aus Überzeugung die 
föderale Struktur der Bundesrepublik Deutschland 
bejahen — wir tun das; ich weiß nicht, wie Sie dazu 
stehen; bisher war das wohl noch nicht Ihr The- 
ma — , sollten sich fragen, ob sie bei einer solchen 
Gelegenheit der Sache des Föderalismus einen gu- 
ten Dienst erweisen, wenn sie einen ganz klar er- 
kennbar mit dem Schwerpunkt in einem Bundes- 
land angesiedelten Vorgang wegen gewisser peri- 
pherer Verknüpfungen nach Bonn ziehen wollen 
und damit den Landtagen, deren Bedeutung, wie 
man in diesem Wahlkampf sehen kann, leider ohne- 
hin nicht genügend ins Bewußtsein der Bevölke- 
rung dringt, einen Bärendienst erweisen. Genau das 
möchten wir vermeiden. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
möchte versuchen, Ihren Redefluß zu unterbrechen. 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne- 
ten Ströbele? 


Kleinert (Hannover) (FDP): Bitte schön. 
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(A) Ströbele (GRÜNE): Herr Kollege Kleinert, geben 
Sie mir darin recht, daß diese periphere Beteiligung 
— so haben Sie es bezeichnet; ich würde das Wort 
in Anführungsstriche setzen — darin bestand, daß 
die Bombe an der Gefängnismauer in Celle durch 
den Bundesgrenzschutz gelegt worden ist und daß 
der Bundesinnenminister nach den bisherigen Er- 
kenntnissen vorher davon gewußt und das zumin- 
dest möglich gemacht hat, indem er seine Beamten, 
nämlich die ihm unterstehenden Beamten des Bun- 
desgrenzschutzes, dafür eingesetzt hat? 

Kleinert (Hannover) (FDP): Herr Ströbele, wenn 
es denn zu einer weiteren Untersuchung kommen 
sollte, wäre diese Frage sicherlich im Gesamtzu- 
sammenhang zu erörtern. Aber sie wird deshalb 
noch lange nicht zu einer zentralen Frage. Denn die 
technische Hilfe ist ein Ding, und die politische 
Verantwortung für einen derartigen Vorgang ist ein 
anderes Ding. Das ist der zentrale Punkt, der uns 
wichtig ist. Diese Verantwortung liegt nun einmal 
in Niedersachsen. 

Deshalb sind wir der Meinung, der neu zu wäh- 
lende Niedersächsische Landtag — vorher wäre es 
schon aus technischen Gründen beim besten Willen 
nicht möglich gewesen — soll sich, in viel größerer 
Orts- und Personennähe, überlegen, was hierbei 
weiter aufklärungsbedürftig ist Da wollen wir uns 
ausdrücklich nicht einmischen. Wir werden entwe- 
der durch weitere Sitzungen des Innenausschusses 
des Niedersächsischen Landtags, zu der einen oder 
anderen Fragen vielleicht auch durch Sitzungen 
(®) des Innenausschusses dieses Hauses die restliche 
Aufklärung bekommen. Oder vielleicht entschließt 
man sich in Hannover, einen Untersuchungsaus- 
schuß einzusetzen. Das ist dann aber eine Angele- 
genheit des neuen niedersächsischen Landtages. 
Davon erwarten wir uns auf diesem oder jenem 
Wege Aufklärung, ob hier tatsächlich die seltene 
Ausnahme Vorgelegen haben könnte, die schließlich 
im Wege der Interessen- und Güterabwägung dazu 
hätte führen können, eine so sehr ungewöhnliche 
und unter vielen Gesichtspunkten — allerdings 
nicht unter strafrechtlichen Gesichtspunkten — be- 
denkliche Maßnahme zu verantworten. 

Ganz zum Schluß darf ich mir eines allerdings in 
diesem Zusammenhang nicht ersparen: Wenn auf 
Ihrem Bundesparteitag eine Meldung über die Zahl 
der in Wackersdorf verletzten Polizisten verbreitet 
worden ist und sich darauf heftiger Beifall des Gre- 
miums erhebt, dann ist das ein Vorgang, 

(Ströbele [GRÜNE]: Der nicht wahr ist, den 
Sie erfinden!) 

der es Ihnen nicht gestattet, in diesem Zusammen- 
hang den Hüter der Ordnung und Gerechtigkeit zu 
spielen 

(Senfft [GRÜNE]: Sie sind ein unglaubli- 
cher Heuchler!) 

und sich als diejenigen aufzuspielen, die besonders 
genau wissen würden, 

(Senfft [GRÜNE]: Eine dreckige Lüge!) 

wo es mit der Gerechtigkeit und mit der Rechts- 
staatlichkeit hinzugehen hat. 


Ich danke Ihnen. (C) 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphai: Meine Damen und Her- 
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/5426 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand- 
zeichen, — Wer stimmt dagegen? — Wer enthält 
sich der Stimme? — Der Antrag hat nicht die nach 
Art. 44 Abs. 1 des Grundgesetzes erforderliche Zu- 
stimmung von mindestens einem Viertel der Mit- 
glieder des Bundestages gefunden. Er ist damit ab- 
gelehnt. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 1 1 auf: 

Beratung der Sammelübersicht 142 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 10/5231 — 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 10/5581 vor. 

Im Ältestenrat ist für die Beratung ein Beitrag 
von bis zu fünf Minuten für jede Fraktion verein- 
bart worden. — Ich sehe dazu keinen Widerspruch. 

Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache, Das Wort hat der Ab- 
geordnete Haungs. 

(Zuruf) 

Es handelt sich um einen Antrag der SPD. Das 
Wort hat daher nicht der Abgeordnete Haungs, son- 
dern der Abgeordnete Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich bedanke mich, Herr Kollege 
Haungs, daß Sie mich unseren Antrag begründen 
lassen. 

Es handelt sich um eine Petition, die einen unter 
dem Strich traurig stimmt, weil sie uns einen Ein- 
blick in die Widersinnigkeit mancher gesetzlichen 
Änderung gestattet, wenn es darum geht, sich am 
Prinzip Sparsamkeit zu orientieren und nicht an 
dem Prinzip: Wo muß man Arbeitslosen tatsächlich 
helfen? 

Der Petent wendet sich in seiner Position dage- 
gen, daß die verlängerte Anspruchsdauer für Ar- 
beitslosengeld für Arbeitslose, die 55 Jahre und äl- 
ter sind, Ungleichbehandlung und Ungerechtigkeit 
zur Folge hat. Die Ursache der Ungerechtigkeit 
liegt darin, daß der verlängerte Anspruch nur gilt, 
wenn der Anspruch auf Leistung in der Zeit vom 
1. Januar 1985 bis 31. Dezember 1989 entstanden ist, 
in der Zeit vom 29. bis 31. Dezember 1984 noch nicht 
erschöpft war, in der Zeit vom 1, Januar 1986 an ent- 
standen ist oder — als einjähriger Anspruch — am 
30. oder 31. Dezember 1985 noch nicht erschöpft 
war. Das ist nur für Fachleute verständlich. Das 
dürfte einem Arbeitslosen nicht klarzumachen sein. 

Der Petent vertritt mit Recht die Auffassung, daß 
auch die arbeitslosen älteren Arbeitnehmer An- 
spruch auf verlängerte Leistung haben müßten, de- 
ren Anspruch, begründet durch die volle Ausschöp- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 219. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Juni 1986 


16973 


Peter (Kassel) 

(A) fung der Beitragsleistungen, bereits geraume Zeit 
vor Inkrafttreten der Neuregelung endete. 

Die SPD-Fraktion hält das Anliegen für berech- 
tigt und bittet deshalb um Zustimmung zu dem An- 
trag auf Berücksichtigung mit dem Ziel, den § 106 a 
in Verbindung mit §242d Arbeitsförderungsgesetz 
zu novellieren. Die Siebte Novelle zum Arbeitsför- 
derungsgesetz hat in der Tat bei vielen älteren Ar- 
beitslosen Hoffnungen geweckt. Viele gingen davon 
aus, sie hätten einen verlängerten Anspruch auf Ar- 
beitslosengeld. Wer aber seit dem 1. Juli 1984 unun- 
terbrochen arbeitslos war, also bis zum Jahresende 
1985 eineinhalb Jahre, hat von der Verlängerung 
nichts abbekommen, weil der Anspruch zwei Tage 
vor dem Stichtag auslief. 

(Lutz [SPD]: Hört! Hört!) 

Ursache für die Ernüchterung: Im Gesetz wird 
nach Tagen und nicht nach Monaten gerechnet, und 
eine Beschäftigungsdauer von 2 160 Tagen ergibt 
eine Anspruchsdauer von 624 Tagen. Die An- 
spruchsdauer hat sich also um 156 Tage erhöht. Das 
ist aber nur fast ein halbes Jahr, denn zwei Tage 
fehlen. Der gesunde Menschenverstand würde sa- 
gen, daß sich das doch wohl reparieren lassen müs- 
se. 

(Lutz [SPD]: Das doch nicht bei der Regie- 
rung!) 

Dies ist aber bei dieser Regierung offensichtlich 
falsch gedacht, denn es gab keine Bereitschaft zur 
Reparatur. Das läßt nur die Schlußfolgerung zu, daß 

(B) diese gesetzliche Bestimmung kein Ergebnis der 
„heißen Nadel“ ist, wie wir sie in den sozialpoliti- 
schen Abbruchgesetzen der letzten beiden Jahre ja 
zur Genüge erlebt haben, sondern daß es darum 
ging, den Kreis der Begünstigten so klein wie mög- 
lich zu halten, damit Geld für eine unsinnige Bei- 
tragssenkung — insgesamt 750 Millionen DM; für 
den einzelnen Versicherten weniger als 2 DM — 
frei wurde. Das geschah auf dem Buckel derjenigen, 
die als Dauerarbeitslose trotz eines Anspruches, für 
den sie lange bezahlt haben, eine besondere Gruppe 
sind, die unserer politischen Berücksichtigung und 
Förderung bedürfen. 

(Kirschner [SPD]: Sehr wahr!) 

Optik und Gerechtigkeit stehen in einem eklatan- 
ten Widerspruch. Die den Stichtag knapp erfaßt ha- 
ben, fühlen sich zu Recht hereingelegt. Wer sich 
jedoch während der Arbeitslosigkeit drei Tage 
krank meldete, der konnte dem Fallbeil entrinnen, 
denn er wurde so lange aus der Arbeitslosigkeit 
ausgebucht und konnte so die fehlenden zwei Tage 
überbrücken. Doch wer wußte schon, daß er sich 
durch eine Krankmeldung einen Arbeitslosengeld- 
bezug für ein halbes Jahr verschaffen konnte? 

Die SPD hat im Gesetzgebungsverfahren auf die 
Probleme aufmerksam gemacht, wurde aber nieder- 
gestimmt mit dem Ergebnis, daß ein fader Ge- 
schmack bei all diesen Arbeitslosen bleibt, aber 
auch bei denen, die merken, daß die Verlängerung 
des Anspruches zugleich oder vielleicht sogar vor 
allem als Instrument zur Manipulation der Arbeits- 
losenstatistik gedacht ist. 


Wenn man das zusammenfeißt, so haben Sie, (C) 
meine Damen und Herren, heute die Möglichkeit, 
mit einer nachträglichen Reparatur für mehr Ge- 
rechtigkeit zu sorgen. Sie sollten über Ihren Schat- 
ten springen und das auch tun. 

(Beifall bei der SPD — Lutz [SPD]: Tun die 
aber nicht!) 

Vizepräsident Westphat: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Haungs. 

(Mann [GRÜNE]: Jetzt kommt der Schat- 
tenspringer Haungs!) 

Haungs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich gebe dem Herrn Kollegen Pe- 
ter nur insofern recht, als alle Gesetze, die mit 
Stichtagen zu tun haben, im Einzelfall problema- 
tisch sein können. Das sind sie wahrscheinlich zu 
allen Regierungszeiten. Insofern ist diese Petition, 
die uns heute vorliegt und um die wir uns kümmern 
wollen, berechtigt. Der mit 56 Jahren arbeitslos ge- 
wordene Petent ist enttäuscht. Er hat dem Peti- 
tionsausschuß geschrieben, daß er maßlos ent- 
täuscht sei, 

(Kirschner [SPD]: Es schreiben viele Pe- 
tenten an diese Bundesregierung! — Lutz 
[SPD]: Es sind viele enttäuscht!) 

denn er habe geglaubt, daß, nachdem er ein Jahr 
lang Arbeitslosengeld bekommen habe und sein 
Anspruch erloschen sei, dieser durch die Gesetzes- 
änderung neu aufleben würde. 

Im übrigen schreiben auch viele, die berechtigt 
sind, nach der Verlängerung des Arbeitslosengeld- 
bezuges von einem Jahr auf anderthalb Jahre di- 
rekt in Rente zu gehen. Bei diesem Fall des Peten- 
ten ging dies nicht. Dies ist — das gebe ich zu — der 
unbefriedigende Fall, den wir bei vielen Petitionen 
haben, weil durch die von mir erwähnte Stichtag* 
Problematik eben eine persönliche Ungerechtigkeit 
entsteht. 

Aber bei all Ihren Äußerungen, Herr Kollege Pe- 
ter, sollten Sie als erfahrender Sozialpolitiker das 
politische Problem sehen. Es wäre Ihnen ja in Ihrer 
Regierungszeit unbenommen gewesen, hier etwas 
zu ändern, denn das Problem, daß ältere Arbeitslose 
schwer zu vermitteln sind, wurde ja nicht von der 
CDU-Regierung und von dieser Koalition erfunden. 

Das Problem älterer Arbeitsloser finden wir in allen 
Gesellschaften, insbesondere in Industriegesell- 
schaften. Wenn Sie diese Einsicht gehabt hätten, 
wäre es Ihnen ein Leichtes gewesen, Gesetze zu 
schaffen, die diese Petition überflüssig gemacht 
hätten. Diese Petition wurde deshalb an uns gerich- 
tet, weil wir zu spät an die Regierung gekommen 
sind, weil wir die Bezugsdauer des Arbeitslosengel- 
des für ältere Arbeitnehmer zu spät verlängert ha- 
ben. 

(Lutz [SPD]: Da muß er selber lachen!) 

Wir mußten auf Grund dieser Problematik hier 
im Einzelfall Enttäuschungen hervorrufen. Es ist 
richtig — dabei bleibt es — , und es spricht für un- 
sere Politik, daß wir uns sofort, nachdem die Bun- 
desanstalt für Arbeit ihre Finanzen konsolidiert 
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Haungs 

(A) hatte, der älteren Arbeitslosen angenommen haben, 
und zwar nicht aus statistischen Gründen — das 
wissen Sie ganz genau — , sondern weil hier ein ech- 
ter Handlungsbedarf bestand. Es wäre gut gewesen 
— ich wiederhole das gern — , wenn Sie diesen 
Handlungsbedarf rechtzeitig gesehen hätten. Es 
wäre gut gewesen, wenn Sie in der Zeit Ihrer Ver- 
antwortung für ältere Arbeitslose gehandelt hätten. 
Dann wäre Ihre Rede und Ihr moralischer Vorwurf, 
den Sie heute Vorbringen, weitaus glaubwürdiger, 
und die Krokodilstränen, die Sie dann ab und zu 
vergießen, würden vielleicht von dem einen oder 
anderen beachtet werden. 

Ihr Vorschlag, diese Petition zur Berücksichti- 
gung zu überweisen, müssen wir deshalb ablehnen. 
Die Mehrheit des Petitionsausschusses hat die Peti- 
tion für erledigt angesehen. Wir halten dies für eine 
sachgerechte Begründung. 

Ich schließe mit der Bemerkung, die ich schon im 
Ausschuß gemacht habe: Ich habe volles Verständ- 
nis dafür, daß dieser einzelne Petent enttäuscht ist 
Ich hätte mich gefreut, wenn wir anders hätten ent- 
scheiden können. Nach Prüfung aller Gründe ist 
dies aber nicht die Frage, ob man über seinen eige- 
nen Schatten springt, sondern es ist eine sachlich 
gerechtfertigte Entscheidung. Wir können zum jet- 
zigen 2feitpunkt keine Novellierung des Gesetzes, 
wie Sie sie beschrieben haben, vornehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lutz [SPD]: 

Der Petent hat recht, aber er bekommt 
nicht recht!) 

(B) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Auhagen. 

Auhagen (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Wir haben es mit dem Fall eines 
Dauerarbeitslosen zu tun, der inzwischen über 
58 Jahre alt ist. Dieser Petent gehört also zu dem 
Personenkreis, der eigentlich in den Genuß eines 
verlängerten Arbeitslosengeldes kommen sollte. 
Sein Pech ist, daß er zu früh arbeitslos geworden 
ist. Diese Neuregelung ist zu einem Zeitpunkt ein- 
geführt worden, in dem er bereits kein Arbeitslo- 
sengeld mehr bezogen hat. 

Das Arbeits- und Sozialministerium und damit 
die Koalitionsmehrheit im Petitionsausschuß lehnt 
das Ansinnen des Petenten auf Verlängerung der 
Bezugsdauer mit der Begründung ab, ein Stichtag 
müsse immer gesetzt werden; außerdem würden die 
finanziellen Mittel nicht reichen. Meine Damen und 
Herren, ich will nun nicht grundsätzlich die Not- 
wendigkeit von Grenzen und Stichtagen bestreiten, 
aber wenn die verlängerte Bezugsdauer für ältere 
Arbeitslose sowieso schon sehr eng ausgelegt wor- 
den ist — denn das Gesetz bezieht sich sowieso nur 
auf Arbeitslose, die über 58 Jahre alt sind — , dann 
ist das Argument, ein Stichtag müsse immer gesetzt 
werden, nicht glaubwürdig. Es ist vor allen Dingen 
davon auszugehen, daß ein Arbeitsloser, der über 
50 Jahre alt ist, mit zunehmender Dauer der Ar- 
beitslosigkeit nicht weniger, sondern umgekehrt 
mehr Bedarf an dem verlängerten Bezug von Ar- 
beitslosengeld hat. Die Bundesregierung hat mit 


der Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslo- (C) 
sengeldes für ältere Arbeitslose den Eindruck er- 
weckt, als sei damit für diese Gruppe von Betroffe- 
nen gesorgt. Die Tatsache, daß die Bezugsdauer nur 
für ältere Arbeitslose verlängert worden ist, ist 
schon an sich unzureichend; wenn Sie aber nicht 
einmal Ihrem eigenen Anspruch gerecht werden 
wollen, allen Betroffenen dieser Gruppe zu helfen, 
dann wird deutlich, daß es sich bei diesen Beschlüs- 
sen um einen Propagandatrick handelt. 

Deswegen schließen wir uns dem Antrag der SPD 
an, wobei allerdings für uns diese Petition die 
grundsätzliche Notwendigkeit einer anderen Rege- 
lung unterstreicht. Die Trennung zwischen Dau- 
erarbeitslosen über 50 Jahren und Dauerarbeitslo- 
sen unter 50 Jahren halten wir nämlich grundsätz- 
lich für falsch. Wir sehen die Notwendigkeit — und 
das wird durch diese Petition unterstrichen — einer 
zeitlich unabhängigen Grundabsicherung für alle 
Arbeitslosen, ob nun unter 50 oder über 50 Jahren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Dr. Segall. 

Frau Dr. Segall (FDP): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Hier muß doch einmal festgehal- 
ten werden, daß jedes Gesetz, das etwas an den 
Sozialleistungen verändert, zu dem Problem der 
Diskrepanz zwischen altem und neuem Recht 
führt. Selbst bei Verbesserungen im neuen Recht 
gibt es Fälle, die, auch wenn man eine großzügige (d) 
Übergangsregelung treffen würde, ganz eindeutig 
dem alten oder dem neuen Recht zugerechnet wer- 
den müssen. 

Bei Sozialleistungen mit einer relativ kurzen 
Laufzeit wie beim Arbeitslosengeld kann es in der 
Regel keine langfristigen, weit in die Vergangenheit 
reichenden ÜbergangsregeluAgen geben. Die Ver- 
besserungen, welche die Verlängerung des An- 
spruchs auf Arbeitslosengeld für ältere Arbeitneh- 
mer gebracht hat, 

(Peter [Kassel] [SPD]: Für manche ältere 
Arbeitnehmer!) 

können daher nicht auf weit zurückliegende, abge- 
schlossene Fälle angewendet werden. 

Die FDP schließt sich daher dem Petitionsaus- 
schuß an und beantragt, die Petition als erledigt zu 
betrachten. 

(Lutz [SPD]: Ich fürchte, ohne jede Begrün- 
dung!) 

Vizepräsident Westphai: Meine Damen und Her- 
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zuerst 
über den Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 10/5581. Wer dem Änderungsantrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand- 
zeichen. — 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN: 

Auszählen!) 
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Vizepräsident Westphal 

(A) Wer stimmt dagegen? — Das ist eindeutig. Enthal- 
tungen? — Das ist eindeutig, ausgezählt Die Peti- 
tion ist in der Fassung der soeben beschlossenen 
Änderung angenommen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Beratung der Sammelübersicht 147 des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 10/5386 — 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 10/5584 vor. 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Beratung ein Beitrag bis zu fünf Minuten für 
jede Fraktion vereinbart worden. — Ich sehe dazu 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zuerst 
Herr Abgeordneter Meininghaus. 

Meininghaus (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Die vielen Proteste gegen die Un- 
gerechtigkeiten des Hinterbliebenenrenten- und Er- 
ziehungszeitengesetzes sind Ihnen bestens be- 
kannt. Seit Vorlage des Regierungsentwurfes und 
verstärkt seit dem Inkrafttreten des Gesetzes am 
1. Januar 1986 wurde aus allen Bereichen unserer 
Bevölkerung und auf jedem Verbandstag der Ge- 
werkschaften, des Reichsbundes und des VdK die 
Forderung erhoben, auch den Frauen oder Män- 
nern ein Kindererziehungsjahr zur Aufbesserung 
' ' der Rente anzurechnen, die älter als 65 Jahre alt 
sind. 

Bereits im Januar lagen dem Petitionsausschuß 
über 120 diesbezügliche Petitionen, zum Teil mit 
vielen Unterschriftenlisten, vor. Damals forderten 
die Sozialdemokraten im Petitionsausschuß, aber 
auch hier im Plenum, dieser Generation Gerechtig- 
keit widerfahren zu lassen, einer Generation, die 
Not und Entbehrung des Krieges auf sich nehmen 
mußte 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

und später aus den Trümmern ihrer Städte unsere 
Heimat aufbaute. 

(Lutz [SPD]: Absolut richtig!) 

Sie, meine Damen und Herren von der CDU/CSU 
und von der FDP, haben das damals abgelehnt, wie 
Sie auch unsere Verbesserungsanträge während 
der Gesetzesberatung abgelehnt und wie Sie vorher 
unser Rentenreformgesetz 1985 auf Drucksache 10/ 
2608 abgelehnt haben. Doch welch Wunder! Welch 
Wunder! Im Hinblick auf bevorstehende Wahlen 
tönt es nach der Methode „Haltet den Dieb!“ aus 
dem Regierungslager, tönt es sogar von den verant- 
wortlichen Ministern, daß dieses Unrecht überprüft 
werden muß. 

(Zuruf von der SPD: Das ist sicher der 
Blüm gewesen!) 

Hoffentlich ist das keine leere Wahlversprechung, 
bei der die Rentner nach den Bundestagswahlen 
wiederum dumm dastehen. Darum mache ich jetzt 
schon darauf aufmerksam, daß die SPD-Bundes- 


tagsfraktion einen Gesetzentwurf eingebracht hat, (C) 
der den sogenannten Trümmerfrauen das Babyjahr 
sichern soll. Ich hoffe nach den Äußerungen, die 
man aus dem Koalitionslager hört, und auch nach 
dem Gutachten des Sozialbeirats — auch hier wur- 
den entsprechende Vorschläge gemacht — , daß die 
Regierungsparteien unserem Gesetzentwurf zu- 
stimmen werden. 

Es sind aber noch weitere Unzulänglichkeiten im 
Erziehungszeitengesetz zu kritisieren. Dies wird in 
den Petitionen der Sammelübersicht 147 — das ist 
die Drucksache 10/5386 — deutlich. Diese P^enten 
fordern die Anerkennung von Zeiten der Kinderer- 
ziehung in der gesetzlichen Rentenversicherung 
auch für diejenigen, die während des Kindererzie- 
hungsjahres durch versicherungspflichtige Arbeit 
oder durch freiwillige Beiträge eigene Rentenan- 
sprüche aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
erworben haben. 

(Kirschner [SPD]: Sehr wahr!) 

Diese Forderung ist nach Auffassung der SPD- 
Fraktion gerechtfertigt. Wir bitten Sie, unserem An- 
trag zuzustimmen und die Petitionen 33 350 und 
32 193 der Bundesregierung zur Berücksichtigung 
zu überweisen. Wenn ich die Mehrheitsverhältnisse 
hier so sehe, bestehen absolut Chancen dafür. 

Das Erziehungszeitengesetz muß auch in diesem 
Punkt geändert werden. Sonst wird eine weitere 
große Gruppe der früher berufstätigen Frauen aus- 
gegrenzt, also nicht nur die Frauen, die älter als 65 
Jahre sind, sondern auch die, die im Jahr nach der (D) 
Niederkunft versicherungspflichtig gearbeitet ha- 
ben. 

Sie, meine Damen und Herren von der CDU/CSU 
und der FDP, haben mit diesem Gesetz große Hoff- 
nung geweckt. Aber in der Praxis werden viele 
Frauen ihren Rentenantrag vergeblich stellen. Be- 
denken Sie bitte, daß auf Grund des ehemaligen 
Mutterschutzgesetzes eine berufstätige Frau nur 
sechs Wochen vor und acht Wochen nach der Nie- 
derkunft ihrer Arbeit fernbleiben konnte. Diese Fri- 
sten wurden in den meisten Fällen eingehalten, da 
sonst der Arbeitsplatz gefährdet war. Aber auch aus 
finanziellen Gründen waren viele Frauen gezwun- 
gen, möglichst schnell Ihre Arbeit wieder aufzuneh- 
men. Denn erst nach Einführung des Mutter- 
schaftsgeldes vor einigen Jahren können die finan- 
ziellen Schwierigkeiten bei der Kindererziehung 
gemildert werden. Auch aus Gründen der Gleichbe- 
handlung halten wir es für nicht gerechtfertigt, daß 
diesen Frauen Zeiten der Kindererziehung nicht 
rentensteigernd angerechnet werden, es sei denn, 
sie erreichen nicht 75 % des Durchschnittsentgeltes 
aller Versicherten. 

Es ist also hier die politische Entscheidung zu 
treffen, ob man lediglich die Versicherungslücken 
für Frauen schließen will, die es sich leisten konn- 
ten, aus der Berufstätigkeit auszusteigen, oder ob 
das tatsächliche Problem der Doppelbelastung ei- 
ner Frau, die im ersten Jahr nach der Niederkunft 
ein Kind erzieht und gleichzeitig berufstätig sein 
muß, anerkannt werden soll. 
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(A) Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
muß Sie darauf aufmerksam machen, 

Meininghaus (SPD): Wir Sozialdemokraten wollen 
die großen Schwierigkeiten einer berufstätigen 
Mutter in jedem Fall durch die Anerkennung eines 
Babyjahres honorieren. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Becker (Frankfurt). 

(Lutz [SPD]: Jetzt kommt Becker und sagt: 
Jawohl, wir machen’s!) 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! 
Es ist kein Wunder, Herr Kollege Meininghaus, daß 
Sie zunächst mit den Trümmerfrauen anfingen. 
Diese Petitionen haben mit diesem Problem gar 
nichts zu tun. 

(Kirschner [SPD]: Doch! Doch!) 

Wenn wir heute darüber nachdenken, auch die so- 
genannten Trümmerfrauen in dieses Gesetz even- 
tuell einbeziehen zu können, dann liegt das ledig- 
lich daran, daß es der hervorragenden Politik dieser 
Regierung gelungen ist, in den letzten Jahren die 
Wirtschaft wieder so in Schwung zu bringen, daß 
die Steuereinnahmen da Möglichkeiten besser er- 
kennen lassen. 

(Schlottmann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die drei hier vorgelegten Petitionen behandeln 
die Frage, ob in dem am 1. Januar dieses Jahres in 
Kraft getretenen Hinterbliebenenrenten- und Er- 
ziehungszeitengesetz diese Erziehungszeiten zu- 
sätzlich für Mütter anzurechnen sind, die während 
der ersten zwölf Monate nach der Geburt ihres Kin- 
des weitergearbeitet und damit Pflichtbeiträge oder 
auch freiwillige Beiträge in dieser Zeit geleistet ha- 
ben. Das Gesetz über die Anrechnung von Erzie- 
hungszeiten hat erstmalig in der hundertjährigen 
Geschichte der Rentenversicherung eine Anerken- 
nung der Erziehungsleistung in der Familie berück- 
sichtigt. Damit wurde ein 100 Jahre altes Unrecht 
gegenüber den Müttern beseitigt. Sie von der SPD 
wollten dies früher wohl auch einmal, jedoch haben 
Sie es einfach nicht fertiggebracht. 

(Lutz [SPD]: Das ist an Ihnen gescheitert! 

Sie haben es doch kaputtgemacht! — 
Kirschner [SPD]; 1972!) 

Das Ziel dieses Gesetzes war die Absicht, all den 
Müttern, die während des ersten Lebensjahres ihr 
Kind erzogen haben und deshalb keine eigenen 
Rentenansprüche aufbauen konnten, zu helfen. Da- 
mit sollen Lücken in der persönlichen Rentenbio- 
graphie geschlossen werden. Das Gesetz wollte 
aber nicht auf Kosten des Staates eine zusätzliche 
Versorgung zu der bereits durch Pflichtbeiträge 
oder freiwillige Beiträge bestehenden rentenrechtli- 
chen Absicherung herbeiführen. 

Die Ausgestaltung der Anerkennung von Kinder- 
erziehungszeiten bei gleichzeitig bestehender ren- 
tenrechtlicher Absicherung für diesen Zeitraum 


war auch bei der damaligen Finanzlage des Bundes (C) 
nicht anders zu regeln. Dem Gleichheitsgrundsatz 
entsprach es, bei Müttern, deren Eigenleistung 
während der Erziehungszeit nicht die für die übri- 
gen Frauen geltende durchschnittliche Bewertung 
von 75 % des Durchschnittsentgeltes erreichte, 
diese Eigenleistung auf die Höhe von 75 % aufzu- 
stocken. Bei darüber hinausgehenden Beiträgen 
wirken sich Erziehungszeiten jedoch nicht mehr 
aus. 

Meine Damen und Herren, die Auslegung des 
Art. 3 des Grundgesetzes, des Gleichheitsgrundsat- 
zes, gibt dem Gesetzgeber bei der Orientierung am 
Gerechtigkeitsgedanken den Auftrag, Gleiches 
gleich, aber Ungleiches, seiner Eigenart entspre- 
chend, verschieden zu behandeln. 

(Kirschner [SPD]: Waghalsige Interpreta- 
tion in dem Fall!) 

Dabei hat der Gesetzgeber nach der Rechtspre- 
chung eine sehr weitgehende Gestaltungsfreiheit. 
Diese Gestaltungsfreiheit hat er aber in dem vorlie- 
genden Fall nicht überzogen. 

Aus den rechtlichen Gründen, meine Damen und 
Herren, mußte die Petition daher als erledigt be- 
trachtet werden. Wir können daher dem Antrag der 
SPD auf Berücksichtigung nicht zustimmen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal; Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Fritsch. ' ' 

Fritsch (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Petenten dieser Petition fordern 
die zusätzliche Anerkennung von Zeiten der Kin- 
dererziehung in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung auch für die Mütter, die neben der Kinderer- 
ziehung durch versicherungspflichtige Arbeit oder 
durch freiwillige Beiträge Rentenansprüche aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung erworben haben. 
Diese Forderung wird von der Bundesregierung ab- 
gelehnt, eine Haltung, der wir nicht folgen können. 

Abgesehen davon, daß die Bundesregierung aus 
finanzpolitischen Gründen und, wie ich meine, auch 
willkürlich Erziehungszeiten für vor dem 1. Januar 
1921 geborene Frauen aus der Anrechnung heraus- 
genommen hat — die Generation der sogenannten 
Trümmerfrauen hat das mit großer Verbitterung re- 
gistriert — , war es doch bis zur Einführung des 
Mutterschaftsurlaubs für erwerbstätige Frauen so 
gut wie unmöglich, während der Kleinkindphase ih- 
rer Kinder aus dem Beruf auszusteigen. Auch heute 
sind viele Frauen gezwungen, trotz Mutterschafts- 
urlaubs erwerbstätig zu sein, weil das Einkommen 
nicht ausreicht. 

(Frau Zeitler [GRÜNE]: So ist das!) 

Nur in den Familien mit guten bis sehr guten Ein- 
kommen, meistens des Mannes, ist es möglich, daß 
die Ehefrau aus dem Beruf aussteigt und dann Er- 
ziehung szeiten angerechnet bekommt; denn nur die 
oder der — allerdings ist das noch sehr spärlich — 
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Fritsch 

(A) Erziehende, der nichts verdient, erhält ja die Ren- 
tensteigerung ganz. 

Das verweist auf das Grundproblem der gesam- 
ten Diskussion um Kindererziehungszeiten: Weil 
Mutterschaft möglich ist und Vaterschaft so gut wie 
nie mit Einbußen im Beruf verbunden ist, haben 
Frauen brüchige, unvollständige Berufskarrieren. 
Weil das Renten-, ja das gesamte Sozialsystem auf 
der sogenannten normalen lebenslangen Vollzeitar- 
beit aufbaut, werden Frauen auch im Alter benach- 
teiligt. Frauen sind also von der Mutterschaft dop- 
pelt betroffen. Insoweit stellt die Berücksichtigung 
von Kindererziehungszeiten nur eine außerordent- 
lich dürftige Kompensation dieser Benachteiligung 
dar. 

(Sehr wahr! bei den GRÜNEN) 

Solange sich die Berufskarrieren von Frauen so 
fundamental von denen der Männer unterscheiden, 
solange müssen, meinen wir, Kindererziehungszei- 
ten eben auch dann anerkannt werden, wenn die 
Frauen zufällig auch in den ersten Lebensjahren 
ihres Kindes berufstätig sind. Es ist nämlich 
höchstwahrscheinlich, daß sie in anderen Phasen 
ihres Lebens arbeitslos sind oder zumindest gerin- 
gere Einkommen als Männer beziehen. Deshalb un- 
terstützen wir das Anliegen der Petenten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Fraktion hat mit ihrem Vorschlag eines 
steuerfinanzierten Grundrentenmodells und einer 
darauf aufbauenden beitragsfinanzierten Zusatz- 
rente mit Beitragssplitting zwischen den Ehegatten 

(B) und drei Kindererziehungsjahren zu 100 % des 
Durchschnittsverdienstes angedeutet, wohin sich 
eine langfristige Rentenreform orientieren müßte. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

In diesem Rentenmodell würde ein Kind mit etwa 
65 bis 70 DM rentensteigernd wirken. Das ist ein 
ganz anderer Betrag als die 25 DM, die die Bundes- 
regierung den Müttern verheißt. 

Meine Damen und Herren, bei den vorliegenden 
Petitionen geht es um ein Grundproblem im Ver- 
hältnis von Erwerbstätigkeit und Elternschaft. Es 
darf unseres Erachtens nicht so gelöst werden, deiß 
den erziehenden Frauen Nachteile erwachsen, 
wenn sie sich in den ersten zwei bis drei Jahren 
nach der Geburt ihrer Kinder diesen widmen. Wir 
werden deshalb dem Änderungsantrag der SPD- 
Fraktion zustimmen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab- 
geordnete Dr. Segall. 

Frau Dr. Segail (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Es ist schon erschreckend zu 
beobachten, wie bei allen sozialen Fortschritten, die 
wir in den letzten Jahren bewirkt haben, die Oppo- 
sition nachträglich immer nur eins dazu feststellt, 
nämlich daß es noch nicht genug sei. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 


Um nur ein paar Beispiele zu nennen: Wir haben (C) 
heute morgen über die Stiftung „Mutter und Kind“ 
debattiert, durch die schwangeren Frauen in Not 
unbürokratisch geholfen werden kann. Dabei hat 
uns die SPD vorgerechnet, wie furchtbar wenig das 
doch alles ist. Daß diese Koalition jedoch mit den 
höheren Kinderfreibeträgen, mit dem Kindergeld, 
mit dem Kindergeldzuschlag 

(Kirschner [SPD]: Kindergeldzuschlag 
können Sozialhilfeempfänger gar nicht be- 
kommen!) 

und vor allem dem Erziehungsgeld viel mehr an 
staatlichen Mitteln gibt, als die alte Koalition für 
die Familien je getan hat, davon kein Wort. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vielmehr hören wir nur, daß die Zahlung aus der 
Stiftung „Mutter und Kind“ viel zu niedrig sei. Dann 
wird meist nur mit den Zahlen operiert, die in die- 
ses Bild passen. 

Oder nehmen Sie die Anerkennung von Kinder- 
erziehungszeiten im Rentenrecht. Zum erstenmal 
in der deutschen Geschichte erkennt der Staat die 
Erziehungsleistung von Müttern oder auch Vätern 
an. Da die Mittel begrenzt sind, entschließt man 
sich, mit den ins Rentenalter eintretenden Jahrgän- 
gen zu beginnen. Prompt wird uns vorgeworfen, wir 
hätten die Trümmerfrauen vergessen. Daß über- 
haupt zum erstenmal etwas gezahlt wird, davon re- 
det keiner mehr; 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

auch nicht davon, daß nach den Vorstellungen der 
alten Koalition eine Anrechnung von Kindererzie- 
hungszeiten ebenfalls nur für die Frauen vorgese- 
hen war, die nach Inkrafttreten des Gesetzes ins 
Rentenalter kamen. 

(Lutz [SPD]: Das stimmt nicht!) 

Aber die Probleme, die bei einer nachträglichen 
Anerkennung von Kindererziehungszeiten einfach 
auftauchen müssen, werden überbewertet und zum 
Maßstab für ein neues Gesetz genommen. Es läßt 
sich jedoch einfach nicht vermeiden, daß, wenn ich 
rückwirkend das erste Lebensjahr eines Kindes der 
Mutter in ihrer Rentenbiographie gutbringe, ich in 
all den Fällen, in denen die Mutter in dieser Zeit 
gearbeitet oder freiwillige Beiträge geleistet hat, zu 
einer Doppelbelegung komme, die in unserer Ren- 
tensystematik nicht möglich ist. 

Der Gesetzgeber hat sich auch unter dem Druck 
der begrenzten Mittel entschlossen, vordringlich 
denjenigen Müttern zu helfen, die in diesen Kinder- 
erziehungsjahren nicht berufstätig waren und sich 
auch keine freiwilligen Zahlungen zur Rentenversi* 
cherung leisten konnten. Für die anderen ist ledig- 
lich eine Aufstockung ihrer Ansprüche auf 75% des 
Durchschnittsentgeltes vorgesehen. 

Daher schließt sich die FDP der Mehrheitsmei- 
nung des Petitionsausschusses an. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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(A) Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Debatte. 

Wir kommen zur Abstimmung. Zunächst lasse ich 
abstimmen über den Änderungsantrag der Frak- 
tion der SPD auf Drucksache 10/5584. Wer diesem 
Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Stimm- 
enthaltungen? — Das zweite ist die Mehrheit. Der 
Antrag ist abgelehnt. 

Wer dem Beschlußvorschlag des Petitionsaus- 
schusses auf Drucksache 10/5386 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge- 
genprobe! — Stimmenthaltungen? — Die Beschluß- 
empfehlung ist angenommen. 

Ich ruf e den Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Neumann (Bramsche), Bindig, Duve, Klose, 
Lambinus, Frau Luuk, Frau Dr. Timm, Walte- 
mathe, Frau Zutt, Dr. Vogel und der Fraktion 
der SPD 

Konvention der Vereinten Nationen — Kon- 
vention gegen Folter und andere grausame, 
unmenschliche oder erniedrigende Behand- 
lung oder Strafe 
— Drucksache 10/4943 — 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die Beratung 30 Minuten vorgesehen. Erhebt sich 
dagegen Widerspruch? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
(ßj Herr Abgeordnete Neumann. 

Neumann (Bramsche) (SPD): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die SPD- Fraktion 
hat mit dieser Drucksache vom 29. Januar 1986 die 
Bundesregierung aufgefordert, die Konvention ge- 
gen Folter und andere grausame, unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe zu un- 
terzeichnen. Der Antrag ist über ein Jahr nach dem 
10. Dezember 1984 eingebracht worden, an dem die 
39. Generalversammlung der Vereinten Nationen 
diese Konvention einvernehmlich verabschiedet 
hat. 

Im Gegensatz zu früheren Zeiten ist heute die 
Folter in verschiedenen völkerrechtlichen Konven- 
tionen geächtet. Ich will nur beispielhaft die euro- 
päische und die amerikanische Menschenrechts- 
konvention, den Internationalen Pakt über bürgerli- 
che politische Freiheiten und das Kriegsvölkerrecht 
mit den Zusatzprotokollen von Genf 1977 nennen. 

Es gibt keinen Staat in der Welt, der sich offen 
zur Folter bekennt. Dennoch wissen wir, daS in 
über 50 Ländern dieser Welt systematisch gefoltert 
wird. Wir wissen aus zuverlässigen Berichten von 
amnesty international, der Internationalen Juri- 
stenkommission, des Internationalen Komitees des 
Roten Kreuzes und der ÜN-Menschenrechtskom- 
mission, daß gefoltert wird. Die ÜN-Menschen- 
rechtskommission hat dies zum Anlaß genommen, 
im letzten Jahr einen Spezialberichterstatter zu 
Fragen der Folter zu ernennen. 

Es war bisher nicht gelungen, auch nur im Ansatz 
ein völkerrechtliches Instrument zu entwickeln und 


effektive Maßnahmen gegen die Folter zu treffen. (C) 
Die UN-Folterkonvention vom 10. Dezember 1984 
ist ein längst überfälliger erster, wenn auch kleiner 
Schritt in die richtige Richtung. 

Mit der Zeichnung dieser Konvention verpflich- 
ten sich die beteiligten Staaten, wirksame Meißnah- 
men gegen die Folter in ihrem eigenen Land zu 
ergreifen und auch unter außergewöhnlichen Um- 
ständen wie etwa Kriegsgefahr oder Krieg dieses 
Verbot aufrechtzuerhalten. Folter muß unter Strafe 
gestellt werden, und den gefolterten Personen muß 
eine Entschädigung bezahlt werden. Daneben ent- 
hält diese Konvention ein Auslieferungsverbot in 
die Länder, in denen gefoltert wird. 

Die beteiligten Staaten legen in regelmäßigen Ab- 
ständen Berichte über die Maßneihmen gegen die 
Folter einem Ausschuß vor, und es besteht die Mög- 
lichkeit, im Einverständnis mit den Staaten ein In- 
dividualbeschwerderecht an diesen Ausschuß ein- 
zurichten. Allerdings sind gegenseitige Sanktionen 
und Überprüfungsmöglichkeiten in der Konvention 
nicht vorgesehen. 

Wir bedauern, deiß sich die Vereinten Nationen 
nicht dazu entschließen konnten, den wesentlichen 
Kern der von der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates beschlossenen Konvention gegen 
Folter mit aufzunehmen. In dieser Konvention, die 
noch nicht vom Ministerrat beraten ist, wurde ein 
Besuchs- und Berichtssystem vorgesehen. Danach 
kann in Europa eine unabhängige sachverständige 
Kommission jede Polizeidienststelle, jedes Untersu- (D) 
chungsgefängnis, jedes Gefängnis ohne Voranmel- 
dung besuchen und Foltervorwürfen nachgehen. 

Die Kommission in Europa hat die Möglichkeit, ein- 
zelne Länder und einzelne Vorkommnisse öffent- 
lich zu machen und die öffentliche Meinung zu mo- 
bilisieren. 

Die europäische Antifolterkonvention geht weit 
über die ÜN-Konvention hinaus. Dieser Deutsche 
Bundestag hat einstimmig empfohlen, deiß diese eu- 
ropäische Antifolterkonvention vom Ministerrat be- 
schlossen wird, gezeichnet und ratifizert wird. Der 
Deutsche Bundestag ist damit einen Schritt weiter 
als die Bundesregierung zur Zeit. 

Wir steilen überhaupt fest, daß in der Frage der 
Menschenrechtspolitik die Bundesregierung stark 
an Glaubwürdigkeit verloren hat. Dies führt im in- 
ternationalen Dialog dazu, deiß die Weiterentwick- 
lung von Menschenrechten und ihre Durchsetzung 
für uns immer schwieriger wird. 

Die nicht eindeutige Haltung zu Fragen der Men- 
schenrechte in der Türkei und Südafrika, die Verzö- 
gerung der soeben zitierten europäischen Antifol- 
terkonvention im Lenkungsausschuß, die Zurück- 
haltung bei der Fortentwicklung der Menschen- 
rechte der zweiten und dritten Generation sind nur 
Beispiele dazu. Die Äußerung von Bundeskanzler 
Kohl gestern vor dem Deutschen Landkreistag, wo 
er eine Grundgesetzänderung zur Lösung des Asyl- 
problems — ich vermute: im Sinne der Verschlech- 
terung — gefordert hat, ist auch nicht dazu angetan. 
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Neumann (Bramsche) 

(A) die Glaubwürdigkeit dieser Bundesregierung in 
Menschenrechtsfragen zu erhöhen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir sind im übrigen darüber froh, daß es uns 
gemeinsam gelungen ist, den Versuch des CDU- 
Generalsekretärs abzuwehren, die Menschen- 
rechtsfrage im Bundestagswahlkampf zu einem 
Kampfthema zu machen und aus dem Leiden der 
Menschen parteipolitisch kurzfristiges und kurz- 
sichtiges Kapital zu schlagen. Ich bitte Sie daher, 
bei dem heute vorliegenden Antrag die Gemein- 
samkeit der Menschenrechtspolitik zu betonen und 
diesem Antrag zuzustimmen. 

Außenminister Genscher hat sich in verschie- 
denen Reden, Justizminister Engelhard hat sich zu- 
letzt in der „Neuen Osnabrücker Zeitung“ am 
30. Mai 1986 für die Unterzeichnung der Konvention 
ausgesprochen. Selbst Generalsekretär Geißler hat 
vor dem Rechtspolitischen Kongreß der CDU die 
Bundesregierung dringend aufgefordert, die Kon- 
vention zu unterzeichnen. Die großen Kirchen und 
die Menschenrechtsorganisationen fordern die 
Bundesregierung dringend auf, dem Schritt von in- 
zwischen 48 Staaten zu folgen, die die Konvention 
gezeichnet haben, und dann schnellstmöglich auch 
zu ratifizieren, wie es bisher vier Staaten gemacht 
haben, u. a. Schweden und Mexiko. 

Es gibt kein überzeugendes Argument, warum 
nach eineinhalb Jahren die Antifolterkonvention 
nicht unterzeichnet ist und wir unter den westli- 
chen Staaten in Europa außer Malta und Irland nur 
' ' noch die einzigen sind, die nicht gezeichnet haben. 
Ich glaube im Gegenteil, es besteht eine moralische 
Verpflichtung für uns, diese Konvention möglichst 
schnell zu zeichnen, 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Dr. 

Hamm-Brücher [FDP]) 

Als Einwand gegen die Unterzeichnung wurde 
bisher die fehlende Zustimmung des Freistaates 
Bayern angeführt. Die Argumentation von Mini- 
sterpräsident Strauß und Generalsekretär Stoiber 
lautet, daß mit der Konvention ein neuer Asyltatbe- 
stand geschaffen werde. Das ist sachlich unrichtig. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat in verschie- 
denen Entscheidungen ausdrücklich festgestellt, 
daß Folter nach geltendem Recht kein Asylgrund 
ist, wenn sie aus nichtpolitischen Gründen ange- 
wandt wird. Ich will diese Entscheidung an dieser 
Stelle nicht kritisieren, obwohl es viel Kritikwürdi- 
ges daran gibt. Das Bundesverwaltungsgericht hat 
aber ausdrücklich betont und in seine Urteile oft 
hineingeschrieben, daß in Fällen drohender Folter 
eine Abschiebung in das Land ausgeschlossen ist, 
in dem gefoltert wird. Mit anderen Worten: Schon 
nach geltendem Recht kann ein Ausländer, dem in 
seinem Heimatland Folter droht, nicht dorthin ab- 
geschoben werden. Genau das steht in Artikel 3 der 
UN- Antifolterkonvention. 

Der Anlaß für Bayern, die Bundesregierung an 
der Unterschrift zu hindern, ist nicht erkennbar. Es 
müssen also andere Gründe dafür sprechen, daß es 
der bayerische Ministerpräsident schafft, den Bun- 


desaußenminister, den Bundes] ustizminister und (C) 
damit offensichtlich die ganze Regierung in dieser 
Frage im Regen stehen zu lassen. Dabei ist es 
Franz-Josef Strauß offensichtlich gleichgültig, ob 
der Bundes au ßenminister seine Glaubwürdigkeit 
auch bei anderen Fragen der Menschenrechtspoli- 
tik dadurch international verliert. 

Es fällt im übrigen auf, daß Bayern auch bei der 
Diskussion um die europäische Antifolterkonven- 
tion, wenn auch mit anderen Gründen, eine ableh- 
nende Haltung einnimmt. Es ist wohl einer der sel- 
tenen Fälle, vielleicht der einmalige Fall, daß die 
Bundesregierung durch verschiedene Minister im- 
mer wieder fordert, begrüßt, empfiehlt, die interna- 
tionale Konvention gegen die Folter zu unterzeich- 
nen, dann aber nicht handelt, weil ein Ministerprä- 
sident diese Regierung daran hindert, obwohl ver- 
fassungsrechtlich überhaupt kein Grund und auch 
kein Recht besteht, die Regierung daran zu hin- 
dern. 

Menschenrechtspolitik ist ein Teil der Außenpoli- 
tik. Ich meine, die Bundesregierung sollte in dieser 
Frage keine Nebenaußenpolitik aus München zu- 
lassen. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Dr. 

Hamm-Brücher [FDP]) 

Ich bitte Sie eindringlich, meine Damen und Her- 
ren, diesem Antrag zuzustimmen. Er steht im Ein- 
klang mit dem erklärten Willen des Bundesaußen- 
ministers, des Bundesministers der Justiz und — 
ich nehme an — damit der Bundesregierung. Be- 
denken Sie, daß jeder, der gegen die Unterzeich- (d) 
nung stimmt, sich dem Vorwurf aussetzt, im Kampf 
gegen die Folter einen kleinen, aber immerhin ei- 
nen Fortschritt zu verhindern. 

Ich habe gehört, daß entgegen der Absprache hier 
über diesen Antrag nicht abgestimmt werden soll, 
sondern von Ihnen eine Überweisung beantragt 
werden soll. Wenn ich gesagt habe, überlegen Sie, 
ob Sie mit einer Gegenstimme nicht den Kampf 
gegen die Folter hindern, so füge ich hinzu: Überle- 
gen Sie bitte auch, ob Sie nicht durch eine Verzöge- 
rung das gleiche erreichen, nachdem anderthalb 
Jahre alle Fragen ausdiskutiert sind, die im Zusam- 
menhang mit dieser Folterkonvention zu diskutie- 
ren waren. 

Vielen Dank 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Dregger. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Unser Grundgesetz ist auch 
eine Antwort auf die Schrecklichkeiten und Scheuß- 
lichkeiten der zwölf braunen Jahre. Freie Demokra- 
ten, Sozialdemokraten, Christliche Demokraten und 
Christlich-Soziale haben dieses Grundgesetz ge- 
meinsam erarbeitet. Ihm sind wir alle in gleicher 
Weise verpflichtet. Das gehört zum Konsens, der 
diese Republik trägt. Art. 1 unserer Verfassung lau- 
tet in Abs. 1 und 2: 
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Dr. Dregger 

(A) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie 

zu achten und zu schützen ist Verpflichtung 
aller staatlichen Gewalt. 

Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu un- 
verletzlichen und unveräußerlichen Menschen- 
rechten als Grundlage jeder menschlichen Ge- 
meinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit 
in der Welt. 

Zu diesen unverletzlichen und unveräußerlichen 
Menschenrechten gehört auch das Recht, nicht ge- 
foltert zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Folterverbot ergibt sich nicht nur in eindeuti- 
ger Schärfe aus unserer Verfassung, es ergibt sich 
auch aus Art. 3 der Europäischen Menschenrechts- 
konvention, der die Bundesrepublik Deutschland 
beigetreten ist. Seit drei Jahrzehnten gibt es dieses 
Folterverbot. In dieser ganzen Zeit hatten die Straß- 
burger Organe keinen Anlaß, eine Verletzung die- 
ses Art. 3 durch die Bundesrepublik Deutschland 
festzustellen. 

Leider ist es nicht in allen Staaten der Welt so. 
Uns ist bekannt, daß in etwa 70 Ländern der Erde 
jährlich mehr als 500 000 Menschen gefoltert oder 
mit unmenschlichen Strafen belegt werden. In man- 
chen fundamentalistischen Staaten islamischen 
Rechts sind körperliche Strafen sogar vorgeschrie- 
ben. Sie werden — zu Recht oder zu Unrecht — auf 
religiöse Vorschriften zurückgeführt. 

Unter diesem Aspekt kann man die Konvention 
(R) der Vereinten Nationen, die am 10. Dezember 1984 
von ihrer Generalversammlung verabschiedet wur- 
de, nur begrüßen. Selbstverständlich unterstützt die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion die Ziele dieser Kon- 
vention. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Erfahrung zeigt, daß die Verabschiedung sol- 
cher Konventionen nicht auch schon ihre Verwirkli- 
chung bedeutet — leider! Es wird wohl ein langer 
Weg sein, bis in allen oder auch nur in den meisten 
Staaten der Erde Folter und unmenschliche Strafen 
tatsächlich abgeschafft sein werden. 

Wegen ihres unmittelbaren Zieles, die Folter zu 
ächten und abzuschaffen, kann es gegen die Verab- 
schiedung der Antifolterkonvention der UNO kei- 
nerlei Bedenken geben. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Also?) 

Von Ländern und Gemeinden — und nicht nur 
vom Freistaat Bayern — werden jedoch Bedenken 
vorgetragen, die sich auf die mittelbaren Auswir- 
kungen beziehen, die die Verabschiedung der Anti- 
folterkonvention auf ein ganz anderes Problem ha- 
ben könnte, das Gemeinden und Länder in besonde- 
rer Weise betrifft. Ich meine das Asylrecht und 
seine Praxis. Zusammen mit den Kollegen Ewen 
und Wolfgramm habe ich gestern auf der Land- 
kreisversammlung des Deutschen Landkreistages 
gesprochen und auch dem zugehört, was die Land- 
räte uns zu sagen haben. Sie haben uns beschwo- 
ren, nicht neue Schleusen für den Zustrom von Asy- 
lanten zu Öffnen. 


Dieses Problem betrifft deshalb die Bundesrepu- (C) 
blik Deutschland in einzigartiger Weise, weil nur 
wir — und niemand sonst — jedem Ausländer ein 
einklagbares Recht auf Asyl einräumen. Das allge- 
meine Völkerrecht kennt einen derartigen Rechts- 
anspruch von Ausländern auf Asylgewährung nicht. 

Der von der Bundesregierung unterstützte Versuch, 
für politisch Verfolgte ein subjektives Recht auf Zu- 
flucht in einem völkerrechtlichen Vertrag zu be- 
gründen, ist 1977 auf einer internationalen Konfe- 
renz in Genf leider am Widerstand der ganz über- 
wiegenden Zahl der Teilnehmerstaaten gescheitert. 

Auch dieses einzigartige Asylrecht macht unser 
Land zum Ziel von Ausländern, die, aus welchen 
Gründen auch immer, ihr eigenes Land verlassen 
möchten. 

Von den 720 000 Ausländern, die in den zehn Jah- 
ren von 1975 bis 1984 in Westeuropa um Asyl gebe- 
ten haben, wurden 370 000 — das ist mehr als die 
Hälfte — im Bundesgebiet aufgenommen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Die haben aber nicht 
alle Asyl bekommen!) 

Seit 1984 steigt die Zahl der Asylbewerber wieder 
beträchtlich. 1985 waren es 73 000, und in den ersten 
vier Monaten dieses Jahres ist im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum nochmals eine Steigerung um 
40 % festzustellen, 

(Ströbele [GRÜNE]: Wie viele haben tat- 
sächlich Asyl bekommen?) 

so daß in diesem Jahr mit über 80 000 Asylbewer- 
bern zu rechnen ist. Dadurch, meine Damen und 
Herren, verlängert sich die Dauer der Anerken- 
nungsverfahren. Von den abgelehnten Asylbewer- 
bern verbleiben erfahrungsgemäß die Hälfte oder 
zwei Drittel im Bundesgebiet, was im wesentlichen 
auf die lange Aufenthaltsdauer bis zum Abschluß 
der Verfahren zurückzuführen ist; denn dann ist es 
wirklich schwierig, eine Abschiebung durchzufüh- 
ren. 

Es geht also um den Zusammenhang zwischen 
dem Asylrecht in seiner ganz besonderen Ausge- 
staltung in der Bundesrepublik Deutschland und 
der Antifolterkonvention der UNO. 

Nun im einzelnen! In der Antifolterkonvention 
der Vereinten Nationen heißt es in Art. 3 — ich 
zitiere — : 

Ein Vertragsstaat darf eine Person nicht in ei- 
nen anderen Staat ausweisen, abschieben oder 
an diesen ausliefern, wenn stichhaltige Gründe 
für die Annahme bestehen, daß sie dort Gefahr 
liefe, gefoltert zu werden. 

(Sehr gut! bei den GRÜNEN) 

Einige Bundesländer und Gemeinden befürchten 
nicht ohne Grund, daß das im Hinblick auf unser 
Asylrecht dahin ausgelegt werden könnte, daß 
keine besondere, auf die Person des Asylbewerbers 
bezogene Gefahr vorhanden sein müsse, gefoltert 
zu werden, um ein Asylrecht in Deutschland zu 
erwerben. 

(Frau Timm [SPD]: Das ist doch juristische 
Spitzfindigkeit! — Weitere Zurufe von der 
SPD) 
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Dr. Dregger 

(A) — Hören Sie wenigstens zu; das ist eine kompli- 
zierte Frage! 

(Bindig [SPD]: Die Sie nicht verstanden ha- 
ben, weil Sie ständig Nebenprobleme erör- 
tern!) 

— Man muß denken und nicht nur schreien; meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Anhaltende 
Zurufe von der SPD) 

— Schweigen Sie und hören Sie zu; Ich habe bei 
Ihnen auch geschwiegen. 

(Lambinus [SPD]: Ablenkung ist das!) 

— Ich fahre fort: Die Befürchtung geht dahin, daß 
für eine Asylgewährung keine auf die Person des 
Bewerbers bezogene Gefahr vorhanden sein müßte, 
sondern daß dafür die in den betreffenden Staaten 
für jeden Einwohner bestehende allgemeine Gefahr 
der Folter ausreichen würde. 

Eine solche Auslegung könnte auf den Abs. 2 des 
Art 3 der Anti-Folter-Konvention gestützt werden, 
in dem es sehr allgemein heißt — ich zitiere — : 

Bei der Feststellung, ob solche Gründe 

— für die Gefahr der Folter — 

vorliegen, berücksichtigen die zuständigen Be- 
hörden alle maßgeblichen Erwägungen ein- 
schließlich des Umstands, daß in dem betref- 
fenden Staat eine ständige Praxis grober, offen- 
/ßx kundiger oder massenhafter Verletzungen der 
Menschenrechte herrscht. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wie zum Beispiel in 
der Türkei! — Gegenrufe von der CDU/ 
CSU: Ruhe!) 

Meine Damen und Herren, das trifft leider auf allzu 
' viele Staaten in der Welt zu. Wenn Sie im Iran 
leben, müssen Sie mit dieser Gefahr, daß Sie kör- 
perlichen Strafen und der Folter ausgesetzt werden, 
rechnen. 

(Ströbele [GRÜNE]: In der Türkei auch! 

Bei Ihren Freunden! — Gegenruf von der 
CDU/CSU: Bei den GRÜNEN auch!) 

Die angedeutete Auslegung unseres Asylrechts in 
Verbindung mit Art. 3 der Anti-Folter-Konvention 

würde bedeuten, daß das nur bei uns — ich betone: 
nur bei uns! — gegebene Grundrecht auf Asyl für 
Ausländer von allen Staatsangehörigen dieser Län- 
der in Anspruch genommen werden könnte, auch 
dann, wenn eine konkrete Gefahr für sie persönlich 
nicht nachgewiesen werden könnte. 

Meine Damen und Herren, das aber geht nicht. 
Dazu ist unser kleines Land, das nach dem Kriege 
Millionen von Vertriebenen und Flüchtlingen auf- 
nehmen mußte, nicht in der Lage. 


Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Luuk? 


Dr. Dregger (CDU/CSU): Nein, ich möchte das im (C) 
Zusammenhang ausführen und möchte meine Zeit 
noch voll nutzen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Richtig! — Bin- 
dig [SPD]: Es wird nicht auf die Redezeit 
angerechnet! Sie haben nur Angst, daß Sie 
mit Ihren Argumenten nicht durchkom- 
men!) 

— Sie kommen ja gleich wieder dran! Mir liegt dar- 
an, hier unseren Standpunkt darzulegen. 

Eine solche Ausweitung der Asylpraxis entsprä- 
che auch in gar keiner Weise den Absichten der 
Verfassungsväter. Diese hatten bei der Formulie- 
rung des Grundgesetzes noch konkret die 12 brau- 
nen Jahre vor Augen, 

(Zuruf von der SPD: Sehr zu Recht!) 

in denen Tausende Deutsche — nicht Zehntausende 
oder Hunderttausende, aber Tausende Deutsche — 
als politisch Verfolgte Zuflucht in verschiedenen 
Staaten der Erde gefunden hatten. 

(Ströbele (GRÜNE): Nicht Zehntausende? 

600 000 waren es! Wer hat Ihnen denn diese 
Rede geschrieben?) 

Es lag völlig außerhalb des Vorstellungsvermögens 
der Verfassungsväter, daß das damals völlig zer- 
störte Deutschland ein magnetischer Anziehungs- 
punkt für Menschen aus aller Welt, insbesondere 
aus der Dritten Welt, werden könnte, und es lag 
auch außerhalb ihres Vorstellungsvermögens, daß 
das von ihnen formulierte Grundrecht auf Asyl der- 
artige Auswirkungen haben könnte. 

Meine Damen und Herren, für das Verbot der 
Folter in der Bundesrepublik Deutschland ist die 
Konvention der Vereinten Nationen ohne Bedeu- 
tung. Alles, was sie verbietet, ist bei uns bereits ver- 
boten: durch die Verfassung, durch die Strafge- 
setze, 

(Ströbele [GRÜNE]: Das sagen die anderen 
auch!) 

durch die Europäische Menschenrechtskonvention 
und durch anderes mehr. Und nicht nur das, auch 
außerhalb ihres eigenen Hoheitsgebiets tut die 
Bundesregierung alles ihr Mögliche, um Menschen 
vor Folter zu schützen. Es gibt wohl keine Regie- 
rung und kein Volk, das sich zur Zeit mehr für die 
Durchsetzung humanitärer Anliegen einsetzt als 
das unsere. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Dr. Emmerlich [SPD]: Nun lassen Sie doch 
einmal die chauvinistischen Bemerkungen! 

Als ob wir besser sind als andere!) 

Der Anti-Folter-Konvention der UNO bedarf es da- 
für nicht. 

Wir haben daher — das ist meine Schlußfolge- 
rung — auch keinen Anlaß, die Auswirkungen einer 
Verabschiedung der Anti-Folter-Konvention der 
UNO auf unser Asylrecht und unsere Asylpraxis 
und die in diesem Zusammenhang vorgebrachten 
Bedenken von Ländern und Gemeinden einfach zu 
ignorieren. Uns muß es gelingen, Sicherheiten in 
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Dr. Dregger 

(A) dem Sinne zu schaffen, daß die Verabschiedung der 
Konvention der UNO 

(Ströbele [GRÜNE]: Keine Wirkung hat!) 

die Probleme nicht noch vergrößert, die sich für 
Bundesländer und Gemeinden aus unserem speziel- 
len Asylrecht und der Asylpraxis unseres Landes 
ergeben. Deshalb empfehlen wir, den Entschlie- 
ßungsantrag der SPD-Bundestagsfraktion den zu- 
ständigen Ausschüssen zu überweisen. 

Meine Damen und Herren, wir möchten, daß die 
Bundesregierung in die Lage versetzt wird, die 
Antifolterkonvention zu zeichnen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich fordere insbesondere die sozialdemokratische 
Fraktion auf, mit uns gemeinsam nach einer Lö- 
sung zu suchen, die die berechtigten Sorgen unse- 
rer Länder und Gemeinden ausräumt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

. Ich appelliere gerade deshalb an die sozialdemokra- 
tische Bundestagsfraktion, 

(Zuruf von der SPD: Haben Sie einmal mit 
Herrn Engelhard darüber gesprochen?) 

weil die SPD nach uns die meisten Länderchefs und 
vor allem die meisten Bürgermeister, Oberbürger- 
meister und Landräte stellt. 

(Bindig [SPD]: Und demnächst im Bundes- 
rat die Mehrheit hat!) 

Wir haben zur Vorbereitung dieser Debatte nicht 
nur mit unseren Kommunalpolitikern, sondern 

(B) auch mit den Kommunalpolitikern Ihrer Partei ge- 
sprochen. 

(Dr. Schmude [SPD]: Und welche Vorstel- 
lungen hatten die?) 

Meine Damen und Herren, ich habe dabei den Ein- 
druck gewonnen, daß es bei den Kommunalpoliti- 
kern aller demokratischen Parteien in dieser Frage 
eine gemeinsame Haltung gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sprechen Sie doch einmal mit Herrn Samtlebe oder 
mit Ihren Landräten! 

(Ströbele [GRÜNE]: Schämen Sie sich 
nicht?) 

Da das so ist, müßte es auch möglich sein — nicht 
mit Ihnen von den GRÜNEN; das ist ganz klar — , 
zwischen den demokratischen Parteien dieses Hau- 
ses in den Ausschußberatungen eine gemeinsame 
Lösung zu finden, die es erlaubt, die Konvention zu 
zeichnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Dr. Schmude [SPD]: Welche Vorschläge ha- 
ben Sie? — Bindig [SPD]: Eine Rede der 
Hartherzigkeit! — Ströbele [GRÜNE]: Bei 
der Folter feilschen Sie rum!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Fischer (Bad Hersfeld). 

Fischer (Bad Hersfeld) (GRÜNE): Frau Präsiden- 
tin! Meine Damen und Herren! Die GRÜNEN unter- 


stützen den Antrag der SPD, mit dem erreicht wer- (C) 
den soll, daß die Bundesregierung die UN-Antifol- 
terkonvention aus dem Jahre 1984 — das ist immer- 
hin auch schon bald zwei Jahre her — endlich un- 
terzeichnet. 

Amnesty International hat die Unzulänglichkeit 
dieser Konvention mehrfach hervorgehoben. Am- 
nesty kritisiert vor allem, daß die sogenannten 
„lawful sanctions“, auf die soeben schon hingewie- 
sen worden ist, d. h. die durch Gesetze eines Landes 
legalisierte unmenschliche Behandlung von Gefan- 
genen, wie sie insbesondere für bestimmte islami- 
sche Länder typisch sind, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Reden Sie einmal 
von Moskau!) 

in dieser Konvention ausdrücklich ausgenommen 
werden. 

Amnesty kritisiert weiter, daß es — anders als im 
Entwurf der Europäischen Antifolterkonvention, 
dessen übrigens noch skandalösere Behandlung 
durch Bund und Länder heute leider nicht zur De- 
batte steht — überhaupt keinen Durchsetzungsme- 
chanismus zur Kontrolle dieser Konvention gibt 

In einer Zeit, in der durch die neuen Kommunika- 
tionstechniken alle zwischenmenschlichen Kon- 
takte verändert und umgewertet werden können, in 
der durch Isolationshaft — auch bei uns in der Bun- 
desrepublik — eine Art „sauberer"' Zerstörung von 
Menschen praktiziert werden kann, wirkt darüber 
hinaus der Folterbegriff der UN-Konvention fast (D) 
altmodisch. Die „Zufügung von geistig-seelischen 
Schmerzen oder Leiden, um Aussagen zu erpres- 
sen“ — das ist eine Definition von Folter, die die 
Gefährdung der Integrität einer Person durch diese 
neuen Techniken nicht einmal andeutungsweise er- 
faßt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Um so blamabler ist es für uns, daß es von den 
westeuropäischen Staaten neben Malta und Irland 
einzig die Bundesrepublik ist, die die UN-Konven- 
tion bisher nicht unterzeichnet geschweige denn — 
wie Schweden und andere Länder — ratifiziert hat 
Die Bundesregierung — das wurde ja eben lang 
und breit ausgeführt — zieht sich darauf zurück, 
daß ja nicht sie selbst, sondern die zuständigen 
Länderregierungen, vor allem Bayern, die Verzöge- 
rung der Unterzeichnung zu verantworten hätten. 

Es ist die vorgebliche Sorge der Bundesländer, hin- 
ter denen sich die Bundesregierung offensichtlich 
versteckt, daß die Bundesrepublik nach der Unter- 
zeichnung der Konvention von foltergefährdeten 
Asylsuchenden überschwemmt werden könnte, daß 
es schwerer werden könnte, die von Folter bedroh- 
ten Menschen wieder loszuwerden. Nicht einmal 
das wenige Tage alte und für uns in jeder Hinsicht 
skandalöse Folter-Urteil des Bundesverwaltungs- 
gerichts geht so weit. Es erklärt zwar staatliche Fol- 
ter als Asylgrund für entscheidungsunerheblich, 
läßt aber zumindest die Frage der Abschiebung und 
Ausweisung, gegebenenfalls der Duldung aus hu- 
manitären Gründen, vor dem Hintergrund seiner 
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Fischer (Bad Hersfeld) 

(A) früheren Entscheidungen bewußt offen. Und darum 
geht es, Herr Dregger. 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau!) 

Es geht nicht ums Asylrecht, sondern es geht um 
das Verbleiben von Menschen, die sich vor Folter 
fürchten müssen. 

Es wäre aber darüber hinaus unangebracht, al- 
lein die Bayern in dieser Debatte als Buhmänner 
vorzuführen. Ministerpräsident Albrecht aus Nie- 
dersachsen schien es schon vor Jahren sittlich 
geboten, gegebenenfalls Informationen — ich zitie- 
re — 

durch Folter zu erzwingen, sofern dies wirklich 

die einzige Möglichkeit wäre, ein namenloses 

Verbrechen zu verhindern. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unverschämt- 
heit!) 

Die vorgebliche Furcht vor Überfremdung atmet in 
fataler Weise die Züge einer Staatsraison, die 
Menschlichkeit und Mitleidenkönnen mit den Op- 
fern von Folter in leider viel zu vielen Ländern der 
Welt ganz an das hintere Ende der Werteskala 
stellt. Während Tausende von deutschen Antifaschi- 
sten zur Zeit des Nationalsozialismus in Argenti- 
nien und in der Türkei Aufnahme und Schutz fan- 
den, tat sich die Bundesregierung schon vor Jahren 
unendlich schwer, Flüchtlingen aus Argentinien un- 
bürokratisch Aufnahme und Asyl zu gewähren, ist 
die hohe Ablehnungsquote von Asylbewerbern aus 
der Türkei trotz nach wie vor staatlich organisierter 
Folterpraxis, um Reinhard Marx zu zitieren, durch 
„letztlich systempolitische und bündnispolitische 
Interessen“ bedingt. 

Die umgehende Unterzeichnung und Ratifizie- 
rung der UN-Antifolterkonvention bleibt für uns 
deshalb bei allen ihren Mängeln der Maßstab, um 
beurteilen zu können, ob das durch den Außenmini- 
ster dieser Regierung immer wieder vorgetragene 
Engagement für die Menschenrechte wirklich 
trägt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Wir finden es schlimm, daß wir die Bundesregie- 
rung und eine Reihe von Bundesländern in bezug 
auf den umstrittenen Art. 3 der UN-Konvention an 
die einschlägigen Bestimmungen der Europäischen 
Menschenrechtskonvention erinnern müssen, die 
bei uns längst geltendes Recht sind. 

(Neumann [Bramsche] [SPD]: Und viel 
weitergehend sind!) 

Deswegen haben wir für heute namentliche Ab- 
stimmung beantragt, um zu sehen, wer von Ihnen 
das mitzutragen bereit ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Beckmann, 


Beckmann (FDP): Frau Präsident! Meine sehr ver- (C) 
ehrten Damen! Meine Herren! Rudolf von Ihering 
hat in seiner Schrift über den Zweck des Rechts 
gesagt: 

Der Bildungsprozeß des Rechts ist keine Sache 
der bloßen Erkenntnis wie bei der Wahrheit, 
sondern Sache des Kampfes der Interessen. 

Auch im vorliegenden Fall, so scheint es mir, sind 
wir alle zu der übereinstimmenden Erkenntnis ge- 
langt, daß es eine drängende Notwendigkeit gewor- 
den ist, diese Konvention der Vereinten Nationen 
zu zeichnen und später zu ratifizieren. 

(Beifall bei der FDP) 

Es haben sich hierbei n,un Interessengegensätze 
ergeben, die diesen Bildungsprozeß des Rechts, wie 
Ihering sagt, bisher verhindert haben. Diese Inter- 
essengegensätze zu beseitigen, war die Hauptauf- 
gabe der Bundesregierung. Sie wird es auch in der 
nächsten Zukunft sein. Ich bin zuversichtlich, daß 
es gelingen wird, die Konvention noch bis zum 
Ende dieses Jahres zu zeichnen. 

Man kann der Bundesregierung nicht den Vor- 
wurf machen, sie sei untätig geblieben oder wolle 
überhaupt nicht zeichnen, ganz im Gegenteil. Sie 
war am Zustandekommen dieser Konvention maß- 
geblich beteiligt und hat an deren Ausgestaltung 
aktiv mitgearbeitet. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Bundesregierung braucht sich von nieman- 
dem sagen zu lassen, daß sie den Konsens, der mit 
der Verabschiedung der Konvention in den Verein- 
ten Nationen erreicht wurde, nicht mittragen will. 

Dies kann wirklich niemand ernsthaft behaupten. 
Gerade unser Land, insbesondere vertreten durch 
den Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher, 
war es, das sich für die weltweite Bekämpfung von 
Menschenrechtsverletzungen, für die weltweite 
Ächtung der Folter eingesetzt hat. 

In diesem Sinne hat sich jüngst der Bundespar- 
teitag der FDP für die rasche Zeichnung der Kon- 
vention ausgesprochen. Dies ist auch der ausdrück- 
liche Wunsch der FDP-Bundestagsfraktion. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg, Mann 
[GRÜNE]) 

Eine aktive Menschenrechtspolitik, meine Damen 
und Herren, ist und bleibt ein erklärtes Ziel unserer 
Außenpolitik, ist und bleibt ein wesentlicher Be- 
standteil unserer internationalen Bemühungen, ist 
und bleibt für uns eine der wesentlichen Aufgaben 
unserer Zeit. Wer diese immer wieder erklärte Ab- 
sicht der Bundesregierung bestreitet, macht sich 
unglaubwürdig. 

Die Verzögerungen, die es zugegebenermaßen 
bei der Zeichnung der Konvention gibt, beruhen in 
erster Linie darauf, daß es bisher noch nicht gelun- 
gen ist, mit einigen Ländern eine abschließende 
Meinungsbildung herbeizuführen. Dies wird von 
meiner Fraktion außerordentlich bedauert. 

Um dem Vorwurf, auf die Länder käme es bei der 
Zeichnung der Konvention nicht an, gleich zu be- 
gegnen: Ich halte es für keinen guten Stil, ohne vor- 
herige Abstimmung mit den Ländern eine Konven- 
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(A) tion zu zeichnen, für deren Ratifizierung es nachher 
auf die Zustimmung der Länder ankommt. Ich halte 
es auch für keinen guten Stil, über die Einwände 
mancher Bundesländer einfach hinwegzugehen 
und so tun, als wären diese Einwände Ausdruck 
eines mangelnden Willens, die Folter weltweit zu 
ächten. 

(Neumann [Bramsche] [SPD]: Aber nach 
anderthalb Jahren!) 

Dies würde die Dinge nicht korrekt darstellen. 

Das in Art. 3 der Konvention enthaltene Zurück- 
weisungs- und Zurückschiebungsverbot kann in 
der Tat Probleme bereiten und zu bisher noch nicht 
eindeutig abschätzbaren Folgen führen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sehr wenig liberale 
Haltung!) 

Der Vorwurf, andere Staaten hätten trotz dieser 
möglichen Folgen und der erkannten Mißbrauchs- 
möglichkeiten die Konvention gezeichnet, trifft die 
Bundesregierung nicht. Hierfür ist die Rechtslage 
in den Mitgliedstaaten zu unterschiedlich, und hier- 
bei bleibt die Tatsache unberücksichtigt, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland eine völlig andere 
rechtliche Situation herrscht, da es eben im Gegen- 
satz zu anderen Ländern ein verfassungsrechtlich 
verbürgtes Asylrecht gibt. 

Trotz dieser Bedenken werden wir die Zeichnung 
der Konvention weiter als vorrangiges Ziel verfoL 
gen. 

(B) 

(Beifall bei der FDP) 

Die Zeichnung ist ein politisches Signal, mit dem 
wir dem Eindruck verbeugen müssen, wir seien 
nicht bereit, für die weltweite Ächtung der Folter 
einzustehen. Ganz im Gegenteil, wir können mit 
Stolz sagen, daß die Bundesrepublik Deutschland 
zu der Minderheit in der Staatenfamilie gehört, 

(Ströbele [GRÜNE]: Das trieft vor Selbst- 
gerechtigkeit!) 

wo nicht gefoltert wird, wo Menschenwürde und 
Menschenrechte das oberste Prinzip und Leitbild 
für die Gestaltung der gesellschaftlichen und staat- 
lichen Ordnung darstellen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir wollen unseren außenpolitischen Handlungs- 
spielraum bewahren. Ich sage es aber noch einmal: 
Die Überprüfungsphase ändert nichts daran, daß 
wir die Konvention zeichnen wollen und dies auch 
tun werden. Dies ändert nichts an unserer grund- 
sätzlichen Einstellung zu der weltweiten Verwirkli- 
chung der Menschenrechte. Dies ändert nichts an 
unserem Einsatz für die weltweite Bekämpfung der 
Folter. Sich dafür einzusetzen gebietet der FDP- 
Fraktion bereits ihr stetes Einstehen für unsere 
Verfassung und für unsere rechtsstaatliche Ord- 
nung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab- (C) 

geordnete Dr. Schmude. 

Dr. Schmude (SPD): Frau Präsidentin! Sehr ge- 
ehrte Damen und Herren! Die Ausführungen von 
Herrn Dregger zwingen zu einigen kurzen Erwide- 
rungen. Der von Ihnen zitierte Artikel 3 Abs. 2 des 
Entwurfs gibt allgemeine Maßstäbe für die Feststel- 
lung, wie sie auch in unserem Recht ständig gelten. 

Das ist nichts Besonderes. Der Artikel 3 Abs. 1 ver- 
bietet, jemanden dorthin auszuliefern, wo er gefol- 
tert wird. Diese Bestimmung ist ganz eindeutig. 

Hier kann es keine Zweifel geben. Das könnten 
aber die Bundesregierung und auch wir anläßlich 
der Ratifizierung noch einmal ausdrücklich feststel- 
len. 

Ich behaupte: Entspräche es nicht schon der gel- 
tenden Rechtslage, wie sie das Bundesverwaltungs- 
gericht festgelegt hat, daß wir niemanden dorthin 
ausliefern dürfen, wo ihm Folter droht, dann wäre 
es höchst unanständig und völlig unerträglich, 
wenn wir eine solche Vorschrift gleichwohl von uns 
wiesen, ausschließlich im Hinblick auf das Asyl- 
recht 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

und die von Ihnen dargelegte Überlastung unserer 
Kommunen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich hielte es für skandalös, wenn die Zeichnung die- 
ser Konvention hinausgeschoben würde, um Druck 
in Richtung auf die Änderung des Asylrechts auszu- (D) 
üben. Das darf nicht geschehen, und dafür werden 
Sie uns nicht gewinnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben eine Zurückverweisung in die Aus- 
schüsse beantragt. Ich frage: Wo sind Ihre Vorschlä- 
ge, wie es denn laufen soll? Was haben Sie getan, 
um dem Eindruck entgegenzuwirken, daß Sie nur 
Zeit gewinnen wollen, nachdem schon so schreck- 
lich viel Zeit verstrichen ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Freistaat Bayern ist es, der hier widerspricht. 

Ein solcher Widerspruch, nach so langer Zeit nicht 
geklärt, verdient es nicht, als Bremsklotz genutzt zu 
werden. Er verdient vielmehr, zum Anlaß genom- , 
men zu werden, um denjenigen öffentlich bloßzu- 
stellen und zur Verantwortung zu ziehen, der sich 
diesem wichtigen Vorhaben in den Weg stellt. Das 
sollten wir tun, statt hier weiterhin eine Verschiebe- 
tatik zu betreiben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Justiz. 


Engelhard, Bundesminister der Justiz: Frau Präsi- 
dentin! Meine Damen und Herren! Die in dem Über- 
einkommen der Vereinten Nationen vom 10. De- 
zember 1984 gegen Folter imd andere grausame, 
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung 
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Bundesminister Engelhard 

(A) oder Strafe enthaltenen Grundsätze sind in unserer 
Rechtsordnung und in unserer Rechtspraxis bereits 
Realität. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesrepublik hat sich stets weltweit und in 
ihren bilateralen Beziehungen für die Bekämpfung 
der Folter und für den Schutz von Folteropfern ein- 
gesetzt. Sie hat sich mit der Ratifizierung der Euro- 
päischen Menschenrechtskonvention bereits seit 
dem Jahr 1952 und mit der Ratifizierung des inter- 
nationalen Paktes über bürgerliche und politische 
Rechte im Jahr 1973 zur Einhaltung des Folterver- 
bots verpflichtet. Dies entspricht dem Artikel 1 un- 
serer Verfassung, der feststellt: „Die Würde des 
Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu 
schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.“ 
Daran ist unsere Rechtsordnung ausgerichtet Es 
ist eine auch international unbestrittene Tatsache, 
daß es in der Bundesrepublik Deutschland Folter 
oder auch nur Vergleichbares nicht gibt. Nicht zu- 
letzt der Wunsch von Ausländern aus aller Welt und 
speziell von Verfolgten, bei uns leben zu können, ist 
dafür ein lebendiger Beweis. 

Wenn die Bundesrepublik nun trotzdem die Kon- 
vention noch nicht gezeichnet hat, so liegt das dar- 
an, daß die Durchführung in der Praxis im wesentli- 
chen den Ländern obliegt und es deshalb notwendig 
und auch, wie allen Kundigen bekannt ist, üblich 
ist, mit ihnen die Zeichnung abzusprechen. Dies ist 
kein Verstecken, sondern der Gang, der in allen ver- 
gleichbaren Vorhaben immer eingehalten worden 
ist. 

Nun sind von seiten des Bundesministeriums des 
Innern und aus den Ländern vor allem wegen der 
unpräzisen Formulierung der Folterdefinition in 
Art 1 und 3 der Konvention Befürchtungen geltend 
gemacht worden, 

(Lambinus [SPD]: Welche Länder, Herr Mi- 
nister?) 

daß unter dem Vorwand tatsächlich nicht bestehen- 
der Foltergefahren mißbräuchlich vorläufige Auf- 
enthaltsgenehmigungen in der Bundesrepublik 
Deutschland erlangt werden könnten. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Es ist das Kuschen 

vor Herrn Strauß, das den Justizminister 
unglaubwürdig macht!) 

Ich habe für dieses Vorbringen ein gewisses Ver- 
ständnis. Die Besorgnisse teile ich im Ergebnis 
nicht. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Gleichwohl: Ich habe der Konferenz der Justizmi- 
nister und -Senatoren der Länder bereits im Dezem- 
ber des vergangenen Jahres angeboten, ihnen 
durch interpretierende Erklärungen der Bundesre- 
publik Deutschland bereits bei der Zeichnung ent- 
gegenzukommen. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Das sind alles bü- 
rokratische Spitzfindigkeiten!) 


Mein Haus, der Bundesminister des Innern und das (C) 
Auswärtige Amt führen mit den Ländern entspre- 
chende Verhandlungen. 

(Lambinus [SPD]: Mit welchen?) 

Dieser Abstimmungsprozeß befindet sich vor dem 
Abschluß. 

Bei allem muß berücksichtigt werden, daß auf 
Weltebene ausgehandelte Verträge stets Kompro- 
misse darstellen, in denen nicht allen Bedürfnissen 
auch des jeweiligen innerstaatlichen Rechts ent- 
sprochen werden kann. 

(Senfft [GRÜNE]: Kompromisse bei Fol- 
ter?) 

Was nun die Besorgnisse anbelangt, von denen 
ich gesprochen und berichtet habe, verweise ich im 
übrigen auf die einschlägige Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts zur Reichweite des 
Schutzes von Ausländern vor Abschiebung und Zu- 
rückweisung. Ich bin der Überzeugung, daß diese 
abgewogene Rechtsprechung mit dem Sinn und 
Zweck des Übereinkommens übereinstimmt und 
eine Ausweitung des geltenden innerstaatlichen 
Rechts und seiner Interpretation durch dieses 
Übereinkommen weder gefordert noch von den Ver- 
waltungsgerichten zu erwarten ist. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Schmude 
[SPD]) 

Für die Bundesregierung stelle ich fest: Haupt- 
zweck des Übereinkommens sind einerseits die 
weltweite Strafverfolgung von Foltertätern und an- 
dererseits der Schutz der tatsächlich und konkret (D) 
von Folter Gefährdeten. Angesichts der beschränk- 
ten Aufnahmemöglichkeiten der Bundesrepublik 
Deutschland kann und soll dieser Schutz für Folter- 
opfer aber immer nur dann gewährleistet werden, 
wenn die mißbräuchliche Inanspruchnahme dieses 
Übereinkommens durch Personen, denen es nur um 
die Erlangung einer vorübergehenden Aufenthalts- 
möglichkeit geht, ausgeschlossen wird. Es kann 
auch nicht darum gehen, Personen, die sich selbst 
schwerer Straftaten schuldig gemacht haben, vor 
der Strafverfolgung und vor gerechter Strafe zu 
schützen. 

Zusammenfassend: Ich bin zuversichtlich — für 
diese Zuversicht habe ich Gründe — , daß die Ver- 
handlungen mit den Ländern demnächst 

(Dr. Emmerlich [SPD]; Wann denn?) 

zu einem positiven Ergebnis führen werden. So- 
dann wird die Bundesregierung sofort ihre Ent- 
scheidung über die Zeichnung treffen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE 
GRÜNEN hat in dem Antrag auf Drucksache 10/ 

4943 namentliche Abstimmung verlangt. Demge- 
genüber haben die Fraktionen von CDU/CSU und 
FDP die Überweisung der Vorlage zur federführen- 
den Beratung an den Rechtsausschuß und zur Mit- 
beratung an den Innenausschuß und an den Aus- 
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Vizepräsident Frau Renger 

(A) wärtigen Ausschuß erbeten. Nach unserer Ge- 
schäftsordnung ist zunächst über den Antrag auf 
Ausschußüberweisung abzustimmen. 

Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Der Antrag auf Überweisung ist angenommen. 

Damit ist zugleich der Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf namentliche Abstimmung abgelehnt. 

(Unruhe) 

Meine Damen und Herren von der CDU/CSU, 
nach dem großen Abstimmungssieg bitte ich Sie 
dennoch, etwas Ruhe zu bewahren, weil wir leider 
noch weiter beraten müssen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Keine Werbung in Rundfunk und Fernsehen 

an Sonn- und Feiertagen 

— Drucksache 10/5277 — 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die Beratung 30 Minuten vorgesehen. — Ich höre 
keinen Widerspruch; dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache, Das Wort hat der Ab- 
geordnete Rapp (Göppingen). 

Rapp (Göppingen) (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Um die Sonntagskultur 
ist es nicht zum besten bestellt. Immer mehr Men- 
schen schalten nicht mehr ab, sondern nur noch um 

(B) auf ein Programm mit lediglich anderem Leistungs- 
druck und anderen Zwängen. Hektik und Konsum- 
streß verdrängen die Muße, eine erfinderische Frei- 
zeitindustrie macht sich an die Vermarktung der 
Sonn- und Feiertage. Was sie umsetzt, ist oft genug 
wieder nur sinnlose Routine und Langeweile. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Leider wahr!) 

Für allzu viele ist der Sonntag zum Tag des unbe- 
grenzten Fernsehkonsums verflacht. Wo aber die 
Kunst verblaßt, den Sonntag zu erleben als den Tag 
des schöpferischen Atemholens, wird langsam, aber 
sicher auch der Widerstand erlahmen gegen die 
schleichende Aushöhlung und letztliche Aushebe- 
lung des Verbotes der Sonn- und Feiertagsarbeit. 
Die Entwicklung dahin ist ja im Gang. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Wo das Wechselspiel zwischen werktäglicher An- 
spannung und sonntäglicher Entspannung nicht 
mehr gelingt, wird die Logik des Produzierens und 
Konsumierens, der Maschinen und des Wettbe- 
werbs übermächtig. Die moderne Technik verän- 
dert ja nicht nur Arbeitsabläufe, sie drängt auch zur 
Veränderung der Arbeitszeit. Stichwörter sind Fle- 
xibilisierung und Individualisierung, gemeint ist re- 
gelmäßig die Vollauslastung aller Kapazitäten rund 
um alle Uhren. Da werden dann nicht nur die be- 
trieblichen Arbeitszeiten von den tariflichen abge- 
koppelt, zunehmend werden auch Genehmigungen 
zur Arbeit an Sonn- und Feiertagen beantragt und 
erteilt. Die Grenzen und Unterschiede zwischen 
dem Alltag und dem Sonntag verwischen sich, der 
Sonntag stirbt. 


Rhythmus ist ein umfassendes Lebensprinzip. Al- (C) 
les Leben baut auf, entfaltet sich, atmet in der be- 
weglichen Festigkeit und im geordneten Wechsel 
rhythmischer Abläufe. Über den natürlichen Rhyth- 
mus des Tages und der Nacht und der Jahreszeiten 
hinaus haben sich die Menschen zu allen Zeiten 
auch an feste Rhythmen des kulturellen und gesell- 
schaftlichen Lebens gehalten. Mythos, Religion, Hu- 
manwissenschaften bis hin zur Medizin und Psy- 
chologie sind immer darin übereingekommen, daß 
es dem Menschen bekömmlich und förderlich ist, 
im Rhythmus werktäglicher Anspannung, Routine, 
Sachzwangverhaftung und Verausgabung einer- 
seits, und sonn- und feiertäglicher Entspannung, 
Muße, Besinnung und Regeneration andererseits zu 
leben. Der siebente Tag — eine anthropologische 
Konstante. 

Die Probe aufs Exempel hat allemal erwiesen 
und wird weiterhin erweisen: Der Niedergang der 
Sonntagskultur schadet den Menschen, schadet ih- 
ren Familien. Es schwächt ihren Zusammenhalt — 
darüber gibt es Erhebungen — , wenn der Sonntag 
vermarktet, seelenlos, nicht mehr bewußt erlebt 
und gestaltet wird. Der Zustand der Sonntagskultur 
ist dadurch und darüber hinaus ein gesellschaftli- 
ches und politisches Problem. Ohne die Fixpunkte 
bewußt gestalteter Sonn- und Feiertage auch hier 
Verarmung. Wie entscheidend wichtig der Rhyth- 
mus des siebenten Tages und der Feiertage für das 
religiöse Leben ist, weiß jeder, der sich bemüht, in 
dieser Dimension zu leben. Aber wenn man dies so 
sagt, hat man auf dieser Seite des Hauses mehr 
Gehör als dort, wo das hohe C aufgepflanzt ist. (D) 

(Zustimmung des Abg. Dr, Schmude 
[SPD]) 

Meine Damen und Herren, was hat das alles mit 
unserem Thema zu tun? Ich spreche hier für eine 
Entschließung meiner Fraktion, in der aufgefordert 
wird, Rundfunk- und Fernsehwerbung an Sonn- 
und Feiertagen allgemein nicht zuzulassen. Diese 
Forderung erheben wir, weil wir in der Zulassung 
solcher Werbung die Verwischung der Grenzen und 
Unterschiede zwischen Werktag und Sonntag be- 
sonders sinnfällig wird. Jeder, der solche Pro- 
gramme im Ausland kennengelernt hat, weiß das. 

Wir erheben diese Forderung auch deshalb, weil die 
Zulassung der Funkwerbung an Sonn- und Feierta- 
gen das Einfallstor einer Flut von Weiterungen 
wäre, die die noch verbliebenen Ansatzpunkte zur 
Wiedergewinnung einer besseren Sonntagskultur 
wegspülen würde. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wenn schon Wirtschaftswerbung am Sonntag, 
warum dann z. B. nicht auch die Läden offenhalten, 
damit dem so geworbenen Konsumwillen gleich 
auch Auslauf verschafft wird? So gibt dann das eine 
das andere. Da ist es dann schon ein hoffnungsvol- 
les Zeichen, wenn kürzlich die sozialdarwinistische 
Regierung Thatcher an dem Vorhaben gescheitert 
ist, sonntags die Läden zu öffnen. Noch wehren sich 
die Menschen gegen den totalen Kommerz. 

(Beifall bei der SPD) 
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Rapp (Göppingen) 

(A) Einfallstor könnte die Zulassung von Funkwer- 
bung an Sonn- und Feiertagen auch für eine weiter- 
gehende Verflachung und Banalisierung der Pro- 
grammangebote sein. Daß die Sonntagskultur sich 
wandelt, ist selbstverständlich, hat seine Ordnung; 
Rundfunk und Fernsehen sind da in gleichem Maße 
eine Chance, wie sie eine Gefahr sein können. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord- 
neten Boroffka? 

Rapp (Göppingen) (SPD): Bitte schön. 

Boroffka (CDU/CSU): Herr Kollege, ist Ihnen be- 
kannt, daß in dem überwiegend katholischen Land 
Frankreich die Märkte im allgemeinen sonntags 
stattfinden, und halten Sie dies für eine besondere 
Form des Kommerzes? 

Rapp (Göppingen) (SPD): Herr Kollege, man soll 
ja nicht mit Gegenfragen antworten. Aber mir ist 
bekannt — sonst würde ich es in eine Gegenfrage 
kleiden — , daß in Frankreich die Sonntags- und 
Feiertagskultur noch mehr auf dem Hund ist als bei 
uns und daß sich z. B. die katholische Kirche in 
Frankreich sehr lauthals darüber beklagt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich sagte, Rundfunk 
und Fernsehen sind in gleichem Maß eine Chance, 
wie sie eine Gefahr sein können. Ich mache zur Zeit 
persönlich die Erfahrung, d€iß es meine Enkelkin- 

(B) sind, die haben wollen, deiß sich unsere große 
Familie zum Sonntagskonzert des Fernsehens ver- 
sammelt Und dazu dann — meine Damen und Her- 
ren, das frage ich — Werbeeinblendungen? Werbe- 
sendungen beeinflussen das Programmumfeld hin 
zur massenwirksamen Unterhaltung, andere Pro- 
gramme werden in die weniger günstige Sendezeit 
abgedrängt. Auch deshalb sind wir gegen Werbe- 
sendungen an Sonn- und Feiertagen. Wir müssen 
sie verhindern. 

Nun bin ich gewärtig, dafür von Ihnen, von der 
Mehrheit, als naiv apostrophiert zu werden: Findet 
Wirtschaftswerbung nicht auch in den Sonntagszei- 
tungen statt? Müssen die deshalb verboten werden? 
Hängen Reklameplakate nicht auch sonntags aus 
usw. usw. Es wird gesagt werden — darauf warte 
ich — , grenzübergreifende ausländische Pro- 
gramme seien aus deutschen Wohnzimmern ohne- 
hin nicht zu verbannen, speziell solche mit Wirt- 
schaftswerbung an Sonn- und Feiertagen schon gar 
nicht. Und gewiß wird polemisiert werden, unser 
Antrag sei Ausdruck von Wirtschaftsfeindlichkeit 
und Kulturpessimismus. Nichts davon stimmt, 
nichts davon ist wahr. Daß Werbung zu der von uns 
allen gemeinsam gewollten verbraucherorientier- 
ten Wettbewerbswirtschaft gehört, wissen wir. Aber 
wir fügen dem hinzu, daß alles seine Zeit hat und 
daß Sonn- und Feiertage von dieser Werbung frei- 
gehalten werden müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sind uns bewußt, deiß es einer europäischen 
Konvention bedarf, um die unsererseits zu treffen- 
den Regelungen zu ergänzen. Wir wissen aber auch. 


daß sich hier, bei diesem Problem mit erweisen (C) 
muß, wie ernst die allseits geforderte und gar be- 
hauptete soziale und kulturelle Beherrschung und 
Gestaltung der technischen Entwicklung wirklich 
gemeint ist 

In seiner Weihnachtsansprache 1984 hat Papst 
Johannes Paul II. vor der zynischen Konsumgesell- 
schaft gewarnt, in der nicht mehr der Mensch über 
Technik und Wirtschaft, sondern Wirtschaft und 
Technik über den Menschen herrschen. In unserem 
Willen, Werbung in den Funkmedien an Sonn- und 
Feiertagen weiterhin nicht zuzulassen, haben wir 
die Kirchen zu Verbündeten, die Gewerkschaften, 
viele Nachdenkliche aus allen politischen und welt- 
anschaulichen Herkünften und Bindungen. 

Wer Werte erhalten will, muß die Strukturen 
daran hindern, die Werte, die sie ja schützen sollen, 
tatsächlich zu zerstören. 

(Beifall der Abg. Dr. Hamm-Brücher 
[FDP]) 

Das kann man aus christlichem Glauben ebenso 
begründen wie aus humanistischer Gesinnung oder 
marxistischer Denkweise. Im Spannungsfeld von 
Werten und Strukturen wird ja überhaupt so man- 
che Kategorisierung nach konservativ, progressiv 
oder systemkritisch schief und jedenfalls der Inter- 
pretation bedürftig. 

„Mögen die Motive unterschiedlich sein: Im Wil- 
len zur Erhaltung des besonderen Charakters der 
Sonn- und Feiertage kommen die Wertordnung des 
Grundgesetzes und die Werthaltung der Gesell- 
schaft zur Deckung,“ So heißt es in der Begründung pj 
unseres Antrags. „Gerade die pluralistische Gesell- 
schaft bedarf solcher Übereinstimmungen.“ Es 
wäre gut, wir hätten mehr davon. 

Nach Art. 140 unseres Grundgesetzes kommt dem 
besonderen Charakter der Sonn- und Feiertage 
deshalb zu Recht Verfassungsrang zu. Sagen Sie 
bitte nicht, der Buchstabe des Grundgesetzes 
schließe nun keineswegs Funkwerbung an Sonn- 
und Feiertagen aus. Der Wertefundus würde gemin- 
dert, auf dem unsere Verfassungsordnung beruht. 

Dies zu verhindern: darauf kommt es an. 

Bitte bedenken Sie das bei den Beratungen und 
schließlich bei der Beschlußfassung über unseren 
Antrag später mit. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Dr. 

Hamm-Brücher [FDP]) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Weirich. 

Weirich (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich frage mich, Herr 
Kollege Rapp, wovon Sie sprechen. Werbung an 
Sonn- und Feiertagen ist überhaupt nichts Neues. 

Das gibt es bereits im öffentlich-rechtlichen Rund- 
funk. „Product placement“ sagen dazu die Fachleu- 
te. Es ist sogenannte Schleichwerbung mit raffi- 
nierten Anschlägen auf das Unterbewußtsein der 
Menschen, ohne daß die Werbekunden genannt 
werden. Das halte ich für sehr, sehr viel bedenkli- 
cher als die normale Werbung, die klar ausgewiesen 
ist. 
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Weirich 

(A) Obwohl das Landgericht München verfügt hat, 
daß, wer einen Vertrag schließt, der Schleichwer- 
bung zum Ziel hat, sittenwidrig handelt, nimmt 
diese Schleichwerbung im öffentlich-rechtlichen 
Monopol immer ungenierter zu. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Schlimm ge- 
nug!) 

Nun haben Sie gesagt: Noch wehren sich Men- 
schen gegen den totalen Kommerz. Da Sozialdemo- 
kraten unzweifelhaft Menschen sind, frage ich 
mich, warum ich bisher von Ihnen keinen einzigen 
Satz gehört habe, mit dem Sie sich gegen den tota- 
len Kommerz im öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
gewehrt hätten. 

Es geht ausschließlich darum — um nichts ande- 
res — , den privaten Rundfunk zu diskriminieren, 
wenn dort jetzt sonn- und feiertags Werbung zuge- 
lassen werden soll. Wir haben das deswegen zuge- 
lassen — die Debatte findet an einem völlig fal- 
schen Ort statt; denn Sie können das nur in den 
Landesparlamenten bei der Neuordnung der Lan- 
desmediengesetze entscheiden — , weil die Öffent- 
lich-rechtlichen Anstalten in einem medienpoliti- 
schen Schlaraffenland leben, weil sie einerseits 
4 Milliarden DM an Gebühren kassieren und 2 Mil- 
liarden DM an Werbung und andererseits weit auf 
dem Schleichwerbemarkt vorgedrungen sind. Kein 
einziger deutscher Sozialdemokrat hat dagegen 
protestiert Und jetzt kommen Sie plötzlich mit dem 
Vehikel der Sonntagswerbung, um diese Frage zu 
problematisieren. 

.gv Kommen Sie erst einmal mit den hessischen 
Jungsozialisten ins Gespräch, die zum Thema Sonn- 
tagsruhe fordern, daß die Kirchenglocken künftig 
nicht mehr läuten dürfen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist eine besondere Frage der Sonntagskultur. 

(Abg. Dr. Schmude [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Ich habe nur fünf Minuten, weil der Postminister 
noch sprechen wird. Deswegen kann ich keine Zwi- 
schenfrage zulassen, Herr Schmude. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich halte die Uhr ja an, 

Herr Abgeordneter. 

Weirich (CDU/CSU): Die „Welt der Arbeit“, das 
DGB-Organ, hat beispielsweise geschrieben: „Spe- 
zialisten der Werbebranche haben aufgelistet, wel- 
che Markenartikel in einer ARD-Serie „Lindenstra- 
ße“ zu sehen waren: eine Brother-Schreibmaschine 
35 Sekunden lang, eine Miele-Waschmaschine 
23 Sekunden lang, Kinderschokolade 4 Sekunden 
lang, badischer Wein 3 Sekunden lang und Dash- 
Waschmittel 2 Sekunden lang. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Weirich (CDU/CSU): Wenn einer von der zyni- 
schen Konsumgesellschaft spricht und dagegen in 
den Rundfunkräten nicht protestiert, dann ist er ein 
Heuchler. 


Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter (C) 
Weirich, ich frage Sie nun zum drittenmal: Gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Weirich (CDU/CSU): Ich habe dem Kollegen 
Schmude und dem Kollegen Rapp bereits gesagt, 
daß der Postminister noch sprechen wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Also keine Zwischen- 
frage, obwohl sie nicht angerechnet wird. 

(Zurufe von der SPD) 

Weirich (CDU/CSU): Ich will ein Weiteres hinzufü- 
gen, meine sehr verehrten Damen und Herren. Die 
Forderung nach einem Werbeverbot darf insbeson- 
dere die Verhältnisse und Entwicklungen in Europa 
nicht außer acht lassen. Sie haben dieses Argument 
schon genannt, Herr Rapp, ich scheine mich also in 
einem Schöpfungstief zu befinden, bringe es aber 
trotzdem noch einmal. 

(Zurufe von der SPD) 

Es ist festzustellen, daß ein Werbeverbot in unter- 
schiedlicher Ausgestaltung nur in wenigen EG-Mit- 
gliedstaaten besteht. 

(Unruhe) 

Der jetzt vorgelegte Richtlinienentwurf der EG- 
Kommission gibt eine Perspektive. Wollen Sie also 
nationale Veranstalter in Deutschland gegenüber 
europäischen Veranstaltern, die Programme ohne 
Probleme in Deutschland ausstrahlen können, be- 
nachteiligen? Da kann ich nur sagen: Das ist eine 
zynische Gesellschaft, die europäische Veranstalter 
gegenüber den nationalen Veranstaltern bevorteilt. 

Ein Letztes! Da dieser Antrag hier gar nicht zu 
entscheiden ist, Herr Kollege Rapp, sage ich folgen- 
des: Gehen Sie erst einmal mit einem guten Bei- 
spiel voran, und verzichten Sie in der „Zeitung am 
Sonntag“, die Sie ja sonntags den Menschen zur 
Störung der Sonntagskultur zumuten, auf Anzeigen 
für den Bundestagswahlkampf. Wenn Sie dann mit 
gutem Beispiel vorangegangen sind, können wir die 
zweite Runde der Debatte über die Sonntagskultur 
in Deutschland eröffnen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Suhr. 

(Senfft [GRÜNE]: Heinz, mach mal 
Schleichwerbung!) 

Suhr (GRÜNE): Ich mache Schleichwerbung für 
die Anti-AKW-Bewegung. 

(Gansei [SPD]: Mit dem Abzeichen würdest 
du auch nicht in die Werbung kommen!) 

— Nein, denn hier steht auf russisch; Atomkraft, 
nein danke. Damit käme ich nicht in die öffentlich- 
rechtlichen Anstalten. Das Abzeichen kann ich Ih- 
nen anschließend schenken. 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Herr Weirich, Sie werden niemals ein Mainzei- 
männchen, wenn Sie so weitermachen. Wir stehen 
vor dem gleichen Phänomen wie bei der Landesme- 
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Suhr 

(A) diengesetzgebung, daß unsere werten christdemo- 
kratischen und christsozialen Freunde 

(Gansei [SPD]: In Anführungszeichen!) 

ihre Kulturrevolution vorantreiben wollen, indem 
sie den letzten Winkel kommerzlreier Kultur eben- 
falls mit Werbung vollpflastern wollen, so wie sie 
auch in allen anderen Bereichen versuchen, die 
kommerzfreien Räume auszufüllen. 

Sie haben recht, Kollege Weirich. Natürlich sind 
es Heuchler, wenn sie im Fernsehrat nicht gegen 
die Schleichwerbung — gegen „product placement“ 
— Vorgehen. 

(Bohl [CDU/CSU] : Aha, das ist der sprin- 
gende Punkt!) 

Wir treten schon seit langem gegen die Ausweitung 
der Werbung in allen Bereichen an und wir stehen 
auch dafür ein, daß nicht alle Bereiche in unserer 
Gesellschaft rücksichtslos kommerzialisiert wer- 
den. 

(Sehr gut! bei den GRÜNEN und der SPD) 

Wenn ich mir so den Bundestag ansehe, findet sich 
durchaus Platz für Bandenwerbung. 

(Heiterkeit und Zurufe) 

Ich hoffe allerdings nicht, daß der Postminister 
Schwarz-Schilling, unser Minister Sonnenschein, 
anschließend im T-Shirt mit Werbung seiner Batte- 
riefabrik auftritt. 

(Heiterkeit — Gansei [SPD]: Unser Postmi- 

nister spricht nur mit Krawatte!) 

(B; 

Was tatsächlich passiert, ist folgendes: Der Schei- 
benwischer ist bedroht, die Fernsehdirektoren wol- 
len die Politmagazine vor der Bundestagswahl ka- 
tapultieren, und sogar Rudi Carell wird aus dem 
Programm gekippt, weil er im Bundestagsvorwahl- 
kampf zu gefährlich ist. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN und der 
SPD) 

Die politische Berichterstattung der öffentlich- 
rechtlichen Anstalten ist unserer Auffassung nach 
einerseits bedroht, während Sie auf der guideren 
Seite Werbung sogar als ein Stück Meinungsfrei- 
heit verkaufen. 

Apropos Scheibenwischer: Kennen Sie den Un- 
terschied zwischen Bayern und der DDR? — In der 
DDR kann man in weiten Teilen den „Scheibenwi- 
scher'* sehen, in Bayern nicht. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN 
und der SPD) 

Unsere Kommerzchristen wollen nun also die 
Werbung auf Sonn- und Feiertage ausdehnen. Wir 
GRÜNEN lehnen diese Ausweitung ab. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Uns wäre ein Mehr an innen- und außenpluralisti- 
scher Meinungsfreiheit in den Anstalten weitaus 
wichtiger. 

(Gansei [SPD]: Das verwirrt doch nur!) 

Es gehört nicht viel Phantasie dazu, sich das 
künftige Sonntagsprogramm vorzustellen. Da 


kommt zunächst Chappi, dann folgt Kardinal Rat- (C) 
zinger mit seiner Bitte für „Brot für die Weit“, dann 
kommt Big Mac, und dann liest Franz Josef Strauß 
die Gute-Nacht-Geschichte, und im Hintergrund 
flimmert Wackersdorf mit seiner Fahrradspeichen- 
fabrik. So sieht das Sonntagsprogramm in Zukunft 
aus, alles im Sinne einer christlichen Familienpoli- 
tik, 

(Zuruf von der SPD: Im Sinne Sonnen- 
scheins!) 

damit sich unsere Jüngsten geistig und moralisch 
so richtig erholen können. 

Wir stellen natürlich fest, daß die Selbstkommer^ 
zialisierung in den öffentlich-rechtlichen Anstalten 
schlimme Blüten treibt und daß natürlich jeder 
dritte Sportreporter hier mit irgendwelchen Kroko- 
dilen auf dem T-Shirt herumläuft und so weiter und 
so fort. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Aber es führt doch im Moment in den öffentlich- 
rechtlichen Anstalten dazu, daß wir eine Berichter- 
stattung kriegen, die immer mehr in Schwarzwald- 
klinik als in Schwewzwaldsterben macht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Leute wollen 
leben, nicht sterben!) 

Wir erleben eine strukturelle Entpolitisierung, die 
immer mehr versucht, das Programm verseichten 
und versanden zu lassen. 

Hier ein Zitat, um hier dieses Mediehweltbild aus 
dem Innenministerium zu schildern. Da steht in der (D) 
juristischen Studie zur Werbung an Sonn- und 
Feiertagen: 

Der Preis der Informationsfreiheit und der 
Staatsferne ist in den freiheitlichen Demokra- 
tien zwangsläufig die Werbung. Sie sichert die 
Ihformations- und Meinungspluralität. 

Herr Weirich, wie krank muß jemand sein, der 
sagt, Werbung sichere bei uns die Meinungsfrei- 
heit? 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Das sagt hier das Innenministerium. Wenn jemand 
behauptet, ohne Chappi gibt es keinen Scheibenwi- 
scher oder ohne Melitta-Kaffee gibt es kein Moni- 
tor, 

(Lachen bei den GRÜNEN und der SPD) 

dann ist das Ihre Medienpolitik. Da der Widerstand 
der Kirchen anhält, setze ich doch darauf, daß es 
hier keinen Kompromiß gibt, obwohl ja der christli- 
che Edmund Stoiber einen Kompromiß für Sonn- 
tagswerbung vorgeschlagen hat, nämlich die Patro- 
nats-, die Sponsorwerbung zu erlauben. Wir können 
uns auch gut und leicht ausmalen, wie so etwas aus- 
sieht: Da läuft dann zuerst „Vier Fäuste für ein Hal- 
leluja“, gesponsert von der CSU. 

(Lachen bei den GRÜNEN und der SPD) 


Vizepräsident Frau Renger: Nun sind Sie aber am 
Ende. 
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(A) Suhr (GRÜNE): Dann liest der Addi Daßler Minu- 
ten die Sportnachrichten. Anschließend sponsort 
die GAL Hamburg „Ein Mann sieht rot“ — Noch ein 
letzter Satz! 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Suhr, Sie machen ja immer weiter. Es ist schon 
Viertel nach neun. 

Suhr (GRÜNE): Dann kommt das „Traumschiff“, 
finanziert von Rhein-Main-Donau-Kanal AG. Und 
zum Ausklang kommt dann „Goldfinger“, und den 
sponsort die Deutsche Bank. 

Ich danke Ihnen. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN 
und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich habe auch eine 
sehr schöne Rede für zehn Minuten und höre gera- 
de, daß ich nur fünf bekomme. 

Es ist richtig, was der Kollege Suhr gesagt hat, 
daß man in größeren Teilen der DDR den Scheiben- 
wischer sehen kann als in Bayern. Nur gibt es in 
Bayern mehr Scheibenwischer als in der DDR. Das 
ist ein gewisser Unterschied, den man nicht verge- 
sen sollte. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Kollegen von der SPD, Sie können nicht 
ernsthaft erwarten, d€Lß man Ihrem Antrag zu- 
stimmt. Wenn man die Ziffer 2 liest, merkt man 
sofort den Pferdefuß, der darin ist. Sie fordern näm- 
lich gar keine Entscheidung, sondern Sie sagen, wir 
sollen die Parlamente und Regierungen der Länder 
der Bundesrepublik auffordern. Das heißt, Sie wis- 
sen ganz genau, daß der Bund in diesem Bereich 
überhaupt keine Zuständigkeit hat, sondern daß wir 
in die normalerweise gerade in der Medienpolitik 
sorgsam gehütete Zuständigkeit der Länder einbre- 
chen. Sie wissen, deiß es in der Geschichte der Bun- 
desrepublik immer die größten Probleme gegeben 
hat, wenn der Bund versucht hat, in die Medien- 
rechte der Länder einzugreifen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Emmerlich [SPD]) 

— Herr Emmerlich, ich habe doch nur ein paar 
Minuten. 

Zum zweiten, wo es nun also wirklich böse wird: 
Sie sagen, wir fordern die Parlamente und Regie- 
rungen der Länder auf — und nun kommt es — , 

durch rechtliche und technische Mittel dagegen 
Vorsorge zu treffen, daß durch grenzübergrei- 
fenden Satellitenfunk und Kabeleinspeisung 
an Sonn- und Feiertagen Werbesendungen . . . 
ausgestrahlt werden. 

Wollen Sie etwa gegen Satellitenfunk, unter wel- 
cher Überschrift auch immer, 

(Zuruf von der SPD: Da helfen die rechtli- 
chen Mittel!) 


Störsender einrichten? Wollen Sie den Kabelanstal- (C) 
ten, die die ortsüblich zu empfangenden Sender ein- 
zuspeisen haben, die Möglichkeit geben, die Sen- 
dungen als solche zu zensieren? Ich muß Ihnen sa- 
gen: Da sträuben sich bei mir die Nackenhaare. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Unter keinem irgendwie gearteten Gesichtspunkt 
können wir den freien Zufluß von Informationen 
über die Grenze beschränken. Wenn wir das anfan- 
gen, gibt es kein Ende mehr, wo Sie sagen können: 
Unter den und den Gesichtspunkten tolerieren wir 
Störsender und unter anderen nicht. 

So, und nun muß man einmal die erste Abteilung 
sehen. Mir greift es ja ans Herz, wenn eine Partei, 
die normalerweise auf ihre laizistische Tradition 
stolz ist, nun an die Sonn- und Feiertage denkt. 

Auch das ist ja, wie Sie wissen, eine reine Kompe- 
tenz der Länder. 

Wir haben z. B. in Nordrhein-Westfalen vor eini- 
gen Jahren eine ganz umfassende Feiertagsrege- 
lung gemacht, wobei gerade Ihre Fraktion — die 
anderen aber auch — betont hat, daß sich der Cha- 
rakter der Feiertage in der Bundesrepublik verän- 
dert hat, daß sie weniger einen kirchlichen, religiö- 
sen oder sonstigen Aspekt haben, sondern daß sie 
der Erholung dienen, der Freizeit, der Unterhaltung 
und dem normalen privaten Leben der Menschen. 

(Zuruf von der SPD) 

Keines der Länder, keine der Fraktionen hat auch 
nur im entferntesten daran gedacht, Anstoß z. B. an 
der Werbung in den sonntags erscheinenden Tages- 
zeitungen zu nehmen. (D) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Hirsch (FDP): Ja, wenn ich sie nicht angerechr 
net bekomme. 

Vizepräsident Frau Renger: Nein, die kriegen Sie 
nicht angerechnet. — Herr Suhr, bitte schön. 

Suhr (GRÜNE): Herr Kollege Hirsch, wie hoch ist 
denn Ihrer Meinung nach der Informationsgehalt 
eines McDonald-Werbespots? 

Dr. Hirsch (FDP): Der Unterschied zwischen uns 
ist der, Herr Kollege Suhr, daß ich der Überzeugung 
bin, daß es uns nicht ansteht, eine Zensur auszu- 
üben, wie eine Werbung inhaltlich ist und ob sie 
eine Information bringt. Das ist die Frage desjeni- 
gen, der wirbt, selber, sonst gar nichts. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich will keine Zensur, auch in diesem Bereich nicht. 
Wenn einer meint, er will für Chappi werben, dann 
soll er es im Rahmen der allgemeinen Gesetze tun. 

(Zuruf von der SPD) 

Nim will ich Ihnen folgendes sagen. Wenn ein 
Landesgesetzgeber hergehen und sagen würde, er 
will im Bereich von Nordrhein-Westfalen — das 
könnte er ja — an stillen Feiertagen Werbungen 
untersagen, wenn er dafür eine parlamentarische 
Mehrheit findet, — einverstanden. Wenn die Länder 
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Dr. Hirsch 

(A) unter sich irgendwelche Vereinbarungen treffen, — 
einverstanden. Aber wir sind nicht bereit, als Bun- 
desgesetzgeber in Wirklichkeit einen politischen 
Druck auf die öffentlich-rechtlichen Wettbewerbs- 
verhältnisse zwischen dem öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk und den Privaten auszuüben, die sich, 
wie Sie genau wissen, nur über die Werbung finan- 
zieren können. Wenn Sie z. B. im Interesse des Wer- 
beanteils der Zeitungen Regelungen treffen wollen, 
werden die Länder darüber immer untereinander 
reden können; aber es geht nicht an, daß Sie mit 
dem Druck des Bundesgesetzgebers einen Einfluß 
auf privatrechtliche Wettbewerbsverhältnisse aus- 
üben wollen und dies obendrein noch bemänteln 
mit der Sorge um Feiertage. Das ist nicht in Ord- 
nung. 

Wir werden dem Antrag nicht zustimmen. Wir 
sind gerne bereit, das, was ich hier etwas freihändig 
ausgeführt habe, im Ausschuß näher zu erläutern. 
Aber Sie können nicht erwarten, daß ein Liberaler 
einem solchen Antrag zustimmt. 

Vielen Dank, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für das Post- und Fernmeldewe- 
sen. 


(B) 


(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt unser 
Sonnenschein! — Zurufe von den GRÜ- 
NEN: Mit T-Shirt! — Hoffentlich ist die 
Batterie geladen!) 

Dr. Schwarz-Schilling, Bundesminister für das 
Bost- und Fernmeldewesen: Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Kol- 
lege Hirsch hat schon darauf hingewiesen, daß die 
Zuständigkeit in der Medienpolitik nicht beim 
Bund, sondern bei den Ländern liegt. Wir können 
hier einmal feststellen, daß die Frage, die hier auf- 
geworfen wird, ganz großen Einfluß auf die Wettbe- 
werbsfähigkeit der verschiedenen am Medieniharkt 
Tätigen — sowohl der öffentlich-rechtlichen wie der 
privaten — ganz großen Einfluß gewinnt. Wenn wir 
diese Frage sorgsam untersuchen — das ist ja wohl 
auch der Sinn der Sache — , erkennen wir, daß 
natürlich gerade denjenigen, die ausschließlich auf 
Werbung für die Existenz des Unternehmens ange- 
wiesen sind, genau noch diese eine Möglichkeit ge- 
nommen wird, die sie in dieser Frage haben. 

Ich möchte hier gleich einmal sagen, daß wir kei- 
neswegs nur sagen können, daß derjenige, der sich 
nicht für Ihren Antrag ausspricht, nicht zu den 
Nachdenklichen gehört. Ich würde schon einmal sa- 
gen, daß Sie uns abnehmen können, daß wir über 
die Frage der Sonntagsheiligung mit gleicher Auf- 
merksamkeit und Intensität nachdenken, vielleicht 
mehr, als Sie es in der Vergangenheit getan haben. 
Es ist ja erfreulich, daß Sie sich diesem Thema jetzt 
plötzlich widmen. Ich stelle nur fest, daß dies natür- 
lich eine sehr neue Einstellung der Sozialdemokra- 
ten ist. 


Zum zweiten möchte ich sagen, daß wir keines- 
wegs bei den Privaten von Ihnen einen Vorschlag 
bekommen, wie Sie die Frage der Existenzfähigkeit 


von Privaten dann anders lösen wollen. Sie könnten (C) 
ja gerne ein Siebtel der Gebühreneinnahmen der 
Öffentlich-rechtlichen dann denjenigen zuordnen, 
die gleichfalls für diesen Tag eine öffentliche Ge- 
bühr bekämen. Dann würden Sie zumindest einen 
Vorschlag machen. Aber Sie machen es natürlich 
so, daß es vollständig zu Lasten der einen Seite 
geht, während die öffentlich-rechtlichen Anstalten 
ihr volles Grebührenaufkommen bekommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge- 
ordneten Schmude? 

Dr. Schwarz-Schilling, Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen: Gerne. 

Dr. Schmude (SPD): Meinen Sie, Herr Bundesmi- 
nister, daß es angemessen ist, die Existenz der pri- 
vaten Sender durch die Werbeeinnahmen an Sonn- 
und Feiertagen zu sichern, die ja nur dadurch so 
hoch zustande kommen, daß die öffentlich-rechtli- 
chen Sender bisher an Sonn- und Feiertagen nicht 
werben dürfen? Meinen Sie also, daß diese Lücke, 
die da ausgefüllt wird, ein Anrecht der Privaten ist, 
das sie nun auch voll ausschöpfen müssen? 

Dr. Schwarz-Schilling, Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen: Es handelt sich, Herr 
Kollege, sicherlich nicht um ein Anrecht, sondern 
um eine Güterabwägung. Wenn die Tatsache, die 
Herr Kollege Hirsch eingeführt hat, daß wir näm- 
lich über Satellitenfernsehen solche Werbungen so- (D) 
wieso haben werden, die Konsequenz hätte, daß die- 
jenigen, die sich existentiell absichern müssen, sich 
ins Ausland begeben müßten oder überhaupt nur 
ausländische Veranstalter in der Bundesrepublik 
Deutschland die Möglichkeit hätten, dann ist bei 
dieser Güterabwägung meines Erachtens Ihr Anlie- 
gen nicht gerechtfertigt. 

Wenn Sie zum anderen nun von der Frage der 
Sonntagsarbeit sprechen — Herr Rappe sagte dazu: 
machen wir doch gleich sonntags die Läden auf — , 
muß ich Ihnen eines sagen: Diese Werbung wird 
mit Sicherheit vorproduziert sein und nicht am 
Sonntag hergestellt werden. 

(Lachen bei der SPD — Zuruf von den 
GRÜNEN: Da ist die Frage des Konsum- 
zwangs angesprochen!) 

Zum zweiten müßten wir, folgten wir Ihrem Vor- 
schlag, am Sonntag Techniker der Bundespost in 
allen Empfangsstationen plazieren, die die Aufgabe 
hätten, bei entsprechenden Satelliteneinspeisungen 
in den fünf oder acht Minuten Werbung das Pro- 
gramm abzuschalten bzw. wieder anzuschalten. 
Dann würden wir allerdings diesen Technikern 
Sonntagsarbeit echt zumuten, um Ihrem Anliegen 
gerecht zu werden, 

(Dr. Schmude [SPD]: Das macht man doch 
über Vereinbarungen, Herr Minister! — 

Zuruf des Abg. Suhr [GRÜNE]) 

— Herr Kollege Suhr, auch dazu möchte ich eines 
sagen: Weder eine antikommerzielle noch eine 
nichtkommerzielle Rede oder entsprechende Pro- 
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Bundesminister Dr. Schwarz-Schilling 

(A) gramme sind deswegen schon gleich Kultur, weil 
sie antikommerziell oder nicht kommerziell sind. 
Das müssen Sie sich auch einmal sagen lassen. So 
einfach ist es nicht. Sie können nicht meinen, Sie 
hätten schon dann, wenn Sie dagegen wettern, hier 
einen besonders geistvollen Anstrich von Kultur 
herbeigeführt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Suhr [GRÜ- 
NE]: Aber Verkabelung ist auch kein Aus- 
weis von Kultur!) 

Ich möchte gerade zum Schluß hier sagen: Glau- 
ben Sie nicht, daß die Frage der Sonntagsheiligung 
auch eine Frage dessen ist, was Stil und Geist des 
Programms schlechthin sind? Glauben Sie viel- 
leicht, daß diejenigen Dinge, die wir heute in den 
öffentlich-rechtlichen Programmen des öfteren an 
Sonn- und Feiertagen zu sehen bekommen, tatsäch- 
lich dem entsprechen, was Sie hier in Anspruch 
nehmen, also Besinnung, das Nachdenken über die 
vergangene Woche oder über die nächste Woche, 
vielleicht sogar, religiöseren Fragen nachzugehen? 

(Zuruf von der SPD: Eher als das, was uns 
erwartet!) 

Ich möchte sagen, daß es ehrlicher wäre, den Geist 
von Sendungen stärker dem Sonntagsgeist anzu- 
passen und dann klar zu sagen: Jetzt kommen drei 
Minuten Werbung, da können Sie gerne abschalten. 
Der mündige Bürger ist der Bürger, den wir in 
Zukunft brauchen, nicht der, der durch obrigkeits- 
staatliche Regelungen dazu erzogen werden soll, 
wie Sie sich die Welt vorstellen. 

(B) (Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Es liegen keine weite- 
ren Wortmeldungen vor. Ich schließe die Ausspra- 
che. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen die Überweisung 
des Antrags avif Drucksache 10/5277 an die in der 
gedruckten Tagesordnung aufgeführten Aus- 
schüsse vor. Erhebt sich dagegen Widerspruch? — 
Das ist nicht der Fall. Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 15 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Ströbele, Mann und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN 

Nichtigkeitserklärung des Gesetzes zur Ver- 
hütung erbkranken Nachwuchses vom 
14. Juli 1933 und der nach diesem Gesetz er- 
gangenen Entscheidungen 
— Drucksache 10/4750 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß (federführend) 

Finanzausschuß 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Beratung 30 Minuten vorgesehen. — Das 
Haus ist damit einverstanden. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Frau Präsident! Verehrte Kol- 
leginnen und Kollegen! 92 Minuten vor Mitter- 


nacht geht es hier um eines der dunkelsten Kapitel (C) 
der deutschen Geschichte. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sie können noch nicht 
einmal rechnen!) 

Unter dem Tagesordnungspunkt 15 verbirgt sich 
ein Gesetz, das die Nationalsozialisten als eines der 
ersten Gesetze nach dem 30. Januar 1933 erlassen 
haben. Nach diesem Gesetz wurden von 1933 bis 
1945 mehr als 400 000 Menschen zwangsweise steri- 
lisiert, darunter Frauen, die schwanger waren und 
deren Leibesfrucht — in welchem Monat auch im- 
mer — gleich mit abgetrieben wurde. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das sagt der nach 
seinem Bundesparteitag!) 

Diese sogenannten Erbgesundheitsgesetze sind 
bis heute nicht für nichtig erklärt worden. In Bun- 
desministerien ist die Auffassung vertreten worden, 
es handele sich hier nicht um nationalsozialisti- 
sches Unrecht, sondern diese Gesetze hätten dem 
Zeitgeist entsprochen und seien nicht typisch für 
die Gesetzgebung der Nationalsozialisten gewesen. 

Dazu will ich Ihnen drei Zitate aus dem Jahre 
1933 bringen. Das erste stammt von dem Arzt 
Knöppler aus Bethel: 

Eine uninteressierte Wissenschaft hat zugese- 
hen, wie die Minderwertigen an Seele und 
Geist das Gesunde überwuchert hatten, wo 
doch gerade die Schwachsinnigen zu zügello- 
sem Geschlechtsverkehr besonders geeignet 
sind. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Hört! Hört!) 

Zieht man in Betracht, daß sich das Heer der 
Verbrecher, der berufsmäßigen und der politi- 
schen, zum großen Teil aus Schwachsinnigen 
zusammensetzt, so wird es wohl begreiflich, 
welches Interesse die Volksgemeinschaft an 
der Eindämmung des erblichen Schwachsinns 
hat. 

Ein anderer Arzt hat gesagt: 

Krankheit und Kranksein müssen weltan- 
schaulich verstanden werden. 

Auf dem Reichsparteitag in Nürnberg 1933 hat 
Walter Gross unter dem Jubel der Anwesenden ge- 
sagt: 

Wo den Nachkommen von Säufern, Verbre- 
chern und Schwachsinnigen Paläste gebaut 
werden, indes der Bergarbeiter und Bauer mit 
kümmerlicher Hütte vorliebnehmen muß, da 
geht ein Volk mit riesigen Schritten seinem 
Ende entgegen. Das Gesetz 

— gemeint war das Erbgesundheitsgesetz — 

wird uns in aller Zukunft von diesen Ballastexi- 
stenzen befreien. 

Wer will nach diesen Zitaten noch leugnen, üaß 
diese Gesetze typisches Naziunrecht gewesen 
sind? 

Nach diesen Gesetzen wurden zunächst Kranke 

— psychisch Kranke, seelisch Gestörte, Taub- 
stumme — sterilisiert, später auch Trinker oder 
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Ströbele 

(A) einfach .Asoziale**. Beteiligt haben sich Richter, 
Ärzte, Krankenpfleger, Priester. In Krankenhäu- 
sern und vielen anderen Institutionen wurden über 
400 000 Menschen zwangsweise sterilisiert. 

Die Nichtigkeitserklärung dieser Nazigesetze 
wird in der Bundesrepublik sabotiert, weil diese Er- 
klärung das Eingeständnis bedeuten würde, daß 
viele hochgeachtete Menschen in den Institutionen, 
Kirchen und Krankenhäusern am Aussondern und 
Ausmerzen der kranken Menschen während der 
Nazizeit beteiligt waren. Es hatten ganz offensicht- 
lich weder die politischen Instanzen noch einzelne 
Menschen die Kraft, das auszusprechen. Daher 
müssen die Überlebenden bis heute in Angst und 
Verschreckung leben, von Sozialhilfe meist und tief 
gedemütigt. 

Daher sind alle Parteien des Bundestages aufge- 
rufen, dieses Gesetz endlich für nichtig zu erklären. 
Dann entlasten und erleichtern wir nicht nur die 
Qualen und die Leiden der Überlebenden, sondern 
eröffnen auch uns allen die Chance, zu einer Demo- 
kratie zu kommen, die ihre Identität nicht aus der 
Ausgrenzung und Ausmerzung Andersdenkender 
gewinnt, sondern das Leben mit den Andersartigen 
sucht und aus diesem gemeinsamen Leben leben- 
dige Kraft gewinnt. 

In diesem Sinne fordere ich Sie dringend auf, 
nicht durch endlose Beratungen in den Ausschüs- 
sen diese längst überfällige Nichtigkeitserklärung 
zu verzögern und möglicherweise wegen der Bun- 
destagswahlen im Januar 1987 diese Initiative 

(B) scheitern zu lassen. Da gibt es nach mehr als 40 
Jahren nichts mehr zu diskutieren. Ich bitte Sie, 
erklären Sie mit uns diese nationalsozialistischen 
Unrechtsgesetze und die nach ihnen ergangenen 
Entscheidungen für Unrecht und für nichtig. 

(Beifall bei den GRÜNEN sowie des Abg. 

Klein [Dieburg] [SPD]) 


Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Justiz. 


Engeihard, Bundesminister der Justiz: Frau Präsi- 
dentin! Meine Damen und Herren! Der vorliegende 
Antrag hat die ethische, moralische und juristische 
Ächtung der während der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft durchgeführten zwangsweisen 
Sterilisierungen von Menschen zum Gegenstand. 
Ich bin sicher: Kein Mitglied dieses Hauses wird 
sich diesem Anliegen verschließen können und wol- 
len. Ich stelle fest: Die während der Unrechtszeit 
von 1933 bis 1945 durchgeführten Zwangssterilisie- 
rungen sind Unrecht. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Man komme nicht mit dem Argument, die National- 
sozialisten hätten ja nur das umgesetzt, was dem 
damaligen internationalen Stand der Wissenschaft 
entsprochen habe. Die Nationalsozialisten haben 
die seinerzeit diskutierten Lehren der Eugenik ih- 
ren ideologischen Zielen nutzbar gemacht und mit 


der ihnen eigenen menschenverachtenden Konse- (C) 
quenz pervertiert. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP sowie 
bei der SPD und den GRÜNEN) 

Auf diese Weise sind etwa 350 000 Menschen — 
soeben ist die Zahl 400 000 genannt worden — un- 
fruchtbar gemacht worden, die ganz überwälti- 
gende Mehrzahl gegen ihren Willen. 

Schon der Gedanke an einen derartig erniedri- 
genden, die menschliche Würde mit Füßen treten- 
den Zwangseingriff in die persönliche Integrität er- 
füllt uns mit Abscheu. Gerade dies hat auch die 
Mütter und Väter des Grundgesetzes veranlaßt, ein 
Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit zu 
schaffen und damit deutlich zu machen, daß 
Zwangsmaßnahmen, wie sie hier jetzt zur Erörte- 
rung stehen, nach unserer Verfassung nicht angän- 
gig wären, ja — weit darüber hinaus — von vorn- 
herein als verwerflich zu betrachten sind. Das Leid, 
das die nationalsozialistischen Machthaber auf 
diese Weise über eine große Zahl von Menschen 
gebracht haben, hat der Bundespräsident in seiner 
Rede vom 8. Mai 1985 ausdrücklich gewürdigt. 

Was erwarten die Opfer von uns? Was können 
und müssen die Betroffenen, die ein langes Leben 
mit ihrem Schicksal fertig werden mußten und 
müssen, mehr als 40 Jahre nach Beendigung der 
menschenverachtenden Diktatur von uns erwarten? 
Meine Damen und Herren, es ist hoch an der Zeit, 
daß der Deutsche Bundestag durch einen förmli- 
chen Beschluß in öffentlicher Sitzung einstimmig 
und unmißverständlich feststellt, daß die Zwangs- 
Sterilisation Unrecht war und den Opfern und ihren 
Familien Achtung und Mitgefühl gebühren. 

(Beifall bei allen Fraktionen — Dr. Emmer- 
lich [SPD]: Und noch etwas mehr als Mit- 
gefühl!) 

Wir haben Anfang des Jahres 1985 den Opfern 
des Volksgerichtshofs und der Sondergerichte nach 
sehr sorgfältigen Beratungen einmütig unseren Re- 
spekt bekundet. Heute geht es vor allem darum, den 
Opfern der Zwangssterilisation nun unverzüglich 
ein klares Wort zu dem ihnen angetanen Unrecht 
zu sagen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Die dafür notwendigen Vorbereitungen sollten wir 
in sehr zügigen Ausschußberatungen vornehmen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Klein (Dieburg). 

Klein (Dieburg) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren Kollegen! Nach diesen beiden 
Reden könnte ich eigentlich sagen: Ich schließe 
mich den Worten meiner Vorredner an. Aber den- 
noch: es muß einiges aus der Sicht der SPD dazu 
gesagt werden. 

Dieses Gesetz, über das heute hier befunden wer- 
den soll, ist am 14. Juli 1933, also ein knappes halbes 
Jahr nach der sogenannten Machtübernahme, in 
Kraft getreten. Es wird auch heute behauptet, daß 
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Klein (Dieburg) 

(A) dieses Gesetz auf Äußerungen, auf Vorbereitungen 
der früheren Reichsregierungen fuße und sich dort 
letztlich nicht nur nationalistische oder Nazigedan- 
ken niederschlügen, sondern daß auch andere Par- 
teien mitgewirkt hätten. Das ist formal richtig. 

Auch in den 20er Jahren und in der Kaiserzeit 
gab es in völkischen Parteien, in antisemitischen 
Parteien Überlegungen, wie sie im Gesetz prakti- 
ziert worden sind. Nur ändert das am Sachverhalt 
nichts oder fast nichts. Das Gesetz geht davon aus 
— um mit dem Wörterbuch des Unmenschen zu 
reden — , daß es lebensunwertes Leben gibt. Dieser 
Gesichtspunkt zieht sich praktisch durch die ge- 
samte Gesetzgebung in diesen zwölf unseligen J äh- 
ren. Über die Überreste von damals haben wir 
heute hier zu befinden und werden es vermutlich 
noch für eine lange, lange Zeit zu tun haben. 

Wir Sozialdemokraten halten ganz klar und ganz 
eindeutig fest: Es gibt kein lebensunwertes Leben. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und der 
FDP) 

Jedes Leben ist schützenswert und lebenswert. Der 
Anspruch auf körperliche Unversehrtheit, der 
heute schon angesprochen worden ist, muß für alle 
Menschen gelten. Jede Gesellschaft muß mit den 
Problemen human fertig werden, die Behinderun- 
gen und Krankheiten zwangsläufig mit sich brin- 
gen. Humanität ist ein besonderes Kennzeichen ei- 
ner demokratisch verfaßten Gesellschaft und einer 
sozial geprägten Ordnung. Ich bin dankbar dafür, 
daß wir hier in den letzten Jahren einiges ändern 

(B) konnten, auch in der Gesetzgebung durch den Deut- 
schen Bundestag. 

Ich will ein Beispiel bringen. Wir erleben es heute 
in unseren Wahlkreisen als Abgeordnete bei vielen 
Kontakten, daiß sich die Eltern von behinderten 
Kindern selbstverständlicher mit ihren Kindern in 
der Öffentlichkeit zeigen, als dies beispielsweise vor 
20 oder 30 Jahren der Fall gewesen ist, und daß sie 
ihre Nachkommen genauso umsichtig und liebevoll 
umhegen und pflegen, wie dies in allen Familien 
der Fall sein sollte, vielleicht sogar mit etwas mehr 
Liebe als anderswo. Wir erleben es, meine Damen 
und Herren, dciß in vielen Behindertenheimen die 
Aufgabe der Betreuung selbstverständlicher wahr- 
genommen wird, als es vorher der Fall war. Ich 
möchte an dieser Stelle einen sehr herzlichen Dank 
an die Tausende von Zivildienstleistenden sagen, 
die in diesen Heimen selbstlos ihre Arbeit verrich- 
ten. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, Humanität heißt, sich 
auch des mit körperlichen oder anderen Gebrechen 
behafteten Mitbürgers anzunehmen, ihm zu helfen, 
sein Lebensschicksal zu erleichtern, ihm Tag für 
Tag das Gefühl zu geben, daß er gleichwertig und 
gleichberechtigt ist. Aus dieser Grundhaltung her- 
aus hat der Deutsche Bundestag, haben Länderpar- 
lamente, haben Kommunalparlamente in den letz- 
ten Jahrzehnten ein Behindertenrecht geschaffen, 
das versucht, den Grundsatz der Gleichheit auch 
für Behinderte zu realisieren. Auch wenn in den 


letzten drei J ahren da und dort Abstand genommen (C) 
worden ist, das Behindertenrecht durchlöchert oder 
geschmälert worden ist und selbst ein Bundeskanz- 
ler — der jetzige Bundeskanzler — sich vor einiger 
Zeit zu der Äußerung verstieg, in Zukunft gelte es 
nur noch den „wirklich Behinderten“ zu helfen — 
als ob es auch unwirklich Behinderte gäbe — , so 
meine ich, daß sich bei allen Parteien nichts an dem 
Grundsatz geändert hat, daß den Menschen, die 
eine Behinderung haben, ein lebenswertes Leben 
gegeben werden muß und daß wir zu erreichen ver- 
suchen müssen, daß ihre Behinderung leichter ge- 
tragen werden kann. 

Aus dieser Grundhaltung heraus hat der Deut- 
sche Bundestag 1974 im Fünften Strafrechtsreform- 
gesetz festgestellt: 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das 
Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses 
vom 14. Juli 1933 außer Kraft, soweit es als Bundes- 
recht fortgilt. 

Der Fraktion DIE GRÜNEN, meine Damen und 
Herren Kollegen von den GRÜNEN, geht diese 
Feststellung nicht weit genug. Sie wollen das Ge- 
setz für nichtig erklärt sehen, d. h. für von Anfang 
an als nicht gültig. Dieser Denkansatz ist für uns 
Sozialdemokraten überlegenswert; es wäre uns al- 
lerdings sympathischer, wenn wir uns auf einen 
Sprachgebrauch verständigen würden, der von der 
Ächtung dieses Gesetzes spricht, denn ich glaube, 
darin kommt noch mehr Verachtung gegenüber der 
damaligen Maßnahme zum Ausdruck als mit der 
Vokabel, die Sie gewählt haben. Wir müssen deut- (D) 
lieh machen: Der deutsche Staat der Gegenwart hat 
mit dem Denken und dem Handeln von damals 
nichts mehr gemein. Das gilt es festzuhalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, liebe Kollegen, wir 
müssen in dieser Stunde noch einmal daran erin- 
nern, was das Leid dieser 300 000 bis 400 000 Men- 
schen — die Zahlen variieren — damals bedeutete, 
was es damals bedeutete, als erbkrank zu gelten. Es 
sind ja nicht nur die Schwachsinnigen oder die kör- 
perlich Mißgebildeten gewesen, sondern — das muß 
man auch festhalten — es waren auch Mitbürger — 
so das Gesetz — , die eine erbliche Blindheit und 
eine erbliche Taubheit hatten. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: So war das!) 

— So war es; so wurde es praktiziert. Die Betroffe- 
nen oder ihre Bevollmächtigten konnten zwar 
selbst entscheiden, ob sie sterilisiert werden sollten 
oder nicht, aber — das ist das Schlimme dabei — 
auch beamtete Ärzte, die Leiter von Strafanstalten, 
die Leiter von Pflegeanstalten konnten ohne Wis- 
sen und ohne Einverständnis der Betroffenen einen 
Antrag auf Unfruchtbarmachung stellen, und sie 
haben ihn letztlich auch durchgezogen. 

Heute wissen wir — man hat es auch schon 1933 
gewußt — , daß beispielsweise eine Behinderung 
durch Taubheit oder durch Blindheit letztlich keine 
Behinderung ist, die nicht durch Hilfsmittel, durch 
Prothesen behoben werden könnte, die nicht zumin- 
dest eindeutig gemindert werden könnte. Wir erle- 
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ben es heute, daß Taube und Blinde an ihrem Ar- 
beitsplatz volle berufliche Leistungen erbringen, 
deiß sie zum Teil sogar Überragendes, Außerge- 
wöhnliches scheiffen. Ich will, um es plastisch zu 
machen, einmal daran erinnern: Wer könnte die 
Leistung einer blinden und tauben Helen Keller 
oder eines gegen Ende seines Lebens tauben Lud- 
wig van Beethoven — gerade hier in Bonn — leug- 
nen? 

(Ströbele [GRÜNE]: Hölderlin!) 

— Oder Hölderlin in Bad Homburg? Wer wollte das 
leugnen? Lassen Sie mich ein Beispiel aus der Ge- 
genwart nennen. Wer kann eigentlich die Leistung 
der taubstummen Läuferin mit dem Namen Rita 
Windbrake leugnen, die viele deutsche Rekorde er- 
zielt hat und die im letzten Jahr international vor- 
dere Plätze belegt hat? Ich meine, an diesen Bei- 
spielen wird sinnfällig und deutlich, wie unmensch- 
lich das damalige Gesetz gewesen ist. 

Führen wir uns doch einmal die Kommentierung 
dieses Gesetzes vor Augen. Im Wörterbuch des Un- 
menschen, einen Kommentar von 1943 ist unter den 
Stichworten Erbkunde, Rassenpflege, Bevölke- 
rungspolitik die Rede vom Ausmerzen, von Minder- 
wertigem, von Vollwertigem, von sozialer Brauch- 
barkeit oder vom Gesamtwert eines Menschen. An 
einer Stelle ist ganz klar gesagt worden, was die 
Zielsetzung ist, nämlich: 

Unser Ziel ist die Züchtung 

— die Züchtung! — 

einer genügend großen Zahl von Trägern geisti- 
ger Gesundheit und die Behütung und Ver- 
mehrung der Träger von Anlagen zur geistigen 
Begabung. Den Fluch der Geisteskrankheit 
wollen wir nicht in Kauf nehmen. 

Das stammt aus dem Wörterbuch des Unmenschen 
aus dem Jahre 1943. 

Meine Damen und Herren, liebe Kollegen, die 
Mitglieder des Bundestages haben 1974 gut daran 
getan, dieses Gesetz außer Kraft zu setzen. Wir wol- 
len in dieser Beratung, später in den Ausschüssen 
und dann in einer abschließenden Plenarsitzung er- 
neut zu betonen versuchen, daß dieses Gesetz ge- 
ächtet wird. Wir wollen ähnliches aussagen, wie es 
vor einiger Zeit zum Komplex der Weißen Rose 
oder zum Thema Volksgerichtshof ausgeführt wor- 
den ist. Wir als verantwortliche Parlamentarier aus 
dem Jahre 1986 müssen noch einmal deutlich ma- 
chen, daß dieses Gesetz gebrandmarkt werden muß. 
Es gilt zu versuchen, den letzten Opfern dieser da- 
mals 400 000 Betroffenen zu helfen, daß ihnen eine 
Entschädigung für ihr persönliches Leid, aber auch 
für den Verzicht auf Lebensglück, der ihnen aufer- 
legt worden ist, zuteil wird. 

Wie kann diese Entschädigung aussehen? Wir 
wissen, daß das Bundesentschädigungsgesetz schon 
1956 klar gesagt hat — die Richter haben dies be- 
stätigt — , daß Zwangssterilisierte dem Wiedergut- 
machungsanspruch des Gesetzes nicht unterliegen. 
Wir wissen auch, daß der Härteausgleich nicht mög- 
lich gewesen ist. Wir sind dankbar dafür 

(Glocke des Präsidenten) 


— sofort — , daß Bundesfinanzminister Hans Matt- 
höfer 1980 mit Zustimmung der Bundesregierung 
einen Fonds eingerichtet hat, der zumindest einen 
Teil der Leiden gelindert hat, indem nun die 5 000- 
DM-Regelung als pauschale Entschädigungsrege- 
lung eingeführt wurde. Wir wissen, daß nur 6 000 
von denkbaren 100 000 bisher davon Gebrauch ge- 
macht haben. Unkenntnis, Unwissenheit mögen da- 
bei eine Rolle gespielt haben. 

Meine Damen und Herren, wir Sozialdemokraten 
sind eindeutig, um das Materielle anzusprechen, für 
eine Stiftungsregelung, weil wir glauben, daß die- 
sem Personenkreis rasch und relativ unbürokra- 
tisch geholfen werden kann, der bisher nicht ent- 
schädigt werden konnte. 

Eine letzte Bemerkung, Frau Kollegin Hamm- 
Brücher. 

(Glocke des Präsidenten) 

— Ich bin schon im Abmarsch. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, Sie re- 
den schon zwei Minuten länger als zehn Minuten. 

Klein (Dieburg) (SPD): Sie haben dieser Tage da- 
von gesprochen, daß eine Entschädigung geleistet 
werden soll, nicht nur in verbalen Erklärungen, son- 
dern auch materiell. Ich muß Ihnen entgegenhalten 

— nicht Ihnen als Person, aber Ihrer Fraktion — , 
daß Sie damals in den 80er Jahren verhindert ha- 
ben, daß diese Reform in der sozialliberalen Koali- 
tion stattgefunden hat. Wir bekamen damals keine 
Stiftungsregelung zustande, die damals das Pro- 
blem gegenstandslos gemacht hätte, über das wir 
heute diskutieren. 

Meine Damen und Herren, fangen wir bald damit 
an, damit allen, die in den damaligen Jahren nega- 
tiv betroffen waren, heute wirklich noch geholfen 
werden kann. Die Uhr tickt. 

(Bohl [CDU/CSU]: Richtig!) 

— Ich verstehe Sie nicht ganz, meine Herren von 
der CDU. Die Uhr tickt für die anderen, nicht für 
mich. Die Uhr tickt. Die Zahl der Betroffenen wird 
von Tag zu Tag kleiner 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und der 
FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab- 
geordnete Erhard (Bad Schwalbach). 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Frau Präsi- 
dent! Ich habe die Absicht, die mir vorher genannte 
Redezeit von fünf Minuten nicht zu überschreiten. 

Der Antrag in seinen beiden unterschiedlichen 
Teilen wird im Ausschuß sorgfältig beraten werden 
müssen. Schon in früheren Jahren haben sich ver- 
schiedene Ausschüsse des Bundestages mit dem 
Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses 
eingehend befaßt. Mit pauschalen Feststellungen 
und Erklärungen konnte man damals den Sachver- 
halten und den betroffenen Menschen nicht gerecht 
werden. Völlig zu Recht hat deswegen auch der 
Herr Bundesminister der Justiz von den Zwangs- 
sterilisierten gesprochen. 
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(A) Aber nach dem Gesetz gibt es ja eine ganze 
Menge mehr Betroffene. Man kann mit diesen Pau- 
schalen eine Lösung auch heute nicht finden. Für 
die CDU/CSU“Fraktion darf ich ohne jede Ein- 
schränkung erklären, daß wir erb- und rassehygie- 
nischen Denktraditionen in unserem Lande stets 
energisch entgegengetreten sind. Das wird auch 
künftig so sein. Dazu braucht es keines Anstoßes 
durch die GRÜNEN. 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Das Gesetz vom 14. Juli 1933 in seiner endgülti- 
gen Fassung ist sicher oft in menschenunwürdiger 
Weise angewandt worden. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Es war auch in sei- 
nem Inhalt menschenunwürdig!) 

— Hören Sie erst einmal zu. Den Opfern gilt die 
Sorge des Bundestages und der Bundesregierung 
seit dem Bestehen der Bundesrepublik und der Par- 
teien schon vorher. Opfer auf Grund rassischer, reli- 
giöser oder politischer Verfolgung wurden nach 
dem Entschädigungsrecht für Opfer des NS-Regi- 
mes entschädigt Opfer auf Grund anderer Tatbe- 
stände und solche, die mehr oder weniger freiwillig 
zu Opfern geworden waren, mußten größtmögliche 
persönliche Schonung erfahren. Um die Opfer nicht 
zu zwingen, materielle Schäden oder Zwangsbe- 
handlungen nachzuweisen, sondern um sie mög- 
lichst zu schonen, hat die Bundesregierung unter 
Bundeskanzler Schmidt mit Zustimmung aller 
Fraktionen 1980 für alle durch die Anwendung die- 
ses hier in Rede stehenden Gesetzes zu Opfern ge- 
(®) wordenen Menschen eine Entschädigung von je 
5 000 DM beschlossen. Von den 95 000 Opfern haben 
bisher aber nur rund 6 000 einen Antrag gestellt 
Das beweist, wie vorsichtig wir in diesem Bereich 
agieren, taktieren und entscheiden müssen. 

(Zuruf des Abg. Klein [Dieburg] [SPD]) 

— Das Gesetz und die Durchführungsverordnungen 
und Erlasse, Herr Klein, gelten seit vielen Jahren 
nicht mehr. Nur der § 14 hat noch bis in die 70er 
Jahre in Teilen der Bundesrepublik als Bundes- 
recht gegolten. 

(Ströbele [GRÜNE]: Schlimm genug!) 

— Seien Sie vorsichtig! Dieser § 14 lautete im we- 
sentlichen wie folgt: Eine Schwangerschaftsunter- 
brechung, die nicht nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes, d. h. wegen Erbkrankheit, erfolgt, ist nur 
dann zulässig, wenn ein Arzt sie nach den Regeln 
der ärztlichen Kunst zur Abwendung einer ernsten 
Gefahr für das Leben oder die Gesundheit desjeni- 
gen an dem er sie vornimmt, und mit dessen Einwil- 
ligung vollzieht. Ich wiederhole: In § 14 geht es um 
Schwangerschaftsunterbrechung. Diese Vorschrift 
ist erst 1935 in das Gesetz eingebaut worden. 

In den Durchführungsbestimmungen wurde das 
Verfahren der Schwangerschaftsunterbrechung ge- 
regelt. Eine Gutachterstelle mußte den Eingriff für 
erforderlich erklärt haben. Der Leiter einer solchen 
Gutachterstelle wurde vom Innenminister berufen. 
Zwei Ärzte mußten in jedem einzelnen Fall ge- 
trennt voneinander und schriftlich das Vorliegen 
der medizinischen Indikation feststellen. 


Ein Blick in die Vorschriften des heute geltenden (C) 
§218a des Strafgesetzbuchs offenbart ähnliche, 
aber durchaus weniger stringente Feststellungsre- 
gelungen. 

(Klein [Dieburg] [SPD]: Der Wille des Be- 
troffenen!) 

Ich habe die Sorge, daß der nun gestellte Antrag 
der Fraktion die GRÜNEN mit dem Ziel, in einem 
Pauschalurteil das Gesetz und alle auf ihm beru- 
henden Beschlüsse für nichtig zu erklären, 

(Frau Dann [GRÜNE]: Sie sind zynisch!) 

die Sachverhalte verschleiert und rechtlich und po- 
litisch ganz unerwünschte Folgen haben könnte. 

Ich meine, es müßte sorgfältig geprüft und bedacht 
werden, daß dieses Gesetz zwar die Abtreibung aus 
eugenischen Gründen erlaubte — wie im übrigen 
unser §218a StGB heute — , daß es aber auch die 
Abtreibung aus medizinischen Gründen erstmals 
gesetzlich geregelt hat. 

Soll das alles nachträglich nichtig sein? Sollen 
diese aus medizinischen oder eugenischen Gründen 
durchgeführten Schwangerschaftsabbrüche, die 
selbst nach heutigem Recht nicht rechtswidrig wä- 
ren, nachträglich zu rechtswidrigen erklärt werden, 
nur weil sie unter der Geltung des Erbgesundheits- 
gesetzes vorgenommen worden sind? Wie kann 
man zugleich Schwangerschaftsabbrüche aus medi- 
zinischen oder eugenischen Gründen moralisch 
oder juristisch ächten — so wörtlich der Antrag — 
und auf Parteitagen die völlige Freigabe der Abtrei- 
bung bis zur Geburt — so die GRÜNEN — fordern 
und beschließen? (D) 

Ich hoffe nicht, daß die Antragsteller nur der Ver- 
suchung, Agitation zu betreiben, erlegen sind und 
nicht so genau die gesetzlichen Bestimmungen be- 
achtet haben. 

(Abg. Klein [Dieburg] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Nein. Ich 
bin gleich fertig. 

Vizepräsident Frau Renger: Nein, keine Zwischen- 
frage. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Unter allen 
Umständen sollte bei den weiteren Beratungen und 
Verlautbarungen immer daran gedacht werden, die 
Opfer der Zwangssterilisation des Nationalsozialis- 
mus nicht unversehens erneut zu psychischen Op- 
fern zu machen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das hatte ich nicht für 

möglich gehalten! — Zuruf des Abg. Klein 
[Dieburg] [SPD]) 

Vielleicht gibt es Wege, die unterschiedlichen 
Sachverhalte unterschiedlich zu behandeln. Das ist 
in Hessen — dies als typisches Beispiel — schon im 
Jahr 1946 möglich gewesen und im Hessischen Ge- 
setz- und Verordnungsblatt als Verordnung verkün- 
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(A) det worden. Man hat auch nach 1945 schon sehr 
wohl an richtige und vernünftige Wege gedacht. 

Ich hoffe, die beiden beteiligten Ausschüsse kom- 
men zu guten Ergebnissen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab- 
geordnete Dr. Hamm-Brücher. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Das war eine 
schlechte Rede, Herr Erhard! — Erhard 
[Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Wenn Sie 
das meinen, war sie gut!) 

Frau Dr Hamm-Brücher (FDP): Frau Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Für die 
FDP-Fraktion möchte ich unserem Herrn Justizmi- 
nister Engelhard für seine klare und eindeutige 
Stellungnahme ausdrücklich danken. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und, den 
GRÜNEN) 

Ich hätte es allerdings sehr begrüßt, wenn ein Ver- 
treter des Finanzministeriums — wie das eigentlich 
üblich sein sollte — in ähnlich klarer Weise Position 
bezogen hätte. Ich bedauere es überhaupt, daß wir 
dieses schwierige und leidvolle Thema in einer hal- 
ben Stunde zu so später Stunde abhandeln. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zustimmung des Abg. Erhard [Bad Schwal- 
bach [CDU/CSU]) 

Ich glaube, wir müßten in Zukunft bessere Voraus- 
^ Setzungen für solche ernsten Debatten schaffen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, es gibt 
nicht nur menschliche, es gibt auch politische Ver- 
säumnisse, die um so schwerer wiegen, je länger 
man sie herumschleppt und hinausschiebt. Es gibt 
Versäumnisse, die schließlich den Verantwortlichen 
als neuerliches Verschulden angelastet werden kön- 
nen. Ich glaube, das ist angesichts der neuen wis- 
senschaftlichen Erkenntnisse über all das, was in 
diesem Bereich geschehen ist, durchaus eine ernste 
Verantwortung für uns. Denn nachträglich gesehen 
ist es ja kaum noch verständlich, daß es auch 41 
Jahre nach Kriegsende, meine Damen und Herren, 
immer noch nicht gelungen ist, jenen noch leben- 
den 90 000 oder 100 000 Opfern des Hitlerschen Ras- 
senwahns — denn auch die Unschädlichmachung 
angeblich minderwertigen Erbguts durch Zwangs- 
sterilisation ist ja ein Ausdruck des Rassenwahns 
gewesen, meine Damen und Herren — zu einer 
wenn auch noch so bescheidenen finanziellen Ent- 
schädigung zu verhelfen, zu einer Form der Ent- 
schädigung, die aus dem öffentlichen Mitgefühl ent- 
springen muß, das wir gerade diesen in ihrer per- 
sönlichen Integrität oft besonders grausam stigma- 
tisierten, körperlich und seelisch zutiefst beschädig- 
ten Mitmenschen schulden. 

Jeder, der einmal mit einem solchen Mitmen- 
schen gesprochen hat, nimmt diese Belastung mit 
nach Hause. Diese Menschen stehen heute noch 
unter dem Trauma der Deklassierung als lebensun- 
wertes Leben. 


Ich glaube nicht, daß es realistischerweise darum (C) 
gehen kann, die Wiedergutmachungsgesetzgebung 
erneut aufzurollen. Das ist wohl nicht gar mehr 
möglich. Ich glaube auch, daß gegen den von den 
GRÜNEN vorgeschlagenen Weg ernstzunehmende 
Gegenargumente vorgebracht werden können. Herr 
Kollege Erhard hat das gerade gesagt. Aber die 
Alternative kann doch nicht lauten: entweder die 
optimale Lösung oder die Nullösung, mit der Be- 
gründung, es gehe eben nicht mehr, wie wir das 
immer wieder hören. 

Die Lösung heißt, wenigstens ein kleines Stück 
versäumter Wiedergutmachung nachzuleisten, und 
zwar so rasch und so unbürokratisch wie möglich. 

Wir werden ja darüber zu sprechen haben. 

Zur Begründung ist zu sagen: Es liegen nun be- 
reits seit über zwei Jahren wissenschaftliche Doku- 
mentationen und Berichte vor, mit denen dieses dü- 
stere Kapitel nationalsozialistischer Unmenschlich- 
keit dem Vergessen und Verdrängen entrissen wur- 
de. Jeder von uns, der sie liest, kann und muß dar- 
aus entnehmen, was den meisten der betroffenen 
Menschen an Unrecht, Willkür, Leiden und Leid zu- 
gefügt worden ist. Ich könnte Ihnen hier Beispiele 
aus dicken Mappen schildern, die mir zugesandt 
worden sind. Deshalb glaube ich in Ihrer aller Na- 
men sprechen zu dürfen, wenn ich einmal all denen 
danke, die in den letzten Jahren die wahren Sach- 
verhalte ans Licht gebracht haben. Stellvertretend 
nenne ich Professor Klaus Dörner, die Deutsche 
Gesellschaft für soziale Psychiatrie, leitende 
Psychiater auch der Bethelschen Anstalten, den 
Dachverband psychosozialer Hilfsvereinigungen, (D) 
aber auch dem Landschaftsverband Rheinland, der 
eine kostenlose und freiwillige Beratung Betroffe- 
ner eingeführt hat, aber auch das Engagement von 
Journalisten wie Ernst Klee. 

(Beifall bei der FDP, bei Abgeordneten der 

CDU/CSU, bei der SPD und den GRÜ- 
NEN) 

Nur diesem Einsatz — ich habe nur einige Beispiele 
genannt — ist es zu danken, daß wir heute über 
diese Frage sachkundiger reden und hoffentlich 
auch bald entscheiden können. 

Auch im Bundestag, liebe Kolleginnen und Kolle- 
gen, liegen seit zwei Jahren Petitionen vor. Aber lei- 
der werden alle Anfragen, Vorstöße und Anträge 
seitens der zuständigen Ministerien — bisher je- 
denfalls — auf eine nun unerträglich gewordene 
lange Bank geschoben. Es werden uns immer wie- 
der neuerliche Überprüfungen versprochen oder 
aber höfliche Ausflüchte aller Art gemacht. 

Deshalb möchte ich für die FDP auch noch ein- 
mal feststellen: Der Worte sind genug gewechselt 
Noch in dieser Legislaturperiode müssen wir etwas 
entscheiden und handeln: eine bescheidene mate- 
rielle Entschädigung, mit der erlittenes Leid der 
Betroffenen zwar nicht wiedergutgemacht, wohl 
aber moralisch anerkannt und damit doch auch ge- 
lindert werden kann. Lassen wir uns von den ver- 
zweifelten und grausamen Einzelschicksalen in die- 
ser Gruppe von Verfolgten anrühren! Ehrfurcht vor 
dem Leben — das ist das oberste Gebot für das 
Zusammenleben der Menschen. Ich füge hinzu: Mit- 
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(A) leid für all diejenigen, die hilflose Opfer skrupello- 
ser Verachtung dieses obersten Gebotes wurden, ist 
unsere Aufgabe. 

Deshalb dürfen wir der hier betroffenen Gruppe 
von Mitmenschen Zeichen der ideellen und mate- 
riellen Zuwendung nicht länger schuldig bleiben. 
Ich schließe mit dem Satz, den auch Sie, Herr Kolle- 
ge, gesagt haben: Es gibt kein unwertes Leben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Nach der Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Vorlage auf Drucksache 10/4750 Ausschußüberwei- 
sung vorgesehen. 

Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Abgeord- 
nete Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Frau Präsident, ich möchte 
beantragen, daß dieser Antrag auch an den Innen- 
ausschuß überwiesen wird. Vielleicht kann ich drei 
Sätze zur Begründung sagen. 

Erstens. Mir ist mitgeteilt worden — ob es 
stimmt, weiß ich nicht — , daß im Innenministerium 
Pläne über eine Regelung zur zwangsweisen Sterili- 
sation existieren, die sich zwar von diesen Regelun- 
gen unterscheiden, aber grundsätzlich dasselbe 
Problem anfassen. 


Zweitens, Der Kollege von der CDU, der vorhin (C) 
gesprochen hat, hat ganz deutlich gemacht, daß 
diese Problematik ebenfalls im Innenministerium 
angesiedelt ist und daß es da eine Regelung gege- 
ben hat, bei der eine Folge aus diesem § 14 im 
Zusammenhang mit dem Innenministerium gere- 
gelt worden ist. 

Drittens. Eine parallele Problematik, nämlich die 
Problematik der Sinti und Roma und der Anerken- 
nung des Unrechts das an Sinti und Roma verübt 
worden ist, wird im Augenblick im Innenausschuß 
beraten. Dazu ist gerade eine Vorlage erarbeitet 
worden. Deshalb bietet sich das an. 

Vizepräsident Frau Renger: Gibt es Zustimmung zu 
dem Vorschlag der Überweisung an den Innenaus- 
schuß? — Ausgezeichnet 

Dann brauchen wir nur noch über die Überwei- 
sung abzustimmen, nachdem signalisiert worden 
ist, daß Sie der Ergänzung zustimmen. Ich frage das 
Haus, ob es mit der zusätzlichen Mitberatung im 
Innenausschuß einverstanden ist und der Überwei- 
sung zustimmt. — Vielen Dank. Dann ist das ange- 
nommen. 

Damit sind wir am Ende der heutigen Tagesord- 
nung. Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Freitag, den 6. Juni, 8 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.09 Uhr) 

(D) 


Berichtigung 

218. Sitzung, Seite 16822 B, 6. Zeile von unten: Statt 
„Außer von Johannes Rau!“ ist „Außer von Lafon- 
taine!“ zu lesen. 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 


Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) entschuldigt bis einschließlich 


Dr. Abelein ** 6. 6. 

Dr. Ahrens ** 6. 6. 

Antretter ** 6. 6. 

Berger ** 6. 6. 

Böhm (Melsungen) ** 6. 6. 

Frau Borgmann 6, 6. 

Büchner (Speyer) ** 6. 6. 

Cronenberg 6. 6, 

Dr. Enders ** 6. 6. 

Ertl 6. 6. 

Frau Fischer ** 6. 6. 

Fischer (Bad Hersfeld) ** 6. 6. 

Francke (Hamburg) 5, 6. 

Gallus 5. 6. 

Gerstl (Passau) 6. 6. 

Haase (Fürth) ** 6. 6. 

Hauck 6, 6. 

Freiherr Heereman von Zuydtwyck 5. 6. 
Frau Kelly ** 6. 6. 

Kiechle 5. 6, 

Kittelmann ** 6. 6. 

Dr. Köhler (Duisburg) 6. 6. 

Kolbow 6. 6. 

Frau Krone-Appuhn 6. 6. 

Lemmrich * 6, 6, 

Lenzer 6. 6. 

Frau Matthäus-Maier 6. 6. 

Dr. Müller ** 6. 6, 

Neumann (Bramsche) ** 6. 6. 

Frau Pack ** 6. 6. 

Petersen 6. 6. 

Dr. Pfennig ** 6. 6. 

Reddemann ** 6. 6. 

Dr. Rumpf ** 6. 6. 

Rusche 5. 6. 

Dr. Scheer ** 6. 6. 

Schmidt (Hamburg) 6. 6. 

Schmidt (München) ** 6. 6. 

Schröder (Hannover) 6. 6. 

Schulte (Unna) ** 6. 6. 

Dr. Soell ** 6, 6. 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim ** 6. 6. 
Dr. Unland ** 6. 6. 

Vogt (Düren) 5. 6. 

Voigt (Sonthofen) 6. 6. 

Wieczorek (Duisburg) 5. 6. 

Wischnewski 6. 6. 

Dr, Wulff ** 6.6. 

Zierer ** 6. 6. 


* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarates 

für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 


Anlage 2 

Erklärung der Abgeordneten Frau Schmidt (Nürn- 
berg) und Frau Fuchs (Verl) (beide SPD) nach § 31 
Absatz 2 GO zur Abstimmung über die Entschlie- 
ßungsanträge der Fraktion DIE GRÜNEN auf den 
Drucksachen 10/5599 bis 10/5604: 

Wir erklären, daß wir an den namentlichen Ab- 
stimmungen über die Anträge auf den Drucksachen 
10/5599 bis 10/5604 aus den folgenden Gründen 
nicht teilnehmen: 

Erstens. Die andauernde Inflation namentlicher 
Abstimmungen droht Entscheidungen erster und 
zweiter Klasse herbeizuführen. Diese Entwicklung 
sind wir nicht länger bereit hinzunehmen. 

Zweitens. Die Tendenz der obengenannten Anträ- ' 
ge, ohne eine Gesamtkonzeption die Stillegung ein- 
zelner Atomanlagen zu fordern, ohne z. B, ein aus- 
reichendes Entsorgungskonzept vorweisen zu kön- 
nen, schafft keinesfalls größere Sicherheit. 

Dabei sind einzelne Forderungen der Anträge, 
wie die Nichtinbetriebnahme von Nuklear-Anlagen 
oder Baustopps, sinnvoll und finden auch unsere 
Zustimmung. 

Den im entsprechenden Antrag der SPD-Fraktion 
festgelegten Grundsätzen, die auch für die in den 
Anträgen genannten Anlagen gelten, stimmen wir 


Anlage 3 

Erklärung der Abgeordneten Dr. Göhner (CDU/ 
CSU) und von der Wiesche (SPD) nach § 31 Ab- 
satz 1 GO zur Abstimmung über die Sammelüber- 
sicht 148 des Petitionsausschusses; hier: Antrag 1 
Nr. 1 bis 3 (Drucksache 10/5502): 

Die Petenten beanstanden zu Recht, daß die Fi- 
nanzverwaltungen die von einem Erbbauberechtig- 
ten gezahlten Erschließungsbeiträge dem Einkom- 
men des Grundstückseigentümers im Rahmen der 
Einkommensteuerveranlagung zurechnen. Der 
Bundesfinanzhof vertritt in bisheriger Rechtspre- 
chung ebenso wie die Finanzverwaltung, einschließ- 
lich des Bundesministers der Finanzen, im Ergeb- 
nis die Auffassung, daß die Zahlung eines Erschlie- 
ßungsbeitrages durch den Erbbaupächter gleichzei- 
tig zu einer Erhöhung des Wertes des Grund und 
Bodens führe und deshalb bei dem Eigentümer und 
Erbbauverpächter des Grundstücks steuerlich als 
Einkommen zu berücksichtigen sei. Der Petitions- 
ausschuß hat die Bundesregierung auf ein neueres 
Urteil des Finanzgerichts Münster vom 30. Juli 1985 
hingewiesen (Az: VII 1085/85 E); da die Finanzver- 
waltung gegen dieses Urteil Revision beim Bundes- 
finanzhof eingelegt hat, wird der Bundesfinanzhof 
über die auch den Petitionen zugrunde liegende 
Problematik erneut zu entscheiden haben. Das Fi- 
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(A) nanzgericht Münster vertritt mit überzeugenden 
Gründen den Standpunkt, daß die Erschließung des 
Grundstücks einen Wertzuwachs beim Erbbaube- 
rechtigten bewirke und der Wertzuwachs somit 
nicht als Einkommen des Grundstückseigentümers 
behandelt werden könne. Dieser Auffassung und 
der Begründung des Finanzgerichtes Münster tritt 
der Petitionsausschuß im Sinne der Petenten un- 
eingeschränkt bei. Hierfür sind insbesondere fol- 
gende Überlegungen maßgebend: 

Die Erschließung des Grundstücks kommt, 
wirtschaftlich gesehen, in erster Linie dem Erb- 
bauberechtigten zugute. Das Finanzgericht 
Münster stellt demgemäß zutreffend fest: „. .. 
die mögliche Wertsteigenaig des Grundstücks 
als solches ist durch die Belastung des Grund- 
stücks mit dem Erbbaurecht so überlagert, daß 
sie steuerlich erst einmal vernachlässigt wer- 
den muß.“ 

Dieser Gedanke kommt auch im § 92 Abs, 2 des 
Bewertungsgesetzes zum Ausdruck, wonach der 
Gesamtwert des Bodens und der auf stehenden Ge- 
bäude voll dem Erbbauberechtigten zugerechnet 
wird, wenn die Dauer des Erbbaurechts in dem für 
die Bewertung maßgeblichen Zeitpunkt noch 
50 Jahre oder mehr beträgt. 

Ob nach Ablauf der Erbpacht, also in der Regel 
nach 99 Jahren auch noch der Grundstückswert 
durch die Erschließungsmaßnahmen nennenswert 
erhöht ist, kann erst dann festgestellt und gegebe- 
nenfalls einkommensteuerlich berücksichtigt wer- 
den. 

(B) 

Die Behandlung der Erschließungskosten als Ein- 
kommen des Grundstückseigentümers ist schließ- 
lich auch insofern inkonsequent, als die Finanzver- 
waltung die Erschließungsbeiträge andererseits als 
Anschaffungskosten des Erbbaurechts (neuerdings 
in Anlehnung an ein Urteil des Bundesfinanzhofs 
vom 11. Oktober 1985 als Werbungskosten) ansieht 

Nach § 134 Abs. 1 Satz 2 des Bundesbaugesetzes 
hat der Erbbauberechtigte, nicht der Grundstücks- 
eigentümer, den Erschließungsbeitrag zu zahlen. 
Dieser Vorschrift liegt die Erkenntnis zugrunde, 
daß die Erschließung des Grundstücks dem Erbbau- 
berechtigten zugutekommt und dieser deshalb auch 
beitragspflichtig sein soll. 

Dem widerspricht es,^ wenn die Finanzverwaltung 
entgegen dieser Überlegung des Gesetzgebers im 
Steuerrecht von anderen Gegebenheiten ausgeht. 

Der Bundesfinanzhof hat in seiner Entscheidung 
vom 20. November 1980 zunächst festgestellt, daß 
§ 134 Abs. 1 Satz 2 des Bundesbaugesetzes nur die 
öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen dem 
Erbbauberechtigten und der beitragsberechtigten 
Gemeinde betreffe, im Innenverhältnis aber an sich 
der Grundstückseigentümer die Beiträge als Lasten 
des Grundstücks tragen müsse. Diesem zentralen 
Gedanken des Bundesfinanzhofes liegt jedoch ein 
Irrtum zugnmde. In seinem Urteil vom 17. April 
1985 hat der Bundesfinanzhof zwar seine diesbe- 
zügliche Auffassung zur Begründung seines Ergeb- 
nisses nicht wiederholt, doch an dem bisherigen Er- 
gebnis der erstgenannten Entscheidung festgehal- 
ten. Es muß deshalb davon ausgegangen werden. 


daß der Bundesfinanzhof nach wie vor von der die (C) 
Entscheidung tragenden Grundauffassung ausgeht, 
daß im Innenverhältnis zwischen Grundstücksei- 
gentümer und Erbbauberechtigten nach privat- 
rechtlichen Grundsätzen grundsätzlich der Grund- 
stückseigentümer die Beiträge als Lasten des 
Grundstücks tragen müsse. Würde man in der Tat 
eine bürgerlich-rechtliche Erstattungspflicht an- 
nehmen, so wäre dem Ergebnis des Bundesfinanz- 
hofes nicht zu widersprechen, wonach dann der 
Grundstückseigentümer durch die Übernahme des 
Erschließungsbeitrages dprch den Erbbauberech- 
tigten einen zu versteuernden Vorteil erlangt hätte, 
nämlich im privatrechtlichen Innenverhältnis eine ^ 
Befreiung von der Verbindlichkeit bzw. die Befrei- 
ung von der bürgerlich-rechtlichen Erstattungs- 
pflicht Die offensichtliche Auffassung des Bundes- 
finanzhofes, der sich dazu auf Staudinger-Ring 
11. Auflage (§ 1 Anmerkung 31 Erbbaurechtsverord- 
nung) beruft, daß bei fehlender Vereinbarung über 
die Tragung der Lasten davon auszugehen sei, daß 
die Lasten des Grundstücks einschließlich der Zah- 
lung eines Erschließungsbeitrages den Erbbaube- 
rechtigten an sich nicht berührt sondern nur den 
Eigentümer des Grundstücks, hat jedoch keine 
Rechtsgrundlage. Das Finanzgericht Münster stellt 
in seinem Urteil vom 30. Juli 1985 (Seite 12) zu 
Recht fest: „Die Fundstellen, die zu dieser Meinung 
angeführt werden, lassen jedoch erkennen, daß die 
rechtliche und wirtschaftliche Annäherung des Erb- 
baurechts an das Grundstück selbst nicht berück- 
sichtigt worden ist. Die angeführten Schriften von 
Oberneck und Wittmaak stammen aus 1909 und 
1906; der ebenfalls bei Staudinger-Ring zitierte ' ^ 
RgR-Kommentar zitiert zu § 2 Ziffer 2 ein Urteil der 
Badischen Rechtsprechung aus dem Jahre 1935. Es 
werden also zur Stützung dieser Meinung Ansich- 
ten vertreten, die zu einer Zeit entstanden sind, zu 
der das jetzt geltende Erbbaurecht noch gar nicht in 
Kraft und nach dem geltenden Baurecht der Eigen- 
tümer und nicht der Erbbauberechtigte zur Tra- 
gung der Erschließungsbeiträge verpflichtet war.“ 

Auch wenn die Vertragspartner keine vertragliche 
Regelung darüber treffen, wer eine nach Abschluß 
des Erbbaurechtsvertrages entstehende Erschlie- 
ßungsbeitragsschuld zu bezahlen hat, ist die 
Rechtslage unverändert: Der Erschließungsbeitrag 
ist vom Erbbauberechtigten zu zahlen, und dieser 
hat keinen privatrechtlichen Erstattungsanspruch 
gegen den Grundstückseigentümer. Dazu fehlt es 
schlicht und einfach an einer Rechtsgrundlage für 
einen derartigen Erstattungsanspruch. Auch im 
Falle des Petenten hätte der Erbbauberechtigte kei- 
nen Anspruch gegen den Petenten auf Erstattung 
des Erschließungsbeitrages gehabt, wenn eine ent- 
sprechende vertragliche Regelung über diesen 
Punkt nicht getroffen worden wäre. 

§ 134 Abs. 1 Satz 2 des Bundesbaugesetzes geht 
gerade davon aus daß „die wirtschaftlichen Vorteile, 
auf die der Beitrag bezogen ist, dem Erbbauberech- 
tigten im vollen Umfange zugute“ kommen (Ernst- 
Zinkhahn-Bielenberg, § 134, Randnummer 2). Diese 
Wertung des Gesetzgebers darf nach dem Grund- 
satz der Einheitlichkeit des Rechts nicht durch eine 
Auslegung des Steuerrechts umgangen werden. 
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(A) Der Petitionsausschuß erwartet hingegen, daß 
der Bundesminister der Finanzen im Interesse der 
Betroffenen auf die Finanzverwaltung der Länder 
einwirkt, umgehend ihre Praxis in Anlehnung an 
das Urteil des Finanzgerichts Münster zu ändern. 
Die Betroffenen sollten ausdrücklich auf die noch 
ungeklärte Rechtslage hingewiesen werden, damit 
sie von den möglichen Rechtsverhältnissen Ge- 
brauch machen. Eine Änderung der höchstrichterli- 
chen Rechtsprechung muß aufgrund einer solchen 
Aufklärung in allen künftigen Fällen Betroffenen 
auch zugute kommen können. Der Petitionsaus- 
schuß erwartet, daß der Bundesminister der Finan- 
zen ferner erneut mit den zuständigen Referenten 
der Länder über die Rechtslage spricht und seiner- 
seits darauf hinwirkt, daß sich die Länder dem 


Standpunkt des Finanzgerichts Münster anschlie- 
ßen. In den bisherigen Gesprächen hat der Bundes- 
minister der Finanzen im Gegenteil den Stand- 
punkt des Bundesfinanzhofes bekräftigt. 

Der Petitionsausschuß hält es ferner für ange- 
bracht, daß der Bundesminister der Finanzen zu 
einer Änderung der höchstrichterlichen Rechtspre- 
chung beiträgt, indem er in dem Revionsverfahren 
den Standpunkt des Finanzgerichts Münsters zur 
Geltung bringt. 

Als Berichterstatter im Petitionsausschuß haben 
wir die Hoffnung, daß sich der Bundesfinanzhof mit 
unserer rechtlichen Argumentation auseinander- 
setzt. Aus diesem Grunde geben wir diese Erklä- 
rung zu Protokoll. 
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(A) 


Endgültiges Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 10/5599 II 1 


Abgegebene Stimmen: 

419; davon 

ja: 

22 

nein: 

381 

enthalten: 

16 


Ja 

DIE GRÜNEN 

Bastian 

Bueb 

Frau Dann 
Frau Eid 

Fischer (Bad Hersfeld) 

Fritsch 

Frau Hönes 

Frau Kelly 

Mann 

Dr, Müller (Bremen) 

Schulte (Menden) 

Senfft 

Ströbele 

Suhr 

Tatge 

Tischer 

(B) Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 


Nein 


CDU/CSU 

Frau Augustin 

Austermann 

Bayha 

Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Berger (Berlin) 

Dr. Berners 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 

Böhm (Melsungen) 

Dr. Bötsch 

Bohl 

Bohlsen 

Borchert 

Boroffka 

Braun 

Breuer 

Broll 

Brunner 

Bühler (Bruchsal) 

Buschbom 

Carstens (Emstek) 

Carstensen (Nordstrand) 

Clemens 

Dr. Czaja 

Dr. Daniels 

Frau Dempwolf 

Deres 


Dörflinger 

Dolata 

Doss 

Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 

Engelsberger 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 
Eylmann 
Dr, Faltlhauser 
Feilcke 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 

Dr. Friedmann 
Funk 

Ganz (St. Wendel) 

Frau Geiger 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 

Glos 

Dr. Göhner 

Dr. Götz 

Götzer 

Günther 

Dr. Häfele 

von Hammerstein 

Hanz (Dahlen) 

Haungs 

Hauser (Krefeld) 

Frau Dr. Hellwig 

Helmrich 

Dr. Hennig 

Herkenratii 

Hinrichs 

Hinsken 

Höffkes 

Höpfinger 

Dr. Hoffacker 

Frau Hoffmann (Soltau) 

Dr. Hornhues 

Hornung 

Frau Hürland 

Dr. Hüsch 

Dr. Hupka 

Graf Huyn 

Jäger (Wangen) 

Jagoda 

Dr. Jahn (Münster) 

Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 

Kali sch 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 

Klein (München) 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 


Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 

Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 

Dr. Lammert 
Landre 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Link (Diepholz) 

Link (Frankfurt) 

Linsmeier 

Lintner 

Dr. Lippold 

Löher 

Lohmann (Lüdenscheid) 

Dr. h. c. Lorenz 

Louven 

Lowack 

Maaß 

Frau Männle 
Magin 

Marschewski 
Metz 
Michels 
Dr. Miltner 
Milz 

Dr. Möller 
Müller fRemscheid) 
Müller (Wadern) 

Müller (Wesseling) 

Nelle 

Frau Dr. Neumeister 
Niegel 

Dr.-Ing. Oldenstadt 
Dr. Olderog 
Pesch 

Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 

Regenspurger 

Repnik 

Dr. Riedl (München) 

Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 

Frau Rönsch 
(Wiesbaden) 

Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 

Rühe 


Ruf 

Sauer (Salzgitter) 

Saurin 

Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 

Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 

Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 

Dr. Schroeder (Freiburg) 

Schulhoff 

Dr. Schulte 

(Schwäbisch Gmünd) 
Schulze (Berlin) 

Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 

Dr. Stavenhagen 

Dr. Stercken 

Stockhausen 

Dr. Stoltenberg 

Stommel 

Straßmeir 

Strube 

Stücklen 

Stutzer 

Susset 

Tillmann 

Dr. TodenhÖfer 

Uldall 

Dr. Voigt (Northeim) 

Dr. Voss 
Dr. Waigel 

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weiß 

Werner (Ulm) 

Frau Will-Feld 
Wilz 

Wimmer (Neuss) 

Wissmann 

Dr. Wittmann 

Wittmann (Tannesberg) 

Würzbach 

Dr. Wulff 

Zink 
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(A) SPD 

Amling 

Dr. Apel 

Bachmaier 

Bahr 

Bernrath 

Bindig 

Brandt 

Buckpesch 

Dr. von Bülow 

Buschfort 

Collet 

Curdt 

Frau Dr. Däubler-Gmelin 

Daubertshäuser 

Delorme 

Dr, Diederich (Berlin) 

Dreßler 

Egert 

Dr. Ehmke (Bonn) 

Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 

Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 

Frau Fuchs (Köln) 
Gansei 

Gerstl (Passau) 

Gilges 

Glombig 

Grunenberg 

Dr. Haack 

Haar 

Haehser 

Hansen (Hamburg) 

Frau Dr. Hartenstein 
Dr, Hauchler 
Heimann 

(B) Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 

Horn 

Ibrügger 

Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 

Jaunich 
Dr. Jens 


Jung (Düsseldorf) 

Junghans 

Kastning 

Kiehm 

Kirschner 

Kisslinger 

Klein (Dieburg) 

Dr. Klejdzinski 

Kretkowski 

Dr. Kübler 

Kuhlwein 

Lennartz 

Leonhart 

Frau Dr. Lepsius 

Liedtke 

Löffler 

Lohmann (Witten) 

Frau Luuk 

Frau Dr. Martiny-Glotz 

Matthöfer 

Meininghaus 

Dr. Mertens (Bottrop) 

Dr. Mitzscherling 

Müller (Schweinfurt) 

Dr. Müller-Emmert 

Müntefering 

Nagel 

Nehm 

Neumann (Bramsche) 

Dr. Nobel 

Frau Odendahl 

Paterna 

Pauli 

Dr. Penner 

Pfuhl 

Porzner 

Purps 

Ranker 

Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Rohde (Hannover) 
Sander 

Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Schlaga 
Frau Schmedt 
(Lengerich) 


Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 

Dr. Schmude 
Schröer (Mülheim) 

Dr. Schwenk (Stade) 
Sieler (Amberg) 

Frau Simonis 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk 

Dr, Sperling 

Stahl (Kempen) 

Steiner 

Frau Steinhauer 

Stiegler 

Stobbe 

Stockleben 

Frau Terborg 

Tietjen 

Frau Dr. Timm 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr, Vogel 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 

Vosen 

Waltemathe 

Walther 

Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 

Weisskirchen (Wiesloch) 

Dr. Wernitz 

Westphal 

Frau Weyel 

Dr. Wieczorek 

Wiefel 

von der Wiesche 

Wimmer (Neuötting) 

Witek 

Dr. de With 

Wolfram 

(Recklinghausen) 
Würtz 
Zander 
Zeltler 
Frau Zutt 


FDP 

Frau Dr. Adam- 
Schwaetzer 


Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 

Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Grünbeck 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoppe 

Kleinert (Hannover) 
Kohn 

Dr.-Ing. Laermann 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 

Frau Dr, Segall 
Frau Seiler-Albring 
Wolfgramm (Göttingen) 


Enthalten 


SPD 

Bamberg 

Frau Blunck 

Conradi 

Duve 

Fiebig 

Frau Huber 

Jansen 

Klose 

Kühbacher 

Lutz 

Müller (Düsseldorf) 
Peter (Kassel) 

Dr. SchÖfberger 
Schreiner 
Dr. Struck 
Toetemeyer 


(C) 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 219. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 5. Juni 1986 


(A) 


Endgültiges Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 10/5599 II 2 


Abgegebene Stimmen; 419; davon 


ja: 

22 

nein: 

382 

enthalten: 

15 


Ja 


DIE GRÜNEN 

Bastian 

Bueb 

Frau Dann 
Frau Eid 

Fischer (Bad Hersfeld) 

Fritsch 

Frau Hönes 

Frau Kelly 

Mann 

Dr. Müller (Bremen) 

Schulte (Menden) 

Senfft 

Ströbele 

Suhr 

Tatge 

Tischer 

(B) Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 


Nein 


CDU/CSÜ 

Frau Augustin 

Austermann 

Bayha 

Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Berger (Berlin) 

Dr. Berners 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr, Blens 

Böhm (Melsungen) 

Dr. Bötsch 

Bohl 

Bohlsen 

Borchert 

Boroffka 

Braun 

Breuer 

Broll 

Brunner 

Bühler (Bruchsal) 

Buschbom 

Carstens (Emstek) 

Carstensen (Nordstrand) 

Clemens 

Dr. Czaja 

Dr. Daniels 

Frau Dempwolf 

Deres 


Dörflinger 

Dolata 

Doss 

Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 

Engelsberger 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 

Dr. Friedmann 
Funk 

Ganz (St. Wendel) 

Frau Geiger 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 

Glos 

Dr. Göhner 

Dr. Götz 

Götzer 

Günther 

Dr. Häfele 

von Hammerstein 

Hanz (Dahlen) 

Haungs 

Hauser (Krefeld) 

Frau Dr. Hellwig 

Helmrich 

Dr. Hennig 

Herkenrath 

Hinrichs 

Hinsken 

Höffkes 

Höpfinger 

Dr. Hofiacker 

Frau Hoffmann (Soltau) 

Dr. Hornhues 

Hornung 

Frau Hürland 

Dr. Hüsch 

Dr. Hupka 

Graf Huyn 

Jäger (Wangen) 

Jagoda 

Dr. Jahn (Münster) 

Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 

Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 

Klein (München) 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 


Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 

Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 

Dr. Lammert 

Landre 

Dr. Langner 

Lattmann 

Dr. Laufs 

Link (Diepholz) 

Link (Frankfurt) 

Linsmeier 

Lintner 

Dr. Lippold 

Löher 

Lohmann (Lüdenscheid) 

Dr. h. c. Lorenz 

Louven 

Lowack 

Maaß 

Frau Männle 
Magin 

Marschewski 
Metz 
Michels 
Dr. Miltner 
Milz 

Dr. Möller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 

Müller (Wesseling) 

Nelle 

Frau Dr. Neumeister 
Niegel 

Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Pesch 

Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 

Regenspurger 

Repnik 

Dr. Riedl (München) 

Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 

Frau Rönsch 
(Wiesbaden) 

Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 

Rühe 


Ruf 

Sauer (Salzgitter) 

Saurin 

Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 

Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 

Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 

(Idar-Oberstein) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 

Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 
Schulze (Berlin) 

Schwarz 

Dr, Schwerer 

Seehofer 

Seesing 

Seiters 

Dr. Freiherr 

Spies von Büllesheim 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 

Dr. Stavenhagen 

Dr. Stercken 

Stockhausen 

Dr. Stoltenberg 

Stommel 

Straßmeir 

Strube 

Stücklen 

Stutzer 

Susset 

Tillmann 

Dr. Todenhöfer 

Uldall 

Dr. Voigt (Northeim) 

Dr. Voss 
Dr. Waigel 

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr, Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weiß 

Werner (Ulm) 

Frau Will-Feld 
Wilz 

Wimmer (Neuss) 

Wissmann 

Dr. Wittmann 

Wittmann (Tännesberg) 

Würzbach 

Dr. Wulff 

Zink 
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(A) SPD 

Amling 

Dr. Apel 

Bachmaier 

Bahr 

Bamberg 

Bernrath 

Bindig 

Brandt 

Buckpesch 

Dr. von Bülow 

Buschfort 

Collet 

Curdt 

Frau Dr. Däubler-Gmelin 

Daubertshäuser 

Delorme 

Dr. Diederich (Berlin) 

Dreßler 

Egert 

Dr. Ehmke (Bonn) 

Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 

Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 

Frau Fuchs (Köln) 
Gansei 

Gerstl (Passau) 

Gilges 

Glombig 

Grunenberg 

Dr. Haack 

Haar 

Haehser 

. Hansen (Hamburg) 

Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 

(B) Heimann 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 

Horn 

Ibrügger 

Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 


Jaunich 
Dr. Jens 

Jung (Düsseldorf) 

Junghans 

Kastning 

Kiehm 

Kirschner 

Kisslinger 

Klein (Dieburg) 

Dr. Klejdzinski 

Kretkowski 

Dr. Kübler 

Kuhlwein 

Lennartz 

Leonhart 

Frau Dr. Lepsius 

Liedtke 

Löffler 

Lohmann (Witten) 

Frau Luuk 

Frau Dr. Martiny-Glotz 

Matthöfer 

Meininghaus 

Dr. Mertens (Bottrop) 

Dr. Mitzscherling 

Müller (Schweinfurt) 

Dr. Müller-Emmert 

Müntefering 

Nagel 

Nehm 

Neumann (Bramsche) 

Dr. Nöbel 

Frau Odendahl 

Paterna 

Pauli 

Dr. Penner 

Pfuhl 

Porzner 

Purps 

Ranker 

Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Rohde (Hannover) 
Sander 

Schäfer (Offenburg) 
Schanz 


Schlaga 
Frau Schmedt 
(Lengerich) 

Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 

Dr. Schmude 
Schröer (Mülheim) 

Dr. Schwenk (Stade) 
Sieler (Amberg) 

Frau Simonis 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk 

Dr. Sperling 

Stahl (Kempen) 

Steiner 

Frau Steinhauer 

Stiegler 

Stobbe 

Stockleben 

Frau Terborg 

Tietjen 

Frau Dr. Timm 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr, Vogel 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 

Vosen 

Waltemathe 

Walther 

Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 

Weisskirchen (Wiesloch) 

Dr. Wernitz 

Westphal 

Frau Weyel 

Dr. Wieczorek 

Wiefel 

von der Wiesche 

Wimmer (Neuötting) 

Witek 

Dr. de With 

Wolfram 

(Recklinghausen) 
Würtz 
Zander 
Zleitler 
Frau Zutt 


FDP 

Frau Dr. Adam- 
Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 

Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Grünbeck 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoppe 

Kleinert (Hannover) 
Kohn 

Dr.-Ihg. Laermann 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 

Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Wolfgramm (Göttingen) 

Enthalten 

SPD 

Frau Blunck 

Conradi 

Duve 

Fiebig 

Frau Huber 

Jansen 

Klose 

Kühbacher 

Lutz 

Müller (Düsseldorf) 
Peter (Kassel) 

Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Dr. Struck 
Toetemeyer 


(C) 
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(A) (C) 


Endgültiges Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 10/5600 


Abgegebene Stimmen; 

418; davon 

ja: 

21 

nein: 

382 

enthalten: 

15 


Ja 

DIE GRÜNEN 

Bastian 

Bueb 

Frau Dann 
Frau Eid 

Fischer (Bad Hersfeld) 

Fritsch 

Frau Hönes 

Frau Kelly 

Mann 

Dr. Müller (Bremen) 

Schulte (Menden) 

Senfft 

Ströbele 

Suhr 

Tatge 

Vogel (München) 

(B) Volmer 

Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeltler 


Nein 


CDU/CSU 

Frau Augustin 

Austermann 

Bayha 

Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Berger (Berlin) 

Dr. Berners 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 

Böhm (Melsungen) 

Dr. Bötsch 

Bohl 

Bohlsen 

Borchert 

Boroffka 

Braun 

Breuer 

Broll 

Brunner 

Bühler (Bruchsal) 

Buschbom 

Carstens (Emstek) 

Carstensen (Nordstrand) 

Clemens 

Dr. Czaja 

Dr. Daniels 

Frau Dempwolf 

Deres 


Dörflinger 

Dolata 

Doss 

Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 

Engelsberger 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 

Dr. Friedmann 
Funk 

Ganz (St. Wendel) 

Frau Geiger 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 

Glos 

Dr. Göhner 

Dr. Götz 

Götzer 

Günther 

Dr. Häfele 

von Hammerstein 

Hanz (Dahlen) 

Haungs 

Hauser (Krefeld) 

Frau Dr. Hellwig 

Helmrich 

Dr. Hennig 

Herkenrath 

Hinrichs 

Hinsken 

HÖffkes 

HÖpfinger 

Dr. Hoffacker 

Frau Hoffmann (Soltau) 

Dr. Hornhues 

Hornung 

Frau Hürland 

Dr. Hüsch 

Dr. Hupka 

Graf Huyn 

Jäger (Wangen) 

Jagoda 

Dr. Jahn (Münster) 

Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 

Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 

Klein (München) 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 


Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 

Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 

Dr. Lammert 

Landre 

Dr. Langner 

Lattmann 

Dr. Laufs 

Link (Diepholz) 

Link (Frankfurt) 

Linsmeier 

Lintner 

Dr. Lippold 

Löher 

Lohmann (Lüdenscheid) 

Dr. h. c. Lorenz 

Louven 

Lowack 

Maaß 

Frau Männle 
Magin 

Marschewski 
Metz 
Michels 
Dr. Miltner 
Milz 

Dr. Möller 
Müller (Remscheid) 
Müller fWadern) 

Müller (Wesseling) 

Nelle 

Frau Dr. Neumeister 
Niegel 

Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Pesch 

Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 

Regenspurger 

Repnik 

Dr. Riedl (München) 

Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 

Frau Rönsch 
(Wiesbaden) 

Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 

Rühe 


Ruf 

Sauer (Salzgitter) 

Saurin 

Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 

Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 

Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schn,eider 
( Idar-Ober stein) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 

Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 
Schulze (Berlin) 

Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 

Dr. Stavenhagen 

Dr. Stercken 

Stockhausen 

Dr. Stoltenberg 

Stommel 

Streißmeir 

Strube 

Stücklen 

Stutzer 

Susset 

Tillmann 

Dr. Todenhöfer 

Uldall 

Dr. Voigt (Northeim) 

Dr. Voss 
Dr. Waigel 

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weiß 

Werner (Ulm) 

Frau Will-Feld 
Wilz 

Wimmer (Neuss) 

Wissmann 

Dr. Wittmann 

Wittmann (Tännesberg) 

Würzbach 

Dr. Wulff 

Zink 


(D) 
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(A) SPD 

Amling 

Dr. Apel 

Bachmaier 

Bahr 

Bamberg 

Bernrath 

Bindig 

Brandt 

Buckpesch 

Dr. von Bülow 

Buschfort 

Collet 

Curdt 

Frau Dr. Däubler-Gmelin 

Daubertshäuser 

Delorme 

Dr. Dieder ich (Berlin) 

Dreßler 

Egert 

Dr, Ehmke (Bonn) 

Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 

Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 

Frau Fuchs (Köln) 
Gansei 

Gerstl (Passau) 

Gilges 

Glombig 

Grunenberg 

Dr. Haack 

Haar 

HaehÄer 

Hansen (Hamburg) 

Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 

(B) Heimann 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 

Horn 

Frau Huber 
Ibrügger 

Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 

Jaunich 


Dr. Jens 

Jung (Düsseldorf) 

Junghans 

Kastning 

Kiehm 

Kirschner 

Kisslinger 

Klein (Dieburg) 

Dr. Klejdzinski 

Kretkowski 

Dr. Kübler 

Kuhlwein 

Lennartz 

Leonhart 

Frau Dr. Lepsius 

Liedtke 

Löffler 

Lohmann (Witten) 

Frau Luuk 

Frau Dr. Martiny-Glotz 

Matthöfer 

Meininghaus 

Dr. Mertens (Bottrop) 

Dr. Mitzscherling 

Müller (Schweinlurt) 

Dr. Müller-Emmert 

Müntefering 

Nagel 

Nehm 

Neumann (Bramsche) 

Dr. Nöbel 

Frau Odendahl 

Paterna 

Pauli 

Dr. Penner 

Pfuhl 

Porzner 

Purps 

Ranker 

Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Rohde (Hannover) 
Sander 

Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Schlaga 
Frau Schmedt 
(Lengerich) 


Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 

Dr. Schmude 
Schröer (Mülheim) 

Dr. Schwenk (Stade) 
Sieler (Amberg) 

Frau Simonis 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk 

Dr. Sperling 

Stahl (Kempen) 

Steiner 

Frau Steinhauer 

Stiegler 

Stobbe 

Stockleben 

Frau Terborg 

Tietjen 

Frau Dr. Timm 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 

Vosen 

Waltemathe 

Walther 

Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 

Weisskirchen (Wiesloch) 

Dr. Wernitz 

Westphal 

Frau Weyel 

Dr. Wieczorek 

Wiefel 

von der Wiesche 

Wimmer (Neuötting) 

Witek 

Dr. de With 

Wolfram 

(Recklinghausen) 
Würtz 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 


FDP 

Frau Dr. Adam- 
Schwaetzer 


Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 

Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Grünbeck 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoppe 

Kleinert (Hannover) 
Kohn 

Dr.-Ing. Laermann 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 

Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Wolfgramm (Göttingen) 


Enthalten 


SPD 

Frau Blunck 

Conradi 

Duve 

Fiebig 

Jansen 

Klose 

Kühbacher 

Lutz 

Müller (Düsseldorf) 
Peter (Kassel) 

Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Dr. Struck 
Toetemeyer 


DIE GRÜNEN 

Tischer 
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(A) 


(C) 


Endgültiges Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Entschliefiungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 10/5601 


Abgegebene Stimmen: 

419; davon 

ja: 

22 

nein: 

383 

enthalten: 

14 


Ja 

DIE GRÜNEN 

Bastian 

Bueb 

Frau Dann 
Frau Eid 

Fischer (Bad Hersfeld) 

Fritsch 

Frau Hönes 

Frau Kelly 

Mann 

Dr. Müller (Bremen) 

Schulte (Menden) 

Senfft 

Ströbele 

Suhr 

Tatge 

Tischer 

(B) Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 


Nein 


CDU/CSU 

Frau Augustin 

Austermann 

Bayha 

Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Berger (Berlin) 

Dr, Berners 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 

Böhm (Melsungen) 

Dr. Bötsch 

Bohl 

Bohlsen 

Borchert 

Boroffka 

Braun 

Breuer 

Broll 

Brunner 

Bühler (Bruchsal) 

Buschbom 

Carstens (Emstek) 

Carstensen (Nordstrand) 

Clemens 

Dr. Czaja 

Dr. Daniels 

Frau Dempwolf 

Deres 


Dörflinger 

Dolata 

Doss 

Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 

Engelsberger 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 

Dr. Friedmann 
Funk 

Ganz (St. Wendel) 

Frau Geiger 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 

Glos 

Dr. Göhner , 

Dr. Götz 

Götzer 

Günther 

Dr. Häfele 

von Hammerstein 

Hanz (Dahlen) 

Haungs 

Hauser (Krefeld) 

Frau Dr. Hellwig 

Helmrich 

Dr. Hennig 

Herkenrath 

Hinrichs 

Hinsken 

Höffkes 

HÖpfinger 

Dr. Hofiacker 

Frau Hoffmann (Soltau) 

Dr. Hornhues 

Hornung 

Frau Hürland 

Dr. Hüsch 

Dr. Hupka 

Graf Huyn 

Jäger (Wangen) 

Jagoda 

Dr. Jahn (Münster) 

Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 

Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 

Klein (München) 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 


Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 

Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 

Dr. Lammert 
Landre 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Link (Diepholz) 

Link (Frankfurt) 

Linsmeier 

Lintner 

Dr. Lippold 

Löher 

Lohmann (Lüdenscheid) 

Dr. h. c. Lorenz 

Louven 

Lowack 

Maaß 

Frau Männle 
Magin 

Marschewski 
Metz 
Michels 
Dr. Miltner 
Milz 

Dr. Möller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 

Müller (Wesseling) 

Nelle 

Frau Dr. Neumeister 
Niegel 

Dr.-Ing. Oldenstadt 
Dr. Olderog 
Pesch 

Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
PÖppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 

Regenspurger 

Repnik 

Dr. Riedl (München) 

Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 

Frau Rönsch 
(Wiesbaden) 

Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 

Rühe 


Ruf 

Sauer (Salzgitter) 

Saurin 

Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 

Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 

Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 

Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr, Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 
Schulze (Berlin) 

Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 

Dr. Stavenhagen 

Dr. Stercken 

Stockhausen 

Dr. Stoltenberg 

Stommel 

Straßmeir 

Strube 

Stücklen 

Stutzer 

Susset 

Tillmann 

Dr. Todenhöfer 

Uldall 

Dr, Voigt (Northeim) 

Dr. Voss 
Dr. Waigel 

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weiß 

Werner (Ulm) 

Frau Will-Feld 
Wilz 

Wimmer (Neuss) 

Wissmann 

Dr. Wittmann 

Wittmann (Tännesberg) 

Würzbach 

Dr. Wulff 

Zink 


(D) 
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(A) SPD 

Amling 

Dr. Apel 

Bachmaier 

Bahr 

Bamberg 

Bernrath 

Bindig 

Brandt 

Buckpesch 

Dr. von Bülow 

Buschfort 

Collet 

Curdt 

Frau Dr. Däubler-Gmelin 

Daubertshäuser 

Delorme 

Dr. Diederich (Berlin) 

Dreßler 

Egert 

Dr. Ehmke (Bonn) 

Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 

Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 

Frau Fuchs (Köln) 
Gansei 

Gerstl (Passau) 

Gilges 

Glombig 

Grunenberg 

Dr, Haack 

Haar 

Haehser 

Hansen (Hamburg) 

Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 

(B) Heimann 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 

Horn 

Frau Huber 
Ibrügger 

Immer (Altenkirchen) 


Jahn (Marburg) 

Jaunich 

Dr. Jens 

Jung (Düsseldorf) 

Junghans 

Kastning 

Kiehm 

Kirschner 

Kisslinger 

Klein (Dieburg) 

Dr. Klejdzinski 

Kretkowski 

Dr. Kübler 

Kuhlwein 

Lennartz 

Leonhart 

Frau Dr. Lepsius 

Liedtke 

Löffler 

Lohmann (Witten) 

Frau Luuk 

Frau Dr. Marti ny-Glotz 

Matthöfer 

Meininghaus 

Dr. Mertens (Bottrop) 

Dr. Mitzscherling 

Müller (Schweinfurt) 

Dr. Müller-Emmert 

Müntefering 

Nagel 

Nehm 

Neumann (Bramsche) 

Dr. Nöbel 

Frau Odendahl 

Paterna 

Pauli 

Dr. Penner 

Pfuhl 

Porzner 

Purps 

Ranker 

Räpp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuschenbach 
Rohde (Hannover) 
Sander 

Schäfer (Offenburg) 


Schanz 
Schlaga 
Frau Schmedt 
(Lengerich) 

Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 

Dr. Schmude 
Schröer (Mülheim) 

Dr. Schwenk (Stade) 
Sieler (Amberg) 

Frau Simonis 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk 

Dr. Sperling 

Stahl (Kempen) 

Steiner 

Frau Steinhauer 

Stiegler 

Stobbe 

Stockleben 

Frau Terborg 

Tietjen 

Frau Dr. Timm 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 

Vosen 

Waltemathe 

Walther 

Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 

Weisskirchen (Wiesloch) 

Dr. Wernitz 

Westphal 

Frau Weyel 

Dr. Wieczorek 

Wiefel 

von der Wiesche 

Wimmer (Neuötting) 

Witek 

Dr. de With 

Wolfram 

(Recklinghausen) 
Würtz 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 


FDP 

Frau Dr. Adam- 
Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 

Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Grünbeck 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoppe 

Kleinert (Hannover) 
Kohn 

Dr.-Ing. Laermann ^ 

Mischnick 

Möllemann 

Neuhausen 

Paintner 

Ronneburger 

Dr. Rumpf 

Schäfer (Mainz) 

Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Wolfgramm (Göttingen) 


Enthalten 

SPD 

Frau Blunck 

Conradi 

Duve 

Fiebig 

Jansen 

Klose 

Kühbacher 

Lutz 

Müller (Düsseldorf) 
Peter (Kassel) 

Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Dr. Struck 
Toetemeyer 


(C) 
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Endgültiges Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 10/5602 


Abgegebene Stimmen: 

419; davon 

ja: 

23 

nein: 

382 

enthalten; 

14 


Ja 


SPD 

Peter (Kassel) 


DIE GRÜNEN 

Bastian 

Bueb 

Frau Dann 
Frau Eid 

Fischer (Bad Hersfeld) 

Fritsch 

Frau Hönes 

Frau Kelly 

Mann 

Dr. Müller (Bremen) 

Schulte (Menden) 

Senfft 

Ströbele 

Suhr 

Tatge 

Tischer 

Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeltler 


Nein 


CDU/CSU 

Frau Augustin 

Austermann 

Bayha 

Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Berger (Berlin) 

Dr. Berners 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 

Böhm (Melsungen) 

Dr. Bötsch 

Bohl 

Bohlsen 

Borchert 

Boroffka 

Braun 

Breuer 

Broll 

Brunner 

Bühler (Bruchsal) 
Buschbom 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 


Dr. Czaja 

Dr. Daniels 

Frau Dempwolf 

Deres 

Dörflinger 

Dolata 

Doss 

Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 

Engelsberger 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 

Dr. Friedmann 
Funk 

Ganz (St Wendel) 

Frau Geiger 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 

Glos 

Dr. Göhner 

Dr. Götz 

GÖtzer 

Günther 

Dr. Häfele 

von Hammerstein 

Hanz (Dahlen) 

Haungs 

Hauser (Krefeld) 

Frau Dr. Hellwig 

Helmrich 

Dr. Hennig 

Herkenrath 

Hinrichs 

Hinsken 

Höffkes 

Höpfinger 

Dr. Hoffacker 

Frau Hoffmann (Soltau) 

Dr. Hornhues 

Hornung 

Frau Hürland 

Dr. Hüsch 

Dr. Hupka 

Graf Huyn 

Jäger (Wangen) 

Jagoda 

Dr. Jahn (Münster) 

Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 

Kalisch 


Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 

Klein (München) 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 

Kolb 

Kraus 

Dr. Kreile 

Krey 

Kroil-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 

Dr. Lammert 

Landre 

Dr. Langner 

Lattmann 

Dr. Laufs 

Link (Diepholz) 

Link (Frankfurt) 

Linsmeier 

Lintner 

Dr. Lippold 

Löher 

Lohmann (Lüdenscheid) 

Dr. h. c. Lorenz 

Louven 

Lowack 

Maai} 

Frau Männle 
Magin 

Marschewski 
Metz 
Michels 
Dr. Miltner 
Milz 

Dr. Möller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 

Müller (Wesseling) 

Nelle 

Frau Dr. Neumeister 
Niegel 

Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Pesch 

Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 

Regenspurger 

Repnik 

Dr. Riedl (München) 

Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 

Frau Rönsch 
(Wiesbaden) 


Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 

Rühe 

Ruf 

Sauer (Salzgitter) 

Saurin 

Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 

Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 

Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 

(Idar-Oberstein) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 

Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 
Schulze (Berlin) 

Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 

Dr. Stavenhagen 

Dr. Stercken 

Stockhausen 

Dr. Stoltenberg 

Stommel 

Straßmeir 

Strube 

Stücklen 

Stutzer 

Susset 

Tillmann 

Dr. Todenhöfer 

Uldall 

Dr. Voigt (Northeim) 

Dr. Voss 
Dr. Waigel 

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weiß 

Werner (Ulm) 

Frau Will-Feld 
Wilz 
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(A) Wimmer (Neuss) 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zink 


Kettling 
Heyenn 
Killer (Lübeck) 

Korn 

Frau Kuber 
Ibrügger 

Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 

Jung (Düsseldorf) 

Junghans 

Kastning 

Kiehm 

Kirschner 

Kisslinger 

Klein (Dieburg) 

Dr. Klejdzinski 

Kretkowski 

Dr. Kübler 

Kuhlwein 

Lennartz 

Leonhart 

Frau Dr. Lepsius 

Liedtke 

Löffler 

Lohmann (Witten) 

Frau Luuk 

Frau Dr. Martiny-Glotz 

Matthöf er 

Meininghaus 

Dr. Mertens (Bottrop) 

Dr. Mitzscherling 

Müller (Schweinfurt) 

Dr. Müller-Emmert 

Müntefering 

Nagel 

Nehm 

Dr. Nöbel 

Frau Odendahl 

Paterna 

Pauli 

Dr. Penner 

Pfuhl 

Porzner 

Purps 

Ranker 

Rapp (Göppingen) 
Rappe (Kildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 


Reuschenbach 
Rohde (Kannover) 

Sander 

Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Schlaga 
Frau Schmedt 
(Lengerich) 

Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 

Dr. Schmude 
Schröer (Mülheim) 

Dr. Schwenk (Stade) 
Sieler (Amberg) 

Frau Simonis 

Frau Dr, Skarpelis-Sperk 

Dr. Sperling 

Stahl (Kempen) 

Steiner 

Frau Steinhauer 

Stiegler 

Stobbe 

Stockleben 

Frau Terborg 

Tietjen 

Frau Dr. Timm 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 

Vosen 

Waltemathe 

Walther 

Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 

Weisskifchen (Wies loch) 

Dr. Wernitz 

Westphal 

Frau Weyel 

Dr. Wieczorek 

Wiefel 

von der Wiesche 

Wimmer (Neuötting) 

Witek 

Dr. de With 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

Würtz 


(B) 


SPD 

Amling 

Dr. Apel 

Bachmaier 

Bahr 

Bamberg 

Bernrath 

Bindig 

Brandt 

Buckpesch 

Dr. von Bülow 

Buschfort 

Collet 

Curdt 

Frau Dr. Däubler-Gmelin 

Daubertshäuser 

Delorme 

Dr. Diederich (Berlin) 

Dreßler 

Egert 

Dr. Ehmke (Bonn) 

Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 

Fischer ^Komburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Kannover) 

Frau Fuchs (Köln) 
Gansei 

Gerstl (Passau) 

Gilges 

Glombig 

Grunenberg 

Dr. Kaack 

Kaar 

Kaehser 

Kansen (Kamburg) 

Fi"au Dr. Kartenstein 
Dr. Kauchler 
Keimann 
Keistermann 
Kerterich 


Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

FDP 

Frau Dr. Adam- 
Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 

Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Grünbeck 

Frau Dr. Kamm-Brücher 
Dr. Kaussmann 
Dr. Kirsch 
Koppe 

Kleinert (Kannover) 
Kohn 

Dr.‘Ing. Laermann 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 

Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Wolfgramm (Göttingen) 

Enthalten 

SPD 

Frau Blunck 

Conradi 

Duve 

Fiebig 

Jansen 

Klose 

Kühbacher 

Lutz 

Müller (Düsseldorf) 
Neumann (Bramsche) 
Dr, SchÖfberger 
Schreiner 
Dr. Struck 
Toetemeyer 
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(A) 


(C) 


Endgültiges Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 10/5ß03 


Abgegebene Stimmen: 

419; davon 

ja: 

24 

nein: 

382 

enthalten: 

13 


Ja 


SPD 

Peter (Kassel) 
Schreiner 

DIE GRÜNEN 

Bastian 

Bueb 

Frau Dann 
Frau Eid 

Fischer (Bad Hersfeld) 

Fritsch 

Frau Hönes 

Frau Kelly 

Mann 

Dr. Müller (Bremen) 
/ü\ Schulte (Menden) 

' ' Senfft 
Ströbele 
Suhr 
Tatge 
Tischer 

Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 


Nein 


CDU/CSU 

Frau Augustin 

Austermann 

Bayha 

Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Berger (Berlin) 

Dr. Berners 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 

Böhm (Melsungen) 

Dr. Bötsch 

Bohl 

Bohlsen 

Borchert 

Boroffka 

Braun 

Breuer 

Broll 

Brunner 

Bühler (Bruchsal) 
Buschbom 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 


Dr. Czaja 

Dr. Daniels 

Frau Dempwolf 

Deres 

Dörflinger 

Dolata 

Doss 

Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 

Engelsberger 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 

Dr. Friedmann 
Funk 

Ganz (St. Wendel) 

Frau Geiger 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 

Glos 

Dr. Göhner 

Dr. Götz 

Götzer 

Günther 

Dr. Häfele 

von Hammerstein 

Hanz (Dahlen) 

Haungs 

Hauser (Krefeld) 

Frau Dr. Hellwig 

Helmrich 

Dr. Hennig 

Herkenrath 

Hinrichs 

Hinsken 

Höffkes 

Höpfinger 

Dr. Hoffacker 

Frau Hoffmann (Soltau) 

Dr. Hornhues 

Hornung 

Frau Hürland 

Dr. Hüsch 

Dr. Hupka 

Graf Huyn 

Jäger (Wangen) 

Jagoda 

Dr, Jahn (Münster) 

Dr, Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 

Kalisch 


Dr.-Ing. Kansy 

Frau Roitzsch 

Frau Karwatzki 

(Quickborn) 

Keller 

Dr. Rose 

Klein (München) 

Rossmanith 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 

Roth (Gießen) 

Kolb 

Rühe 

Kraus 

Ruf 

Dr. Kreile 

Sauer (Salzgitter) 

Krey 

Saurin 

Kroll-Schlüter 

Sauter (Epfendorf) 

Dr. Kronenberg 

Sauter (Ichenhausen) 

Dr. Kunz (Weiden) 

Dr. Schäuble 

Dr. Lammert 

Scharrenbroich 

Landre 

Schartz (Trier) 

Dr. Langner 

Schemken 

Lattmann 

Scheu 

Dr. Laufs 

Schlottmann 

Link (Diepholz) 

Schmidbauer 

Link (Frankfurt) 

Schmitz (Baesweiler) 

Linsmeier 

von Schmude 

Lintner 

Schneider 

Dr. Lippold 

(Idar-Oberstein) 

Löher 

Freiherr von Schorlemei 

Lohmann (Lüdenscheid) 

Schreiber 

Dr. h. c. Lorenz 

Dr. Schroeder (Freiburg 

Louven 

Schulhoff 

Lowack 

Dr. Schulte 

Maaß 

(Schwäbisch Gmünd) 

Frau Männle 

Schulze (Berlin) 

Magin 

Schwarz 

Marschewski 

Dr. Schwörer 

Metz 

Seehofer 

Michels 

See sing 

Dr. Miltner 

Seiters 

Milz 

Dr. Freiherr 

Dr. Möller 

Spies von Büllesheim 

Müller (Remscheid) 

Dr. Sprung 

Müller (Wadern) 

Dr. Stark (Nürtingen) 

Müller (Wesseling) 

Dr. Stavenhagen 

Nelle 

Dr. Stercken 

Frau Dr. Neumeister 

Stockhausen 

Niegel 

Dr. Stoltenberg 

Dr.-Ing. Oldenstädt 

Stommel 

Dr. Olderog 

Straßmeir 

Pesch 

Strube 

Pfeffermann 

Stücklen 

Pfeifer 

Stutzer 

Dr. Pfennig 

Susset 

Dr. Pinger 

Tillmann 

Pöppl 

Dr. TodenhÖfer 

Pohlmann 

Uldall 

Dr. Pohlmeier 

Dr. Voigt (Northeim) 

Dr. Probst 

Dr. Voss 

Rawe 

Dr. Waigel 

Regenspurger 

Graf von Waldburg-Zeil 

Repnik 

Dr, Warrikoff 

Dr. Riedl (München) 

Dr. von Wartenberg 

Dr. Riesenhuber 

Weiß 

Rode (Wietzen) 

Werner (Ulm) 

Frau Rönsch 

Frau Will-Feld 

(Wiesbaden) 

Wilz 
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(A) Wimmer (Neuss) 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zink 


SPD 

Amling 

Dr. Apel 

Bachmaier 

Bahr 

Bamberg 

Bernrath 

Bindig 

Brandt 

Buckpesch 

Dr. von Bülow 

Buschfort 

Collet 

Curdt 

Frau Dr. Däubler^Gmelin 

Daubertshäuser 

Delorme 

Dr. Diederich (Berlin) 

Dreßler 

Egert 

Dr. Ehmke (Bonn) 

Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 

Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 

Frau Fuchs (Köln) 
Gansei 

(B) Gerstl (Passau) 

Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Dr. Haack 
^ Haar 
Haehser 

Hansen (Hamburg) 

Frau Dr. Hartenstein 
Heimann 
Heistermann 
Herterich 


Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 

Horn 

Frau Huber 
Ibrügger 

Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 

Jung (Düsseldorf) 

Junghans 

Kastning 

Kiehm 

Kirschner 

Kisslinger 

Klein (Dieburg) 

Dr. Klejdzinski 

Kretkowski 

Dr. Kübler 

Kuhlwein 

Lennartz 

Leonhart 

Frau Dr. Lepsius 

Liedtke 

Löffler 

Lohmann (Witten) 

Frau Luuk 

Frau Dr. Martiny-Glotz 

Matthöfer 

Meininghaus 

Dr. Mertens (Bottrop) 

Dr. Mitzscherling 

Müller (Schweinfurt) 

Dr. Müller-Emmert 

Müntefering 

Nagel 

Nehm 

Neumann (Bramsche) 

Dr. Nobel 

Frau Odendahl 

Paterna 

Pauli 

Dr. Penner 

Pfuhl 

Porzner 

Purps 

Ranker 

Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 


Reuschenbach 
Rohde (Hannover) 
Sander 

Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Schlaga 
Frau Schmedt 
(Lengerich) 

Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 

Dr. Schmude 
Schröer (Mülheim) 

Dr. Schwenk (Stade) 
Sieler (Amberg) 

Frau Simonis 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk 

Dr. Sperling 

Stahl (Kempen) 

Steiner 

Frau Steinhauer 

Stiegler 

Stobbe 

Stockleben 

Frau Terborg 

Tietjen 

Frau Dr. Timm 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 

Vosen 

Waltemathe 

Walther 

Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 

Weisskirchen (Wiesloch) 

Dr. Wernitz 

Westphal 

Frau Weyel 

Dr. Wieczorek 

Wiefel 

von der Wiesche 

Wimmer (Neuötting) 

Witek 

Dr. de With 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

Würtz 

Zander 


Zeltler 
Frau Zutt 


FDP 

Frau Dr. Adam- 
Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 

Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Grünbeck 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoppe 

Kleinert (Hannover) 
Kohn 

Dr.-Ing. Laermann 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 

Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Wolfgramm (Göttingen) 


Enthalten 

SPD 

Frau Blunck 
Conradi 
Duve 
Fiebig 

Dr. Hauchler 

Jansen 

Klose 

Kühbacher 

Lutz 

Müller (Düsseldorf) 
Dr. SchÖfberger 
Dr. Struck 
Toetemeyer 
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(A) 


(C) 


Endgültiges Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 10/5604 


Abgegebene Stimmen: 419; davon 


Ja: 

24 

nein: 

382 

enthalten: 

13 


Ja 


SPD 

Peter (Kassel) 
Schreiner 

DIE GRÜNEN 

Bastian 

Bueb 

Frau Dann 
Frau Eid 

Fischer (Bad Hersfeld) 

Fritsch 

Frau Hönes 

Frau Kelly 

Mann 

Dr. Müller (Bremen) 
/t>\ Schulte (Menden) 

' ^ Senfft 
Ströbele 
Suhr 
Tatge 
Tischer 

Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner ^Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeltler 


Nein 


CDÜ/CSÜ 

Frau Augustin 

Austermann 

Bayha 

Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Berger (Berlin) 

Dr. Berners 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 

Böhm (Melsungen) 

Dr. Bötsch 

Bohl 

Bohlsen 

Borchert 

Boroffka 

Braun 

Breuer 

Broll 

Brunner 

Bühler (Bruchsal) 
Buschbom 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 


Dr. Czaja 

Dr. Daniels 

Frau Dempwolf 

Deres 

Dörflinger 

Dolata 

Doss 

Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 

Engelsberger 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 

Dr. Friedmann 
Funk 

Ganz (St. Wendel) 

Frau Geiger 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 

Glos 

Dr. GÖhner 

Dr. Götz 

Götzer 

Günther 

Dr. Häfele 

von Hammerstein 

Hanz (Dahlen) 

Haungs 

Hauser (Krefeld) 

Frau Dr. Hellwig 

Helmrich 

Dr. Hennig 

Herkenrath 

Hinrichs 

Hinsken 

Höffkes 

Höpfinger 

Dr. Hoffacker 

Frau Hoffmann (Soltau) 

Dr. Hornhues 

Hornung 

Frau Hürland 

Dr. Hüsch 

Dr. Hupka 

Graf Huyn 

Jäger (Wangen) 

Jagoda 

Dr. Jahn (Münster) 

Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 

Kalisch 


Dr.-Ing, Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 

Klein (München) 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 

Kolb 

Kraus 

Dr. Kreile 

Krey 

Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 

Dr. Lammert 
Landre 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Link (Diepholz) 

Link (Frankfurt) 

Linsmeier 

Lintner 

Dr. Lippold 

Löher 

Lohmann (Lüdenscheid) 

Dr. h. c. Lorenz 

Louven 

Lowack 

Maaß 

Frau Männle 
Magin 

Marschewski 
Metz 
Michels 
Dr. Miltner 
Milz 

Dr. Möller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 

Müller (Wesseling) 

Nelle 

Frau Dr. Neumeister 
Niegel 

Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Pesch 

Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 

Regenspurger 

Repnik 

Dr. Riedl (München) 

Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 

Frau Rönsch 
(Wiesbaden) 


Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 

Rühe 

Ruf 

Sauer (Salzgitter) 

Saurin 

Sauter lEpfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 

Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 

Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 

(Idar-Oberstein) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 

Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 
Schulze (Berlin) 

Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 

Dr. Stavenhagen 

Dr. Stercken 

Stockhausen 

Dr. Stoltenberg 

Stommel 

Straßmeir 

l^rube 

Stücklen 

Stutzer 

Susset 

Tillmann 

Dr. Todenhöfer 

Uldall 

Dr. Voigt (Northeim) 

Dr. Voss 
Dr. Waigel 

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Dr, von Wartenberg 
Weiß 

Werner (Ulm) 

Frau Will-Feld 
Wilz 


(D) 
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(A) Wimmer (Neuss) 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Würzbach 
Dr, Wulff 
Zink 


SPD 

Amling 

Dr. Apel 

Bachmaier 

Bahr 

Bamberg 

Bernrath 

Bindig 

Brandt 

Buckpesch 

Dr. von Bülow 

Buschfort 

Collet 

Curdt 

Frau Dr. Däubler-Gmelin 

Daubertshäuser 

Delorme 

Dr. Diederich (Berlin) 

Dreßler 

Egert 

Dr. Ehmke (Bonn) 

Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 

Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 

Frau Fuchs (Köln) 
Gansei 

Gerstl (Passau) 

(B) Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haar 
Haehser 

Hansen (Hamburg) 

Frau Dr, Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Heimann 
Heistermann 
Herterich 


Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 

Horn 

Frau Huber 
Ibrügger 

Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 

Jung (Düsseldorf) 

Junghans 

Kiehm 

Kirschner 

Kisslinger 

Klein (Dieburg) 

Dr. Klejdzinski 

Kretkowski 

Dr. Kübler 

Kuhlwein 

Lennartz 

Leonhart 

Frau Dr. Lepsius 

Liedtke 

Löffler 

Lohmann (Witten) 

Frau Luuk 

Frau Dr. Martiny-Glotz 

Matthöf er 

Meininghaus 

Dr, Mertens (Bottrop) 

Dr. Mitzscherling 

Müller (Schweinfurt) 

Dr. Müller-Emmert 

Müntefering 

Nagel 

Nehm 

Neumann (Bramsche) 

Dr. Nöbel 

Frau Odendahl 

Paterna 

Pauli 

Dr. Penner 

Pfuhl 

Porzner 

Purps 

Ranker 

Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 


Reuschenbach 
Rohde (Hannover) 
Sander 

Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Schlaga 
Frau Schmedt 
(Lengerich) 

Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 

Dr. Schmude 
Schröer (Mülheim) 

Dr. Schwenk (Stade) 
Sieler (Amberg) 

Frau Simonis 

Frau Dr. SkarpeliS'Sperk 

Dr. Sperling 

Stahl (Kempen) 

Steiner 

Frau Steinhauer 

Stiegler 

Stobbe 

Stockleben 

Frau Terborg 

Tietjen 

Frau Dr. Timm 
Frau '^aupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 

Vosen 

Waltemathe 

Walther 

Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 

Weisskirchen (Wiesloch) 

Dr. Wernitz 

Westphal 

Frau Weyel 

Dr. Wieczorek 

Wiefel 

von der Wiesche 

Wimmer (Neuötting) 

Witek 

Dr. de With 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

Würtz 


Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

FDP 

Frau Dr. Adam- 
Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 

Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Grünbeck 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoppe 

Kleinert (Hannover) 
Kohn 

Dr.-Ing. Laermann 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 

Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Wolfgramm (Göttingen) 


Enthalten 

SPD 

Frau Blunck 

Conradi 

Duve 

Fiebig 

Jansen 

Kastning 

Klose 

Kühbacher 

Lutz 

Müller (Düsseldorf) 
Dr. Schöfberger 
Dr. Struck 
Toetemeyer 
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(A) 


Endgültiges Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 10/5610 


Abgegebene Stimmen: 421; davon 
ja: 165 

nein: 252 

enthalten: 4 


Ja 


SPD 

Amling 

Dr. Apel 

Bachmaier 

Bahr 

Bamberg 

Bernrath 

Bindig 

Frau Blunck 

Brandt 

Buckpesch 

Dr. von Bülow 

Buschfort 

Collet 

Conradi 

Curdt 

Frau Dr. Däubler-Gmelin 
(B) Daubertshäuser 
Delorme 

Dr. Diederich (Berlin) 

Dreßler 

Duve 

Egert 

Dr. Ehmke (Bopn) 

Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 
Fiebig 

Fischer f Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 

Frau Fuchs (Köln) 

Frau Fuchs (Verl) 

Gansei 

Gerstl (Passau) 

Gilges 

Glombig 

Grunenberg 

Dr. Haack 

Haar 

Haehser 

Hansen (Hamburg) 

Frau Dr. Hartenstein 

Dr. Hauchler 

Heimann 

Heistermann 

Herterich 

Hettling 

Heyenn 

Hiller (Lübeck) 

Horn 

Frau Huber 
Ibrügger 

Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 

Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 


Jung (Düsseldorf) 

Junghans 

Jungmann 

Kastning 

Kiehm 

Kirschner 

Kisslinger 

Klein (Dieburg) 

Dr. Klejdzinski 
Klose 

Kretkowski 

Dr. Kübler 

Kuhlwein 

Lennartz 

Leonhart 

Frau Dr. Lepsius 

Liedtke 

Löffler 

Lohmann (Witten) 

Lutz 

Frau Luuk 

Frau Dr. Martiny-Glotz 

Matthöfer 

Meininghaus 

Dr. Mertens (Bottrop) 

Dr. Mitzscherling 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 

Dr, Müller-Emmert 

Müntefering 

Nagel 

Nehm 

Neumann (Bramsche) 

Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Paterna 
Pauli 

Dr. Penner 
Peter (Kassel) 

Pfuhl 

Porzner 

Purps 

Ranker 

Rapp (Göppingen) 

Rappe (Hildesheim) 

Reimann 

Frau Renger 

Reschke 

Reuschenbach 

Rohde (Hannover) 

Sander 

Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Schlaga 
Frau Schmedt 
(Lengerich) 

Dr, Schmidt (Gellersen) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 

Dr. Schmude 
Dr. SchÖfberger 


Schreiner 
Schröer (Mülheim) 

Dr. Schwenk (Stade) 
Sieler (Amberg) 

Frau Simonis 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk 

Dr. Sperling 

Stahl (Kempen) 

Steiner 

Frau Steinhauer 

Stiegler 

Stobbe 

Stockleben 

Dr. Struck 

Frau Terborg 

Tietjen 

Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 

Vosen 

Waltemathe 

Walther 

Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 

Weisskirchen (Wiesloch) 

Dr. Wernitz 

Westphal 

Frau Weyel 

Dr. Wieczorek 

Wiefel 

von der Wiesche 

Wimmer (Neuötting) 

Witek 

Dr. de With 

Wolfram 

(Recklinghausen) 
Würtz 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

DIE GRÜNEN 

Tischer 


Nein 


CDU/CSU 

Frau Augustin 

Austermann 

Bayha 

Dr, Becker (Frankfurt) 
Frau Berger (Berlin) 
Dr. Berners 


Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 

Böhm (Melsungen) 

Dr. Bötsch 

Bohl 

Bohlsen 

Borchert 

Boroffka 

Braun 

Breuer 

Broll 

Brunner 

Bühler (Bruchsal) 

Buschbom 

Carstens (Emstek) 

Carstensen (Nordstrand) 

Clemens 

Dr. Czaja 

Dr. Daniels 

Frau Dempwolf 

Deres 

Dörflinger 

Dolata 

Doss 

Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 

Engelsberger 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 

Dr. Friedmann 
Funk 

Ganz (St. Wendel) 

Frau Geiger 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 

Glos 

Dr. Göhner 

Dr. Götz 

Götzer 

Günther 

Dr. Häfele 

von Hammerstein 

Hanz (Dahlen) 

Haungs 

Hauser (Krefeld) 

Frau Dr. Hellwig 

Helmrich 

Dr. Hennig 

Herkenrath 

Hinrichs 

Hinsken 
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Höffkes 

Höpfinger 

Dr. Hoffacker 

Frau Hoffmann (Soltau) 

Dr. Hornhues 

Hornung 

Frau Hürland 

Dr. Hüsch 

Dr. Hupka 

Graf Huyn 

Jäger (Wangen) 

Jagoda 

Dr. Jahn (Münster) 

Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 

Kalisch 
pr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 

Klein (München) 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 

Kolb 

Kraus 

Dr. Kreile 

Krey 

Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 

Dr. Lammert 

Landre 

Dr. Langner 

Lattmann 

Dr. Laufs 

Link (Diepholz) 

Link (Frankfurt) 

Linsmeier 

Lintner 

Dr. Lippold 

Löher 

Lohmann (Lüdenscheid) 

Dr. h. c. Lorenz 

Louven 

Lowack 

Maaß 

Frau Männle 
Magin 

Marschewski 
Metz 
Michels 
Dr. Miltner 
Milz 

Dr. Möller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 


Müller (Wesseling) 

Nelle 

Frau Dr. Neumeister 
Niegel 

Dr.-Ing. Oldenstadt 
Dr. Olderog 
Pesch 

Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 

Regenspurger 

Repnik 

Dr. Riedl (München) 

Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 

Frau Rönsch 
(Wiesbaden) 

Frau Roitzsch 
(Quickborn) 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 

Rühe 

Ruf 

Sauer (Salzgitter) 

Saurin 

Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 

Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 

Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 

(Idar>Ober stein) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 

Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 
Schulze (Berlin) 

Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 


Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Dr. Stoltenberg 
Stommel 
Straßmeir 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 

Dr. Voigt (Northeim) 

Dr. Voss 
Dr. Waigel 

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weiß 

Werner (Ulm) 

Frau Will' Feld 
Wilz 

Wimmer (Neuss) 

Wissmann 

Dr. Wittmann 

Wittmann (Tännesberg) 

Würzbach 

Dr. Wulff 

Zink 


FDP 

Frau Dr. Adam- 
Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 

Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Grünbeck 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoppe 


Kleinert (Hannover) 
Kohn 

Dr.-Ing. Laermann 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 

Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Wolfgramm (Göttingen) 


DIE GRÜNEN 

Bueb 

Frau Dann 
Frau Eid 

Fischer (Bad Hersfeld) 

Fritsch 

Frau Hönes 

Frau Kelly 

Dr, Müller (Bremen) 

Schulte (Menden) 

Senfft 

Suhr 

Tatge 

Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeltler 


Enthalten 


CDU/CSU 
Dr. Rose 


SPD 

Kühbacher 


DIE GRÜNEN 

Bastian 

Mann 
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